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I.  Finanz-  und  Wirtschaftslage  vor  dem  Kriege. 

§  1.  Industrielle  und  wirtschaftliche  Konjunktur. 

Vor  etlichen  Jahren  ist  auch  bei  uns  der  Satz  geprägt 
worden,  daß  die  Volkswirtschaft  der  Schweiz  an  dem  Punkte 
angelangt  sei,  wo  eine  entschiedene  Schwenkung  stattzufin¬ 
den  habe.  Es  sei  die  höchste  Zeit,  daß  Volk  und  Behörden 
sich  auf  die  natürlichen  Grundlagen  unserer  Volkswirtschaft 
besinnen  und  wieder  besser  darauf  einrichten,  bei  Gefahr 
nicht  nur  des  Niederganges  unserer  Volkswirtschaft,  sondern 
darüber  hinaus  des  fortschreitenden  Zerfalles  unserer  besten 
Volkskraft  und  der  Lockerung  aller  heilsamen  Bande  von 
Zucht  und  Ordnung.  Insonderheit  müsse  unser  starkes  Enga¬ 
gement  auf  dem  Weltmärkte,  und  die  damit  verbundene  Ab¬ 
hängigkeit  vom  Auslande  wieder  gelöst  werden,  dadurch,  daß 
wir  uns  wieder  mehr  als  bisher  breit  und  fest  auf  die  eigenen 
Füße  stellen  und  statt  der  Exportproduktion  die  Arbeit  für 
den  heimischen  Markt  vor  allem  pflegen  und  sie  zugleich 
vor  dem  Anprall  der  Konkurrenz  von  außen  schützen. 

Wenn  dieser  Satz  unter  gewissen  Vorbehalten  Anspruch 
erheben  darf,  teilweise  richtig  zu  sein,  so  liegt  doch 
darin  eine  jener  großen  Übertreibungen,  die  das  Weltgesche¬ 
hen  nach  den  Zufälligkeiten  der  Tageserscheinungen  beur¬ 
teilen,  die  mit  andern  Worten  die  Zusammenhänge,  die  sich 
in  jahrelanger  Entwicklung  herausgebildet  haben,  absichtlich 
übersehen,  oder  ihnen  keine  Bedeutung  zumessen  wollen.  Der 
größte  wirtschaftliche  Prozeß,  neben  der  Arbeiterfrage  viel¬ 
leicht  die  bedeutendste  gesellschaftliche  Erscheinung  der 
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letzten  100  Jahre,  ist  zweifellos  die  sog.  „Industrialisierung“ 
unserer  Volkswirtschaft.  Wir  verstehen  darunter  im  weite¬ 
sten  Sinne  alle  jene  wirtschaftlichen,  sozialen  und  politischen 
Faktoren,  die  die  ursprünglich  rein  landwirtschaftliche  Pro¬ 
duktion  derart  umgestaltet  haben,  daß  das  Schwergewicht 
der  nationalen  Betätigung  sich  gewaltig  nach  der  Seite  der 
Industrie  verschoben  hat. 

Fünf  Faktoren  kommen  u.  E.  dafür  in  Frage: 

1.  Das  Zurückdrängen  der  Landwirtschaft.  2.  ein  ge¬ 
steigertes  Tempo  des  Eintrittes  unserer  wirtschaftlichen 
Tätigkeit  in  die  internationale  Arbeitsteilung.  3.  und  4.  ein 
zunehmender  Urbanisierungs-  und  Proletarisierungsprozeß. 
5.  die  wirtschaftliche  und  politische  Überfremdung. 

Gehen  wir  den  Ursachen  dieser  auffallenden  Erscheinun¬ 
gen  nach,  so  zeigen  uns  vor  allem  die  Ergebnisse  der  eidg. 
Volkszählungen  folgendes:  Um  die  Mitte  des  vorigen  Jahr¬ 
hunderts1)  fand  etwas  mehr  als  die  Hälfte  der  Bevölkerung 
ihr  Auskommen  in  der  Urproduktion,  die  Industrie  ernährte 
damals  nicht  ganz  2/5  der  Einwohnerschaft,  Handel  und  Ver¬ 
kehr  im  ganzen  6,8  %•  Nach  der  Volkszählung  von  1910 
erhält  man  nun  ein  ganz  anderes  Bild.  An  die  erste  Stelle 
tritt  die  Industrie  mit  47,78  %  während  zur  Landwirtschaft 
nur  noch  28,53  %  gehören  und  17,1  %  von  der  Betätigung  in 
Handel  und  Verkehr  leben.  Dabei  ist  nicht  außer  Acht  zu 
lassen,  daß  die  Vermehrung  der  Bevölkerung  innerhalb  dieser 
Zeit  ca.  62  %  ausmacht,  und  daß  der  Rückgang  der  Land¬ 
wirtschaft  nicht  nur  ein  relativer  sondern  auch  ein  absoluter 
ist.  Im  Iahre  1860  zählte  man  in  der  Landwirtschaft  508,000 
Personen,  1910  nur  noch  483,000.  In  der  Industrie  dagegen 
stieg  die  Zahl  von  457,000  auf  809,000. 

Hand  in  Hand  mit  der  äußern  beruflichen  Verschiebung 
nach  der  Seite  der  industriellen  Fabrikarbeit,  geht  innerhalb 
der  landwirtschaftlichen  Tätigkeit  selbst  eine  innere  Um¬ 
gestaltung  in  der  Produktionsrichtung.  Die  wachsende  Ver- 

*)  Vergl.  Ergebnis  der  Volkszählung  von  1850. 
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billigung  des  Getreides  auf  dem  Weltmärkte,  die  durch  ein 
stark  ausgebautes  Verkehrsnetz  möglich  geworden  war,  hat 
unsere  einheimische  Getreideproduktion  unrentabel  gemacht. 
Sie  vermochte  mit  der  rasch  zunehmenden  Bevölkerung  nicht 
mehr  Schritt  zu  halten,  sondern  unaufhaltsam  drängte  sie 
einen  Bruchteil  der  Einwohner,  denen  sie  nicht  mehr  genügen 
konnte,  zu  anderer  Betätigung  und  anderem  Einkommen.  Die 
zunehmende  Verschlechterung  der  Existenzbedingungen  des 
Getreidebaues  vermochten  unsere  Landwirte  auf  die  Dauer 
nicht  zu  ertragen,  und  immer  ausgesprochener  wandten  sie 
sich  dem  Futterbau  und  der  Milchwirtschaft  zu. 

Doch  hierin  liegt  bereits  der  Keim  versteckt,  der  später 
zum  modernen  Industriestaate  auswachsen  muß. 

Solange  in  einem  Staate  die  eigene  Landwirtschaft  die 
heimische  Bevölkerung  noch  genügend  mit  Nahrungsmitteln 
zu  versorgen  vermag  und  darüber  hinaus  die  Überschüsse 
andern  Ländern  zuführt,  ist  die  Wirtschaftspolitik  noch  nicht 
vor  diese  Fragen  gestellt.  Mag  die  Verflechtung  mit  der  Welt¬ 
wirtschaft  eine  größere  sein,  wie  bei  den  heute  exportieren¬ 
den  Agrarstaaten  oder  eine  losere,  mag  überhaupt  eine  solche 
Einbeziehung  in  die  Weltwirtschaft  noch  nicht  vorhanden 
sein,  wie  bei  den  Ackerbaustaaten  des  17.  und  18-  Jahrhun¬ 
derts,  so  kann  doch  niemals  eine  industrielle  Vormachtstel¬ 
lung  solcher  Staaten  glücken.  Die  Landwirtschaft  wird  stets 
die  ihr  gebührende  erste  Stelle  behaupten,  weil  dadurch  die 
Ernährungsmöglichkeit  der  Bevölkerung  dauernd  gesichert 
ist. 

Ein  Staat,  dessen  Bevölkerung  jedoch  über  den  Nahrungs¬ 
mittelspielraum  des  eigenen  Grund  und  Bodens  hinausge¬ 
wachsen  ist,  der,  um  leben  zu  können,  Lebensmittel  und  Roh¬ 
stoffe  einführen  muß,  und  diese  nach  Verarbeitung  als  Fertig¬ 
fabrikate  wieder  ins  Ausland  exportiert,  ist  zum  Industrie¬ 
staate  geworden. 

Es  ist  daher  durchaus  kein  Zufall,  daß  diese  Probleme 
zuerst  in  England  aufgetaucht  sind.  Darauf  haben  bereits 
Ad.  Smith  und  Ricardo  hingewiesen,  denn  England  war  das 
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Land,  dessen  Bevölkerung  zuerst  den  Grenzen  seiner  Nah¬ 
rungsmittelproduktion  entwachsen  ist.  England  ist  als  erster 
Staat  völlig  industrialisiert  in  die  Weltwirtschaft  hineinge¬ 
zogen  worden.  Hier  wurde  zuerst  jene  Frage  brennend:  Wie 
hat  sich  der  Staat  zu  der  beginnenden  Verflechtung  mit  der 
Weltwirtschaft  zu  stellen,  ist  die  Rohstoff-,  insonderheit  die 
Nahrungsmittelzufuhr  aus  andern  Ländern  uneingeschränkt 
geboten,  oder  hat  nach  wie  vor  die  Bevölkerung  sich  mit  den 
heimischen  Bodenprodukten  zu  begnügen?  Ist  das  erstre¬ 
benswerte  Ziel  der  modernen  Industriestaaten  die  weitge¬ 
hende  Verflechtung  in  die  Weltwirtschaft  und  möglichste 
Anpassung  an  die  Weltmarktlage,  oder  soll  sich  der  Staat  so 
weit  wie  nur  immer  tunlich  selbst  genügen  und  möglichst  un¬ 
abhängig  von  der  Weltwirtschaft  halten? 

Es  liegt  nun  aber  außerhalb  des  Rahmens  dieser  Arbeit, 
festzustellen,  welche  Vor-  oder  Nachteile  in  einem  solchen 
Zustande  für  unser  Land  liegen,  oder  für  eine  Weiterentwick¬ 
lung  auf  dem  begangenen  Wege  oder  eine  Rückbildung  ein¬ 
zutreten.  Wir  begnügen  uns  mit  der  Feststellung,  daß  unser 
Land  seit  Beginn  des  20.  Jahrhunderts  in  zusehends  gestei¬ 
gertem  Maße  diesen  Umbildungsprozeß  in  seiner  wirtschaft¬ 
lichen  Struktur  mitgemacht  hat,  und  an  jenem  Punkte  ange¬ 
langt  ist,  von  wo  aus  Warnrufe  wie  „industrielle  Götterdäm¬ 
merung“1)  ertönt  sind. 

Mit  dieser  Entwicklung  zum  ausgesprochenen  Industrie¬ 
staate  ist  untrennbar  verknüpft  eine  stetig  wachsende  Ver¬ 
kettung  mit  den  Wirtschaften  unserer  Nachbarstaaten,  ja 
noch  mehr,  ein  bedingungsloser  Eintritt  in  die  Wechselwir¬ 
kungen  der  gesamten  Weltwirtschaft. 

Freilich  waren  die  Schwierigkeiten,  die  das  Land  bei  der 
gewaltigen  Produktionsverschiebung  zu  überwinden  hatte, 
sehr  groß-  Im  Gegensatz  zu  den  rohstoffproduzierenden  Län¬ 
dern,  wie  England  und  Deutschland,  fehlten  ja  der  Schweiz 

1)  Hildebrand  Bruno:  Die  Erschütterung  der  Industrieherrschaft, 
Jena  1910.  pag.  187. 
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die  dringendsten  Voraussetzungen,  die  allein  ein  Aufkommen 
einer  starken  Industrie  auf  Kosten  einer  jahrhundertealten 
Landwirtschaft  möglich  erscheinen  ließen.  Der  Mangel  an 
Rohstoffen,  die  geographische  Lage  des  Landes  als  ausge¬ 
sprochener  Binnenstaat,  die  Schwierigkeit  der  Herbeiziehung 
genügender  und  geschulter  Arbeitskräfte  und  die  dadurch 
erforderliche  größere  Kapitalinvestierung  ließen  zum  vorne- 
herein  an  eine  Massenfabrikation  bei  industrieller  Tätigkeit 
nicht  denken.  Die  Exportindustrie  der  Schweiz  hat,  durch 
diese  Verhältnisse  gezwungen,  ihre  Richtung  in  der  Schaf¬ 
fung  einer  auf  großer  Absatzbasis  beruhenden  Qualitätsindu¬ 
strie  nehmen  müssen. 

Dazu  war  nun  freilich  eine  der  hauptsächlichsten  Voraus¬ 
setzungen  durchaus  gegeben. 

In  den  meisten  Qualitätsindustrien  läßt  sich  feststellen, 
daß  wirklich  tüchtige  Leistungen  nur  von  einem  Arbeiterstand 
erzielt  werden,  der  lange  ausschließlich  in  einem  Spezial¬ 
zweige  beschäftigt  war,  und  daß  es  sich  sogar  als  sehr  wert¬ 
voll  erweist,  wenn  in  gewissen  Ortschaften  und  Bezirken 
mehrere  Generationen  hindurch  ein  besonderer  Zweig  von 
Gewerbetätigkeit  gepflegt  worden  ist. 

Dieses  Verwachsensein  von  Bevölkerung  und  besonderer 
Gewerbetätigkeit  läßt  sich  nun  für  einen  Teil  unserer  heutigen 
Exportindustrie  (Stickerei  und  Strohflechterei)  sehr  leicht 
feststellen,  und  zwar  in  der  Weise,  daß  neben  der  Hauptbe¬ 
schäftigung,  der  Landwirtschaft,  die  nebenberufliche  Tätigkeit 
in  der  Form  der  Hausindustrie  einhergegangen  ist. 

Mit  der  räumlichen  Ausdehnung  der  Fabrikbetriebe  seit 
den  1850er  und  1860er  Jahren  hat  freilich  die  Hausindustrie 
an  Bedeutung  stark  verloren,  und  sich  mehr  und  mehr  auf  die 
Höhensiedelungen  beschränken  müssen.  Das  Bedürfnis  nach 
zahlreichen  Arbeitskräften,  günstigeren  Transportverhältnis¬ 
sen  sowie  ausgedehnten  Verkaufs-  und  Einkaufsorganisatio- 
nen  hat  mehr  und  mehr  das  Schwergewicht  industrieller  Tä¬ 
tigkeit  nach  den  großem  Verkehrszentren  verlegt.  An  der 
Peripherie  der  Städte  sehen  wir  somit  im  letzten  Viertel  des 
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19.  Jahrhunderts  unsere  Großindustrie  sich  kräftig  entwik- 
keln.  Damit  ist  aber  eine  neue  Seite  der  heutigen  sozialen 
Frage,  und  nicht  die  unbedeutendste,  entstanden. 

Jede  Erweiterung,  und  ebenso  jede  Neugründung  von  in¬ 
dustriellen  Unternehmungen  mußte  in  sich  schon  den  Keim 
eines  zunehmenden  Wachstums  der  in  den  Städten  wohnen¬ 
den  Arbeiterbevölkerung  tragen.  Aus  dieser  Agglomerierung 
unserer  Industrie  in  und  um  die  Städte  ist  jener  Proletari- 
sierungs-  und  Urbanisierungsprozeß  entstanden,  eine  örtlich 
und  zeitlich  zusammenfallende  Erscheinung  der  Industriali¬ 
sierung,  ein  Teilstück  der  heutigen  sozialen  Frage,  das  bei 
der  Beurteilung  des  ganzen  Industrieproblems  eine  nicht  un¬ 
bedeutende  Rolle  spielt. 

Schließlich  noch  der  letzte  Punkt.  Vermochte  die  Schweiz 
früher  ihren  Bevölkerungsnachwuchs  nicht  mehr  zu  ernähren, 
so  hat  die  Industrie  in  kurzer  Zeit  eine  derartige  Entfaltung 
angenommen,  daß  die  einheimischen  Arbeitskräfte  nicht  mehr 
ausreichten,  daß  die  Schweiz  von  einem  Auswandererland  zu 
einem  Einwandererland  geworden  ist,  und  die  geradezu  un¬ 
geheuerliche  Quote  von  Ausländern,  namentlich  in  den  Grenz¬ 
kantonen,  beweist,  daß  in  keinem  andern  Lande  das  Tempo 
der  industriellen  Entwicklung  in  so  hohem  Maße  jenes  der 
Bevölkerungsvermehrung  überholt  hat.1) 

Im  Gegensatz  nun  zum  deutschen  Industriestaate,  der 
ein  durchaus  neues  Gebilde  ist,  hat  der  schweizerische  Indu¬ 
striestaat  eine  längere  Geschichte  hinter  sich.  Mit  einziger 
Ausnahme  vielleicht  der  Uhrenindustrie  knüpft  er  zwar  nicht 
an  das  Handwerk  an,  sondern  gehört  in  engsten  Zusammen¬ 
hang  mit  unserer  Kleinarbeit  und  Landwirtschaft.  Dieses 
Zusammenarbeiten  war  freilich  nur  in  einer  Art  denkbar: 
einer  gewerblichen  Tätigkeit  ohne  bedeutenden  Kapitalein¬ 
satz,  wo  vom  Verleger  Rohstoffe  und  Halbfabrikate  geliefert 
worden  sind,  und  das  Fertigfabrikat  nur  in  einer  kleinmaschi¬ 
nellen  oder  manuellen  Bearbeitung  bestanden  hat. 


*)  C.  A.  Schmid:  Unsere  Fremdenfrage,  Zürich  1900. 
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Das  Bedürfnis  nach  längerer  Verfügbarkeit  von  Kapital 
und  großem  Barbeträgen  hat  aber  bald  einem  Kreditsystem 
gerufen,  das  auszubilden  weder  in  der  Macht  des  Verlegers 
noch  eigens  zu  diesem  Zwecke  gegründeter  Kreditgenossen¬ 
schaften  lag.  In  die  Zeit  der  aufblühenden  Industrie,  in  die 
Mitte  des  vergangenen  Jahrhunderts  fallen  denn  auch  bei  uns 
die  hauptsächlichsten  Bankgründungen.  Die  Verbindung  der 
Industrie  mit  den  neuen  Kreditinstituten  war  zwar  anfänglich 
nur  eine  lose,  hat  sich  aber  doch  gegen  Ende  des  Jahrhun¬ 
derts  so  verdichtet,  daß  man  mit  Rießer  sagen  kann:  „daß 
das  Risiko  des  weitaus  größten  Teiles  des  in  der  Industrie 
angelegten  Kapitales  für  längere  oder  kürzere  Zeit  von  den 
Banken  als  Emittenten  getragen  wurde“1). 

Durch  die  Emission  industrieller  Werte  in  der  Form  von 
\ktien  und  Obligationen,  durch  Umgründung  bestehender 
Einzelgesellschaften  in  gesellschaftliche  Unternehmungsfor¬ 
men,  sind  die  Großbanken  wirtschaftlich  und  finanziell  an  un¬ 
serer  Industrie  so  stark  interessiert,  daß  sich  die  Beziehungen 
in  das  Wort  kleiden  lassen,  daß  die  Banken,  zusammen  mit 
der  bei  der  Industrie  liegenden  Tatkraft,  unser  Land  zu  einem 
großen  Teile  industrialisiert  haben.  Der  Schwerpunkt  unse¬ 
res  Bankwesens  liegt  heute  in  der  Finanzierung  unseres  Indu¬ 
striestaates,  und  es  ist  zweifelhaft,  ob  ohne  diese  gegensei¬ 
tige  Hilfeleistung,  ohne  diesen  Zusammenschluß  der  indu¬ 
striellen  uftd  finanziellen  Kräfte,  die  Bedeutung  unserer  In¬ 
dustrie  auf  dem  Weltmärkte  hätte  erobert  werden  können, 
oder  sich  in  Zukunft  erhalten  kann. 

Die  ausschlaggebende  Bedeutung,  die  Führerrolle,  die 
unsere  Exportindustrie  unterstützt  von  Banken  und  Groß¬ 
handel  in  den  beiden  letzten  Vorkriegsjahren  erobert  haben, 
erhellt  am  besten  ein  Überblick  über  die  allgemeine  wirt¬ 
schaftliche  Lage  jener  Zeit.  Wir  müssen  dies  um  so  eher  tun, 
als  die  Periode  von  1912 — 1914  von  ausschlaggebender  Be¬ 
deutung  bei  der  Steuereinschätzung  zur  eidg.  Kriegsgewinn- 


9  Vergleiche  „Deutscher  Ökonomist“  1910,  pag.  697, 
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Steuer  ist,  da  hierauf  die  Ermittlung  des  „Durchschnittsertra¬ 
ges“  basiert,  auf  dem  dann  durch  eine  Gegenüberstellung  von 
Kriegseinkommen  und  Friedensdurchschnittertrag  der  eigent¬ 
liche  „Kriegsgewinn“  sich  ergibt. 

Die  Lage  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  unmittel¬ 
bar  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  ist,  infolge  der  oben  ge¬ 
kennzeichneten  Verkettung  mit  der  Weltwirtschaft  nicht  als 
geschlossene  Wirtschaftseinheit  anzusehen.  Wenn  auch  die 
Hemmungen  auf  dem  Weltmärkte,  hervorgerufen  durch  die 
unsichern  politischen  Verhältnisse  auf  dem  Balkan  und  in 
Südamerika  je  nach  der  Nähe  und  den  engern  wirtschaftlichen 
Beziehungen  zu  diesen  Völkern  ganz  verschieden  auf  die  mit¬ 
teleuropäische  Lage  abgefärbt  haben,  so  sind  uns  trotz  der 
großen  Entfernungen  gut  fühlbare  Schwankungen  nicht  er¬ 
spart  geblieben.  Die  sichern  Anzeichen  einer  nach  aufwärts 
gerichteten  Konjunktur,  in  die  unser  Land  seit  der  letzten 
Krisis  von  1907  getreten  war,  die  ihren  Ausdruck  fand  in 
einem  erhöhten  Beschäftigungsgrad  von  Handel  und  Gewerbe 
und  einer  Mehrzahl  von  Industrien,  vor  allem  aber  in  den  er¬ 
höhten  Exportziffern  des  auswärtigen  Handels,  fanden  denn 
auch  mit  dem  Ausbruch  des  2.  Balkankrieges  einen  schroffen 
Abbruch.  Wenn  sich  auch  die  Erfolge  einzelner  Industrie¬ 
zweige,  wie  Stickerei,  Uhren  und  Maschinen  gegenüber  dem 
Rekordjahr  1912  noch  relativ  günstig  gestalteten,  so  standen 
diesen  Abschlüssen  vermehrte  Produktionskosten,  hohe  Roh¬ 
stoffpreise  und  gesteigerte  Löhne  gegenüber,  sodaß  das 
finanzielle  Ergebnis  kein  so  erfreuliches  war.  Auch  die  Ein¬ 
nahmen  der  Zölle  und  der  schweizerischen  Bundesbahnen 
sind  noch  gestiegen,  aber  es  darf  doch  nicht  geleugnet  wer¬ 
den,  daß  das  Jahr  1913  bereits  den  Keim  des  Niederganges 
in  die  Erwerbsverhältnisse  getragen  hat,  und  den  kommenden 
Zeitabschnitt  als  eine  Periode  wildester  politischer  und  so¬ 
zialer  Kämpfe  erkennen  ließ. 

Die  Landwirtschaft  konnte  sich  trotz  Mißerfolgen  im 
Wein-  und  Ackerbau  im  Allgemeinen  guter  Erträgnisse  und 
lohnender  Produktenpreise  erfreuen,  und  die  Bedenken,  die 
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unsere  Landwirtschaft  namentlich  den  Klein-  und  Mittelbetrie¬ 
ben  gegenüber  stets  geäußert  hatte,  mußten  für  kurze  Zeit 
verstummen. 

Früher  und  eindringlicher,  als  bei  der  Exportindustrie 
hat  das  Zurückgehen  der  Konjunktur  das  Baugewerbe  und 
die  Hotelindustrie  getroffen.  Die  Einschränkung  der  Bau¬ 
tätigkeit,  namentlich  in  den  großem  Städten  bildete  wie  meist 
den  Anfang  einer  niedergehenden  Konjunktur.  Der  Geld¬ 
markt  stand  unter  dem  Einflüsse  steigender  Zinssätze,  und 
wirkte  so  für  die  Beschaffung  der  Hypotheken  und  Baugelder 
geradezu  prohibitiv.  Die  so  entstandene  Geldknappheit  be¬ 
wirkte  zeitweise  eine  Unterbrechung  in  der  Emissionstätig¬ 
keit,  die  noch  gestützt  war  durch  eine  Erlahmung  der  Unter¬ 
nehmungslust  in  der  Industrie. 

Die  Voraussicht  der  Banken  für  die  Bereitstellung  eines 
großen  Herbstbedarfes  an  flüssigen  Mitteln  wirkte  lähmend 
auf  die  Börsentätigkeit.  Die  Diskonterhöhungen  der  Monate 
September  und  November  von  4  %  auf  4^  %  resp.  5  %  waren 
die  Folgen  der  politischen  Lage  und  die  Sorge  der  Erhaltung 
des  Metallbestandes  der  Nationalbank.  Und  endlich  waren 
die  starken  Schwankungen  der  Wechselkurse  in  engstem 
Zusammenhänge  mit  dem  ungünstigen  Verlaufe  der  Reise¬ 
saison,  der  Konkurrenz  höherer  Diskontsätze  des  Auslandes, 
sowie  dem  Bestreben  aller  europäischen  Geldmärkte  nach 
finanzieller  Bereitschaft,  wodurch  eine  ungewöhnlich  starke 
Nachfrage  nach  Auslandswechseln  entstanden  ist. 


§  2.  Der  wachsende  Finanzbedarf  des  Landes  und 
die  finanzielle  Mobilmachung. 


„Die  Ordnung  und  der  geregelte  Fortgang  des  Finanz¬ 
wesens  erfordern,  daß  die  Einnahmen  weder  hinter  dem  Be¬ 
trage  der  notwendigen  Ausgaben  Zurückbleiben  noch  ihn  dau¬ 
ernd  übersteigen.  Das  normale  Verhältnis  besteht  also;  in  dem 
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Gleichgewicht  zwischen  Ausgaben  und  Einnahmen  der  Bi¬ 
lanz“1). 

Ein  Land  auf  den  finanziellen  Haushalt  untersuchen 
heißt  daher  im  weitesten  Sinne  nicht  bloß  jenen  Grad  von 
Finanzkraft  ermitteln,  wie  er  sich  alljährlich  in  der  Aufstel¬ 
lung  eines  Staatsbudgets  der  breiten  Öffentlichkeit  präsen¬ 
tiert,  sondern  es  gehören  weiter  zu  einer  solchen  Prüfung  die 
Gegenüberstellung  von  ordentlichen  Staatseinkünften  und 
außerordentlichen,  durch  politische  Verhältnisse  geschaffenen 
Sonderausgaben. 

Wenn  es  sich  nun  aber  um  die  Beleuchtung  der  Zahlen 
eines  Staatsbudgets  handelt,  so  erleben  wir  nicht  selten  jene 
merkwürdige  Erscheinung,  daß  gerade  die  besten  Kenner  der 
Finanzen  zu  ganz  verschiedenen  Ergebnissen  kommen.  Eine 
solch  unterschiedliche  Beurteilung  der  Finanzen  eines  Landes 
beruht  zwar,  abgesehen  von  der  ganz  subjektiven  Wertein¬ 
schätzung  neuer  Einnahmequellen,  nicht  selten  auf  einer  man¬ 
gelhaften,  unübersichtlichen  Auftragung  der  Vermögenswerte 
in  den  jeweiligen  Finanzvoranschlägen.  Die  vornehmlichsten 
und  ältesten  Einnahmen  werden  systematisch  bei  Bedarf 
„um  so  und  so  viele  Prozente“  erhöht  wieder  als  Mehrein¬ 
nahmen  eingestellt,  wobei  man  nicht  im  geringsten  daran 
zweifelt,  daß  es  jemals  anders  sein  könnte. 

Es  ist  nun  aber  nachgerade  zu  einem  Gemeinplatz  in  der 
Meinung  unseres  Volkes  geworden,  daß  wir  vor  Kriegsaus¬ 
bruch  an  einem  Punkte  angelangt  waren,  wo  unter  allen  Um¬ 
ständen  neue  Finanzquellen  erschlossen  werden  mußten.  Das 
hat  der  Bundesrat  wiederholt  selbst  ausgesprochen,  so  in  der 
Botschaft  zum  Voranschlag  für  1911: 

„Vom  rein  finanziellen  Standpunkte  aus  ist  die  Zu¬ 
nahme  unserer  Zollerträgnisse  zu  begrüßen,  für  unsere 
Volkswirtschaft  kann  sie  aber  auch  Nachteile  zur  Folge 
haben.  Ob  die  Schweiz  den  Zoll  ganz  trägt,  oder  ob  sie 
sich  mit  dem  Auslande  in  die  Bürde  teilt,  läßt  sich  schwer 
bestimmen.  Aber  angenommen,  daß  es  uns  gelinge-  einen 


*)  K.  Eheberg.  Finanzwissenschaft  1920,  pag.  510. 
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Teil  auf  die  andern  Staaten  abzuwälzen,  so  bleibt  dennoch 
die  Tatsache  bestehen,  daß  die  aus  den  Zöllen  herrüh¬ 
rende  Belastung  der  Bevölkerung  im  Laufe  der  Zeit  er¬ 
heblich  zugenommen  hat.  Dazu  kommt  noch  die  stete 
Vermehrung  der  direkten  und  indirekten  Abgaben  aller 
Art  an  die  Kantone  und  Gemeinden.  Es  wäre  deshalb 
irrig  zu  glauben,  daß  man  unsere  Zollansätze  stets  wird 
erhöhen  können!  Auch  die  steuerliche  Leistungsfähigkeit 
hat  ihre  Grenzen,  und  es  dürfte  die  Zeit  kommen,  wo  wir 
mit  Bezug  auf  die  Zölle  nur  mehr  auf  diejenigen  Mehr¬ 
einnahmen  angewiesen  werden,  die  aus  der  Vermehrung 
der  Bevölkerung  und  Steigerung  von  Handel  und  Verkehr 
resultieren.“ 

Ferner  im  Bericht  zur  Staatsrechnung  von  1912: 

_ _ die  starken  Schwankungen,  denen  unsere  Zollein¬ 
nahmen  in  letzter  Zeit  wieder  stark  unterworfen  sind, 
müssen  uns  von  neuem  wieder  zum  Bewußtsein  bringen, 
daß  wir  zur  Bestreitung  der  stets  wachsenden  Bedürfnisse 
unseres  Finanzhaushaltes  fast  ganz  nur  auf  diese  Ein¬ 
nahmequellen  angewiesen  sind.“ 

Und  endlich  in  der  Botschaft  zum  Voranschlag  für  1913: 

_ _ dabei  soll  zugegeben  werden,  daß  unsere  Zoll¬ 
erträgnisse  auf  einen  ziemlich  hohen  Betrag  gewertet 
worden  sind,  der  den  ursprünglich  angenommenen  über¬ 
trifft  und  daß  die  aufsteigende  Bewegung  dieser  Einnah¬ 
men  nicht  ewig  in  diesem  Umfange  andauern  wird.  Wir 
glauben  vielmehr,  daß  auf  den  gegenwärtigen  Handels¬ 
verträgen  beruhenden  Zölle  sich  mehr  und  mehr  ihrem 
höchsten  Ertrag  nähern,  sodaß  wir  zukünftig  nur  noch 
auf  diejenigen  Mehreinnahmen  rechnen  dürfen,  die  durch 
die  Zunahme  der  Bevölkerung  und  das  Wachsen  des 
Volkswohlstandes  bedingt  sind.“ 

Trotz  dieser  Selbstanklage,  die  der  Bundesrat  alljährlich 
wieder  erhob,  ist  aber  in  der  Finanzpolitik  eine  merkliche 
Wendung  nicht  eingetreten.  Die  Staatsrechnungen  schlossen 
ständig  gut  ab,  die  Zollerträge  stiegen  über  Erwarten  hoch, 
und  so  vertröstete  man  sich  immer  wieder  auf  die  Zukunft. 
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Die  nachstehende  Tabelle  bietet  einen  Überblick  über  die 
Entwicklung  unserer  Zollerträgnisse  von  1850— 19141) 


Jahr: 

Zolleinnahmen 

1850 

4205565 

1870 

8565094 

1890 

31258296 

1900 

47491 703 

1906 

61232983 

1910 

79479328 

1911 

79656427 

1912 

85609504 

1913 

85142151 

1914 

65080411 

Anteil  am 

pro  Kopf  der 

Gesamt- 

Bevölkerung 

Einkommen 

Fr. 

1.78 

3.21 

10.59 

14.44 

18.92 

21.17 

81,6% 

20.96 

84,2  % 

22.24 

84.1  % 

21.83 

16.90 

Diese  dominierende  Rolle  der  Zölle  im  schweizerischen 
Staatshaushalte  muß  rein  finanziell  schon  Anlaß  zu  großen 
Bedenken  erwecken.2)  Ein  Ausfall  auf  den  Zolleinnahmen,  die 
ja  jeder  Schwankung  wirtschaftlicher  und  politischer  Art 
ausgesetzt  sind,  muß  unfehlbar  eine  Erschütterung  unseres 
finanziellen  Gleichgewichtes  zur  Folge  haben. 

Über  das  Vermögen  und  die  Verschuldung  des  Bundes 
unmittelbar  vor  Ausbruch  des  Weltkrieges  gibt  folgende  Zu¬ 
sammenstellung  ein  Bild. 


1)  Vergl.  Schweiz.  Finanzjahrbuch,  Jahrgang  1915,  herausgegeben 
von  J.  Steiger. 

2)  Der  Anteil  der  Zölle  in  den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
für  das  Finanzjahr  1913/14  betrug  292,3  Millionen  Dollars  =  39,7  % 
der  Gesamteinnahmen. 

Deutsches  Reich  1913:  Ertrag  der  Zölle  =  880,7  Millionen  Mk. 
oder  28,1  %  aller  Reichseinnahmen. 

Vergl.  Prof.  Dr.  E.  Grossmann:  Bundesstaatliche  Finanzpolitik 
mit  besonderer  Rücksicht  auf  die  schweizerische  Finanzreform.  Zürich 
1917. 


13 


I.  Aktiven  der  Kapitalrechnung:1) 


1.  produktive  Liegenschaften: 


Waffenplätze  und  Gebäude 

55  500  670 

Angelegte  Kapitalien 

34755  035 

Verzinsliches  Betriebskapital 

59  045  344 

Verschiedene  Guthaben 

12  222  079 

2.  Unproduktive 

29  064  750 

Unverzinsliche  Bestände 

33  698  273 

Inventarrechnung 

59  053  714 

Barvorrat  in  der  Staatskasse 

1  082  247 

II.  Spezialfonds  des  Bundes 

169  246  000 

453  666  112 

I.  Passiven  der  Kapitalrechnung: 

1.  Staatsanleihe 

146  270  000 

2.  Übrige: 

Uneingelöste  Coupons  und  Obligationen 

1  025  292 

Spezialfonds 

15  532  470 

Verschiedenes 

19  078  774 

Reinvermögen 

271  758  576 

453  666  112 


Die  Vermögensbestände  und  die  Verschuldung  des  Bundes 
scheinen  demnach  keine  ungünstigen  zu  sein.  Bei  eingehender 
Betrachtung  der  Kapitalrechnung  auf  der  Aktivseite  zeigt 
sich  nun  zwar  ein  etwas  anderes  Bild,  indem  nämlich  in  den 
letzten  4  Jahren  eine  deutliche  Verschiebung  zugunsten  der 
unproduktiven  Anlagen  stattgefunden  hat,  wogegen  die  Wert¬ 
schriftenbestände  und  die  Guthaben  bei  der  Nationalbank  zu¬ 
rückgegangen  sind.  Die  Liquidierung  eines  Teiles  der  noch 
verfügbaren  flüssigen  Mittel  deutet  ohne  Zweifel  auf  eine 
wachsende  Geldknappheit  hin. 

Davon  läßt  sich  auch  ein  Bild  gewinnen,  wenn  man  die 


*)  Vergl.  Schweiz.  Finanzjahrbuch,  Jahrgang  1915. 


Entwicklung  der  Schuldenlasten  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in 
den  letzten  30  Jahren  etwas  verfolgt. 


Jahr: 

Staatsanleihen 

Anteil  an  der 

Total 

ohne  Eisenbahnschuld 

Eisenbahnschuld 

pro  Kopf 

1883 

12,4 

12,4 

1893 

21,2 

21,2 

1903 

31,7 

334,3 

366,0 

1913 

47,8 

356,9 

404,7 

Die  Ausgaben  des  Bundes  in  der  Periode  1903 — 1913 
haben  sich,  soweit  dabei  die  allgemeinen  Verwaltungskosten 
als  Ausgaben  für  Militär,  Unterricht  und  Instruktion  in  Be¬ 
tracht  kommen,  in  normalen  Grenzen  gehalten.  Es  sind  vor¬ 
nehmlich  zwei  Ausgabeposten,  die  die  starke  Mehrbelastung 
der  Staatsrechnung  hervorgerufen  haben: 

L  Die  Militärausgaben  und  2.  die  Subventionen.  Betru¬ 
gen  die  ersteren  1905  noch  30,5  Millionen,  so  nach  dem  In¬ 
krafttreten  der  neuen  Militärorganisation  im  Jahre  1910  be¬ 
reits  42,3  und  stiegen  bis  zum  Jahre  1913  auf  nahezu  46  Mil¬ 
lionen  Fr.  Das  sind  26  %  der  Gesamtausgaben  oder  12  Fr. 
pro  Kopf  der  Bevölkerung.  Dabei  sind  besondere  Ausgaben 
der  Militärverwaltung  wie  Neubewaffnung  nicht  in  der  Staats¬ 
rechnung  aufgeführt  worden,  sondern  in  Anleihen  unter¬ 
gebracht. 

Die  Subventionen  haben  folgende  Mehrbelastungen  für 
die  eidgenössische  Staatsrechnung  gebracht: 


1910  1912 

Bauten  und  Korrektion  2  994  260  5  023  000 

Jagd,  Fischerei  u.  Vogelsch.  .107  062  100  000 

Landwirtschaft  u.  Forstw.  4  304  670  5  565  000 

Bildungswesen  2  791  681  3  123  000 

10  197  673  13813  000 


Zu  diesen  bereits  beträchtlich  gestiegenen  Ausgaben 
kamen  in  den  letzten  Jahren  wachsende  Aufwendungen  für 


15 


soziale  Fürsorge,  und  die  Grundlagen  für  Versicherungs¬ 
gesetze  mußten  gelegt  werden. 

Überblicken  wir  nun  die  finanzielle  Situation  in  ihrer  Ge¬ 
samtheit,  so  ergibt  sich  mit  Rücksicht  auf  die  Einnahmen  und 
Ausgaben : 

1.  Eine  einseitige  starke  Herbeiziehung  der  Zölle  als 
Haupteinnahmequelle  des  Bundeshaushaltes. 

2.  Eine  Immobilisierung  des  gesamten  Budgets  durch 
eine  Festlegung  der  flüssigen  Mittel  in  langen,  unproduktiven 
Anlagen. 

Mit  Bezug  auf  die  Verschuldung: 

Geringe  konsolidierte  Schuld,  daher  gute  Möglichkeit  der  Er¬ 
weiterung  der  Bundesmittel  durch  Aufnahme  neuer  Anleihen. 

Die  finanzielle  Mobilmachung. 

Der  im  August  1914  ausgebrochene  Krieg  fand  unsere 
Kreditinstitute,  und  zwar  Großbanken  wie  Mittel-  und  Klein¬ 
banken,  Sparkassen  und  Genossenschaften,  durchwegs  in  ge¬ 
sundem  und  leistungsfähigem  Zustande.  Darüber  konnten 
auch  die  kleinen  Bankzusammenbrüche,  die  vornehmlich  in 
der  Kompetenzüberschreitung  ihrer  Leiter  die  Ursache  hat¬ 
ten,  nicht  hinwegtäuschen.  Die  Mahnungen,  die  im  vergan¬ 
genen  Jahrzehnt  von  „oben  herab“  über  die  Ausgestaltung 
der  Tragfähigkeit  und  Elastizität  unseren  Kreditinstituten 
immer  und  immer  wieder  erteilt  worden  sind,  haben  schließ¬ 
lich  doch  so  weit  Erfolg  gehabt,  daß  die  Liquidität  der  meisten 
Banken  bei  Kriegsausbruch  eine  gute  war. 

Die  finanzielle  Mobilmachung  eines  Landes  verläuft  im 
Allgemeinen  parallel  der  planmäßigen  militärischen.  Daneben 
geht  als  typische  Erscheinung  jeden  Kriegsausbruches  eine 
unplanmäßige,  fieberhafte  Tätigkeit  der  Privaten,  die  sich 
äußert  in  einer  sinnlosen  Geldthesaurierung  und  Anhäufung 
aller  Arten  von  Lebensmitteln.  Ströll1)  kennzeichnet  in  tref- 

*)  Ströll:  Das  deutsche  Geldwesen  im  Kriegsfall,  Leipzig  1899. 
Sonderabdruck  aus  Schmallers  Jahrbuch  für  Gesetzgebung  XXIII, 
Heft  1—2. 
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fender  Weise  diesen  „Angstbedarf“  und  diese  „Angstthesau¬ 
rierung“  als  die  unmittelbaren  Folgen  der  Steigerung  der 
Geldsätze  für  kurzfristige  Wechselkredite,  des  Bankdiskonts. 

Wie  sehr  unsere  Nationalbank  bei  Kriegsausbruch  zur 
Bereitstellung  von  Mitteln  hat  herhalten  müssen,  und  welch 
gewaltige  Anforderungen  in  dieser  Beziehung  an  sie  gestellt 
worden  sind,  geht  aus  nachstehenden  Ausweisen  deutlich 
hervor. 


Veränderung 

Notenumlauf  seit  dem  Portefeuille 
letzten  Umlauf 

in  1000  Fr. 

23.  Juli  267919  —  3541  93777 

31.  Juli  409266  +  141346  215107 

7.  August  430326  +  21060  261740 

15.  August  435789  +  5463  272705 


Veränderung 
seit  letzten 
Kursen 


—  1474 

+  121330 
+  46632 
+  10964 


Dieser  sehr  bedeutende  Zahlungsmittelbedarf  ist  nun  aber 
nicht  bloß  eine  Forderung  von  Industrie,  Handel,  Gewerbe 
und  Landwirtschaft.  Die  durch  die  militärische  Mobilisation 
groß  gewordenen  Bestände  an  Mannschaften  und  Kriegs¬ 
material  erforderten  gewaltige  Summen,  die  unter  Herbei¬ 
ziehung  selbst  aller  verfügbaren  Fonds,  Barreserven  und 
Bankguthaben  nur  für  ganz  kurze  Zeit  ausreichen  konnten. 
Das  erste  5  %  Eidg.  Mobilisationsanleihen  mußte  diese  Mit¬ 
tel  vergrößern  helfen. 

Um  die  Stellung  unserer  Zentralnotenbank  zu  stärken, 
hat  der  Bundesrat  gestützt  auf  Art.  19  und  23  des  National¬ 
bankgesetzes  vom  6.  Oktober  1905  folgende  Maßnahmen  ge¬ 
troffen:  1.  Die  schweizerische  Nat.Bk.  ist  ermächtigt,  20-Fr.- 
Banknoten  herauszugeben.  2.  Für  die  Noten  der  Bank  wird 
der  gesetzliche  Kurs  erklärt. 

Am  3.  August  1914  beschloß  die  Bundesversammlung  die 
Herausgabe  von  5-Fr.-Banknoten,  und  als  immer  noch  ein 
stark  fühlbarer  Mangel  an  kleinen  Zahlungsmitteln  herrschte, 
ist  auch  der  Betrag  von  30  000  000  Fr.  Bundeskassenscheinen, 
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die  seit  1900  für  außergewöhnliche  Verhältnisse  geschaffen 
waren,  zur  Ausgabe  gelangt.  Als  weitere  Maßnahmen  des 
Bundesrates  sind  anzusehen  die  Protestfrist  für  Wechsel  (30 
Respektstage  für  alle  auf  den  31.  August  und  später  fälligen 
Wechsel)  und  ein  allgemeiner  Rechtsstillstand  bis  zum  30. 
September  1914. 

Im  Ganzen  darf  gesagt  werden,  daß  unsere  finanzielle 
Mobilmachung,  wenn  sie  auch  nicht  anstandslos  funktioniert 
hat,  doch  nicht  fehlgeschlagen  hat.  Der  Hauptfehler  darf  wohl 
darin  erblickt  werden,  daß  die  kleinen  Zahlungsmittel  zu 
wenig  rasch  in  Zirkulation  getreten  sind,  und  die  Banken 
punkto  Auszahlung  an  Private,  infolge  eines  unglücklich  abge¬ 
faßten  Zirkularschreibens  der  Nationalbank  an  die  übrigen 
Kreditinstitute,  anstatt  eine  Beruhigung  auf  dem  Geldmärkte 
zu  erwirken,  nur  das  Gegenteil  bewirkt  haben.  Diese  Ruhe, 
deren  ein  Volk,  das  so  plötzlich  aus  tiefster  Friedensarbeit 
herausgerissen  worden  ist,  bedarf,  ist  bei  uns  nur  ganz  all¬ 
mählich  wieder  eingekehrt,  „zu  einer  Zeit,  wo  man  in 
Deutschland  über  derlei  Dinge  kein  besonderes  Aufheben 
mehr  machte,1)  wo  eben  die  finanzielle  Kriegsbereitschaft  in 
den  letzten  Jahren  von  Bankleuten,  Beamten  und  Gelehrten 
nach  allen  Seiten  hin  eine  eindringliche  Untersuchung  er¬ 
fahren  hatte.“ 

Dieser  eigentlich  mehr  nationalen  Einstellung  auf  die 
veränderten  Verhältnisse  der  Kriegszeit  steht  eine  andere 
Tendenz  gegenüber,  die  Anpassung  der  gesamten  Weltwirt¬ 
schaft  an  die  neuen  Produktionsverhältnisse.  Es  darf  als 
sicheres  Kennzeichen  einer  gewaltigen  Wirtschaftskrisis  an¬ 
gesehen  werden,  daß  die  Internationalität,  in  die  alle  euro¬ 
päischen  Staaten  ohne  Ausnahme  eingetreten  waren,  mit 
einem  Schlage  unterbrochen  wird.  Der  Großteil  der  Staaten 
wird  in  jenen  Zustand  einer  sich  selbst  genügenden  Volks¬ 
wirtschaft  zurückgedrängt,  ohne  aber  dabei  infolge  der  be- 

*)  P.  Gygax.  Finanzielle  Rüstung  in  Wissen  und  Leben,  vom 
15.  Nov.  1914,  derselbe  Politisches  Jahrbuch  der  Eidgenossenschaft  1914, 
pag.  387  ff. 
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schränkten  Absatzmöglichkeiten  auch  für  einen  geringem  Be¬ 
darf  zu  arbeiten.  Die  Inanspruchnahme  aller  nationalen  Er¬ 
werbszweige  durch  den  Großkonsumenten  Staat,  vermag  das 
Wirtschaftsleben  zu  solcher  Regsamkeit  zu  steigern,  wie 
selbst  eine  Hochkonjunktur  es  nicht  im  Stande  ist  zu  tun. 
Durch  diesen  engsten  Zusammenschluß  von  Produzent  und 
Konsument,  dieses  stetige  Aufeinanderangewiesensein,  ist 
aber  mit  der  Zeit  der  Staat  in  eine  völlige  Abhängigkeit  von 
seiner  Industrie  gekommen,  und  er  hat  damit  eine  nicht  ge¬ 
ringe  Schuld  sich  selbst  zuzuschreiben,  wenn  namentlich  ge¬ 
wissenlose  Vermittler  und  Händlergestalten  ihn  in  oft  scham¬ 
loser  Weise  ausgebeutet  haben. 

Die  Hauptaufgabe  des  Staates  im  Kriegsfälle  ist  die  Auf¬ 
rechterhaltung  des  wirtschaftlichen  Prozesses,  und  in  allen 
Ländern  ist  die  Umgestaltung  der  Volkswirtschaft  dadurch 
erleichtert  worden,  daß  der  Staat  durch  den  Ausfall  des  Ab¬ 
satzes  in  die  Lücke  getreten  ist. 

Drei  große  Aufgaben  hat  der  Staat  nach  Gygax1)  zu  er¬ 
füllen:  1.  Die  Deckung  des  Kriegsbedarfes  für  die  dauernde 
Führung  des  Krieges.  2.  die  Deckung  des  Wirtschaftsbedarfes 
für  die  Instandhaltung  des  wirtschaftlichen  Prozesses.  3.  die 
Sozialfürsorge  für  die  Hilfsaktionen  für  die  in  Not  geratenen 
Volksschichten. 

Daß  aber  eine  Befriedigung  dieser  potenzierten  Ansprüche 
nicht  mehr  unter  Herbeiziehung  der  im  Frieden  überall  gel¬ 
tenden  Deckungstheorien  möglich  sein  werde,  erhellt  schon 
eine  bloße  zahlenmäßige  Schätzung.  Wenn  Rießer2)  1913 
noch  sagen  konnte  „der  Typus  des  zweckmäßigen  Kredit¬ 
instrumentes  für  die  Dauer  des  Krieges  ist  der  Schatzschein, 
fundierte  Anleihen  sollen  während  des  Krieges  überhaupt 
nicht  in  Betracht  kommen“,  so  hat  er  dabei  offenbar  nur  an 
einen  lokalisierten  Krieg  von  sehr  kurzer  Dauer  gedacht. 

*)  Vergl.  Pol.  Jahrbuch  der  Schweiz,  1914,  pag.  387  ff. 

2)  Die  finanzielle  Kriegsbereitschaft  und  Kriegführung,  Leipzig 
1913.  2.  Aufl.,  pag.  68  ff. 
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Finanzpolitisch  handelte  es  sich  also  für  den  Staat  an¬ 
gesichts  dieser  gänzlichen  Verschiebung  zwischen  den  stark 
gestiegenen  Ausgaben  und  der  Möglichkeit  ihrer  Deckung 
nach  Mitteln  und  Wegen  zu  suchen,  die  am  allerwenigsten 
in  einem  Staatsbudget  vor  gezeichnet  waren.  Diejenigen  aber, 
die  als  Träger  dieser  Lasten  am  ehesten  in  Frage  kommen 
konnten,  waren  als  werbende,  wirtschaftende  Menschen  im 
Staate  und  zur  Hauptsache  für  den  Staat  tätig. 

Bei  den  ins  Gigantische  wachsenden  Kriegsausgaben 
konnte  es  sich  auf  die  Dauer  keineswegs  darum  handeln,  dem 
englischen  Steuerheroismus  folgend,  den  größten  Teil  davon 
durch  laufende  Abgaben  zu  decken.  Das  haben  die  führenden 
Finanzmänner  schon  sehr  bald  einsehen  müssen.  England 
selbst  hat  zwar  anfänglich  hartnäckig  an  seiner  alten  Theorie 
festgehalten,  aber  die  heute  errechneten  Verhältniszahlen  ver¬ 
mögen  kaum  mehr  glaubhaft  zu  machen,  daß  es  sich  jemals 
mehr  als  um  einen  ernsthaften  Versuch  gehandelt  hat.  Deck¬ 
ten  die  Steuern  Englands  in  den  napoleonischen  Kriegen  noch 
ca.  47  %,  im  Krimkriege  43  %  und  im  Burenkriege  31  %,  so 
betrugen  sie  im  gegenwärtigen  Kriege  kaum  mehr  als  23  %. 

Dagegen  sagt  der  frühere  deutsche  Staatssekretär 
Helfferich  in  einer  Finanzrede  vom  16.  März  1916:* 1)  „Wir 
haben  uns  von  Anfang  an  nicht  vorgenommen  und  nicht  ver¬ 
messen,  die  Kosten  des  Krieges  aus  Steuern  auch  nur  zu 
einem  erheblichen  Teile  decken  zu  können.  Wir  haben  uns 
doch  wohl  ein  richtigeres  Bild  von  den  gewaltigen  Ausgaben 
und  Anforderungen  dieses  Krieges  gemacht,  als  die  engli¬ 
schen  Staatsmänner  getan  haben.  Wir  haben  unser  Pro¬ 
gramm  von  allem  Anfang  an  enger  gezogen  und  uns  auf  die 
Erhaltung  der  ordentlichen  Grundlagen  der  Reichswirtschaft 
beschränkt.“ 

Dieses  Prinzip  mußte  für  Deutschland  und  seine  Verbün¬ 
deten  schon  aus  dem  einen  Grunde  wegleitend  sein,  weil 


9  Abgedruckt  in  der  Frankfurter  Zeitung  vom  17.  März  1916, 

1.  Abendblatt. 
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durch  die  Abgeschlossenheit  ihrer  Wirtschaftsgebiete  vom 
allgemeinen  Weltverkehr  jede  finanzielle  Unterstützung  von 
dritter  Seite  zur  Unmöglichkeit  erschwert  war.  Die  sich  selbst 
genügende  Wirtschaftspolitik  dieser  Staaten  mußte  auch  für 
die  Aufbringung  der  finanziellen  Mittel  an  den  heimischen 
Markt  appellieren,  und  man  muß  zugeben,  daß  dies  von 
Deutschland  ganz  erreicht  worden  ist.  Für  die  Aufbringung 
des  Milliardenbedarfes  anläßlich  eines  großen  Krieges  gilt 
noch  heute  das  Wort  des  französischen  Finanzministers  von 
1830,  Jacques  Laffitte,1)  „daß  die  Steuer  das  Geld  da  nimmt, 
wo  es  nicht  ist,  die  Anleihe  dagegen  da  findet,  wo  es  ist.“ 
Es  darf  nicht  vergessen  werden,  daß  die  Unsicherheit  der 
Dauer  eines  Krieges  eine  Festlegung  genügend  hoher  Steuer¬ 
sätze  verunmöglicht  hat,  und  infolge  allgemeiner  Mobilisation 
und  Kriegsverluste  der  Kreis  der  Steuerpflichtigen  kein  fest 
begrenzter  war. 

Die  Staatsanleihe,  zusammen  mit  einer  fortgesetzten 
Notenemission,  ist  während  des  Krieges  recht  eigentlich  zur 
Kredithilfe  aller  Staaten  geworden.  Sie  hat  von  Deutschland 
aus  bedingungslose  Anerkennung  sich  überall  verschafft,  und 
hat  in  der  Folge  den  Weltkrieg  zu  einem  großen  Teile  finan¬ 
ziert.  Dieses  Mittel  dürfte  auch  für  die  Zukunft  ein  Haupt¬ 
mittel  jeder  großem  Staatsaktion  bleiben,  die  Rücksichtnahme 
auf  spätere  Generationen  tritt  mehr  und  mehr  zurück.2) 

So  erschreckend  hoch  nun  auch  die  Ziffern  für  die 
Kriegskosten  angestiegen  sind,  so  bleibt  doch  eine  gewisse 
Beruhigung  darin,  daß  ein  sehr  erheblicher  Teil  dieses  Geldes 
den  einzelnen  Ländern  erhalten  bleibt.3)  Das  trifft  nun  ganz 
besonders  für  einen  Teil  der  Neutralen  zu,  die  seit  dem  Aus¬ 
bruch  des  Krieges  neben  der  gewaltigen  Kraftanstrengung  im 

*)  Memoires  racontees  par  lui-meme,  Paris  1876,  pag.  235  ff.,  zitiert 
bei  Lotz,  Finanzwissenschaft  1917. 

2)  Ein  Grundsatz,  der  bei  der  Deckung  der  schweizerischen  Mo¬ 
bilisationsschuld  endlich  etwas  mehr  berücksichtigt  werden  könnte. 

3)  Vergl.  K.  Dietzel:  Die  Nationalisierung  der  Kriegsmilliarden, 
der  gegenteiliger  Ansicht  ist.  Mit  Recht! 
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Innern,  auch  durch  ausländische  Kriegsmaterialbestellungen 
vollauf  beschäftigt  waren.  Diese  vermehrte  Arbeit,  die  oft 
durch  stark  verklausulierte  Verträge  mit  den  ausländischen 
Bestellern  ein  starkes  Risiko  in  sich  schlossen,  verlangten  von 
den  einzelnen  Unternehmern  notgedrungen  eine  besondere 
geschäftliche  Umsicht  und  Form  der  Fabrikation.  Es  scheint 
daher  durchaus  verständlich,  daß,  nachdem  einmal  die  preis¬ 
regulierende  Konkurrenz  von  außen  aufgehört  hatte  zu  wir¬ 
ken,  jeder  Unternehmer  dazu  gekommen  ist,  das  Verhältnis 
von  Selbstkosten  und  Verkaufspreis  möglichst  zu  seinen  Gun¬ 
sten  zu  gestalten,  mit  -andern  Worten,  auf  allen  Artikeln  die 
allerhöchsten  Preise  zu  erzielen.  Die  Nachfrage  des  Auslan¬ 
des  gestaltete  sich  auch  zeitweise  in  einem  solchen  Taumel 
nach  allen  erdenkbaren  Waren,  daß  schließlich  jeder  Grana¬ 
tenkopf  und  jedes  Automobilsttick  einen  eigentlichen  Selten¬ 
heitswert  zu  haben  schien. 

Es  ist  nun  unseres  Erachtens  aber  durchaus  nichts  Ver¬ 
werfliches  daran  zu  finden,  daß  diesen  außerordentlichen 
Verhältnissen  auch  unverhältnismäßig  hohe  Gewinne  gegen¬ 
überstanden,  zumal  aus  dieser  Kriegskonjunktur  nicht  allein 
Unternehmer  und  Händler  sich  bereichert  haben,  sondern  die 
Vorteile  auch  Angestellten  und  Arbeitern  in  hohem  Maße  zu¬ 
teil  geworden  sind. 

Alle  diese  Überlegungen  vermögen  aber  doch  nicht  jenen 
Gedanken  zu  unterdrücken,  der  sich  stets  von  neuem  wieder 
ins  uns  regt,  und  der  sich  dagegen  sträubt,  in  dieser  Kriegs¬ 
konjunktur  eine  nach  Möglichkeit  auszunützende  Geschäfts¬ 
konjunktur  zu  erblicken.  „Nicht  das  ist  entscheidend,  daß  der 
Nutzen  im  Mißverhältnis  zu  der  Arbeit  steht,  daß  innerhalb 
einiger  Wochen  oder  Monate  ganze  Vermögen  erworben  wer¬ 
den,  die  sonst  kaum  die  Frucht  der  Arbeit  vieler  Jahre  bilden, 
sondern  entscheidend  ist  die  Tatsache,  daß  es  der  Krieg  ist, 
der  eine  so  außerordentliche  Bereicherung  hervorruft.“1) 

*)  Vergl.  Kriegsgewinn-  und  Kriegserbschaftssteuer  von  Georg 
Bamberger,  Finanz-  und  Volkswirtschaftliche  Zeitfragen.  Heft  19,  pag.  8. 
Stuttgart  1916. 
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Der  Umstand  allein,  daß  es  im  Kriege  vielen  besser  geht, 
erregt  deshalb  schon  bei  der  großen  Masse,  die  unter  den 
direkten  lind  indirekten  Folgen  des  Krieges  stark  zu  leiden 
hatte,  Anstoß,  ganz  abgesehen  von  jener  Minderheit,  der  es 
im  Kriege  unverhältnismäßig  gut  ergangen  ist.  Der  Gedanke 
lag  deshalb  nahe,  daß  von  diesen  gerechtfertigten  oder  nicht 
gerechtfertigten  Sondergewinnen  ein  Teil  in  irgend  einer 
Form  der  Allgemeinheit  zugeführt  werden  soll. 

Das  Nächstliegende  für  die  Staaten  war  nun  ohne  Frage 
die  Entnahme  aus  dem  Vermögen  bezw.  dem  Einkommen  der 
Privatwirtschaften,  und  so  sehen  wir,  wie  alle  Staaten  wäh¬ 
rend  der  Dauer  des  Krieges  ihre  finanzielle  Hilfe  bei  der 
privaten  Erwerbswirtschaft  gesucht  haben,  und  zwar  in  einer 
ganz  neuen  Form  von  Besteuerung:  durch  sog.  „Kriegs¬ 
gewinnsteuern“. 


IL  Entstehung  und  rechtliche  Grundlagen 
der  Kriegsgewinnsteuer. 

§  4.  Die  Entstehung  der  Kriegsgewinnsteuer  in  der 

Schweiz. 

Der  Gedanke,  die  Kriegsgewinne  steuerlich  zu  erfassen, 
hat  in  der  Schweiz  ziemlich  spät  Wurzel  gefaßt.  Seit  den 
ersten  Gesetzen  der  drei  skandinavischen  Staaten  haben  nicht 
weniger  als  9  andere  sich  ihnen  angeschlossen,  und  erst  als 
12.,  doch  keineswegs  letzter  Staat,  hat  auch  die  Schweiz  den 
Schritt  gewagt. 

Als  im  Monat  August  19151)  das  Finanzdepartement  aus 
dem  Kreise  des  Gesamtbundesrates  den  Auftrag  übernommen 
hatte,  die  Frage  einer  Kriegsgewinnsteuer  ins  Auge  zu  fassen, 
da  war  die  erste  Aufgabe:  „zu  untersuchen,  ob  eine  solche 
Steuer  bei  uns  überhaupt  möglich  sei.“2)  Insbesondere  galt  es 
auch,  nach  jener  Richtung  Klarheit  zu  schaffen,  wie  einer 
Doppelbesteuerung  der  von  der  ersten  eidg.  Kriegssteuer  von 
1915  bereits  extra  erfaßten  Kriegsgewinne  ausgewichen  wer¬ 
den  könne.  Da  durch  die  Zollmaßnahmen  des  Bundes  auch 
bereits  ansehnliche  Gebühren  auf  diesen  in  erster  Linie 
Kriegsgewinne  erzielenden  Exporten  festgesetzt  waren,  so 
glaubte  man  damit  genügend  getan  zu  haben. 

Es  hat  sich  somit  in  den  ersten  Anfängen  der  schweizeri¬ 
schen  Gesetzgebung  betr.  die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne 
um  einen  schüchternen  Versuch,  um  ein  vorsichtiges  Tasten 
gehandelt,  und  niemand  hatte  damals  geahnt,  zu  welch  un- 

*)  17.  August.  Vergl.  BBC.  vom  19.  Aug.  1915. 

2)  Vergl.  Vortrag  von  Dir.  Blau,  gehalten  in  der  Volkswirtschaft!. 
Gesellschaft  des  Kt.  Bern.  Zürich  1917.  Orell  Füßli,  pag.  10. 
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planmäßigem  Zugreifen  diese  Steuer  den  Bundesfiskus  noch 
verleiten  sollte. 

Die  erstmalige  Behandlung  der  „Kriegsgewinnfrage“  im 
engsten  Schoße  der  curia  hat  nun  zwar  den  großen  Vorteil 
gehabt,  daß  von  allem  Anfänge  an  das  vage  Gebiet  der  Stim¬ 
mungen  verlassen  worden  ist,  und  man  sich  mit  Fleiß  und 
Mühe  auf  den  Boden  der  Wirklichkeit  gestellt  hat.  Wenn 
dabei  den  Erfahrungen  des  Auslandes  in  manchen  Teilen  gar 
nicht,  oder  nur  zu  einem  kleinen  Teile  nachgelebt  worden  ist, 
so  glaubte  man  das  mit  der  gesonderten  wirtschaftlichen  und 
politischen  Stellung  der  Schweiz  wohl  rechtfertigen  zu  können. 

Den  ersten  äußern  Anstoß,  der  die  einmal  erwogene  Frage 
nicht  mehr  hinauszuschieben  im  Stande  war,  boten  aber  ohne 
Zweifel  die  großen  ausländischen  Kriegsmaterialbestellungen, 
die,  von  fremden  Agenten  auf  das  ganze  Land  verteilt,  in  kur¬ 
zer  Zeit  das  Wirtschaftsleben  unseres  Landes  zu  einer  bis 
dahin  ungekannten  Lebhaftigkeit  und  Produktivität  gesteigert 
haben.  So  sehr  auch  die  Begünstigten  dieser  neuen  Kon¬ 
junktur  bestrebt  waren,  vor  allem  nach  Außen  sich  so  wenig 
als  möglich  „anmerken“  zu  lassen,  so  konnte  diese  stark  ver¬ 
änderte  günstige  Wirtschaftslage  auch  der  Steuerbehörde 
nicht  unbekannt  bleiben. 

Dieser  Umstand  hat  sie  denn  auch  dazu  geführt,  bei  der 
Veranlagung  der  ersten  Kriegssteuer  gewissen  Unternehmern 
„etwas  schärfer  auf  die  Finger  zu  sehen“,  und  sie  ist  dabei 
auf  das  Resultat  gekommen,  daß  vielfach  große  Kriegsgewinne 
erzielt  worden  sind,  die  weder  durch  die  1.  Kriegsgewinnsteuer 
noch  durch  die  Exportgebühren  hinreichend  steuerlich  erfaßt 
werden  konnten.  Als  überdies  der  Krieg  sich  in  die  Länge 
zog,  bestand  für  die  Finanzverwaltung  kein  Zweifel  mehr, 
daß  die  Einführung  einer  Kriegsgewinnsteuer  auch  bei  uns 
durchaus  angezeigt  sei. 

*)  „Volksrecht“  vom  26.  August  1916  spricht  von  „abnorm  hohen 
Gewinnen“,  darf  aber  für  diese  Untersuchung  nicht  als  Kronzeuge  an¬ 
gerufen  werden. 
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Die  Bedenken  des  Finanzdepartements  einer  solchen 
Steuer  gegenüber  verschwanden  denn  auch  ziemlich  rasch, 
und  als  gar  die  Haupteinnahmequelle  des  Bundes,  die  Zölle, 
Monat  für  Monat  zurückgingen,  schien  es  sehr  bald,  als  ob 
diese  Steuer  wie  geschaffen  sei,  einen  Ersatz  zu  bieten  für 
diesen  Ausfall.  Die  Frage  der  Berechtigung  oder  Nichtberech¬ 
tigung  der  Steuer  trat  zurück  vor  dem  ausgesprochenen  Be¬ 
dürfnis  des  Staates  nach  einer  möglichst  raschen  und  sichern 
neuen  Einnahmequelle.  Erst  darauf  hin  hat  man  die  Steuer 
auch  nach  ihrer  ethischen  Seite  hin  untersucht,  und  ist  zum 
Ergebnis  gekommen,  daß  es  nicht  entscheidend  sein  dürfe, 
daß  die  Steuer  den  Beifall  jener  finden  müsse,  die  sie  zahlen 
sollen.  „Die  Steuer“,  so  schreibt  Georg  Bamberger,  „unter¬ 
scheidet  sich  von  allen  andern  Steuern  zu  ihrem  Vorteile  da¬ 
durch,  daß  sie  nicht  die  Allgemeinheit  trifft,  nicht  diejenigen, 
die  unter  dem  Kriege  leiden,  sondern  nur  diejenigen,  die  am 
Kriege  verdienen,  und  um  so  mehr  verdienen,  je  länger  er 
dauert.“1) 

Die  Steuer  fügt  sich  so  in  die  seit  langem  anerkannten 
Grundsätze  der  Steuerpolitik  ein,  wornach  die  Besteuerung 
nach  der  Leistungsfähigkeit  ein  oberstes  Prinzip  bleiben  soll. 
Es  stört  uns  keineswegs,  daß  die  Einkommen  vieler  Industriel¬ 
ler  und  Händler  im  Kriege  um  das  lOfache  gestiegen  sind, 
daß  ein  Vermittler  eines  großen  Auftrages  als  Provision  mehr 
als  das  Jahresgehalt  eines  schweizerischen  Bundesrates  be¬ 
zogen  hat,  daß  Gewinne  erzielt  worden  sind,  die  das  Doppelte 
und  mehr  des  Aktienkapitals  betragen  haben,  aber  eines  dür¬ 
fen  wir  verlangen,  daß  der  großen  Öffentlichkeit  etwas  von 
diesem  Segen  abfällt.  Die  Gesamtheit  des  Volkes  ist  es  in 
erster  Linie,  die  durch  die  Zeichnung  der  Kriegsanleihen  den 
Staaten  die  gewaltigen  Mittel  für  die  Kriegsbedürfnisse  flüs¬ 
sig  gemacht  hat,  aus  diesen  Mitteln  ist  ein  großer  Teil  der 
inländischen  Produktionszweige  in  die  Lage  versetzt  worden, 


x)  Georg  Bamberger,  Kriegsgewinn-  und  Kriegserbschaftssteuer, 
.Finanzwirtschaftliche  Zeitfragen“,  Heft  19,  pag.  8.  Stuttgart  1916. 
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Kriegsgewinne  zu  erzielen,  und  es  scheint  daher  mehr  als 
gerecht,  daß  ein  mittelbarer  Nutzen,  durch  vermehrte  Her¬ 
beiziehung  der  Allersteuerkräftigsten,  wiederum  dem  gesam¬ 
ten  Volke  zu  Gute  kommt.  Das  entspricht  einer  bürgerlichen 
Moral  und  der  Billigkeit  im  höchsten  Maße. 

Die  Gleichgültigkeit,  mit  der  sonst  im  allgemeinen  das 
Volk  neuen  Steuer  fragen  gegenüber  sich  verhält,  *—  solange 
sie  nur  Fragen  sind  —  begann  speziell  bei  dieser  Steuer  bald 
einem  durchgängigen  lebhaften  Interesse  Platz  zu  machen, 
und  zwar  in  der  Richtung  nach  einer  energischen  Besteue¬ 
rung  aller  Kriegsgewinne. 

Dem  Studium  des  Finanzdepartements  ist  ein  neuer  An¬ 
stoß  dadurch  gegeben  worden,  daß  am  17.  März  1916  die 
Nationalräte  Fonjallaz  und  Freiburghaus  die  nachstehende 
Motion  eingereicht  haben:  „Der  Bundesrat  wird  eingeladen, 
die  Frage  zu  prüfen,  ob  nicht  die  Erhebung  einer  Kriegsge¬ 
winnsteuer  beschlossen  werden  sollte.“1) 

Damit  war  die  Frage  in  das  Stadium  der  Aktualität  ge¬ 
kommen,  und  die  nachfolgenden  gesetzlichen  Maßnahmen  sind 
ziemlich  rasch  aufeinander  gefolgt. 

Eine  erstmalige  Sitzung  einer  vom  Bundesrat  ernannten 
Expertenkommission  fand  am  29.  April  1916  statt.  Diese  hat 
grundsätzlich  ihre  Zustimmung  zur  Erhebung  einer  Kriegs¬ 
gewinnsteuer  erklärt,  jedoch  in  ihrer  Mehrheit  die  Ansicht 
vertreten,  daß  diese  Steuer  nicht  Kraft  der  dem  Bundesrate 
zustehenden  a.o.  Vollmachten  vom  3.  August  1914  eingeführt 
werden  solle,  sondern  daß  dafür  eine  Verfassungsrevision 
Platz  greifen  müsse. 

Ungewiß,  wie  der  zeitliche  Verlauf  des  Krieges  jedoch 
war,  konnte  die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  unter  keinen 
Umständen  auf  lange  Sicht  gestellt  werden.  Eine  solch  außer¬ 
ordentliche  Steuer  war  ihrer  Natur  nach  auf  die  Dauer  des 
Krieges  beschränkt,  und  dieser  Grundsatz  mußte,  wenn  die- 


*)  Motion  667  in  der  ordentlichen  Sommersession  vom  5. — 24. 
Juni  1916. 
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ser  Abgabe  nicht  ein  finanzieller  Mißerfolg  beschieden  sein 
sollte,  auch  für  die  Veranlagung  obenan  gestellt  werden.  Diese 
großen  Bedenken  einer  langwierigen  Verfassungsänderung 
sind  denn  auch  von  den  kantonalen  Steuerbehörden,  die  als 
erste  zu  der  Frage  Stellung  zu  nehmen  hatten,  vollauf  erkannt 
worden.  Darüber  waren  sich  wohl  die  Vertreter  der  Kantone 
sehr  bald  im  Klaren,  daß  unter  die  kriegsgewinnsteuerpflichti¬ 
gen  Personen  auch  eine  nicht  geringe  Anzahl  solcher  fallen 
werde,  deren  Geschäftstätigkeit  oft  unter  Beiseitelassung 
jeder  kaufmännischen  Moral,  selbst  unter  Umgehung  aller 
gesetzlichen  Vorschriften,  nur  den  einen  Endzweck  verfolgte, 
von  dieser  außergewöhnlichen  Warenhausse  so  lange  als 
möglich  zu  profitieren,  um  sich  dann  früh  genug  für  immer 
aus  dem  Staube  zu  machen. 

Gegen  diese  „mobilen  Kaufleute“  wie  sie  uns  in  den  Le¬ 
bensmittelhamstern  und  Schiebern  genügend  bekannt  gewor¬ 
den  sind,  richtete  sich  auch  in  allerstärkstem  Maße  der  Miß¬ 
mut  der  Öffentlichkeit;  sie,  die  zum  großen  Teile  ausländi¬ 
scher  Herkunft  waren,  sind  nicht  zum  kleinsten  Stücke  eine 
der  Ursachen  unserer  damaligen  sprunghaften  Verteuerung 
der  Lebenshaltung  gewesen.  Diese  nämlichen  Leute  tragen 
auch  die  Schuld,  daß  es  in  kurzer  Zeit  so  weit  gekommen 
ist,  daß  derjenige,  dessen  Einkommen  während  des  Krieges 
erheblich  gestiegen  war,  eo  ipso  als  zu  dieser  Klasse  gehörig 
angesehen  wurde,  sodaß  es  schließlich  etwas  „Anstößiges  an 
sich  hatte,  im  Kriege  überhaupt  Geschäfte  gemacht  zu 
haben.“1) 

Ein  Kriegsgewinnsteuergesetz,  dessen  temporärer  Cha¬ 
rakter  geradezu  als  typisch  angesehen  werden  mußte,  in  un¬ 
sere  ohnehin  schon  überladene  Bundesverfassung  aufzuneh¬ 
men,  ging  nicht  an. 

Was  die  erste  Expertenkommission  in  ihrer  Mehrzahl 
abgelehnt  hatte,  nämlich  das  Kriegsgewinnsteuergesetz  auf 
Grund  a.o.  Vollmachten  zu  erlassen,  brachte  aber  schließlich 


*)  N.  Z.  Z.  vom  17.  September  1916,  1.  Mittagblatt. 
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doch  die  Lösung.  Auf  Antrag  der  Neutralitätskommission 
hat  die  Bundesversammlung  am  21.  Juni  1916  dem  Bundes¬ 
rate  das  nachstehende  Postulat  eingereicht:1) 

_ _ in  Erwägung,  daß  die  Einführung  einer  eidgenössi¬ 
schen  Kriegsgewinnsteuer  gerechtfertigt  ist,  in  Erwägung  an¬ 
dererseits,  daß  der  mit  einer  Verfassungsrevision  verbundene 
Zeitverlust  den  Erfolg  einer  solchen  Steuer  in  Frage  stellen 
würde,  stellt  die  Dringlichkeit  eines  sofort  vollziehbaren  Be¬ 
schlusses  fest  und  ladet  den  Bundesrat  ein,  in  Anwendung  der 
Vollmachten  vom  3.  August  1914  die  nötigen  Maßnahmen  zu 
treffen  für  eine  angemessene  Besteuerung  der  infolge  des 
Krieges  erzielten  außerordentlichen  Gewinne.“ 

Angesichts  dieses  Antrages  der  Neutralitätskommission 
ist  auch  die  Motion  vom  17.  März  1916  betr.  die  Kriegsge¬ 
winnsteuer  zurückgezogen  worden. 

Die  bedingungslose  Kompetenzübertragung  an  den  Bun¬ 
desrat  hat  es  in  erster  Linie  möglich  gemacht,  binnen  wenigen 
Monaten  ein  Kriegsgewinnsteuergesetz  auszuarbeiten  und  in 
Vollzug  zu  bringen,  das  seinem  finanziellen  Erfolge  nach 
nicht  zu  den  schlechtesten  gehören  kann. 

Als  erste  steuerliche  Maßnahme  ist  darauf  hin  am  29. 
Juli  1916  der  Bundesratsbeschluß  betr.  die  Sicherstellung  der 
Kriegsgewinnsteuer  erlassen  worden.2)  Darnach  sind  Per¬ 
sonen  und  Gesellschaften,  die  während  der  Jahre  1915  und 
1916  in  der  Schweiz  ein  Handelsunternehmen,  einen  gewerb¬ 
lichen  oder  industriellen  Betrieb  inne  hatten,  verpflichtet,  für 
die  zu  erhebende  Kriegsgewinnsteuer  Sicherheit  zu  leisten.3) 
Diese  Sicherstellung  muß  auch  dann  geboten  werden,  wenn 
Inhaber,  Kommanditäre  oder  Verwaltungsräte  eines  im  Aus¬ 
land  betriebenen  Geschäftes  ihren  Wohnort  oder  Aufent- 

*)  Übersicht  der  Verhandlungen  der  Schw.  Bundesversammlung. 
Sommersession  1916.  21.  Juni  1916.  Zustimmung  des  Bundesrates. 

2)  Nur  jene  Gewinne  mußten  sichergestellt  werden,  die  als  „ge¬ 
fährdet“  angesehen  wurden. 

3)  Bundesratsbeschluß  betr.  die  Sicherstellung  der  Kriegsgewinn- 
steuer.  Schweiz.  Gesetzessammlung,  N.P.  Band  XXXII,  pag.  257  ff. 
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haltsort  innerhalb  der  Schweiz  verändern.  Sie  gilt  aber  ganz 
besonders  für  jene  Personen,  die  nur  gelegentliche  Handels¬ 
geschäfte  abschließen.  Die  Verfügung  der  Sicherstellung 
wird  von  der  eidgenössischen  Kriegssteuerverwaltung  erlas¬ 
sen,  und  darf  25  %  des  Geschäftsgewinnes  nicht  übersteigen. 
Die  kantonalen  Steuerbehörden  sind  verpflichtet,  bei  der 
Sicherstellung  der  Kriegsgewinne  „tatkräftig  mitzuwirken", 
insbesondere  haben  sie  die  eidgenössische  Kriegssteuerver¬ 
waltung  genau  zu  informieren  über  alle  Wohnungsänderun¬ 
gen  und  Betriebsaufgaben  kriegsgewinnsteuerpflichtiger  Per¬ 
sonen  und  Gesellschaften,  oder  wenn  aus  irgend  einem 
Grunde  die  Erhebung  der  künftigen  Kriegsgewinnsteuer  als 
gefährdet  anzusehen  war. 

Das  schweizerische  Sicherungsgesetz  geht  in  seiner 
äußern  Form  zurück  auf  das  in  Deutschland  am  24.  November 
1915  erlassene  Gesetz  gleichen  Namens.  Dieses  wurde  zwa- 
ausgedehnt  auf  die  Gesamtheit  aller  Steuersubjekte,  unter¬ 
scheidet  also  nicht  wie  das  schweizerische  zwischen  „gefähr¬ 
deten“  und  „nicht  gefährdeten“  Kriegsgewinnen.  Wir  halten 
jedoch  das  deutsche  Vorgehen  mit  seiner  generellen  Wirk¬ 
samkeit  als  das  Einfachere  und  Zweckmäßigere.  Denn  daß 
mit  dem  Versuche  der  Steuerhinterziehung  und  Steuerkürznng 
aus  allen  Kreisen  der  Kriegsgewinner  zu  rechnen  war,  ist 
ohne  weiteres  klar.  Es  hat  u.  E.  diese  Sonderbestimmung  ihren 
Zweck  nicht  erreicht,  denn  dadurch,  daß  man  die  als  gefähr¬ 
det  angesehenen  Steuerbeträge  vinculiert  hat,  hat  man  gleich¬ 
zeitig  auch  deren  Träger  vielfach  vielleicht  ohne  jeden  Grund 
gegenüber  den  andern  zurückgestellt,  und  sie  nicht  zuletzt 
auf  Mittel  und  Wege  sinnen  lassen,  dafür  der  Steuerverwal¬ 
tung  doch  noch  ein  Schnippchen  zu  schlagen. 

Inzwischen  hatte  die  Kriegssteuerverwaltung  im  Aufträge 
des  Bundesrates  einen  Entwurf  ausgearbeitet,  der  von  einer 
Kommission  in  2  Sitzungen  durchberaten  worden  ist,  und 
darauf  mit  ganz  geringen  Abänderungen  vom  Bundesrate  ge¬ 
nehmigt  wurde.  Am  18.  September  1916  ist  dieses  Gesetz 
als  „Bundesratsbeschluß  betr.  die  eidgenössische  Kriegsge- 
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winnsteuer“  in  Kraft  getreten.  Damit  hatte  die  Schweiz  ihr 
endgültiges  Gesetz  erhalten,  und  die  Abänderungen  und  Er¬ 
gänzungen,  die  im  Laufe  des  Krieges  hinzugekommen  sind, 
haben  an  der  ursprünglichen  Form  nur  wenig  zu  verändern 
vermocht.  Durch  die  Inkraftsetzung  dieses  B.R.B.  hat  auch 
das  Sperrgesetz  seine  Bedeutung  verloren,  und  ist  am  glei¬ 
chen  Tage  aufgehoben  worden.  Die  Ausführungsbestimmun¬ 
gen  betr.  die  Veranlagung  der  Steuer  erließ  das  Finanzdepar¬ 
tement  unterm  9.  Dezember  1916. 

Diese  Art,  neue,  durch  außerordentliche  Umstände  be¬ 
dingte  Gesetze  zu  schaffen,  hat  ihre  Vor-  und  Nachteile. 

Es  stehen  sich  in  concreto  gegenüber:  einerseits  das 
ausgesprochen  fiscalische  Moment,  und  andererseits  die 
steuerpolitische  Seite  der  ganzen  Kriegsgewinnsteuerfrage. 

Die  Steuer  sollte  ja  vor  allem  eine  vorzügliche  neue  Ein¬ 
nahmequelle  für  den  Bundesfiscus  werden,  und  da  war  es 
vielleicht  die  einzige  Möglichkeit,  um  zum  Ziele  zu  gelangen. 
Es  fällt  sieben  Köpfen  leichter,  eine  Meinung  zu  fassen,  als 
wenn  deren  hundert  sich  dazu  verstehen  sollen.  Zudem  konnte 
mit  Sicherheit  damit  gerechnet  werden,  daß  diese  neue 
Steuer  im  Volke  ganz  allgemein  auf  eine  gute  Aufnahme  zäh¬ 
len  durfte,  und  die  Sympathien  dafür  um  so  größere  sein 
würden,  je  höher  dabei  die  Steuersätze  und  die  Zahl  der  Er¬ 
hebungsjahre  angesetzt  waren.  Diese  allseitige  Popularität 
kommt  nicht  zuletzt  daher,  weil  jede  neue  Steuer  so  lange 
als  gerecht  empfunden  wird,  so  lange  sie  nur  den  lieben 
Nachbar  trifft,  und  daß  diese  Steuer  nur  einen  ganz  geringen 
Teil  der  Bevölkerung  treffen  werde,  dafür  boten  ihr  beson¬ 
derer  Charakter  und  das  Vorgehen  des  Auslandes  in  dieser 
Frage  genügend  Garantien. 

Dieser  moralischen  Unterstützung  von  Seiten  des  Volkes 
war  der  Bundesrat  zum  Vorneherein  sicher,  die  Einreden  aus 
dem  Parlamente  waren  unter  der  Beschränkung  auf  bundes- 
rätliche  Behandlung  nicht  mehr  möglich,  und  so  war  der 
Weg  frei,  eine  nach  freiem  Ermessen  einer  sehr  kleinen  Min- 


31 


derheit  gutgeheißene  Steuer  in  kürzester  Zeit  in  Vollzug  zu 
bringen. 

Trotz  aller  Gewähr  indes,  die  uns  die  bundesrätliche 
Ausarbeitung  des  Gesetzes  zu  bieten  vermag,  vor  allem  nach 
der  formellen  Seite  hin,  können  wir  uns  doch  nicht  dem 
Gedanken  verschließen,  daß  auf  diese  Weise  die  Gefahr  be¬ 
standen  hat,  daß  ein  gefühlsmäßiges,  moralisches  Element 
bei  der  Beratung  nicht  ganz  auszuscheiden  war.  Denn 
äußerste  Steuergerechtigkeit  allen  gegenüber,  und  zugleich 
dringendstes  Bedürfnis  nach  neuen  Einnahmen  durch  eine 
ausgesprochene  Klassensteuer  sind  schwer  miteinander  in 
Einklang  zu  bringen. 

Die  Ausschließung  des  Parlaments,  auch  für  die  späteren 
Beratungen,  hat  denn  auch  zu  nicht  geringer  Kritik  Anlaß  ge¬ 
geben,  vor  allem  bei  der  jeweiligen  Erhöhung  der  Steuer¬ 
sätze. 

Umgekehrt  darf  aber  gesagt  werden,  daß  die  Einfüh¬ 
rung  der  Steuer  auf  dem  ordentlichen  Verfassungswege  kei¬ 
neswegs  zu  überzeugen  vermag,  daß  die  als  besonders  hart 
empfundenen  Bestimmungen  gemildert  oder  überhaupt  weg¬ 
gelassen  worden  wären.  Die  erste  Kriegssteuer,  die  diesen 
Weg  gegangen  ist,  deutet  jedenfalls  nicht  auf  diese  Tatsache 
hin. 

Wir  müssen  uns  dazu  bekennen,  daß  die  scharfen  Zu¬ 
griffe  des  Kriegsgewinnsteuergesetzes  auf  das  Einkommen 
einzelner  Steuerpflichtiger  wohl  einer  Art  „Strafsteuer“  sehr 
nahe  gekommen  sind,  daß  sie  aber  nichtsdestoweniger  bis  zu 
einem  gewissen  Grade  gerechtfertigt  waren. 


III.  Das  geltende  Recht. 

§  5.  Die  subjektive  Steuerpflicht. 

Die  Ermittlung  des  Steuersubjektes,  das  heißt  der  Per¬ 
son  oder  Gesellschaft,  die  rechtlich  zur  Steuerzahlung  ver¬ 
pflichtet  ist,  hat  bei  der  Kriegsgewinnsteuer  nicht  unerheb¬ 
liche  Schwierigkeiten  gezeitigt. 

Ganz  allgemein  erhob  sich  für  die  Gesetze  aller  Staaten 
zuerst  die  grundlegende  Frage,  ob  grundsätzlich  alle  Per¬ 
sonen  und  Gesellschaften,  die  während  des  Krieges  ein  er¬ 
höhtes  Einkommen  bezogen  haben  —  aus  welcher  Quelle 
ist  dabei  gleichgültig  —  als  kriegsgewinnsteuerpflichtig  an¬ 
zusehen  sind  oder  nicht?  Wir  wissen  heute,  teils  auf  Grund 
statistischer  Aufzeichnungen,  teils  durch  die  Büchervorlage 
auf  den  Steuerämtern,  daß  die  eigentlichen  Kriegsgewinne 
sich  überwiegend  aus  Erträgen  von  Handel  und  Gewerbe 
(Fabrikanten,  Händler  und  gewerbsmäßige  Vermittler),  Ka¬ 
pitalvermögen  (Aktien-  und  Grundbesitz)  und  Landwirtschaft 
zusammensetzen. 

Auf  diese  Erwerbsklassen  muß  also  auch  die  Unter¬ 
suchung  der  gesetzlichen  Umschreibung  des  Steuersubjektes 
abstellen. 

Die  Tatsache  nun,  daß  der  Krieg  dem  Großteil  der  Be¬ 
völkerung  ein  vermehrtes  Einkommen  verschafft  hat,  durfte 
aber  für  den  Gesetzgeber  bei  der  Umschreibung  der  subjek¬ 
tiven  Steuerpflicht  nicht  in  erster  Linie  maßgebend  sein. 
Ein  großer  Teil  dieser  erhöhten  Kriegseinkommen,  es  betrifft 
dies  vor  allem  die  gesteigerten  Saläre  der  Fixbesoldeten  und 
die  erhöhten  Löhne  der  Arbeiter,  sind  eben  nur  scheinbare 
Mehreinkommen,  als  reichliche  Gegenposten  stehen  ihnen  ge¬ 
genüber  die  verteuerte  Lebenshaltung  und  eine  Reihe  be- 
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sonderer  Leistungen.  (Aktive  Dienstleistung  und  vermehrte 
Steuern.) 

Dieser  Auffassung  widerspricht  zwar  Buck  im  Finanz¬ 
archiv1)  indem  er  schreibt:  „Dem  obersten  Grundsätze  der 
Steuerlehre  entsprechend,  muß  die  Steuer  alle  Berufe  tref¬ 
fen,  denn  Kriegsgewinne  (Einkommensverbesserungen)  haben 
unzählige  Berufe  gemacht.“  Durch  die  nachträglich  in 
Deutschland  eingeführte  Besteuerung  des  Vermögenszu¬ 
wachses  hat  dann  in  der  Tat  die  von  Buck  vertretene  Mei¬ 
nung  Recht  bekommen. 

Was  wir  soeben  über  die  Angestellten  und  Arbeiter  ge¬ 
sagt  haben,  gilt  in  gleicher  Weise  auch  für  die  oft  durch  bloße 
Zufälligkeiten  erhöhten  Einkommen  der  freien  Berufe.  Oder 
soll  vielleicht  ein  Arzt  oder  Jurist,  dessen  Kollegen  durch  die 
Mobilisation  in  der  Ausübung  ihres  Berufes  zeitweise  verhin¬ 
dert  waren,  aus  dem  Umstande  Kriegsgewinne  erzielt  haben, 
weil  er  für  die  Mehrarbeit,  die  ihm  dadurch  entstanden  ist, 
auch  eine  entsprechende  Entschädigung  erhalten  hat?  Oder 
soll  ein  Universitätslehrer,  der  das  „Glück“  hatte,  infolge 
eines  üblichen  Turnus  bei  Kriegsausbruch  zum  Rektor  er¬ 
nannt  zu  werden,  nun  deshalb  Kriegsgewinnler  geworden 
sein?  Beiden  Typen  ist  gemeinsam,  daß  es  sich  um  Mehr¬ 
einkommen  handelt,  die  ebenso  gut  auch  in  Friedenszeiten 
hätten  erzielt  werden  können,  und  sodann  ihrer  Größe  nach 
um  Beträge,  die  noch  weit  davon  entfernt  sind,  auch  nur  an¬ 
nähernd  das  zu  sein,  was  wir  uns  gemeiniglich  unter 
„Kriegsgewinn“  vorzustellen  gewohnt  sind.  Jedoch  auch  dar¬ 
über  ist  die  Meinung  der  Finanzschriftsteller  keine  einheit¬ 
liche.  Wir  lassen  im  Nachstehenden  Ehrenberg  das  Wort, 
der  in  Nr.  37/39  der  Zeitschrift  „Das  neue  Deutschland“  zu 
dieser  Frage  folgenden  Standpunkt  einnimmt:  „Ein  Arzt  mit 
mäßiger  Praxis  ist  im  Kriege  nebenbei  als  Militärarzt  tätig 
gewesen  und  hat  hierdurch  sein  Einkommen  verdoppelt.  Die- 


*)  L.  Buck,  Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne,  Finanzarchiv 
Jahrgang  1916  (33),  pag.  64. 
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sen  Kriegsgewinn  wird  man  doch  nicht  steuerfrei  lassen  wol¬ 
len,  zumal  die  Inanspruchnahme  der  Ärzte  eine  sehr  ver¬ 
schiedene,  ihre  Entlohnung  aber  bei  gleichem  Range  die 
gleiche  ist.“ 

Ein  besonderes  Interesse  mußte  für  den  Gesetzgeber 
bei  der  Abgrenzung  der  Steuerpflicht  die  große  Gruppe  der 
Landwirte  erwecken.  Über  die  Einbeziehung  dieser  Berufs¬ 
klasse  hat  in  der  Gesetzgebung  der  verschiedenen  Staaten 
keine  einheitliche  Meinung  Platz  greifen  können.  Immerhin 
sind  sie  in  den  meisten  Ländern  von  der  Steuer  gänzlich 
befreit,  einzelne  erklären  sie  teilweise  als  steuerpflichtig,  und 
wieder  andere  unterwerfen  diese  Gruppe  wie  jede  andere  der 
vollen  Steuerpflicht. 

Worauf  ist  nun  die  verschiedene  Stellungnahme  der  Ge¬ 
setzgeber  gerade  der  Landwirtschaft  gegenüber  zurückzu¬ 
führen? 

Hinsichtlich  der  Berechtigung,  auch  die  Landwirtschaft 
steuerpflichtig  zu  erklären,  fehlten  gewiß  die  Anhaltspunkte 
in  keinem  einzigen  Lande.  Das  trifft  vor  allem  für  jene  Staa¬ 
ten  zu,  deren  Schwergewicht  der  Produktion  auf  dieser  Seite 
gelegen  hat,  aber  es  gilt  ebenso  auch  für  die  übrigen.  Was 
hingegen  die  Möglichkeit  der  Erfassung  anbetrifft,  so  liegt 
die  Sache  schon  bedeutend  schwieriger. 

Da  erhebt  sich  nun  zuerst  die  große  Frage:  Ist  eine  zu¬ 
verlässige,  rechnerische  Ermittlung  der  landwirtschaftlichen 
Kriegsgewinne  überhaupt  möglich,  oder  ist  dieser  Versuch 
nicht  eben  so  fruchtlos,  wie  jede  statistische  Untersuchung 
über  landwirtschaftliche  Detailfragen  in  der  Produktion? 

Dazu  ist  nun  zu  sagen,  daß  die  mangelnde  Publizität  der 
landwirtschaftlichen  Betriebsergebnisse,  im  Gegensatz  zu  den 
industriellen  Unternehmungen,  ein  erstes  großes  Hindernis 
darstellt,  um  direkt  an  diese  Gewinne  heranzukommen.  Das 
Fehlen  einer  exakten  Buchführung  erlaubt  nicht  mit  den  Vor¬ 
kriegsjahren  Vergleiche  anzustellen,  das  Mehr  an  Einkommen 
läßt  sich  deshalb  nicht  feststellen,  und  so  bleiben  alle  An¬ 
griffe  und  Beschuldigungen  der  Landwirtschaft  gegenüber 
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bloße  Vermutungen.  Zwar  darf  man,  weil  es  sich  um  bloße 
Vermutungen  handelt,  nicht  soweit  gehen,  wie  es  von  man¬ 
chen  Vorkämpfern  der  Landwirtschaft  getan  wird,  die 
Kriegsgewinne  überhaupt  zu  leugnen.  Der  einfache  Hinweis 
darauf,  daß  die  Landwirtschaft  vor  dem  Kriege  durchwegs 
schlechte  Zeiten  gehabt  habe,  genügt  nicht,  um  daraus  die 
volle  Steuerfreiheit  dieser  Berufsklasse  abzuleiten.1)  Mit  glei¬ 
chem  Rechte  läßt  sich  diese  Behauptung  auf  einen  großen 
Teil  von  industriellen  Betrieben  anwenden.  Daß,  je  schlechter 
ein  Unternehmen  vor  dem  Kriege  rentierte,  die  Kriegsge¬ 
winnsteuer  bei  guter  Kriegskonjunktur  eine  um  so  größere 
war,  ist  vielleicht  der  Hauptfehler  dieser  neuen  Steuer  ge¬ 
wesen. 

In  der  Schweiz  hat  man  nun  auf  landwirtschaftlicher 
Seite  oft  von  der  starken  Erhöhung  der  Preise  für  Futter¬ 
mittel,  insbesondere  der  Kraftfuttermittel,  weiter  von  der 
Verteuerung  der  Düngemittel  und  Erhöhung  der  Transport¬ 
kosten,  gesprochen.  Zugegeben,  daß  das  alles  in  stärkstem 
Maße  zugetroffen  habe,  so  wagen  wir  dennoch  zu  behaupten, 
daß  davon  nicht  alle  Betriebe  so  stark  betroffen  worden  sind, 
daß  darüber  hinaus  nicht  noch  ein  ganz  ansehnlicher  Gewinn 
hat  erzielt  werden  können. 

Auskunft  über  die  Lage  dieser  Produktionsgruppe  ver¬ 
mögen  am  besten  -die  Ersparnisse  und  die  Ertragsergebnisse 
zu  geben.  Das  schweizerische  Bauernsekretariat  berechnet 
die  durchschnittlichen  Ersparnisse  pro  Betrieb  wie  folgt: 


1901/05 

Fr.  1114 

06/13 

„  1496 

1914 

„  1411 

15 

„  2698 

16 

„  3614 

17 

„  5610 

1918 

„  9028 

0  Vergl.  N.  Z.  Z.  No.  1676  vom  24.  Nov.  1921,  Die  Kriegsgewinn¬ 
steuer,  ein  Beitrag  zur  Steuerpolitik  einer  Demokratie. 
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und  nach  dem  Mittel  der  Jahre  1914/18  wurde  die  Vermeh¬ 
rung  des  reinen  Vermögens  wie  folgt  verwendet: 


Neuanlage  in  Landgutkapital 

7,17 

% 

Vermehrung  des  Wertes  Viehkapital 

21,2 

% 

Vermehrung  des  Pächterkapitals 

22,6 

% 

Vermehrung  des  Haushaltinventars 

4,01 

% 

Nebengeschäfte 

3,36 

% 

Schuldentilgung 

11,90 

% 

Anlage  in  Wertschriften 

29,76 

% 

100 

% 

Tun  wir  weiter  einen  flüchtigen  Blick  auf  die  Rechnungs¬ 
abschlüsse  eines  großen  Teiles  unserer  Sparkassen  und  Hy¬ 
pothekenbanken,  so  geht  daraus  mit  aller  Deutlichkeit  her¬ 
vor,  daß  in  der  gesamten  Landwirtschaft  während  des  Krie¬ 
ges  ein  kraftvoller  Entschuldungsprozeß  stattgefunden  hat. 
Dieser  äußerte  sich  darin,  daß  langjährige  Obligoschulden 
und  vinculierte  Versicherungen  innerhalb  weniger  Jahre  ab¬ 
bezahlt  worden  sind,  und  neue  Schulden  nur  in  beschränktem 
Umfange  aufgenommen  werden  mußten.  Auch  die  im  Konto- 
Korrentverkehr  zahlreich  entstandenen  Fremdwährungskonti 
sind  ein  Hinweis  darauf,  daß  die  Liquidität  eines  Teiles  un¬ 
serer  Landwirtschaft  in  jenen  Jahren  stark  zugenommen  hat. 
Dabei  weisen  die  Berichte  der  Hypothekenbanken  durchwegs 
darauf  hin,  daß  dieser  Entschuldungsprozeß  durchaus  nicht 
bloß  auf  die  durch  die  Kriegskonjunktur  speziell  begünstigten 
Großbetriebe  beschränkt  geblieben  ist,  sondern  daß  auch  die 
Mittel-  und  Kleinbetriebe  stark  begünstigt  worden  sind.1) 


*)  Vergl.  Einfluß  des  Weltkrieges  auf  die  schweizerische  Landwirt¬ 
schaft.  Von  Prof.  E.  Laur,  in  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik 
und  Volkswirtschaft,  Heft  1,  Jahrg.  1921,  pag.  4  ff. 

Der  für  den  landwirtschaftlichen  Betriebskredit  äußerst  wichtige 
Zweig  der  Darlehen  gegen  freiwillige  Pfandverschreibung  hat  z.  B. 
bei  der  Zürcher  Kantonalbank  folgende  Entwicklung  genommen: 
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Zu  diesen  Feststellungen  tritt  weiter  hinzu,  daß  die  Tä¬ 
tigkeit  mancher  Landwirte  während  des  Krieges  durchaus 
nicht  nur  auf  Ackerbau  und  Viehzucht  beschränkt  geblieben 
ist,  sondern  daß  sie  im  Nebenberufe,  durch  ausgedehnten 
Handel  mit  Vieh,  Futtermitteln,  Holz  und  landwirtschaft¬ 
lichen  Maschinen  oft  das  mehrfache  ihres  Friedenseinkom¬ 
mens  erreicht  haben.  Diese  gewerbliche  Tätigkeit  wird  nun 
freilich,  auch  wenn  sie  in  Verbindung  mit  der  Landwirtschaft 
ausgeübt  wird,  jeder  andern  Erwerbsarbeit  gleichgestellt,  mit 
andern  Worten,  unter  diesen  Voraussetzungen  wird  auch  der 
Landwirt  steuerpflichtig.  Nun  ist  aber  auch  hier  eine  lücken¬ 
lose  Scheidung  in  landwirtschaftliche  und  gewerbliche  Arbeit 
außerordentlich  schwer  durchzuführen.  Wo  liegen  beispiels¬ 
weise  die  Grenzen  des  alljährlich  notwendig  werdenden  Um¬ 
satzes  an  Viehhabe?  Der  Verkauf  alter  Tiere  und  der  An¬ 
kauf  junger  Stücke  erfordert  auch  beim  kleinsten  Betriebe 
einen  fortgesetzten  Wechsel  im  Viehbestände,  was  aber  ge¬ 
werbsmäßige  An-  und  Verkäufe  sind,  darüber  ist  sich  selbst 
der  Landwirt  in  den  wenigsten  Fällen  klar. 

Es  ist  aber  u.  E.  jeder  Vorschlag  ernstlich  zu  erwägen, 
der  uns  dem  Ziele,  auch  die  Einkommensverbesserungen  der 
Landwirtschaft  gebührend  zu  erfassen,  irgendwie  näher  bringt. 
Hätte  man  das  auch  nur  ganz  annähernd  zu  Stande  gebracht, 
so  hätte  sehr  wahrscheinlich  auch  die  Kriegsgewinnsteuer  be¬ 
deutend  weniger  Anhänger  aufzuweisen  gehabt,  zum  minde- 


neue 

Darlehen 

Rückzahlungen 

Zahl 

Betrag 

Zahl 

Betrag 

1912 

1015 

969  667 

649 

566  891 

13 

808 

783  775 

464 

567  004 

14 

758 

702  630 

549 

635  535 

15 

813 

757  700 

812 

800  930 

16 

619 

620  590 

849 

814  171 

17 

547 

607  404 

832 

754  222 

18 

380 

455  604 

778 

711838 

19 

283 

454  466 

492 

487  427 

Vergl.  hierüber  Dr.  E.  Wetter,  Die  Zürcher  Kantonalbank  1870  bis 
1920.  Zürich  1920,  pag.  106. 


38 


sten  hätte  sie  von  ihrer  großen  Popularität  merklich  ein¬ 
gebüßt. 

Die  oben  durchgeführte  Trennung,  die  nach  der  mehr 
oder  weniger  weiten  Fassung  des  Steuersubjektes  möglich 
ist,  hat  nun  in  den  Kriegsgewinnsteuergesetzen  der  europäi¬ 
schen  Staaten  in  ganz  verschiedener  Weise  Ausdruck  ge¬ 
funden. 

Die  eine,  wir  wollen  sie  die  weitere  nennen,  hat  Eingang 
gefunden  in  den  Gesetzen  der  drei  skandinavischen  Staaten 
und  in  Holland.  Hier  wird  ganz  einfach  darauf  abgestellt, 
daß  derjenige,  dessen  Einkommen  im  Kriege  größer  gewor¬ 
den  ist,  zu  einer  besondern  Steuer  herangezogen  wird,  sei 
er  nun  Industrieller,  Händler,  Landwirt  oder  Angehöriger  der 
liberalen  Berufe. 

Die  andere,  sie  ist  in  der  Folge  die  herrschende  gewor¬ 
den,  ist  bedeutend  enger,  und  hat  ihre  Verwirklichung  zuerst 
gefunden  in  England,  Italien  und  Frankreich.  Nach  dieser 
Auffassung  ist  die  Steuerpflicht  beschränkt  auf  jene  Subjekte, 
die  ihre  Mehreinkommen  aus  ganz  bestimmten  Produktions¬ 
zweigen  hergeleitet  haben.  So  spricht  z.  B.  das  englische  Ge¬ 
setz  von  Industriellen,  Kaufleuten  und  Vermittlern,  das  fran¬ 
zösische  von  Personen  und  Gesellschaften,  die  der  Patent¬ 
steuer  unterliegen,  usw. 

In  engster  Anlehnung  an  diese  Ausgestaltung  der  Steuer 
hat  unser  B.R.B.  vom  18.  September  1916  in  Art.  4  die  Steuer¬ 
pflicht  beschränkt:  „auf  die  Personen  und  Gesellschaften, 
welche  während  der  für  die  Besteuerung  maßgebenden  Zeit 
ein  Handelsgeschäft,  einen  industriellen  oder  gewerblichen 
Betrieb  innehatten,  auch  wenn  es  sich  dabei  um  die  Nieder¬ 
lassung  oder  Vertretung  eines  ausländischen  Betriebes  han¬ 
delt,  oder  sonst  gewerbsmäßig  oder  gelegentlich  Handels¬ 
geschäfte  abschlossen,  sich  an  solchen  beteiligten  oder  solche 
vermittelten.  Ferner  werden  zur  Abgabe  herangezogen  die 
Inhaber,  Teilhaber,  Kommanditäre  und  Mitglieder  des  Ver¬ 
waltungsrates  ausländischer  Handelsgeschäfte  oder  indu¬ 
strieller  und  gewerblicher  Betriebe.“ 
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Somit  sind  von  der  Steuerpflicht  ausgenommen: 

1.  die  unselbständig  Erwerbenden. 

2.  die  freien  Berufe. 

3.  die  Landwirte. 

4.  jene  Personen,  deren  Einkommen  sich  in  der  Kriegszeit 
nur  deshalb  vermehrt  hat,  weil  der  Ertrag  ihrer  in 
■Grundbesitz  und  Wertpapieren  angelegten  Kapitalien 
ein  größerer  war  als  vor  dem  Kriege. 

Über  die  Frage  der  Steuerbefreiung  der  drei  ersten  Klas¬ 
sen  haben  wir  uns  oben  bereits  ganz  allgemein  ausgesprochen. 
Was  dort  für  richtig  anerkannt  worden  ist,  gilt  für  die  schwei¬ 
zerischen  Verhältnisse  in  gleichem  Maße,  vor  allem  also  auch 
das,  was  über  die  Landwirtschaft  gesagt  worden  ist.  Es 
bleibt  uns  noch  ein  Wort  zu  sagen  über  die  4.  steuerfreie 
Klasse,  diejenige  der  Rentner  und  städtischen  Grundbesitzer. 

Dabei  müssen  wir  nun  vorausschicken,  daß  es  sich  hier 
vielfach  um  gewöhnliche  Spekulationsgewinne  handelt.  In¬ 
dustriewerte,  vor  allem  wenn  es  sich  dabei  um  eigentliche 
Rüstungsindustrien  gehandelt  hat,  sind  im  Kriege  stark  ge¬ 
stiegen,  und  die  Eigentümer  von  Grund  und  Boden,  vor  allem 
der  landwirtschaftlich  bebauten  Grundstücke,  haben  daraus 
wesentlich  höhere  Erträge  bezogen. 

Das  führt  uns  also  auf  die  Frage  der  Spekulationsgewinn¬ 
besteuerung.  Die  Frage  der  technischen  Undurchführbarkeit 
dieser  Besteuerung  ist  nun  schon  recht  oft  erörtert  worden, 
aber  stets  mit  dem  gleichen  negativen  Erfolge.  Grundsätzlich 
stimmen  ihr  zwar  eine  ganze  Reihe  der  heutigen  Finanztheo¬ 
retiker  zu,  u.  a.  v.  Mayr  in  „Das  neue  Deutschland“,  Heft  14, 
pag. 332.  Er  schreibt:  „Aller  Extragewinn  aus  der  Kriegs¬ 
konjunktur  auch  von  Nichtlieferanten,  als  im  besondern  Son¬ 
dergewinne  aus  Börsen-  oder  börsenmäßigen  Spekulationen 
aller  Art  ist  gleichfalls  einzubeziehen.  Dagegen  wird  sich  im 
Interesse  erleichterter  Durchführbarkeit  dieser  Kriegssteuer 
empfehlen,  sie  auf  die  bezeichneten  Extragewinne  aus  indu¬ 
strieller  und  Handelsbeteiligung  zu  beschränken  mit  Ausdeh- 
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nung  jedoch  —  obwohl  die  vielleicht  noch  weiterer  Erwägun¬ 
gen  bedarf  —  auf  sämtliche  Spekulationsgewinne  auch  von 
Nichtproduzenten  und  Nichthändlern,  aus  An-  und  Verkauf 
von  Immobilien  und  Mobilienwerten  aller  Art,  insbesondere 
von  Wertpapieren.“ 

Das  deutsche  Vorgehen  bei  der  Besteuerung  der  Kriegs¬ 
gewinne  darf  jedoch  für  uns  nicht  maßgebend  sein.  Wir  haben 
bereits  in  einem  besonderen  Teile  darauf  hingewiesen,  mit 
was  für  geschraubten  Bestimmungen  die  deutschen  Gesetze 
vielfach  überladen  sind,  und  wie  gerade  die  außerordentliche 
Vielgestaltigkeit  aller  Vorschriften  den  finanziellen  Erfolg  der 
Steuer  nicht  gefördert  hat. 

Es  läßt  sich  eine  Steuerbefreiung  dieser  Klasse  auch  des¬ 
wegen  rechtfertigen,  weil  diesen  einzelnen  Fällen  von  Er¬ 
tragswertsteigerungen,  und  wo  aus  dem  Besitz  von  Aktien 
und  sonstigen  Dividendenpapieren  Mehrerträge  sich  einstell¬ 
ten,  die  große  Zahl  jener  gegenüber  gestellt  werden  muß,  wo 
das  Einkommen  aus  solchen  Vermögenswerten  infolge  des 
Rückganges  der  Kurse  und  der  rapiden  Geldentwertung  sich 
stark  vermindert  hat.  Nachdem  man  sich  übrigens  entschlos¬ 
sen  hatte,  in  der  Schweiz  eine  Kriegsgewinnsteuer  nur  von 
10  000. —  Fr.  übersteigenden  Gewinnen  zu  erheben,  fiel  der 
weitaus  größte  Teil  dieser  Rentenbezüger  ohne  weiteres  aus 
der  Steuerpflicht  heraus. 

Zusammenfassend  ergibt  sich  somit,  daß  eine  starke 
Fruktifizierung  der  schweizerischen  Kriegsgewinnsteuer, 
durch  die  weitere  Fassung  des  Steuersubjektes,  also  vor 
allem  durch  die  Steuerpflichtigerklärung  auch  der  Landwirt¬ 
schaft,  nicht  wohl  möglich  gewesen  wäre.  Wir  verhehlen  uns 
keineswegs,  daß  es  mit  unverhältnismäßig  großen  Schwierig¬ 
keiten  verbunden  gewesen  wäre,  diesen  Gewinnen  nahe  zu 
kommen,  vor  allem  aber,  daß  der  finanzielle  Erfolg  in  keinem 
Verhältnis  zum  gemachten  Aufwande  gestanden  hätte.  Unter 
diesen  ungünstigen  Voraussetzungen  ist  es  vielleicht  besser 
gewesen,  von  der  Besteuerung  überhaupt  ganz  abzusehen,  und 
es  ist  gar  nicht  ausgeschlossen,  daß  der  finanzielle  Ertrag 
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unserer  Steuer,  nicht  teilweise  wenigstens,  eine  Folge  der  ver¬ 
hältnismäßig  großen  Einfachheit  der  Steuer  gewesen  ist. 

Soviel  auch  von  den  ausländischen  Staaten  der  Versuch 
unternommen  worden  ist,  durch  die  Ausdehnung  des  Kreises 
der  steuerpflichtigen  Rechtssubjekte  die  Steuer  auf  breitere 
finanzielle  Unterlagen  zu  stellen,  so  ist  doch  überall  und  für 
immer  die  Klasse  der  Industriellen  und  Händler  recht  eigent¬ 
lich  der  Mittelpunkt  jeder  kriegszeitlichen  Produktion  geblie¬ 
ben,  das  unbedingte  Erfordernis,  das  allein  die  steuerlichen 
Zugriffe  des  Staates  möglich  gemacht  hat. 

Unter  diesen  durch  das  „Kriegsglück“  materiell  beson¬ 
ders  begünstigten  Zweigen  unserer  Volkswirtschaft,  ragt  nun 
aber  eine  Gruppe  von  Leuten  hervor,  deren  Tätigkeit  vom 
Gesetzgeber  nicht  scharf  genug  umschrieben  werden  konnte. 
Wir  meinen  die  Kriegsspekulanten  und  Lebensmittelwuche¬ 
rer,  die  Kettenhändler  oder  Schieber1),  die,  ohne  jede  kauf¬ 
männische  und  bürgerliche  Moral,  den  Krieg  als  Selbstzweck 
ausgenützt  haben,  sich  dabei  in  oft  schamloser  Art  und  Weise 
bereichert  haben,  aber  daneben  unserer  nationalen  Wirtschaft 
die  schwersten  Schäden  zugefügt  haben. 

Eine  besondere  Behandlung  haben  in  unserem  Gesetze 
jene  Kriegsgewinne  erfahren,  die  von  inländischen  Staats¬ 
angehörigen  im  Auslande  erzielt  worden  sind.  Das  Gesetz 
sieht  für  diesen  Fall  Steuerbefreiung  vor,  sofern  der  Pflich¬ 
tige  den  Nachweis  leisten  kann,  daß  dieser  Gewinn  bereits 
von  der  ausländischen  Kriegsgewinnsteuer  erfaßt  worden  ist. 
Das  gilt  jedoch  nicht  für  Geschäfte,  die  in  der  Schweiz  ab¬ 
geschlossen  worden  sind  (Art.  4,  Absatz  4  des  B.R.B.  vom 
18.  Sept.  1916). 

In  Art.  45  des  B.R.B.  behält  sich  der  Bundesrat  das 
Recht  vor,  gegen  diejenigen  Staaten,  die  schweizerische 
Staatsangehörige  hinsichtlich  der  Kriegsgewinnsteuer  ungün¬ 
stiger  behandeln,  als  dies  Ausländern  gegenüber  in  der 

Ü  Über  Schiebergewinne  vergl.  Zürcher  Post  1917,  Nr.  511,  sowie 
Neue  Zürcher  Zeitung  1917,  Nr.  771. 
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Schweiz  geschieht,  besondere  Steuergrundsätze  anzuwenden. 
•Diese  Sicherung  gegen  steuerliche  Ungerechtigkeiten  durch 
Retorsionsbestimmungen  ist  keine  Besonderheit  des  schwei¬ 
zerischen  Gesetzes,  sie  ist  in  übereinstimmender  Weise  allen 
uns  bekannten  Kriegsgewinnsteuergesetzen  zu  eigen. 

Wir  haben  damit  die  grundsätzlich  Steuerpflichtigen 
kennen  gelernt.  Die  im  Gesetze  weiter  enthaltenen  Bestim¬ 
mungen  über  den  Kreis  der  Steuerpflichtigen,  betreffen  die 
Haftbarkeit  der  Erben  bei  Einzelpersonen  und  bei  aufgelösten 
Erwerbsgesellschaften.  Dabei  verfällt  für  Steuerpflichtige, 
die  ihren  Geschäftsbetrieb  in  der  Schweiz  im  Laufe  eines 
Steuerjahres  aufgeben  wollen,  die  Steuer  sofort,  und  ist  vor 
der  Geschäftsaufgabe  zu  zahlen  oder  sicherzustellen. 

In  Todesfällen  lastet  die  Steuer  auf  der  Erbschaft  und 
ist  vor  der  Erbteilung  zu  entrichten.  (Art.  34,  1,  2.) 


§  6.  Das  Steuerobjekt« 

Bei  den  einfachen  Erwerbs-  und  Besitzverhältnissen 
früherer  Wirtschaftsperioden,  und  der  unentwickelten  Steuer¬ 
technik  konnte  und  mußte  man  sich  mit  einfachen  Steuer¬ 
objekten  begnügen.  (Kopfzahl  der  Familie,  Zahl  der  Herd- 
Stätten). 

Heute  verlangt  man  nicht  nur  bei  den  Einkommens¬ 
und  Ertragssteuern,  sondern  auch  bei  den  Verbrauchssteuern 
eine  immer  größere,  immer  mehr  der  Leistungsfähigkeit  ent¬ 
sprechende  Spezialisierung  der  Steuerobjekte.  (Schaum¬ 
weinsteuer,  Couponsteuer,  Tantiemesteuer.) 

Der  große  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Lei¬ 
stungsfähigkeit,  der  sich  noch  in  der  Friedenszeit  überall 
volle  Geltungskraft  verschafft  hat,  durfte  auch  während  der 
Kriegszeit  nicht  fallen  gelassen  werden.  Wer  also  im  Kriege 
Geld  verdient,  ist  sicherlich  leistungsfähiger  als  derjenige, 
der  Geld  verliert,  oder  schließlich  seine  ganze  Existenz  in¬ 
folge  des  Krieges  vernichtet  sieht.  Soweit  ist  die  Sache 
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durchaus  klar  und  bedarf  keiner  weitern  Erläuterung  mehr. 
Durchaus  verständlich  erscheint  auch  das  Verlangen  der  wei¬ 
tern  Öffentlichkeit  nach  einer  besonderen  Steuer  und  zwar 
nach  einer  besonders  hohen  Besteuerung  gerade  dieser 
„Kriegsgewinne“.  Wenn  auch  der  Ruf  nach  Erfassung  der 
„sittlich  verwerflichen“1)  Gewinne  ein  allgemeiner  gewesen 
ist,  so  war  damit  gewiß  für  den  Gesetzgeber  eine  Erleichte¬ 
rung  geschaffen,  die  Möglichkeit  hingegen,  wie,  und  in  wel¬ 
chem  Umfange  die  Gesetzgebung  diese  Gewinne  zu  treffen 
habe,  war  damit  noch  bei  weitem  nicht  gegeben. 

Man  mußte  sich  zum  Vorneherein  darüber  klar  sein,  daß, 
wenn  einmal  vom  Gesetzgeber  die  Prüfung  der  Frage  nach 
der  Gangbarkeit  des  Weges  in  dieser  Besteuerung  ernstlich 
an  die  Hand  genommen  werde,  die  geschriebene  Kriegsge¬ 
winnsteuer  etwas  ganz  anderes  sein  werde,  als  was  der  volks¬ 
tümlichen  Vorstellung  dabei  vorschwebte. 

Treffend  schreibt  darüber  Julius  Wolf:2)  „Man  würde 
die  allermeisten  von  denen,  die  die  Kürzung  der  Kriegsge¬ 
winne  durch  scharfe  Besteuerung  fordern,  in  arge  Verlegen¬ 
heit  bringen,  wenn  man  sie  um  eine  auch  nur  einigermaßen 
befriedigende  Feststellung  dessen,  was  als  „Kriegsgewinn“  zu 
gelten  habe,  bäte.“  Ebenso  leer  würden  wir  ausgehen,  wenn 
wir  uns  zu  diesem  Zwecke  an  den  Gesetzgeber  irgend  eines 
Landes  wenden  wollten.  (Italien  macht  hierbei  eine  Aus¬ 
nahme,  doch  ist  die  Begriffsfeststellung  im  Gesetze  so  allge¬ 
mein  gehalten,  daß  damit  nicht  viel  anzufangen  ist.)  Aus 
diesen  genannten  Gründen  spricht  der  deutsche  Staatssekre¬ 
tär  davon,  daß  die  Feststellung  dieses  Begriffes  eine  steuer¬ 
technische  Unmöglichkeit  sei,  und  Weißborn3)  empfahl, 
nur  die  „schamlos  hohen  Gewinne“  der  Steuer  zu  unterwer- 


*)  Weißenborn  in  „Neue  Deutschland“,  14.  Sonderheft  „Kriegs¬ 
gewinnsteuer“,  pag. 

2)  Vergl.  das  „Neue  Deutschland“,  Heft  14,  Kriegsgewinnsteuer. 
Jahrg.  III,  1915,  Nummer  37/39,  pag.  329. 

3)  ebenda,  pag.  342. 
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fen,  möchte  also  eine  Trennung  der  Kriegsgewinne  nach  dem 
bloßen  Gefühle  durchführen. 

Das  Fehlen  einer  klaren  Definition  hat  nun  aber  nicht 
nur  in  den  theoretischen  Erläuterungen  der  Fachliteratur  und 
der  Finanzliteratur  überhaupt  seinen  Niederschlag  gefunden. 
Dieses  gefühlsmäßige  Moment  tritt  in  den  Steuergesetzen 
aller  Staaten  mehr  oder  minder  deutlich  in  Erscheinung.  So 
sprechen  die  skandinavischen  Gesetze  von  jenen  Gewinnen, 
die  „infolge“  des  Krieges  entstanden  sind,  und  das  schweize¬ 
rische  Gesetz  hat  einen  Paragraphen  aufgenommen,  wornach 
die  Steuer  unter  ganz  bestimmten  Voraussetzungen  teilweise 
oder  ganz  erlassen  werden  kann.  (Art.  37.) 

Solche  Bestimmungen  lassen  nun  aber  deutlich  erkennen, 
daß  man  bei  der  Gesetzgebung  aller  Staaten  noch  weit  davon 
entfernt  geblieben  ist,  hinsichtlich  der  Besteuerung  der  Kriegs¬ 
gewinne  etwas  Vollkommenes  erreicht  zu  haben.  Die  zahl¬ 
reichen  Konzessionen,  die  Ausnahmebestimmungen,  die  ge¬ 
rade  in  der  Umschreibung  des  Steuerobjektes  überall  zu  tref¬ 
fen  sind,  stempeln  diese  Steuermaßnahmen  zu  einer  kriegs¬ 
zeitlichen  Neuschöpfung,  die  wohl  für  die  Dauer  des  Krieges 
schlecht  und  recht  genügen  konnte,  die  aber  für  die  Nach¬ 
kriegszeit  wieder  verschwinden  mußte,  oder  unter  ganz  ver¬ 
änderten  Voraussetzungen  von  Grund  auf  neu  zu  regeln  war. 

Bei  dieser  Divergenz  der  Auffassungen,  von  denen  die  in 
Kraft  stehenden  Gesetze  am  besten  ein  Bild  zu  geben  ver¬ 
mögen,  ist  es  u.  E.  nun  aber  verwunderlich,  warum  man  dar¬ 
aus  nicht  auch  die  richtigen  Konsequenzen  gezogen  hat.  Die 
einzig  logische  Folgerung  hätte  doch  sein  müssen,  sowohl 
diesen  Begriff  als  auch  die  Bezeichnung  im  Gesetzestexte 
fallen  zu  lassen,  und  durch  einen  andern,  dem  Volksempfin¬ 
den  vielleicht  weniger  gefälligeren,  zu  ersetzen.  Es  liegt 
in  dieser  Bezeichnung  „Kriegsgewinner“  für  den  Nichtkriegs¬ 
gewinner  wenigsten  so  etwas  wie  Volksausbeutung,  etwas 
das  die  große  Masse  in  Erregung  bringt,  und  das  hätte  man 
nach  dem  Vorbilde  der  skandinavischen  Staaten,  durch  die 
Bezeichnung  der  Steuer  als  „außerordentliche  Staatseinkoni- 
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mensteuer“,  mildern  können.  Strutz1)  meint,  es  verhalte  sich 
damit  ungefähr  so,  wie  wenn  bei  der  Einführung  der  Waren¬ 
haussteuer  in  Deutschland  viele  alte  angesehene  Firmen  ge¬ 
gen  die  Subsumierung  unter  dieses  neue  Gesetz  sich  sträub¬ 
ten,  weil  sie  sie  es  als  eine  „capitis  diminutio“  ansahen,  als 
Warenhäuser  gestempelt  zu  werden.  Bei  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  würde  es  so  weit  kommen,  daß  es  als  Makel  angesehen 
würde,  zu  ihr  herangezogen  zu  sein. 

Aus  dem  Gesagten  ergibt  sich  somit,  daß  das  Hauptprob¬ 
lem  ist:  den  Kriegsverdienst  zu  fassen.  Es  läßt  sich  nun 
hier  und  überhaupt  überall,  wo  die  Besteuerung  eines  Konjunk¬ 
turgewinnes  in  Frage  steht,  sehr  leicht  sagen,  daß  der  und 
der  Gewinn  als  Steuerbemessungsgrundlage  anzusehen  sei, 
aber  praktisch  ist  es  oft  sehr  schwer  oder  gar  unmöglich,  die¬ 
sen  Gewinn  von  andern  zu  unterscheiden,  und  dann  besonders 
zu  besteuern.  Der  Kriegsgewinn  läßt  sich  nur  selten  genau 
feststellen,  und  deswegen  lange  nicht  überall  besteuern. 

Es  sind  nun  unseres  Erachtens  zur  Hauptsache  drei,  sich 
teilweise  widerstreitendeAnsichten,welche  sich  in  der  Kriegs¬ 
gewinnsteuergesetzgebung  Geltung  zu  verschaffen  suchten. 

1.  Man  konnte  das  ganze  Mehreinkommen  der  Kriegs¬ 
jahre  als  Steuerobjekt  ansehen,  ohne  Rücksichtnahme  darauf, 
ob  darin  ganz  oder  teilweise  durch  den  Krieg  verursachter 
Gewinn  vorhanden  war.  Die  Begründung  hiefür  war  in  er¬ 
ster  Linie  eine  Frage  der  Opportunität:  die  Steuerveranla¬ 
gung  konnte  dadurch  sehr  einfach  gestaltet  werden.  Sodann 
nahm  aber  dieses  Vorgehen  in  einem  sehr  weitgehenden  Maße 
Rücksicht  auf  den  ganz  ungewissen  Verlauf  des  Krieges,  mit 
seinen  schwankenden  Einkommen  aller  Berufszweige,  und 
vor  allem  auf  die  unvorhergesehenen  Enttäuschungen  der 
Nachkriegszeit. 

Die  Durchführung  der  Steuer  nach  diesem  Grundsätze 
war  in  zwei  Formen  denkbar: 


4)  Vergl.  Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne,  Finanzwirtschaft¬ 
liche  Zeitfragen,  22.  Heft,  pag.  29  ff.  Stuttgart  1916. 
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a)  der  Vermögenszuwachssteuer  und  sodann 

b)  der  allgemeinen  Einkommensverbesserungssteuer. 

Die  erstere  Art  hatte  den  Vorteil,  daß  sie  jede  Art  Güter¬ 
zuwachs  während  des  Krieges  erfaßte,  also  auch  denjenigen, 
der  dem  Steuersubjekt  nicht  als  Folge  seiner  Betätigung  zu¬ 
floß,  sie  erfaßte  aber  nicht  den  zum  persönlichen  Gebrauche 
des  Pflichtigen  gemachten  Aufwand. 

Die  zweite  Art  umfaßte  diese  zuletzt  genannten  Bedarfs¬ 
aufwendungen  als  unter  den  Begriff  des  Einkommens  fallend, 
sie  hatte  aber  den  Nachteil,  daß  sie  Einkommen,  die  nicht 
Quelleneinkommen  waren,  wie  Spekulationsgewinne  und  Pro¬ 
visionen,  gewöhnlich  nicht  zu  erfassen  vermochte. 

Daraus  haben  nun  einzelne  Schriftsteller  wie  Buck1)  die 
Notwendigkeit  hergeleitet,  die  beiden  Formen  zu  kombinie¬ 
ren,  und  er  möchte  sogar  diesen  zweien  noch  eine  dritte,  einen 
Umsatzstempel2)  für  Heereslieferungen  angliedern. 

Die  große  Schwäche  der  bloßen  Vermögenszuwachs¬ 
steuer,  wie  sie  in  Deutschland  anfänglich  bestanden  hat,  liegt 
darin,  daß  sie,  wie  oben  erwähnt,  das  verbrauchte  Mehrein¬ 
kommen  freiläßt.  Als  Folge  der  Kriegssteuergesetze  zeigte 
sich  im  Volke  das  Einreißen  einer  bedauerlichen  Verschwen¬ 
dungssucht.  Es  gehörte  bald  zum  Typus  des  Kriegsgewin¬ 
ners,  daß  zur  Verminderung  seiner  Steuern  seine  Einnahmen 
bis  zu  einem  unwirtschaftlichen  Maße  wieder  verausgabt  wur¬ 
den,  nur  um  dadurch  am  Schlüsse  des  Veranlagungszeitrau¬ 
mes  mit  einem  unbedeutenden  Vermögenszuwachs  der 
Steuerbehörde  entgegentreten  zu  können.  Die  Vermögens¬ 
zuwachssteuer  erforderte  so  notwendigerweise  eine  supple¬ 
mentäre  Erfassung  des  Mehreinkommens  an  der  Quelle.  Da¬ 
bei  war  man  sich  der  Schwierigkeiten  bewußt,  die  darin  be¬ 
standen,  daß  in  Ermangelung  einer  einheitlichen  Reichsein- 

*)  Vergl.  Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne,  Finanzarchiv  Jahr¬ 
gang  1916,  pag.  72. 

A)  Gegen  die  Umsatzbesteuerung  wegen  Undurchführbarkeit  und 
technischer  Schwierigkeiten  vergl.  „Neues  Deutschland“,  14.  Sonder¬ 
nummer,  in  der  Abhandlung  von  Pierstorff,  pag.  337. 
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kommenssteuer1)  die  Einkommenssteuergesetze  der  Einzel¬ 
staaten,  deren  Veranlagungsregeln  jedoch  von  einander  ver¬ 
schieden  waren,  dienen  mußten. 

Die  Erfassung  des  Mehreinkommens  aber  geht  in  ihrer 
Wirkung  dahin,  daß  sie  die  Bildung  von  Vermögenszuwachs 
erschwert,  es  wird  durch  die  Steuer  beseitigt,  ehe  es  zur  Bil¬ 
dung  von  Vermögenszuwachs  gelangt,  und  kann  hier  nur 
noch  beschränkt  besteuert  werden. 

2.  Die  zweite  Möglichkeit  war:  jene  Mehreinkommen  zu 
besteuern,  deren  Zustandekommen,  wenn  auch  nur  teilweise 
mit  der  Kriegskonjunktur  in  Zusammenhang  zu  bringen  war, 
und  nur  jene  Mehreinkommen  von  der  Steuer  frei  zu  lassen, 
die  nachgewiesenermaßen  auch  im  Frieden  hätten  erzielt 
werden  können. 

In  Übereinstimmung  mit  dieser  zweiten  Möglichkeit  faßte 
beispielsweise  das  dänische  Gesetz  den  Kriegsverdienst  weit: 
„Die  Steuerpflicht  fällt  weg,  wenn  der  Steuerpflichtige  einen 
Antrag  eingibt  und  dem  Finanzminister  in  einer  nach  dessen 
Ermessen  befriedigenden  Weise  beweist,  daß  kein  Anteil  von 
dem  Einkommen,  das  bei  der  Schätzung  zur  Staatssteuer  für 
die  Steuerjahre  1915/16  und  1916/17  zugrunde  gelegt  wird, 
aus  Verdienst,  der  als  von  den  durch  den  Kriegszustand  in 
Europa  geschaffenen  Verhältnissen  herrührend  angenommen 
werden  kann,  entspringt.“  (Vergl.  §  3  Abs.  2  des  dänischen 
Gesetzes  vom  10.  Mai  1915,  in  Finanzarchiv  Jahrgang  1915, 
Bnd.  2,  pag.  388.) 

Diese  Auffassung  dürfte  u.  E.  bei  der  Veranlagung  der 
Steuer  die  allergrößten  Differenzen  zwischen  Steuerbehörde 
und  Steuersubjekt  gezeitigt  haben.  In  dieser  Auffassung  wer- 

1)  Die  Reichsgesetze  vom  29./30.  März  1920  haben  nicht  etwa 
nur  die  Reichseinkommensteuer  neben  die  Landessteuern  gesetzt,  son¬ 
dern  die  Regelung  der  Reichseinkommenssteuer  gänzlich  dem  Reiche 
zugewiesen  und  den  Ländern  und  Gemeinden  lediglich  einen  Anteil  am 
Ertrage  2A  gelassen.  Vergl.  Weltkrieg  und  Steuergesetzgebung  von 
Prof.  E.  Großmann,  Vierteljahresschrift  für  schweizerisches  Abgabe¬ 

recht,  Heft  3,  Jahrgang  1920. 
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den  wir  bestärkt  durch  die  Tatsache,  daß  die  Schaffung  einer 
besondern  „Kriegskonjunktursteuerkommission“  nötig  gewor¬ 
den  ist,  die  gegen  eine  unglaubliche  Kasuistik  von  Seite  der 
Steuerpflichtigen  anzukämpfen  hatte.  Außer  Dänemark  ist 
u.  W.  kein  Staat  so  weit  gegangen,  es  dem  Steuersubjekte  so 
stark  in  die  Hand  zu  legen,  sein  erzieltes  Mehreinkommen  als 
Kriegsverdienst  zu  deklarieren  oder  nicht. 

3.  Die  dritte  Möglichkeit  bestand  darin,  jedes  Mehrein¬ 
kommen  zu  scheiden  in  sog.  Kriegsgewinn  einerseits  und  nor¬ 
malen  Geschäftsgewinn  andererseits,  diesen  letzteren  von  der 
Kriegsgewinnsteuer  gänzlich  frei  zu  lassen,  und  nur  den 
eigentlichen  „Kriegsgewinn“  als  Bemessungsgrundlage  anzu¬ 
sehen. 

Damit  darf  man  vergleichen  die  Bestimmungen  der  nor¬ 
wegischen  und  schwedischen  Gesetze.  Darnach  veranlagen 
die  ordinären  Steuereinschätzungsbehörden  die  Steuer  auf 
demjenigen  Mehreinkommen,  das  von  dem  europäischen 
Kriegszustände  herrührt,  resp.  dem  Einkommenszuwachs,  der 
dem  Steuerpflichtigen  infolge  der  durch  den  bestehenden 
Kriegszustand  hervorgerufenen  Verhältnisse  zagefiihrt  wor¬ 
den  ist.  So  hat  auch  die  Kriegssteuerbill  der  U.  S.  A.  vom 
3.  Oktbr.  1917  anfänglich  nur  jene  Gewinne  der  Steuer  unter¬ 
worfen,  die  von  der  Kriegsindustrie,  der  eigentlichen  Rüst¬ 
ungsindustrie  erzielt  worden  sind.1) 

Die  große  Schwäche  dieser  beiden  letztgenannten  Er¬ 
fassungsmöglichkeiten  der  Kriegsverdienste  ist  in  die  Augen 
springend.  Es  fehlt  in  allen  drei  gezeichneten  Gesetzen  eine 
brauchbare  Umschreibung  des  Begriffes  „Kriegsgewinn“. 
Obschon  man  sich  in  allen  drei  Staaten  von  Anfang  an  im 
Klaren  darüber  gewesen  ist,  welche  Schwierigkeiten  sich  bei 
der  Entscheidung  darüber,  welche  Einkommensteile  als 


2)  Ein  bemerkenswerter,  aber  trotzdem  bei  näherer  Betrachtung 
unausführbarer  Versuch,  die  Gewinne  aus  Heereslieferungen  auszu¬ 
scheiden,  wird  in  den  Mitteilungen  des  Verbandes  Deutscher  Bücher¬ 
revisoren  XIII.  Jahrg.,  Nr.  1/2,  pag.  68  ff.  gemacht. 
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„Kriegsgewinn“  anzusehen  waren,  ergeben  mußten,  hat  man 
doch  nicht  die  Konsequenz  daraus  gezogen,  alle  Gewinne,  die 
während  des  Krieges  entstanden  waren,  der  Steuer  zu  unter¬ 
werfen.  Aus  diesem  Grunde  ist  es  auch  nicht  verwunderlich, 
daß  der  finanzielle  Erfolg  der  Steuer  in  allen  drei  Staaten  ein 
sehr  unbedeutender  war. 

Hat  man  einmal  grundsätzlich  die  Frage  mit  „Ja“  be¬ 
antwortet,  daß  die  Kriegsgewinnsteuer  nichts  anderes  sein 
kann,  als  eine  Abgabe  auf  einem  als  besonders  leistungsfähig 
betrachteten  Teile  des  Einkommens,  so  war  damit  auch  eine 
Richtlinie  für  das  gesetzliche  Vorgehen  gegeben.  Es  mußte 
also  vor  allem  der  Ansicht  entgegengetreten  werden,  die,  wie 
die  sub  2  und  3  genannte,  davon  ausgeht,  nur  die  infolge 
des  Krieges  entstandenen  Gewinne  einer  Sondersteuer  zu 
unterwerfen.  Eine  Sondierung  der  Zusammenhänge  zwischen 
Kriegstatsache  und  konkretem  Extragewinn  wäre,  wie  bereits 
mehrfach  erwähnt,  steuertechnisch  unmöglich.  Wer  wollte 
beispielsweise  feststellen,  ob  in  einem  Unternehmen,  das  vor 
dem  Kriege  nicht  oder  nur  schlecht  rentierte,  im  Kriege  aber 
eine  kleine  Rendite  abwarf,  Kriegsgewinn  liegt  oder  nicht? 
Ebenso  ungewiß  bleibt  auch  die  Frage,  ob  in  einem  Kriegs- 
einkommen,  das  aber  kleiner  ist  als  das  Einkommen  vor  dem 
Kriege,  nicht  Kriegsgewinn  stecken  kann.  Man  denke  z.  B.  an 
ein  Luxusspezialhaus,  das  vor  dem  Kriege  sehr  hohen  Gewinn 
ab  warf,  jetzt  im  Kriege  aber  infolge  gänzlicher  Beschlag¬ 
nahme  aller  Produkte  durch  die  Heeresverwaltung  zwar  we¬ 
niger,  aber  immer  noch  sehr  viel  verdiente.  Ist  das  Kriegs¬ 
gewinn  oder  nicht?  So  ließe  sich  leicht  eine  unbegrenzte 
Zahl  von  Beispielen  anführen,  die  vielleicht  doch  den  Beweis 
erbringen  dürften,  daß  mit  dieser  allerengsten  Fassung  des 
Begriffes  Kriegsgewinn  praktisch,  namentlich  aber  fiscalpoli- 
tisch,  nicht  viel  anzufangen  ist. 

Als  einzig  vernünftige  Anwendung  des  Grundsatzes  der 
Leistungsfähigkeit  und  weiter  der  Gewährleistung  einer  im 
Interesse  des  Staates  möglichst  ertragreichen  Besteuerung 
der  Sondergewinne  ergibt  sich  somit,  nicht  den  Mehrgewinn  zu 
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bezeichnen,  der  infolge  des  Krieges  hat  erzielt  werden  können, 
.sondern  denjenigen  der  während  und  trotz  des  Kr  ie- 
ges  dem  Steuersubjekt  zugeflossen  ist. 

Dieser  von  den  meisten  europäischen  Staaten  eingenom¬ 
mene  Standpunkt  ist  auch  derjenige  des  schweizerischen  Ge¬ 
setzes. 

Der  Bundesratsbeschluß  vom  18.  September  1916  hat  den 
Begriff  Kriegsgewinn  in  Art.  6  folgendermaßen  umschrieben: 
Als  Kriegsgewinn  gilt: 

a.  bei  Geschäftsbetrieben  der  Betrag,  um  den  der  Reiner¬ 
trag  eines  Steuerjahres  höher  ist  als  der  durchschnitt¬ 
liche  Reinertrag  der  letzten  zwei  vor  dem  1.  Juli  1914 
abgeschlossenen  Geschäftsjahre  (Vorjahre). 

b.  bei  gelegentlichen  Handelsgeschäften,  wozu  auch  alle 
Handelsgeschäfte  zu  rechnen  sind,  die  von  Einzelperso¬ 
nen  oder  Erwerbsgesellschaften  abgeschlossen  wurden, 
welche  in  der  Schweiz  keine  dauernde  Niederlassung  be¬ 
sitzen,  der  ganze  Gewinn,  unter  Abzug  der  zu  seiner  Er¬ 
zielung  gemachten  Aufwendungen.1)  Sind  von  einem 
Steuerpflichtigen  in  einem  Steuerjahr  mehrmals  gele¬ 
gentliche  Handelsgeschäfte  abgeschlossen  worden,  so 
ist  der  Gewinn  aus  den  verschiedenen  Geschäften  zu¬ 
sammenzurechnen  und  als  Ganzes  zu  behandeln. 

Der  Bundesratsbeschluß  vom  18.  September  1916  um¬ 
schreibt  also  ein  für  allemal  nach  Begriff  und  Umfang  den 
Kriegsgewinn  durch  willkürlich  gewählte  Merkmale,  mit  dem 
Charakter  einer  Fiktion.  Ohne  Bedeutung  ist  es  dabei,  ob 
sich  der  so  errechnete  Betrag  vom  Gesichtspunkte  der  allge¬ 
meinen  Einkommensteuer  aus  betrachtet  als  Reineinkommen 
darstellt  oder  nicht,  d.  h.  ob  der  Steuerpflichtige  im  Steuer¬ 
jahr,  unter  Einrechnung  allfälliger  Kapitalverluste  auf  seinem 
Privatvermögen,  eine  für  ihn  verfügbare  Einkommenssumme 
erzielte. 

A)  Abgeänderte  Fassung  gemäß  B.R.B.  vom  9.  Febr.  1917.  Ge- 
setzessammlg.  Bd.  XXXIII,  S.  59. 
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Aus  dieser  mechanischen  Ermittlung  des  „Kriegsgewin¬ 
nes“  sind  demnach  drei  Elemente  der  Begriffsbildung  aus¬ 
einander  zu  halten.  Bei  Einzelpersonen:  1.  das  Kriegseinkom¬ 
men,  2.  das  Friedenseinkommen  und  3.  das  Mehreinkommen. 
Bei  Gesellschaften:  Der  Kriegsgeschäftsgewinn  G,  2.  der 
Friedensgewinn  F  und  3.  der  Kriegsgewinn  K. 

Ganz  allgemein  ist  der  Geschäftsgewinn  der  Reinertrag 
einer  Unternehmung  in  einem  Kriegsjahre,  der  Friedensge¬ 
winn  der  normale  Durchschnittsertrag  zweier  Friedensjahre 
und  der  Mehrgewinn  „Kriegsgewinn“  ist  die  Differenz  zwi¬ 
schen  Geschäfttsgewiinn  und  Friedensgewinn.  K  —  G  —  F. 

Daraus  ergeben  sich  nun  eine  Reihe  wichtiger  Folge¬ 
rungen. 


1.  Die  Bestimmung  der  Vergieichungsbasis. 

Die  Vorstellung  von  einer  bestimmten  Zeitperiode  ist  ein 
wesentliches  Merkmal  des  Einkommens,  und  somit  jeder  spä¬ 
tem  Einkommensvermehrung.  Auf  dieKriegsgewinnsteuer 
übertragen  heißt  das,  daß  aus  der  Zahl  der  von  den  einzelnen 
Unternehmungen  getätigten  Friedensgeschäftsjahre  einzelne 
herausgezogen  wurden,  daraus  ein  durchschnittlicher  Rein¬ 
ertrag  errechnet,  und  auf  diesen  Mittelwert  dann  die  Kriegs¬ 
einkommen  bezogen  werden  mußten. 

Dieses  Vorgehen  scheint  nun  bei  erster  Betrachtung  ohne 
weiteres  zu  dem  gewünschten  Ergebnis  zu  führen.  Allein 
schon  der  eine  Hinweis,  daß  diese  Ermittlung  davon  ausgeht, 
in  schematischer  Weise  für  jeden  Steuerpflichtigen  das  Durch¬ 
schnittseinkommen  zu  berechnen,  zeigt  die  große  Schwäche, 
die  diesem  System  zu  eigen  ist.  Eine  Normalkonjunktur,  ge¬ 
wissermaßen  ein  Standard-Einkommen  für  jeden  einzelnen 
Produktionszweig  gibt  es  nicht,  dasselbe  wechselt  innerhalb 
weniger  Jahre  oft  recht  stark,  eine  Erscheinung,  aus  welcher 
die  theoretische  Nationalökonomie  den  Begriff  der  zyklischen 
Konjunktur  gebildet  hat. 

Jeder  Vergleichungsbasis  haftet  eo  ipso  etwas  Willkür- 
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liches  an,  je  kürzer  nun  aber  die  zum  Vergleiche  herangezo¬ 
gene  Basis  gewählt  wird,  desto  roher  wird  das  Ergebnis  sein. 
Übertrieben  ausgedrückt  sollte  eine  solche  Ermittlung  eines 
Mittelwertes  unter  Zuhilfenahme  der  statistischen  Methode 
durchgeführt  werden,  d.  h.  um  einer  möglichst  zutreffenden 
Feststellung  dieses  Wertes  sicher  zu  sein,  könnte  nur  „das 
Gesetz  der  großen  Zahlen“  in  Anwendung  gebracht  werden. 

Die  Wahl  der  zweijährigen  Vergleichsbasis,  wie  sie  unser 
Gesetz  kennt,  hat  nun  die  Durchschnittsfriedenseinkommen 
unserer  Industrien  ganz  verschieden  beeinflußt.  Da,  wo  die 
Erträge  während  längerer  Zeit  ziemlich  konstant  geblieben 
sind,  vermochte  sie  auf  den  spätem  Reinertrag  der  Kriegs  ■ 
jahre  keinen,  oder  nur  einen  geringen  Einfluß  ausüben,  da  hin¬ 
gegen,  wie  das  bei  der  Saison-  und  Luxusindustrie  in  höch¬ 
stem  Maße  zutrifft,  die  Konjunkturschwankungen  zahlreich 
und  große  sind,  war  der  geringe  Spielraum,  der  für  die  Er¬ 
mittlung  der  Vorkriegsergebnisse  geboten  war,  von  besonders 
nachhaltiger  Wirkung.  Aus  diesen  Kreisen  sind  denn  auch 
zuerst  die  Klagen  laut  geworden,  die  auf  diese,  speziell  für  sie 
unbilligen  Bestimmungen  hingewiesen  haben. 

Ganz  allgeimen  muß  hervorgehoben  werden,  daß  die  für 
die  Berechnung  in  Frage  kommenden  Vorjahre  1912  und 
1913  in  einen  Zeitraum  niedergehender  Konjunktur  gefallen 
sind,  und  deswegen  die  Ausdehnung  der  Vergleichsbasis  auf 
4 — 5  Jahre  durchaus  gerechtfertigt  gewesen  wäre.  Dieser 
Auffassung  hat  auch  das  schweizerische  Finanzdepartement 
in  einem  Antwortschreiben  auf  eine  diesbezügliche  Eingabe 
der  Zürcher  Handelskammer  vollauf  beigepflichtet.  Es  heißt 
in  jenem  Schreiben  vom  17.  Juni  1917:  „daß  solche  Einwen¬ 
dungen  nicht  unberechtigt  seien,  zweifellos  würde  die  Absicht, 
die  durch  den  Krieg  direkt  oder  indirekt  ermöglichten  Kon¬ 
junkturgewinne  vom  normalen  Geschäftsgewinn  auszuschei¬ 
den,  vollkommener  erreicht,  wenn  als  Durchschnittsertrag  der 
mittlere  Reingewinn  von  fünf  Vorkriegsjahren  angenommen 
werden  könnte.“ 

Man  hat  demnach  richtig  eingesehen,  daß  durch  die  all- 
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zuknappe  Ansetzung  der  Berechnungsgrundlage  Ungerech¬ 
tigkeiten  sich  ergeben  müßten,  statt  aber  in  einfacher  Weise 
die  Herbeiziehung  weiter  zurückliegender  Geschäftsjahre  zu 
ermöglichen,  hat  man  zu  einem  andern  Mittel  gegriffen,  in¬ 
dem  man  für  jene  Erwerbszweige,  deren  unmittelbare  Vor- 
kriegsjahre  ein  ungünstiges  Ergebnis  aufwiesen,  vermehrte 
Abschreibungen  vorgesehen  hat.  Bei  dieser  Anordnung  ist 
es  aber  in  den  meisten  Fällen  auch  geblieben,  denn  dort,  wo 
dieser  Ausweg  hätte  eingeschlagen  werden  können,  haben 
Opportunitätsgründe  der  veranlagenden  Steuerbehörde  das 
Entgegenkommen  den  Steuersubjekten  gegenüber  oft  ver¬ 
eitelt. 

Die  Gründe  nun,  die  die  Steuergesetzgebung  in  einer 
möglichst  großen  Beschränkung  der  Vergleichsbasis,  vor 
allem  im  Interesse  des  Fiscus  zu  sehen  glaubte,  haben  durch¬ 
aus  ihre  Berechtigung.  Der  hohe  Steuersatz  legte  die  Wahr¬ 
scheinlichkeit  einer  ausgesprochenen  Steuerflucht  nahe.  Es 
mußte  also,  wenn  auf  eine  restlose  Erfassung  der  Kriegs¬ 
gewinne  Wert  gelegt  wurde,  der  Steuerbehörde  ein  Mittel  in 
die  Hand  gegeben  werden,  alle  für  die  Veranlagung  in  Frage 
kommenden  Faktoren  leicht  und  schnell  nachzuprüfen,  in  er¬ 
ster  Linie  also  auch  den  deklarierten  Reinertrag  der  Vor¬ 
jahre.  Jedes  Jahr  aber,  um  welches  man  weiter  zurückgegan¬ 
gen  wäre,  hätte  mangels  einer  einheitlichen  schweizerischen 
Einkommensteuerveranlagung  der  Steuerhinterziehung  neue 
Mittel  geliefert  und  auch  sonst  die  Veranlagung  erschwert. 
Zur  Ermittlung  der  steuerbaren  Kriegsgewinne  hätten  in  vie¬ 
len  Fällen  die  Bilanzen  sowie  die  Gewinn-  und  Verlustrech¬ 
nungen  korrigiert  werden  müssen,  aus  einer  Reihe  von  Ge¬ 
schäftsbilanzen  wären  vielfach  ganz  anders  aussehende 
„Steuerbilanzen“  geworden. 

Diese  steuerpolitischen  Bedenken  mögen  nun  für  ein¬ 
zelne  Betriebe  durchaus  am  Platze  sein.  Das  trifft  nament¬ 
lich  für  einen  Teil  der  erst  wenige  Jahre  vor  dem  Kriege  ge¬ 
gründeten  Industrie-  und  Handelsunternehmungen  zu,  deren 
geschäftlicher  Rückgrat  außerhalb  der  Schweiz  lag,  die  mit 
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Hilfe  von  schweizerischen  „Strohmännern“  ihre  oft  nicht 
ganz  lautern  Geschäfte  bei  uns  abgewickelt  haben. 

Der  Großteil  unserer  Industrie  und  der  alten  soliden 
Handelsunternehmungen  aber  hätte  zweifellos  auch  dann  die 
erforderlichen  Garantien  der  Steuerbehörde  gegenüber  bie¬ 
ten  können,  wenn  weiter  zurückliegende  Geschäftsjahre  bei 
der  Ermittlung  des  Durchschnittsertrages  Berücksichtigung 
hätten  finden  können.  Durch  die  Möglichkeit  einer  scharfen 
Kontrolle  v/ird  dieser  Einwand  gegen  eine  Erweiterung  der 
Vergleichsbasis  also*  hinfällig.  Stichhaltig  vom  Standpunkt 
des  Gesetzgebers  aus,  nicht  aber  von  demjenigen  des  Steuer¬ 
pflichtigen,  mag  die  Tatsache  sein,  daß  auch  die  erste  eidge¬ 
nössische  Kriegssteuer,  teilweise  wenigstens  (für  das  Steuer¬ 
jahr  1913/14)  auf  derselben  Veranlagungsperiode  basierte, 
somit  also  bei  der  Erhebung  der  Kriegsgewinnsteuer  ein  Stück 
Verwaltungsarbeit  für  Bund  und  Kantone  bereits  geleistet  war. 

Wir  sind  jedoch  der  Ansicht,  daß  für  die  Neuschaffung 
einer  Steuer  —  und  in  conkreto  ganz  besonders  —  die  ge¬ 
samte  Wirtschaftslage  in  vorderster  Linie  gewürdigt  werden 
sollte,  und  nicht  einzelne  Fälle,  für  die  gesetzliche  Maßnah¬ 
men  ohne  Gefährdung  Anwendung  finden  können,  bestim¬ 
mend  sein  dürfen. 

Da  verdient  die  Lösung  der  ganzen  Frage  durch  das  Aus¬ 
land  bei  weitem  den  Vorzug.  So  hat  zum  Beispiel  das  eng¬ 
lische  Gesetz  in  der  Fassung,  in  der  es  dem  Parlament  im 
November  1915  vorgelegt  wurde,  als  Vergleichsbasis  eben¬ 
falls  die  Zeit  von  zwei  Friedensjahren  vorgesehen,  die  aber 
der  Steuerpflichtige  aus  den  letzten  drei  Friedensjahren  aus¬ 
wählen  durfte.  Die  berechtigte  Kritik  gegen  diese  immerhin 
noch  liberale  Auffassung  hat  dann  jedoch  den  Schatzkanzler 
veranlaßt,  in  der  Unterhaussitzung  vom  22.  November  1915 
die  ursprüngliche  Vorlage  abzuändern.  Wenn  nachgewiesen 
werden  kann,  daß  die  letzten  drei  Friedensjahre  schlechte 
Jahre  waren,  dürfen  4  beliebige  aus  den  letzten  6  Jahren  der 
Vorkriegszeit  als  Vergleichungsbasis  genommen  werden. 
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Das  dänische  Gesetz  vom  10.  Mai  1915  stellt  auf  drei 
Vorjahre  ab,  und  das  deutsche  und  österreichische  Gesetz 
vom  24.  Dezember  1915  resp.  16.  April  1916  bestimmt,  daß 
als  Berechnungsbasis  5  Vorkriegsjahre  zu  nehmen  seien,  wo¬ 
bei  für  die  Durchschnittsberechnung  jeweils  das  beste  und 
das  schlechteste  Steuerjahr  ausscheiden. 

Auf  diese  Weise  ist  jedenfalls  dem  Zufall  ein  viel  gerin¬ 
gerer  Spielraum  gelassen. 

Besonders  nachteilig  ist  diese  knappe  Berechnungsbasis 
unseres  Gesetzes  für  jene  Firmen  geworden,  die  ihre  Bücher  auf 
den  30.  Juni  1915  abgeschlossen  haben.  Diese  haben  im  Jahre 
1914  unter  dem  Einfluß  des  Krieges  erhöhte  Abschreibungen 
gemacht,  um  so  den  Gewinn  möglichst  klein  erscheinen  zu 
lassen.  Dafür  ist  nun  als  Folge  der  vorsichtigen  Bilanzie¬ 
rung  eine  unverhältnismäßig  hohe  Quote  von  steuerbarem 
Reingewinn  auf  sie  entfallen. 

Es  läßt  sich  daraus  das  steuerrechtlich  neue,  aber  ganz  un¬ 
haltbare  Gesetz  ableiten,  daß,  je  notleidender  ein  Betrieb 
vor  dem  Kriege  war,  eine  um  so  größere  Last  ihm  in  der 
Form  der  Kriegsgewinnsteuer  nachträglich  aufgebürdet 
wurde.  Durch  dieses  ganz  ungesunde  Verhältnis  sind  eine 
Reihe  betriebstechnischer  Erfordernisse  und  finanzieller 
Stärkungen  in  den  Betrieben  unterbunden  worden,  Maßnah¬ 
men,  die  auf  die  spätere  Konkurrenzfähigkeit,  also  volkswirt¬ 
schaftlich,  von  der  allergrößten  Bedeutung  gewesen  wären, 
welche  Unterlassungen  sich  ohne  Frage  noch  rächen  werden. 

Übereinstimmend  sind  deswegen  alle  wirtschaftlichen  Inte¬ 
ressenverbände,  vorab  die  zürcherische  und  die  genferische 
Handelskammer,  als  Ergebnis  einer  Umfrage  bei  ihren  Sek¬ 
tionen,  zum  Schlüsse  gekommen,  daß  eine  erweiterte  Ver¬ 
gleichsbasis  von  4 — 6  Jahren  einer  sorgfältigen  Ermittlung 
des  Friedensdurchschnittseinkommens  entsprochen  hätte. 
Die  Genfer  Handelskammer  hat  überdies  noch  den  Wunsch 
ausgesprochen,  daß  in  Fällen,  wo  das  Geschäftsjahr  am 
1.  Juli  1914  oder  nach  diesem  Datum  endige,  dieses  für  die 
Berechnung  des  Durchschnittseinkommens  ebenfalls  Berück- 
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sichtigung  hätte  finden  sollen,  sofern  das  Ergebnis  dieses 
Jahres  nicht  vom  Kriege  beeinflußt  worden  sei. 

Entgegen  all  diesen  Vorschlägen,  und  trotzdem  die  Her¬ 
beiziehung  weiterer  Vergleichsjahre  vom  Finanzdepartement 
als  berechtigte  Forderung  anerkannt  worden  ist,  hat  die  ge¬ 
setzliche  Regelung  während  der  ganzen  Wirksamkeit  der 
Kriegsgewinnsteuer  keine  Modifikation  nach  dieser  Seite  hin 
erfahren. 


2.  Die  Berechnung  des  durchschnittlichen  Reinertrages 
der  Vorjahre. *)  (Art.  8  des  B.R.B.) 

Die  Ermittlung  des  Durchschnittsertrages  für  die  maß¬ 
gebenden  Vorjahre  1912  und  1913  erfolgte  grundsätzlich  un¬ 
ter  der  Belegschaft  der  Geschäftsbücher.  Der  Ertrag  der 
Vorjahre  muß  gleich  berechnet  werden  wie  derjenige  des 
Steuerjahres  selbst.  Von  diesem  Grundsätze  durfte  nur  ab¬ 
gewichen  werden,  wenn  sich  aus  den  Verumständungen  er¬ 
gab,  daß  für  die  Vorjahre  andere  Verhältnisse  Vorgelegen 
haben,  sei  es,  daß  der  Betrieb  damals  noch  nicht  bestand, 
oder  daß  der  Gewinn  überhaupt  nicht  ermittelt  werden 
konnte,  oder  sich  aus  den  Büchern  andere  Berechnungsfak¬ 
toren  ergaben.  Im  letzteren  Falle  mußte  der  Durchschnitts¬ 
ertrag  auf  Grund  des  in  den  Durchschnittsjahren  im  Kanton 
versteuerten  Erwerbes  ermittelt  werden.* 2)  Nachstehendes 
Beispiel  mag  diese  Berechnungsart  verdeutlichen. 
Versteuerter  Erwerb  für  das  Jahr  1912  Fr.  8  000. — 
steuerfreier  Erwerb  „  1  000. —  9  000. — 

Versteuerter  Erwerb  für  das  Jahr  1913  Fr.  10  000. — 
steuerfreier  Erwerb  „  1  000. —  1 1  000. — 

Zusammen:  Fr.  20  000. — 

Durchschnitt  somit:  Fr.  10  000. — 3) 


*)  In  der  Folge  kurz  „Durchschnittsertrag“  genannt. 

2)  Ist  der  Reinertrag  eines  der  Vorjahre  sehr  gering  gewesen, 

oder  hat  es  Verluste  gebracht,  so  kann  als  Durchschnittsertrag  nur 
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Der  Umstand,  daß  die  Kriegskonjunktur  es  war,  die  einer 
beträchtlichen  Anzahl  von  geschäftlichen  Neugründungen  ge¬ 
rufen  hat,  und  weiter  einer  Reihe  von  bis  zum  Kriegsaus¬ 
bruch  bloß  vegetierenden  Betrieben  die  Existenzmöglichkeit 
gesichert  hat,  mußte  folgerichtig  auch  bei  der  Heranziehung 
solcher  Steuersubjekte  zur  Kriegsgewinnsteuer  Berücksichti¬ 
gung  finden. 

Es  fehlten  ja  zum  Vorneherein  die  buchhalterischen 
Grundlagen  für  alle  jene  Betriebe,  die  vor  dem  Kriege  nicht 
bestanden  hatten,  und  für  solche,  deren  Einkommen  in  den 
Vorkriegsjahren  nur  ganz  wenige  Tausend  Franken  betragen 
hatte,  wäre  gewissermaßen  der  gesamte  Mehrgewinn  der 
Kriegsjahre  in  Form  der  Kriegsgewinnsteuer  dem  Träger 
wieder  entzogen  worden.  Für  diese  Kategorie  von  Betrieben 
mußte,  wie  das  in  der  Gesetzgebung  aller  Staaten  gehalten 
wurde,  zur  Fiktion  eines  Mindesteinkommens  gegriffen 
werden. 

Auch  hierin  ist  die  Schweiz,  wie  das  bei  der  begrenz¬ 
ten  Auswahl  der  Vergleichsjahre  festgestellt  wurde,  teilweise 
hinter  den  übrigen  Staaten  zurückgeblieben.  So  wurden  als 
Durchschnittsertrag  mindestens  berechnet: 


in 

für  natürliche 

für  Gesellschaften  in  % 

Personen 

des  Grundkapitals 

Deutschland 

10  000  Mark*) 

6  % 

England 

7  % 

6  % 

Frankreich 

6  % 

6  % 

Italien 

8  % 

8  % 

Österreich 

10  000  Kronen*) 

6  % 

Schweiz 

5  000  Franken 

5  % 

der  Minimalbetrag  gelten,  und  nicht  der  in  abgeänderter  Fassung  ge¬ 
mäß  B.R.B.  vom  9.  Februar  1917. 

3)  Sind  im  kantonalen  Steueransatz  auch  Einkünfte  wie  Renten, 
Vermögensertrag,  Beamtengehalte  enthalten,  so  sind  diese  bei  der 
Ermittlung  des  Durchschnittsertrages  auszuscheiden.  Die  nach  kanto¬ 
nalen  Gesetzen  bewilligten  Abzüge  sind  dem  versteuerten  Erwerbe  zu¬ 
zurechnen. 

*)  Für  die  kriegführenden  Staaten  im  allgemeinen,  für  Deutsch- 
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Als  Mindestdurchschnittseinkommen  werden  somit  bei 
uns  für  Einzelpersonen,  Kollektiv-  und  Kommanditgesell¬ 
schaften  Fr.  5  000. —  in  Anrechnung  gebracht,  und  für  A.-G., 
Kommandit-A.-G.  und  Genossenschaften  beträgt  dasselbe 
mindestens  5  %  des  einbezahlten  Aktienkapitales.  Diese 
Sätze  sind  für  die  Steuerjahre  1919  und  1920  erhöht  worden, 
sie  betragen  Fr.  15  000. —  oder  6  %  resp.  15  000. —  oder  8 
und  haben  auch  dann  Geltung,  wenn  der  Steuerpflichtige  erst 
nach  dem  1.  Juli  1914  in  der  Schweiz  einen  Geschäftsbetrieb 
eröffnet  hat. 

Daß  man  nicht  leichthin  zu  diesem  Durchschnittsertrag 
seine  Zuflucht  genommen  hat,  mag  ein  Entscheid  der  eid¬ 
genössischen  Rekurskommission  erhellen.  Es  heißt  dort:1) 
„Der  Minimaldurchschnittsertrag  von  5  000  Fr.  darf  nur  dann 
in  Rechnung  gestellt  werden,  wenn  die  Geschäftsbücher  auch 
für  eine  approximative  Feststellung  des  Ertragsdurchschnit¬ 
tes  keine  Anhaltspunkte  bieten.“  und  aus  der  Begründung: 
.  .  .  „Läßt  sich  dieser  (Durchschnittsertrag)  aber  aus  buch¬ 
mäßigen  Prämissen  durch  logische  Schlußfolgerung  auf 
Grund  von  Erfahrungstatsachen  auch  nur  approxima- 
t  i  v  schätzen,  so  muß  die  Fiktion  weichen.“  .... 

Und  weiter  ein  anderer  Entscheid:2) 

„Hat  der  Steuerpflichtige  während  des  Krieges  ein  be¬ 
reits  bestehendes  Geschäft  mit  Aktiven  und  Passiven  über¬ 
nommen,  so  ist  für  die  Berechnung  des  Durchschnittsertrages 
auf  die  Ergebnisse  des  frühem  Geschäftes  abzustellen.“ 

Das  Einkommen  wird  also  auch  für  diesen  Fall  so  weit 


land  und  Österreich  im  besonderen  muß  jedoch  der  für  jene  Zeit  schon 
stark  gesunkene  Geldwert  in  Berücksichtigung  gezogen  werden.  So 
betrug  der  durchschnittliche  Wechselkurs  des  Jahres  1915  für  die 
deutsche  Mark:  109.27,  für  1916:  92,67  und  für  die  österreichische 
Krone  1915:  66,75,  für  1916:  48,75. 

*)  Vergl.  Entscheid  Nr.!  93  der  eidg.  Rekurskommission,  abge¬ 
druckt  in  der  Vierteljahrsschrift  für  Schweizerisches  Abgaberecht,  Bd.  I, 
Heft,  3,  pag.  251. 

2)  in  derselben  Zeitschrift  Entscheid  Nr.  161,  Heft  4,  pag.  368. 
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als  möglich  buchmäßig  festgestellt,  und  muß  jeder  fiktiven 
Größe  weichen. 

Dieser  erstmalige  Satz  von  5  %  für  die  Kapitalverzin¬ 
sung  ist  nun  bei  der  schweizerischen  Kriegsgewinnsteuer  von 
Anfang  an  zu  niedrig  gewesen.  Die  Geldmarktverhältnisse 
im  Jahre  1916  waren  gegenüber  der  Vorkriegszeit  wesent¬ 
lich  andere  geworden.  Wir  erinnern  an  die  Ausgabe  der  5  % 
IVlobilisationsanleihen  des  Bundes,  die  das  Signal  für  die 
hohen  Geldsätze  des  Landes  gegeben  haben.  Eine  Mindest¬ 
rendite  von  5  %  für  Unternehmerkapital  war  deshalb  unge¬ 
nügend.  Dieses  Verhältnis,  oder  besser  gesagt  dieses  Miß¬ 
verhältnis,  ist  auch  durch  die  Anpassung  der  Sätze  an  den 
Geldmarkt  des  Landes  unverändert  geblieben,  denn  die  Her¬ 
aufsetzung  auf  6  und  8  %  war  mehr  der  Wirkung  eines  öko¬ 
nomischen  Gesetzes  als  dem  Verständnis  der  Steuergesetz¬ 
geber  zuzuschreiben. 

Es  bleibt  ein  schroffer  Widerspruch  in  unserem  Steuer¬ 
gesetz,  daß  zu  einer  Zeit,  in  der  Bund  und  Städte  infolge  gro¬ 
ßer  Geldknappheit  und  mangelnden  Vertrauens  der  Bevölke¬ 
rung,  im  Auslande  9  %  für  aufgenommene  Gelder  zahlen  muß¬ 
ten,  der  heimischen  Industrie-  und  Handelswelt  zugemutet 
wurde, .sich  mit  einer  geringeren  Verzinsung  zufrieden  zu  geben. 

Da  die  Steuer  nach  Art.  8  Ziff.  3  des  B.R.B.  vom  18.  Sept. 
1916  zu  entrichten  ist  von  demjenigen  Mehrbetrag,  der  10  % 
des  Durchschnittsertrages  der  Vergleichsjahre  übersteigt,  hat 
somit  eine  neugegründete  Gesellschaft  für  das  Jahr  1917 
42  Prozent  des  5  Prozent  des  Aktienkapitals  übersteigenden 
Gewinnes  an  den  Fiscus  abzuliefern.  Das  führt  notwen¬ 
digerweise  dazu,  daß  von  dem  verbleibenden  Rest  nur  ein 
kleiner  Teil  oder  überhaupt  nichts  mehr  für  die  innere  Festi¬ 
gung  des  Betriebes  aufgewendet  wird.  Die  Abschreibungen 
werden  auf  das  gesetzlich  verlangte  Maß  herabgedrückt,  für 
soziale  Fürsorge  wird  nichts  ausgegeben,  dafür  nimmt  aber 
der  persönliche  Aufwand  des  Unternehmers  in  einem  unwirt¬ 
schaftlichen  Maße  zu.  Hört  einmal  —  und  dieser  Moment  ist 
rascher  da  gewesen  als  mancher  glaubte  —  dieser  goldene 
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Zustrom  auf  zu  fließen,  so  wird  ein  Teil  dieser  durch  die 
Kriegskonjunktur  in  die  Höhe  getriebenen  Betriebe  nur  noch 
leere  Bauten  darstellen,  in  denen  die  völlig  abgenutzten 
„Kriegsmaschinen“  als  „altes  Eisen“  stehen  geblieben  sind. 
(Inzwischen  hat  die  gewaltige  Krise  der  Nachkriegszeit  unter 
diesen  finanziell  so  schwachen  Unternehmen  eine  ganze  Reihe 
völliger  Zusammenbrüche  bewirkt,  und  andere  scheinbar  we¬ 
niger  gefährdete  Betriebe  sind  in  größter  Gefahr.) 

Was  heute  unter  dem  Stichworte  „Treibhausindustrie“ 
an  kleineren  und  mittleren  Unternehmungen  zu  Grunde  geht, 
ist  vielfach  darauf  zurückzuführen,  daß  infolge  gänzlicher 
Umstellung  auf  die  Kriegsproduktion  alle  baren  Mittel  und 
Reserven  aufgezehrt  worden  sind,  durch  die  scharfe  Besteue¬ 
rung  aber  neue  Rückstellungen  fast  unmöglich  waren,  und 
heute  für  die  Neueinstellung  auf  Friedensarbeit  die  nötigen 
Kredite  fast  unerhältlich  sind. 

Kapitalerhchungen  innerhalb  der  maßgeblichen  Zeit 
müssen  berücksichtigt  werden,  denn  der  Gewinn  zeigt,  ob 
zur  Erreichung  eines  höheren  Ertrages  auch  vermehrte  Auf¬ 
wendungen  gemacht  werden  mußten.  Er  zeigt,  mit  welchem 
Erfolge  das  investierte  Kapital  arbeitet,  und  jede  Verände¬ 
rung  des  Kapitals  muß  daher  bei  der  Berechnung  des  Mehr¬ 
gewinnes  in  Betracht  gezogen  werden. 

Die  Berücksichtigung  der  Kapitalvermehrung  ist  eine 
andere,  je  nach  dem  diese  in  einem  der  Steuerjahre,  oder  aber 
in  einem  Vorjahre  (Art.  6a)  oder  1914  stattgefunden  hat. 

„Hat  bei  einer  Aktiengesellschaft,  Kommandit  A.-G.  oder 
Genossenschaft  in  einem  der  Steuerjahre  eine  Ver¬ 
mehrung  des  einbezahlten  Aktien-  oder  Genossenschaftskapi¬ 
tals  stattgefunden,  so  ist  für  die  Zeit  nach  der  Vermehrung  am 
Reinertrag  der  betreffenden  Steuerjahre  ein  Betrag  von  jähr¬ 
lich  fünf  vom  Hundert  des  in  der  Gesellschaft  oder  Genossen¬ 
schaft  durch  die  Neueinzahlungen  zugeflossenen  Kapitals  ab¬ 
zuziehen.“  (Art.  7  Ziffer  6.)1) 


*)  Für  die  Veranlagung  des  Jahres  1919  erhöht  auf  6  %  und  für 
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Zur  Veranschaulichung  dieser  Berechnungsart  möge  das 
nachstehende  Beispiel  dienen. 


Kapital 


Reinertrag 


1912  Fr.  4  000  000 

1913  „  4  000  000 

1916  „  8  000  000 


Fr.  280  000.— 
„  320  000.— 
„  800  000.— 


Vom  Reinertrag  im  Jahre  1916  sind  5  Prozent  des  Ka¬ 
pitalzuwachses  von  Fr.  4  000  000. —  =  Fr.  200  000. —  in  Ab¬ 
zug  zu  bringen.  Somit  Durchschnittsertrag 


Fr.  280  000  +  320  000 
2 

Reinertrag  1916 
(800  000  —  200  000) 
Kriegsgewinn 


Fr.  300  000.— 
„  600  000.— 


Fr.  300  000.- 


Hat  dagegen  „bei  einer  Aktiengesellschaft,  Kommandit- 
aktiengesellschaft  oder  Genossenschaft  in  einem  der 
Vorjahre  (Art. 6a)  oder  im  Jahre  1914  eine  Vermehrung 
des  einbezahlten  Aktien-  oder  Genossenschaftskapitals  statt¬ 
gefunden,  so  wird  dem  Durchschnittsertrag  für  die  vor  der 
Vermehrung  liegende  Zeit  ein  Betrag  von  jährlich  fünf  vom 
Hundert  (1919:6%  und  1920:8  %)  des  der  Gesellschaft 
oder  Genossenschaft  durch  die  Neueinzahlungen  zugeflosse¬ 
nen  Kapitals  zugerechnet.“  (Art.  8  Ziff.  4  des  B.R.B.  vom 
18.  September  1916.) 

Beispiel: 


Kapital  Reinertrag 


1912 

Fr.  4  000000 

Fr. 

280  000.— 

1913 

„  6  000  000 

420  000.— 

1915 

„  6  000  000 

99 

600  000.— 

Dem  Reinertrag  im  Jahre  1912  sind  5  Prozent  des  Kapi- 


1920  auf  8  %.  Vergl.  abgeänderte  Fassung  gemäß  B.R.B.  vom 
22.  April  1919. 
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talzuwachses  von  Fr.  2  000  000. —  =  Fr.  100  000. —  zuzurech¬ 
nen.  Somit: 

Durchschnittsertrag : 

380  000  +  420  000 

- - - =  Fr.  400  000.— 

Reinertrag  1915  „  600  000.— 

Kriegsgewinn  Fr.  200  000. — 


Zu  wenig  Rücksicht  ist  u.  E.  auch  auf  jene  nicht  seltenen 
Fälle  genommen,  wo  Firmen  ihr  Aktienkapital  zum  Zwecke 
der  Sanierung  des  Unternehmens  vor  dem  Kriege  teilweise 
abgeschrieben  haben.  Entsprechend  den  geltenden  Gesetzes¬ 
bestimmungen  (Art.  8  Ziff.  3)  hat  die  Berechnung  des  prozen¬ 
tualen  Mindestdurchschnittsertrages  nicht  auf  dem  von  den 
Aktionären  ursprünglich  einbezahlten  Grundkapitales  statt¬ 
zufinden,  sondern  auf  dem  reduzierten  Aktienkapital.  Diese 
Sanierungsmaßnahmen  sind  aber  in  der  Regel  ein  Zeichen 
finanzieller  Schwäche,  das  die  Aktionäre  große  Verluste 
kostet,  und  es  wäre  unter  einer  etwas  weitern  Auslegung  des 
im  Gesetze  genannten  „einbezahlten  Aktienkapitals“  auch 
das  effektiv  einbezahlte  Aktienkapital  zu  verstehen  gewesen. 

Nach  dem  Gesagten  sind  wir  nun  aber  durchaus  der  Mei¬ 
nung,  daß  eine  festumschriebene  Grenze  um  den  Begriff  des 
vorkriegszeitlichen  Durchschnittsertrages  gezogen  werden 
muß.  Bildet  dieser  doch  eine,  oder  die  Voraussetzung  einer 
zuverlässigen  rechnerischen  Ermittlung  des  Kriegskonjunk¬ 
turgewinnes.  Richtig  ist  deshalb  u.  E.  auch  der  von  der  Re¬ 
kurskommission  gefällte  Entscheid,  wornach  nur  solche  Ein¬ 
nahmen  herangezogen  werden  dürfen,  die  als  solche  in  den 
Geschäftsbüchern  der  Steuerpflichtigen  figurieren,  und  Ver¬ 
luste  ebenso  zu  berücksichtigen  sind,  wenn  diese  aus  den 
Jahresrechnungen  ersichtlich  sind.  Ein  auch  nur  um  5  Pro¬ 
zent  künstlich  erhöhtes  Durchschnittseinkommen  aller 
Steuerpflichtigen  hätte  in  seiner  Wirkung  für  den  Fiscus  eine 
Mindereinnahme  von  ca.  40  Millionen  Franken  ausgemacht. 
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3.  Die  Ermittlung  der  Reinerträge  der  Kriegsjahre. 

Die  Ermittlung  des  Reinertrages  gestaltet  sich  bei  Ein¬ 
zelpersonen  und  Gesellschaften  verschieden.  Der  Einfach¬ 
heit  halber  hat  man  auch  hier  die  nämlichen  Grundsätze  zur 
Anwendung  gebracht,  die  schon  bei  der  1.  eidg.  Kriegssteuer 
von  1915  Geltung  hatten,  und  die  ihrerseits  auf  die  Veran¬ 
lagung  der  kantonalen  Erwerbsbesteuerung  zurückgreifen. 
„Bei  Aktiengesellschaften,  Kommandit  A.-G.  und  Genossen¬ 
schaften  des  O.R.  gilt  als  Reinertrag  der  nach  den  gesetz¬ 
lichen  Vorschriften  und  den  Grundsätzen  ordnungsmäßiger 
kaufmännischer  Buchführung  ermittelte  Geschäftsertrag 
nach  Abzug  der  geschäftsmäßig  begründeten  Abschreibun¬ 
gen.“  (Art.  7,  Ziff.  2.) 

Einzelpersonen,  Kollektiv-  und  Kommanditgesellschaf¬ 
ten  dürfen  außer  den  geschäftsmäßig  begründeten  Abschrei¬ 
bungen  noch  einen  Abzug  von  5  Prozent  auf  dem  im  Ge¬ 
schäfte  oder  Gewerbe  arbeitenden  Kapital  vornehmen.1) 

Die  an  und  für  sich  leicht  feststellbaren  Erträge  der 
Kriegsgeschäftsjahre  begegnen  nun  aber  bei  der  Steuerver¬ 
anlagung  nicht  geringen  Schwierigkeiten.  So  ist  die  Wert¬ 
ermittlung  der  Aktiven  in  einer  Zeit  stetig  fortschreitender 
Geldentwertung  durchaus  unsicher.  Sie  wird  aber  noch  er¬ 
schwert  dadurch,  daß  viele  Betriebe  sich  bei  Kriegsausbruch 
von  der  früheren  Friedensproduktion  auf  einen  ganz  verän¬ 
derten  Kriegsbedarf  umgestellt  haben.  Das  war  schon  bei 
dieser  ersten  Produktionsänderung,  die  ja  bereits  in  eine  Pe¬ 
riode  erhöhter  Materialpreise  und  Arbeitslöhne  gefallen  ist, 
ein  riskiertes  Unterfangen.  Aber  noch  viel  folgenschwerer 
mußte  es  werden,  wenn  einmal  alle  diese  Betriebsausgaben 
beim  Wiedereintreten  normaler  Produktions-  und  Absatzver¬ 
hältnisse  mit  einem  Schlage  wertlos  wurden.  Diesen  Zeit¬ 
punkt  hat  in  klarer  Voraussicht  ein  Teil  unserer  Industrie 


D  Dieser  Satz  ist  für  die  Ermittlung  des  Reinertrages  der  Jahre 
1919  und  1920  auf  6  vom  Hundert  erhöht  worden.  Vergl.  abgeänderte 
Fassung  gemäß  B.R.B.  vom  22.  April  1919  und  21.  Juni  1920. 
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herannahen  sehen,  und  diesem  Weitblick  danken  wir  es  nicht 
zuletzt,  daß  auch  unser  Kriegsgewinnsteuergesetz  Ausnahme¬ 
bestimmungen  für  solche  Fälle  vorgesehen  hat. 

Art.  7,  Ziff.  3,  2  sieht  die  „Notwendigkeit  vermehrter  Ab¬ 
schreibungen  in  einem  Steuerjahr  zur  Sicherung  der  Lage 
eines  Betriebes“  vor,  der  vorher  notleidend  war,  oder  zum 
Ausgleich  außerordentlicher  Wertverminderungen,  die  mit 
dem  Kriege  im  Zusammenhang  stehen,  ebenso  auch  die  Not¬ 
wendigkeit  von  Rückstellungen  für  drohende  Verluste.“1) 

Für  den  Steuerfiscus  liegt  nun  aber  in  diesen,  verein¬ 
zelten  Steuerpflichtigen  zugestandenen  Erleichterungen  ein 
Moment,  das  er  nicht  aus  den  Augen  lassen  darf.  Der  Steuer¬ 
pflichtige  ist  dadurch  in  die  Lage  versetzt,  durch  Unterbe¬ 
wertungen  von  wirklich  gemachten  Mehrgewinnen,  den 
steuerbaren  Kriegsgewinn  künstlich  zu  schmälern,  und  so  der 
steuerlichen  Erfassung  zu  entziehen.  Hier  kann  nur  eine 
sorgfältige  Steuerveranlagung  den  richtigen  Mittelweg  fin¬ 
den,  eine  Veranlagung,  bei  der  die  maßgebenden  Steueror¬ 
gane  einerseits  das  berechtigte  Interesse  des  Fiscus  zu  wah¬ 
ren  wissen,  andererseits  aber  auch  jenen  Bedürfnissen  ge¬ 
recht  zu  werden  bestrebt  sind,  die  der  Unternehmer  zur 
Aufrechterhaltung,  Festigung  und  Umstellung  seines  Betrie¬ 
bes  verlangen  muß. 

Die  Organisation  der  Steuerverwaltung  scheint  uns  nun 
aber  heute  derart  zu  sein,  daß  eine  durchgängig  sorgfältige 
Prüfung  der  ökonomischen  Lage  der  Steuerpflichtigen  aus¬ 
geschlossen  ist,  und  damit  natürlich  auch  die  wünschbare  Be¬ 
rücksichtigung  der  besonderen  Verhältnisse  der  Steuerpflich¬ 
tigen  in  vielen  Fällen  dahinfällt.  Zum  Schaden  der  gewissen¬ 
haft  buchführenden  und  deklarierenden  Firmen  und  ebenso¬ 
sehr  zum  Schaden  des  Fiscus  verunmöglicht  die  heutige  Or¬ 
ganisation  der  Steuererhebung  zumeist  eine  genaue  Ein- 

*)  Abgeänderte  Fassung  gemäß  B.R.B.  vom  22.  April  1919  (Ge¬ 
setzessammlung,  Bd.  XXXV,  S.  255)  und  B.R.B.  vom  21.  Juni  1920  (Ge¬ 
setzessammlung,  Bd.  XXXVI,  S.  324.) 
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schätzungsarbeit.  Es  ist  ganz  unmöglich,  in  der  kurzen  Zeit 
von  ein  paar  Stunden  eine  Steuerdeklaration  und  die  zuge¬ 
hörige  Buchhaltung  in  allen  Teilen  nachzuprüfen.  So  halten 
sich  denn  auch  die  Steuerbeamten  in  der  Regel  nur  an  einige 
Spezialrubriken,  wie  insbesondere  die  Abschreibungen,  und 
lassen,  durch  Zeitmangel  gezwungen,  wichtigste  Posten  von 
Inventar  und  Rechnung  auf  sich  beruhen.  Firmen  mit  streng 
solider  Buchhaltung  werden  infolge  dieser  Praxis  von  der 
ganzen  Schwere  der  Steuer  getroffen,  während  andere 
Steuerpflichtige  mit  weniger  verläßlicher,  oder  gar  keiner 
Buchhaltung  sich  mit  dem  Fiscus  „abfinden“,  indem  an 
Stelle  richtiger  Einschätzung  bloßes  Unterhandeln  und  Mark¬ 
ten  tritt.  Die  Praxis  der  Pauschalangebote  und  der  daraus 
folgenden  Abmachungen  mag  allerdings  die  Erledigung  der 
für  das  wenig  zahlreiche  Steuerpersonal  allzuvielen  Steuer¬ 
fälle  befördern,  und  so  dem  Fiscus  rasch  zu  Geld  verhelfen, 
die  Grundlage  einer  gleichmäßigen,  gerechten  Besteuerung, 
die  sorgfältige  Einschätzung  geht  in  die  Brüche.  Eine  Än¬ 
derung  dieser  Praxis  wäre  dringend  nötig  gewesen.  Die 
Steuerverwaltung  sollte  sich  so  organisieren,  daß  ihre  Be¬ 
amten  wirklich  auch  Zeit  finden,  sich  mit  den  einzelnen 
Steuerfällen  in  der  wünschbaren  und  vom  Gesetzgeber  ge¬ 
wollten  Weise  zu  befassen  und  sodann  hätte  die  zentrale 
Leitung  der  Kriegssteuerverwaltung  durch  geeignete,  klare 
Direktiven  an  die  mit  den  Einschätzungen  betrauten  Organe 
für  die  oft  fehlende  gleiche  Behandlung  der  Steuerfälle  in 
den  verschiedenen  Kantonen  sorgen  sollen. 

Die  materiellen  Voraussetzungen  für  ein  solches  Vorgehen 
der  Steuerorgane  waren  durchaus  gegeben.  Die  weitgehende 
Befugnis  aller  öffentlichen  Organe,  in  die  Vermögensverhält¬ 
nisse  jedes  Steuersubjektes  bis  in  die  letzten  Details  Einsicht 
zu  nehmen,  hätte  den  Verdacht  auch  nur  einer  ungleichen 
Behandlung  in  der  Veranlagung  der  Steuer  beseitigen  sollen. 

Durch  die  Möglichkeit  „vermehrter  Abschreibungen“ 
hätte  nun  ohne  Frage  die  enge  Wahl  der  Vergleichsbasis  et¬ 
was  kompensiert  werden  können,  wenn  nicht,  worauf  wir 
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schon  oben  hingewiesen  haben,  auch  hier  ein  allzu  starker 
Hang  der  Steuerorgane,  am  Buchstaben  des  Gesetzes  festzu¬ 
kleben,  Platz  gegriffen  hätte.  In  diesem  ausgesprochen  fis- 
calischen  Verhalten  der  Steuerorgane  hat  auch  die  Rekurs¬ 
kommission  das  richtige  Vorgehen  erblickt.  So  hat  letztge¬ 
nannte  Instanz  in  einer  Reihe  von  Entscheidungen  eigentliche 
Maximalamortisationssätze  festgelegt,  über  die  hinaus  zu 
gehen  hernach  keine  Steuerbehörde  mehr  den  Mut  aufge¬ 
bracht  hat.  Abschreibungen  von  25  Prozent  auf  Betrieben, 
die  speziell  für  Kriegslieferungen  eingestellt  waren,  20  Proz. 
für  Maschinen,  selbst  wenn  der  Betrieb  vorher  notleidend 
war,  50  Proz.  für  Werkzeuge,  33  Proz.  für  Mobiliar,  10  Proz. 
auf  Gebäuden,  Zweidrittel  des  Buchwertes  für  Munitionsma¬ 
schinen,  schienen  der  Rekurskommission  mehr  als  genügend 
hoch  zu  sein. 

Zugegeben,  daß  diese  Sätze  um  ein  Erhebliches  über  das 
hinausgegangen  sind,  was  in  Friedenszeiten  an  Wertvermin¬ 
derungen  in  eine  Bilanz  eingesetzt  werden  mußte,  so  sind 
sie  trotzdem  den  ganz  außergewöhnlichen  Kriegserfordernis¬ 
sen  noch  zu  wenig  gerecht  geworden.  Man  denke,  um  ein 
allgemein  bekanntes  Beispiel  zu  nennen,  an  unsere  Uhrenfa¬ 
briken  des  Berner  Jura,  die,  gezwungen  durch  den  Ausfall 
ihrer  normalen  Exporttätigkeit,  zur  Fabrikation  von  Granat¬ 
zündern  übergegangen  waren.  Wer  Gelegenheit  hatte,  mit- 
anzusehen,  wie  die  Anforderungen  der  ausländischen  Staa¬ 
ten  an  die  Lieferanten  von  Tag  zu  Tag  verschärft  worden 
sind,  wie  Lieferungsverträge  unter  Androhung  von  Konven¬ 
tionalstrafen  bei  Nichtinnehalten  der  Fristen  um  die  Hälfte 
gekürzt  worden  sind,  und  wie  ganz  unbedeutende  Mängel  in 
der  Ausführung  die  Rücksendung  von  ganzen  Wagenladungen 
zur  Folge  hatten,  kann  sich  ein  Bild  machen,  zu  welchen  Mit¬ 
teln  fabrikationstechnischer  Art  unsere  Industriellen  haben 
greifen  müssen,  um  diesen  Ansprüchen  gegenüber  gewappnet 
zu  sein.  Ist  es  da  nicht  in  höchstem  Maße  ein  Gebot  der  Billig¬ 
keit,  daß  der  Staat,  der  für  den  Ausfall  dieser  Produktion 
doch  keinen  Ersatz  hätte  bieten  können,  von  diesem  ganz  zu- 
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fälligen  Wohlergehen  vieler  Produktionszweige  nicht  nur 
mitprofitiert,  sondern  auch  seinerseits,  so  weit  es  in  seiner 
Macht  liegt,  dazu  beiträgt,  auf  die  innere  Festigung  dieser 
Betriebe  hinzuwirken.  Der  Kampf,  den  die  Steuerpflichtigen 
hinsichtlich  der  außerordentlichen  Abschreibungen  mit  dem 
Staate  zu  führen  hatten,  hätte  von  diesem  nicht  in  der  Ver¬ 
teidigung  geführt  werden  sollen,  sondern  es  wäre  ein  steuer¬ 
politischer  kluger  Gedanke  gewesen,  die  Abschreibungen  so 
weit  als  möglich  zu  befürworten. 

Daß  man  das  aber  —  mit  Rücksicht  natürlich  auf  den 
finanziellen  Erfolg  der  Steuer  —  zu  wenig  ernst  genommen 
hat,  zeigen  heute  schon  die  stark  angewachsenen  Maschinen-, 
Werkzeug-  und  Baukonten.  Zur  technischen  Werteinbuße 
ist  heute  die  wirtschaftliche,  durch  die  Preisstürze  vieler  Ma¬ 
terialien  gekommen,  und  die  Unternehmer  haben  doppelt 
Mühe,  auch  nur  die  gesetzlich  vorgeschriebenen  Amortisa¬ 
tionen  darauf  vorzunehmen. 

Was  früher  bei  vielen  Unternehmungen  nichts  Seltenes 
war,  nämlich  außerordentliche  Betriebsaufwendungen  nicht 
mehr  über  besondere  Konti  in  die  Vermögensrechnung  auf¬ 
zunehmen,  sondern  direkt  über  Spesen  abzubuchen,  hat  unter 
diesen  Voraussetzungen  im  Kriege  nicht  mehr  aufrechterhal¬ 
ten  werden  können.  Es  ist  aber  auf  diese  Weise  nicht  selten 
die  frühere  Liquidität  eines  Betriebes  infolge  der  durch  den 
Krieg  erforderlichen  Betriebserweiterungen  gesunken,  statt 
wie  man  infolge  der  günstigen  Konjunktur  erwartet  hätte, 
größer  geworden. 

Wir  werden  in  einem  besondern  Abschnitte  zur  Frage 
der  Abschreibungen,  insbesondere  der  Handhabung  der  ge¬ 
setzlichen  Vorschriften  durch  die  Steuerorgane,  nochmals 
Stellung  nehmen.  An  dieser  Stelle  war  es  uns  lediglich  dar¬ 
um  zu  tun,  die  „besondern  Abschreibungen“  und  ihren  Ein¬ 
fluß  auf  die  reelle  Ermittlung  des  Reinertrages  hervorzuheben. 

1)  Dieser  Satz  ist  für  die  Ermittlung  des  Reinertrages  der  Jahre  1919 
und  1920  auf  6  vom  Hundert  erhöht  worden.  Vergl.  abgeänderte  Fassung 
gemäss  B.R.B.  vom  22.  April  1919  und  21.  Juni  1920. 
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4.  Die  Abzüge. 

Der  B.R.B.  vom  18.  September  1916  regelt  in  Art.  7, 
Ziff.  4  die  Frage  der  Abzugsberechtigung.  Das  Gesetz  spricht 
ausdrücklich  von  zulässigen  und  nicht  zulässigen  Abzügen. 

Am  Reinerträge  des  Geschäftsjahres  dürfen  abgezogen 
werden: 

a)  „die  eidgenössische  Kriegssteuer,  die  für  das  im  Ge¬ 
schäftsbetriebe  angelegte  Kapital  und  für  den  aus  dem 
Geschäftsbetrieb  geflossenen  Erwerb  im  Steuerjahr  be¬ 
zahlt  worden  ist.“ 

Die  Frage  der  Abzugsberechtigung  bezahlter  Steuern  ist 
damit  in  einer  Weise  gelöst  worden,  die  durchaus  nicht  der 
schweizerischen  Steuerpraxis  entspricht.  So  hat  insbeson¬ 
dere  das  Bundesgericht  stets  die  Tendenz  gezeigt,  die  Unzu¬ 
lässigkeit  des  Steuerabzuges  in  einer  prinzipiellen  Entschei¬ 
dung  festzulegen.  In  einem  Urteil  vom  17.  Mai  1906  i.  S. 
Kantonal-solothurnischer  Handels-  und  Industrieverein  C.  So¬ 
lothurn  (B.E.  XXXIII)  Nr.  45  Erw.  3)  sucht  es  seine  Anschau¬ 
ung  durch  folgende  Überlegungen  zu  rechtfertigen: 

„ _ Steuerrechtlich  wird  übrigens  das  reine  Einkommen 

(speziell  der  reine  Ertrag  aus  Vermögen)  vielfach  als  das  de¬ 
finiert,  was  dem  Steuerpflichtigen  nach  Abzug  der  Gewin¬ 
nungskosten  verbleibt.  (Eheberg:  Art.:  Steuer  i.  H.  St.)  Zu 
den  Gewinnungskosten,  d.  h.  den  Aufwendungen,  die  zu  ma¬ 
chen  sind,  um  Einkommen  oder  Ertag  zu  erzielen,  können 
aber  doch  gewiß  die  Steuern  kaum  gezählt  werden.  Das 
reine  Einkommen  ist  ja  Voraussetzung  und  Grundlage  der 
Steuer,  und  kann  daher  nicht  wohl  erst  durch  die  letztere  be¬ 
dingt  sein.“ 

Professor  E.  Blumenstein  untersucht  in  einem  Rechts¬ 
gutachten  die  Frage  der  „Abzugsberechtigung  der  Kriegsge¬ 
winnsteuer  bei  einer  kantonalen,  allgemeinen  Einkommen¬ 
steuer.“1)  Er  kommt  dabei  zum  Ergebnis,  daß  diese  Frage 

*)  Vergl.  hierzu  Heft  2  der  Zeitschrift  für  Schweizerisches  Ab¬ 
gaberecht,  Band  I,  pag.  113  ff.,  herausgegeben  von  Prof.  E.  Blumen¬ 
stein,  Bern  1921. 
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nicht  eindeutig  bestimmt  werden  könne,  sondern  „ausschlag¬ 
gebend  sei  vielmehr  im  einzelnen  Falle  das  innere  Verhältnis 
der  bezahlten  Steuer  zu  dem  für  die  Veranlagung  maßgeben¬ 
den  Einkommen.“ 

Er  unterscheidet  dabei  drei  Arten  von  Steuern,  von  denen 
zwei  einen  steuerrechtlichen  Abzug  der  früher  bezahlten 
Steuer  bei  der  konkreten  Veranlagung  rechtfertigen,  während 
bei  der  dritten  Art  die  Abzugsberechtigung  zu  verneinen  sei. 
So  sei  die  Abzugsberechtigung  zum  vorneherein  für  jene 
Steuern  gegeben,  wo  die  Zahlung  der  pflichtigen  Summe  zu 
den  Gewinnungskosten  in  einem  engern  Verhältnis  stehe,  d. 
h.  wo  die  Entrichtung  der  Steuer  eine  notwendige  Voraus¬ 
setzung  zur  Erzielung  des  steuerbaren  Betrages  ausmacht. 
(Umsatzsteuer  des  Bankiers  für  den  getätigten  Umsatz.) 

Die  zweite  abzugsberechtigte  Gruppe  sei  diejenige,  wo 
die  Entrichtung  der  Steuer  zwar  nicht  in  dem  Sinne  kausal, 
aber  die  Quelle  des  betr.  Einkommens  oder  Einkommensteiles 
belaste,  wo  also  „das  erzielte  Einkommen  dem  Steuerpflich¬ 
tigen  nur  in  dem  um  die  bezahlte  Steuersumme  verminderten 
Betrage  zufalle.“ 

Schließlich  jene  Fälle,  in  welchen  die  früher  bezahlte 
Steuer  mit  dem  zu  veranlagenden  Einkommen  in  gar  keinem 
Zusammenhänge  stehe,  und  deswegen  ein  Abzug  auch  nicht 
stattfinden  dürfe. 

Daß  man  aber  mit  solchen  Auseinandersetzungen  den 
Gesetzgeber  kaum  zu  beeinflussen,  geschweige  zu  binden  ver¬ 
mag,  ist  ohne  weiteres  klar.  Die  angeführten  Merkmale  dür¬ 
fen  denn  auch  nicht  dazu  dienen,  etwa  beweisen  zu  wollen, 
daß  die  vom  Gesetz  vertretene  Ansicht  der  Abzugsberechti¬ 
gung  der  Kriegssteuer  von  der  Kriegsgewinnsteuer  nicht 
richtig  sei.  Das  läßt  sich  u.  E.  überhaupt  nicht  beweisen. 
Was  von  amtlicher  Stelle  als  Begründung  zu  dieser  Auffas¬ 
sung  angeführt  worden  ist,  hat  Dir.  Blau  in  einem  Vortrage1) 

1)  H.  Blau,  Vortrag,  gehalten  in  der  volkswirtschaftlichen  Gesell¬ 
schaft  des  Kantons  Bern,  Zürich  1917. 
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im  Jahre  1917  ausgesprochen.  Er  sagte, - „daß  man  es  bei 

der  Kriegssteuer  mit  einer  Steuer  zu  tun  habe,  deren  Ein¬ 
maligkeit  ein  Merkmal  sei,  und  die  nicht  vom  Geschäfts¬ 
gewinne  eines  einzelnen  Jahres  abhängig  sei.“  Es  sei  daher 
gerechtfertigt,  die  bezahlte  Steuersumme  in  Abzug  zu  brin¬ 
gen.  Ein  Hauptmerkmal,  das  die  Abzugsberechtigung  noch 
einigermaßen  hätte  stützen  können,  gilt  aber  heute  nicht  mehr, 
indem  die  Kriegssteuer  schon  in  zweiter  und  verbesserter 
Auflage  vor  uns  liegt.  So  muß  auch  wohl  oder  übel  die  Be¬ 
weiskraft  dieses  Arguments  dahinfallen.  Daß  dagegen  die 
Steuer  nicht  vom  Geschäftsgewinne  eines  Jahres  abhängig 
ist,  bedeutet  für  den  Steuerpflichtigen  eher  eine  Erleichterung, 
in  dem  Sinne,  daß  für  die  Feststellung  der  Steuersumme  gute 
und  schlechte  Geschäftsjahre,  im  ganzen  vier,  in  Berechnung 
gezogen  werden,  ein  allzugutes  Resultat  eines  Jahres  durch 
die  andern  drei  nach  unten  ausgeglichen  wird. 

Es  spricht  also  auch  dieses  Merkmal  der  Kriegssteuer 
mehr  für  die  Nichtzulässigkeit  einer  Abzugsberechtigung, 
b)  „Zuwendungen  für  Wohlfahrtszwecke,  sofern  der  Nach¬ 
weis  geleistet  wird,  daß  sie  für  die  Zwecke,  denen  sie 
dienen,  sichergestellt  sind.“ 

Was  die  Rückstellung  für  Wohlfahrtszwecke  anbelangt, 
standen  sich  von  Anfang  an  zwei  grundsätzlich  getrennte 
Auffassungen  gegenüber.  Die  eine,  der  Unternehmerstand¬ 
punkt,  geht  davon  aus,  daß  es  gleichgültig  sei,  in  welcher 
Form  diese  Rückstellungen  vorgenommen  werden.  Die  Haupt¬ 
sache  sei,  daß  die  aus  der  Buchhaltung  in  irgend  einer 
Weise  ersichtlich  sei,  eine  Ausscheidung  aus  dem  Vermögen 
sei  nicht  notwendig. 

Die  andere,  sie  wird  vertreten  vom  Fiscus  und  den  direkt 
beteiligten  Kreisen  der  Angestellten  und  Arbeiter,  wünscht 
eine  rechtliche  Trennung  dieses  „zurückgestellten  Kapitales“ 
vom  übrigen  Kapital,  eine  Scheidung  unter  irgend  einer  be- 
sondern  Rechtsform. 

Wir  halten  in  dieser  gegensätzlichen  Stellung  ausge¬ 
sprochen  zu  der  letztgenannten  Ansicht  und  sagen,  daß  nur 
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solche  Rückstellungen  steuerfrei  gelassen  werden  sollen,  die 
aus  dem  Eigentum  der  Firma  gänzlich  ausgeschieden  sind.3) 

Auch  der  ehrliche  Wille  eines  Arbeitgebers  bietet  uns 
noch  zu  wenig  Garantie,  daß  solche  Zuwendungen  an  Arbei¬ 
ter  und  Angestellte  auch  restlos  und  dauernd  diesen  zu  Gute 
kommen.  Die  Gefahr  ist  außerordentlich  groß,  daß  bei  allge¬ 
meinem  Kapitalbedürfnis  eben  doch  auf  solche  „stillen  Re¬ 
serven“  zurückgegriffen  werden  kann,  da  weder  moralische 
noch  rechtliche  Schranken  einem  solchen  Vorhaben  im  Wege 
stehen.  Es  ist  mehr  als  verständlich,  daß  ein  Unternehmer, 
der  gezwungen  wird,  neues  Betriebskapital  zu  ungünstigen 
Bedingungen  aufzunehmen,  zuerst  versuchen  wird,  alle  vor¬ 
handenen  Reserven  zu  realisieren,  und  dazu  gehören  in  einem 
solchen  Falle  auch  die  formellen  Wohlfahrtsrückstellungen. 
Wäre  der  Geschäftsgang  ein  fortgesetzt  guter  gewesen,  so 
ist  ohne  Frage  anzunehmen,  daß  die  Rückstellungen  ihrem 
eigentlichen  Bestimmungsorte  auch  zugeführt  worden  wären. 
Die  sozialpolitische  Unternehmergesinnung  wechselt  eben  gar 
zu  leicht  mit  dem  Wechsel  der  geschäftlichen  Erfolge;  was 
heute  noch  als  unbedingt  notwendig  angesehen  wird,  gehört 
morgen  schon  zu  den  Dingen,  die  einen  unbegrenzten  Auf¬ 
schub  ertragen. 

Gewiß  hätten  es  ja  die  Steuerorgane  bei  spätem  Nach¬ 
taxationen  in  der  Hand  gehabt,  die  tatsächliche  Verwendung 
solcher  Rückstellungen  nachzuprüfen.  Diese  Maßnahme  hat 
gleichwohl  durchgeführt  werden  müssen,  denn  vereinzelt  hat 
es  immer  noch  Unternehmer  gegeben,  die  pro  forma  Rück¬ 
stellungen  vorgenommen  haben,  in  der  Erwartung,  daß  diese 
dann  von  dem  betr.  Steuerbeamten  gutgeheißen  oder  über¬ 
sehen  werden.  Es  soll  dieses  Kind  schon  bei  seiner  Geburt 
beim  richtigen  Namen  genannt  werden,  und  dazu  gehört,  die 
Form  ist  dabei  Nebensache,  die  Selbständigmachung  unter 
bestimmter  Rechtsform. 


A)  Anders  ein  Industrieller  in  der  N.  Z.  Z.  No.  1676  vom  24.  Nov. 


1921. 
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Kürzlich  hat  nun  der  Bundesrat,1)  einem  Postulat  des 
Ständerates  Folge  gebend,  beschlossen,  die  Bestimmung  über 
die  Sicherstellung  von  Ausscheidungen  für  Wohlfahrtszwecke 
so  zu  interpretieren,  daß  der  Abzug  vom  steuerpflichtigen 
Reingewinn  auch  dann  gemacht  werden  kann,  wenn  die  Ver¬ 
pflichtung  in  Form  eines  Rechtsanspruches  der  Wohlfahrts¬ 
anstalt  an  den  Steuerpflichtigen  vorhanden  ist.  Das  bedeutet 
für  den  Steuerpflichtigen  insofern  eine  Erleichterung,  als  das 
für  Wohlfahrtszwecke  ausgeschiedene  Vermögen  trotz  seiner 
selbständigen  Rechtsform  im  Betriebe  mitarbeiten  kann.  Die 
Bestimmung  ist  aber  so  spät  gekommen,  daß  ihre  praktische 
Bedeutung  eine  sehr  geringe  sein  wird. 

Immerhin  sind  Fälle  von  Rückstellungen  denkbar,  wo 
nur  eine  weitentgegenkommende  Steuerprivilegierung  diesen 
erst  die  richtige  Bedeutung  verschafft.  Das  trifft  beispiels¬ 
weise  dann  zu,  wenn  ein  Unternehmen  einen  bestimmten 
Prozentsatz  der  Lohnsumme  der  Arbeiter  zurücklegt,  um  die 
Auszahlung  der  Löhne  für  den  Fall  einer  Betriebseinschrän¬ 
kung  oder  völligen  Einstellung  zu  sichern.  Diese  Maßnahmen 
der  Arbeitgeber,  die  von  Seiten  des  Bundesrates  mit  allen 
Mitteln  gefordert  und  gefördert  werden,  dürfen  u.  E.  aber 
nicht  als  steuerpflichtige  Reserven  ausgelegt  werden.  Es 
liegt  doch  im  größteigensten  Interesse  von  Staat  und  Gemein¬ 
den,  daß  die  Unternehmer  darauf  ausgehen,  die  Öffentlichkeit 
in  ihrer  Unterstützungspflicht  Arbeitslosen  gegenüber  so  weit 
als  möglich  zu  entlasten.  Dafür  wurde  auch  vorgeschlagen, 
einen  steuerfreien  Fonds  von  20  %  der  ausbezahlten  Gehälter 
und  Lohnsummen  für  Notstandszwecke  zurückzulegen.  Für 
die  engherzige  Art,  in  der  die  Vorschriften  des  Kriegsgewinn¬ 
steuerbeschlusses  auch  nach  dieser  Seite  gehandhabt  wor¬ 
den  sind,  mag  nachstehendes  Beispiel  bezeichnend  sein: 
„Eine  Firma  woltte  die  einem  ausgetretenen  Angestellten 
ausgerichtete  Pension  vom  steuerbaren  Reingewinn  in  Abzug 
bringen.  Das  wurde  indessen  nicht  bewilligt  mit  der  etwas 


0  Verfügung  des  eidg.  Finanzdepartementes  vom  15.  Oktober  1921. 
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sublimen  Begründung:  „Dieser  Betrag  habe  doch  erst  ver¬ 
dient  werden  müssen.“!1) 

Bei  der  Behandlung  von  Rückstellungen  für  Wohlfahrts¬ 
zwecke,  die  eine  gesetzliche  Ausscheidung  nicht  unbedingt 
rechtfertigen,  muß  der  Satz  aufgestellt  werden,  daß  von  den 
Steuerbehörden  den  Anforderungen  der  tatsächlichen  Verhält¬ 
nisse  Rücksicht  getragen,  und  nicht  nach  starren  Grundsätzen 
und  juristischen  Formeln  vorgegangen  wird. 

Eine  Statistik  über  die  Wohlfahrtszuwendungen  per  15. 
Juli  1921  liefert  folgendes  Bild:2) 


Hievon  Rückst,  u. 

Wieder  zur 
Steuer  heran¬ 

Periode 

Total 

Abschreibungen 
an  Arbeiter-  und 

Netto 

Wohlfahrtshäus. 

gezogen 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

Fr. 

1914/15 

2  649  000 

138  000 

3  147 

2  645  000 

1915 

4  281  000 

47  000 

34  249 

4  247  000 

1915/16 

8  865  000 

424  000 

429  662 

8  435  000 

1916 

13  318  000 

474  000 

216  019 

13  102  000 

1916/17 

20  560  000 

825  000 

621  058 

19  939  000 

1917 

23  495  000 

704  000 

575  436 

22  919  000 

1917/18 

30  027  000 

1  183  000 

204  790 

29  822  000 

1918 

26  863  000 

3  529  000 

273  199 

26  589  000 

1918/19 

26  164  000 

1  057  000 

35  J  952 

25  812  000 

1919 

27  336  000 

9  247  000 

295  688 

27  040  000 

1919/20 

13  437  000 

'738  000 

2  048 

13  435  000 

1920 

488  000 

200  000 

. - 

488  000 

1920/21 

141  000 

— 

— 

141  000 

Total 

197  624  000 

18  566  000 

3  007  248 

194  614  000 

Eine  Gliederung  der  Wohlfahrtsrückstellungen  nach 
ihrer  Zweckbestimmung  bietet  die  nachstehende  Übersicht: 


*)  Mitteilung  direkt  vom  betroffenen  Unternehmer. 

2)  Mitgeteilt  von  der  eidgenössischen  Kriegssteuerverwaltung. 
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Es  betrugen  die  Aufwendungen  für  Wohlfahrtszwecke 
mit  Steuerbefreiung  per  15.  April  1921 

A.  Für  allgemeine  Wohlfahrtszwecke  außerhalb 

des  eigenen  Betriebes  Fr. 

B.  Personalfürsorge 

a)  Unterstützungs-  und  Pensionsfonds  „ 

b)  Krankenkassen  „ 

c)  übrige  Wohlfahrtsfonds  „ 

d)  Wohlfahrts-  und  Arbeiterhäuser 

(Fonds,  Rückstellungen  und  Abschrei¬ 
bungen)  „ 

Total 


14  608  350 

124  502  755 
3  766  336 

15  376  276 


17  423  240 


Fr.  175  676  957 


Aus  diesem  Betrage  waren  per  15.  April  1921 
Definitiv  steuerfrei  erklärt  Fr.  88  412  814 

Vorläufig  steuerfrei  erklärt  „  87  264  143 

ergibt  wie  oben:  Fr.  175  676  957 

Von  diesen  175  Millionen  Franken  sind  somit  bis  heute 
ungefähr  50  %  steuerfrei  erklärt  worden,  und  davon  ca.  50 
Millionen  rechtlich  verselbständigt.  Die  für  die  Ausscheidung 
vorgesehene  Frist  von  5  Jahren  ist  für  die  am  Ende  der  ersten 
Steuerperiode  gemachten  Zuwendungen  bereits  abgelaufen. 
Die  eidgen.  Steuerverwaltung  kann  jedoch,  wenn  besondere 
Verhältnisse  dies  erfordern,  die  Frist  verlängern.  Bei  dieser 
Verselbständigung  ist  von  den  meisten  Unternehmern  der 
Weg  der  Stiftung  gewählt  worden.  (Unterstützungs-  und 
Pensionsfonds.)  Der  Steuerverwaltung  ist  dadurch  eine  nicht 
geringe  Mehrarbeit  erwachsen.  Hatte  sie  vorerst  in  der 
Hauptsache  die  Prüfung  der  Regiemente  und  Stiftungsurkun¬ 
den  zu  besorgen,  so  fällt  ihr  nun  weiter  auch  die  Aufgabe  zu, 
darüber  zu  wachen,  daß  das  Stiftungsgut  auch  wirklich  aus¬ 
geschieden  wird. 

In  zuvorkommender  Weise  hat  uns  die  eidg.  Steuerver¬ 
waltung  auch  eine  Statistik  zur  Verfügung  gestellt,  die  die 
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Verteilung  der  Wohlfahrtszuwendungen  auf  die  einzelnen 
Kantone  und  Erwerbszweiige  wiedergibt.1)  (S.Tab.S.76u .77.) 

Eine  Verfügung  des  eidg.  Finanzdepartements  vom  3. 
Juli  1918  betr.  „Zuwendungen  für  Wohlfahrtszwecke“  um¬ 
schreibt,  was  als  Zuwendungen  im  Sinne  von  Art.  7  Ziffer  4, 
lit.b  des  Gesetzes  zu  gelten  habe.  Insbesondere  wird  ver¬ 
langt,  daß  der  Arbeitgeber  nähere  Bestimmungen  erlasse  über 
die  Verwendung  und  den  Ertrag  dieser  Zuwendungen,  und 
weiter,  daß  diese  den  Begünstigten  bekannt  zu  geben  sind 
und  der  Steuerverwaltung  mitgeteilt  werden  müssen. 

Als  Begleiterscheinung  des  hohen  Steuerdruckes  und 
einer  oft  nicht  gerade  sorgfältigen  und  weitsichtigen  Ver¬ 
anlagung  durch  die  Steuerorgane,  hat  sich  in  Unternehmer¬ 
kreisen  allmählich  eine  Tendenz  herausgebildet,  die  bei  ober¬ 
flächlicher  Betrachtung  sogar  den  Eindruck  hoher,  sozialer 
Gesinnung  bei  den  Betreffenden  zu  erwecken  vermag,  in 
Wirklichkeit  aber  nichts  anderes  ist  als  eine  verkappte  Steuer¬ 
flucht.  Wir  haben  dabei  die  Ausgaben  der  Unternehmer  für 
Wohnungsbauten  zu  Gunsten  ihrer  Angestellten  und  Arbeiter 
im  Auge. 

Diese  Seite  sozialer  Unternehmertätigkeit  hat  nun  zwar 
gerade  während  des  Krieges  eine  sehr  große  volkswirtschaft¬ 
liche  Bedeutung  gehabt.  Einmal  ist  damit  eine  nicht  zu  un¬ 
terschätzende  Wiederbelebung  der  darniederliegenden  Bau¬ 
tätigkeit  eingetreten,  und  zweitens  war  bei  einer  steuerlichen 
Begünstigung  solcher  Zuwendungen  die  Wirkung  festzustel¬ 
len,  die  eine  direkte  Beeinflussung  der  Produktion  durch 


*)  Per  1.  Mai  1921  betragen  somit  diese  Zuwendungen  ca.  176 
Millionen  Fr.,  das  sind  annähernd  25  %  des  an  Kriegsgewinnen  auf¬ 
gebrachten  Betrages  überhaupt. 

Im  Berichte  der  ständerätlichen  Geschäftsprüfungskommission  vom 
27.  Mai  1921  wird  dem  im  B.R.B.  vom  18.  Sept.  1916  und  der  De¬ 
partementsverfügung  vom  3.  Juli  1918  eine  Interpretation  gegeben,  daß 
neben  der  rechtlichen  Ausscheidung  der  Wohlfahrtszuwendungen  auch 
eine  körperliche,  tatsächliche  stattzufinden  habe.  Diese  Auffassung  ist 
von  beiden  Kammern  gutgeheißen  worden. 
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Kantone 

Nahrungs- 
u.  Genuß- 

Textil¬ 
industrie  u. 

Metalle  u. 
Maschinen 

Fr. 

Uhren 

Elektrizi¬ 

täts¬ 

mittel 

Fr. 

Warenhäuser 

Fr. 

Fr. 

werke 

Fr. 

Zürich 

874  597 

23  885  704 

8  330  421 

— 

— 

Bern 

1  830  202 

2  616  843 

2  242  834 

804  121 

225  542 

Luzern 

544  210 

777  500 

1  472  294 

— 

135  000 

Uri 

3  000 

— 

50  000 

— 

30  000 

Schwyz 

7  000 

1  117  238 

15  000 

— 

40  000 

Obwalden 

— 

— 

— 

— 

— 

Nidwalden 

— 

— 

— 

— 

— 

Glarus 

— 

5  763  026 

255  000 

— 

— 

Zug 

2  840  000 

1  326  200 

926  910 

— 

— 

Freiburg 

307  000 

— 

2  323 

— 

— 

Solothurn 

152  000 

498  150 

5  023  175 

270  000 

— 

Basel-Stadt 

7  824  065 

7  440  952 

1  094  000 

— 

600  000 

Basel-Land 

5  000 

173  264 

98  000 

106  000 

— 

Schaffhausen 

— 

2  288  908 

10  424  099 

— 

— 

Appenzell  A.  Rh. 

— 

2  694  218 

— 

— 

— 

Appenzell  I.Rh. 

— 

— 

— 

— 

— 

St.  Gallen 

44  200 

11  631  464 

352  508 

— 

130  000 

Graubünden 

190  500 

6  100 

— 

— 

— 

Aargau 

1  656  388 

4  940  660 

1  284  142 

— 

15  000 

Thurgau 

141  713 

1  662  594 

185  000 

— 

— 

Tessin 

170  226 

13  500 

— 

— 

— 

Waadt 

3  264  534 

65  436 

877  164 

80000 

70  500 

Wallis 

48  500 

— 

— 

— 

— 

Neuenburg 

734  680 

171  000 

701  200 

1  927  079 

— 

Genf 

100  000 

50  013 

974  857 

— 

— 

Schweiz 

20  737  815 

67  062  770 

34  308  927 

3  187  200 

1  246  042 

steuerliche,  kluge  Maßnahmen  des  Staates  auszuüben  ver¬ 
mochte. 

Soweit  aber  auch  diese  allgemein  wirtschaftlichen  Ge¬ 
sichtspunkte  im  Auge  behalten  werden  müssen,  so  muß  doch 
zugegeben  werden,  daß  durch  eine  allzuweitgehende  Steuer¬ 
befreiung  dem  Staate  schwere  finanzielle  Opfer  hätten  zuge¬ 
mutet  werden  müssen.  Es  ist  daher  verständlich,  daß  beim 
Bekanntwerden  eines  einzigen  Falles,  wornach  eine  Firma 
ihren  gesamten  Kriegsgewinn  —  und  dieser  machte  eine  sehr 
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Chemie  und 
Elektro- 

Schuh- und 
Leder- 

Papier-, 
Gummi-  und 

Verschie¬ 

denes 

Fr. 

Total 

metallurgie 

Fr. 

industrie 

Fr. 

Cellulose-Ind. 

Fr. 

Fr. 

4  627  586 

372  570 

841  461 

4  232  928 

43  165  267 

157  752 

491  075 

734  702 

674  006 

9  777  077 

2  500 

10  000 

290  000 

61  100 

3  292  604 

110  000 

— 

— 

— 

193  000 

110  461 

— 

— 

— 

1  289  699 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— 

— ■ 

— 

95  725 

— 

140  000 

331  000 

6  584  751 

5  000 

— 

310  000 

— 

5  408110 

124  482 

5  000 

482  500 

50  000 

971  805 

676  627 

6  918  938 

1  770  198 

20  000 

15  329  088 

17  214  153 

487  581 

210  857 

1  380  071 

36  251  679 

25  000 

— 

118  000 

34  000 

559  385 

6  550 

— 

— 

276  912 

12  936  469 

— 

— 

— 

— 

2  694  218 

— 

— 

— 

— 

— 

105  225 

94  660 

25  000 

122  490 

12  505  547 

— 

— 

— 

— 

196  600 

746  285 

362  020 

1  262  500 

337  728 

10  604  723 

223  083 

370  000 

105  000 

— 

2  687  390 

387  500 

— 

40  000 

— 

611  226 

852  159 

49  417 

27  350 

85  338 

5  371  898 

37  500 

— 

— 

— 

86  000 

10  000 

— 

134  681 

140  000 

3  818  640 

20  000 

— 

10  000 

187  411 

1  342  281 

25  537  588 

9  161  261 

6  502  370 

7  932  984 

175  676  957 

bedeutende  Summe  aus  —  nur  um  diesen  nicht  versteuern 
zu  müssen,  für  den  Bau  von  Wohnhäusern  aufgewendet  hat, 
der  Fiscus  seinerseits  Vorkehrungen  treffen  mußte,  um  dieser 
großen  Beträge  nicht  verlustig  zu  gehen. 

Von  dieser  anfänglich  gänzlichen  Steuerbefreiung  hat 
man  einen  kräftigen  Schritt  rückwärts  getan,  und  heute  wer¬ 
den  auf  diesen  Bauten  einmalige,  außerordentliche  Abschrei¬ 
bungen  von  50 — 60  Proz.  gewährt,  je  nach  dem  die  Verzinsung 
der  Anlage  den  Satz  von  3  resp.  2  Prozent  nicht  übersteigt. 
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B.  Nicht  abzugsberechtigte  Posten. 

a)  Die  verhältnismäßig  enge  Umschreibung  des  Steuer¬ 
subjektes  im  Bundesratsbeschluß  vom  18.  Sept.  1916  hat 
in  der  Folge  erhebliche  Lücken  gezeitigt,  und  dazu  geführt* 
in  der  Erfassung  der  Kriegsgewinne  noch  eine  Reihe  von  an¬ 
dern  Steuerpflichtigen  mitheranzuziehen.  Ganz  besonderes 
Interesse  verdienen  jene  Vorschriften,  die  sich  auf  die 
Erfassung  derjenigen  Personen  beziehen,  die  nur  indirekte 
Nutznießer  der  Kriegskonjunktur  gewesen  sind.  England, 
Rußland  und  die  Schweiz  haben  deshalb  auch  die  Steuer¬ 
pflicht  ausgedehnt  auf  die  von  kriegsgewinnsteuerpflichtigen 
Unternehmungen  an  ihre  Leiter,  Aufsichtsräte  und  dergl.  ge¬ 
zahlten  Mehreinkommen  in  Form  von  Tantiemen,  Gewinn¬ 
anteilen  und  ähnlichen,  vom  Geschäftsgewinn  abhängigen 
Zuwendungen.  Hierdurch  will  man  die  Beteiligung  der  in 
Frage  stehenden  Personen  an  den  oft  sehr  beträchtlichen 
Konjunkturgewinnen  erfassen,  die  wegen  der  Beschränkung 
der  Steuerpflicht  auf  Handel  und  Gewerbetreibende  grund¬ 
sätzlich  nicht  getroffen  würde. 

Die  Erfassung  dieser  Personen  geschieht  in  England  ent¬ 
sprechend  der  dort  üblichen  Praxis  der  Einkommensteuer 
direkt  an  der  Quelle.  Auf  diese  Weise  müssen  also  die  Unter¬ 
nehmungen  die  während  des  Krieges  erhöhten  Zuwendun¬ 
gen  an  ihre  Angestellten  selbst  versteuern,  sind  aber  berech¬ 
tigt,  diese  Beträge  ihren  Bezügern  anzurechnen. 

Die  Schweiz,  die  den  englischen  Bestimmungen  in  gewis¬ 
sem  Sinne  gefolgt  ist,  hat  aber  gleichwohl  eine  andere  Lösung 
gefunden.  Zwar  läßt  auch  sie  Tantiemen,  Gewinnanteile, 
Gratifikationen  u.  a.  ähnliche  vom  Geschäftsgewinn  abhän¬ 
gige  Zuwendungen  und  a.  o.,  einzeln  den  Betrag  von  10  000 
Franken  übersteigende  Besoldungszulagen  ausdrücklich 
nicht  steuerfrei,  aber  es  ist  keine  Abwälzung  der  Steuer  auf 
diejenigen  Personen  gesetzlich  vorgesehen,  welche  das  er¬ 
höhte  Einkommen  auch  wirklich  bezogen  haben.  Somit  kann 
hier  von  einer  Besteuerung  an  der  Quelle  nicht  eigentlich  die 
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Rede  sein,  die  Steuer  wird  von  den  betr.  Unternehmungen 
nicht  nur  gezahlt,  sondern  in  der  Regel  auch  getragen. 
Steuerzahler  und  Steuerdestinatar  sind  somit  identisch,  nach 
der  Absicht  des  Gesetzgebers  wenigstens.  Auf  die  in  den 
Vorjahren  für  besondere  Zulagen  aufgewendeten  Beträge 
wird  natürlich  bei  der  Feststellung  des  Mehrgewinnes  Rück¬ 
sicht  genommen. 

b)  Die  Kriegsgewinnsteuer. 

Daß  die  bezahlte  Kriegsgewinnsteuer  eines  Steuerjahres 
am  Reingewinn  des  nächstfolgenden  Jahres  nicht  abgezogen 
werden  darf,  ist  sowohl  steuerrechtlich  als  finanzpolitisch 
leicht  zu  erklären.  Steuerrechtlich  insofern,  als  es  sich  um 
eine  Steuer  handelt,  die  in  engster  Abhängigkeit  vom  jeweili¬ 
gen  Geschäftsgewinn  eines  Jahres  steht,  und  die  somit  wie 
eine  bloße  Einkommensteuer  zu  behandeln  ist.  Finanzpoli¬ 
tisch  hätte  die  Zulässigkeit  eines  Abzuges  vom  neu  erzielten 
Einkommen  eine  allmähliche  Verminderung  des  steuerpflich¬ 
tigen  Einkommens  zur  Folge,  „ohne  daß  hierfür  irgend  eine 
wirtschaftliche  oder  rechtliche  Notwendigkeit  oder  auch  nur 
eine  Billigkeit  vorläge.“1) 

5.  Steuerbarer  Kriegsgewinn  und  Steuerbefreiung. 

Diese  beiden  Elemente  bilden  das  letzte  Moment,  das 
hinsichtlich  des  Steuerobjektes  eine  Rolle  spielt.  Aus  dem 
oben  Gesagten  ergibt  sich  somit  der  eigentliche  „Kriegsge¬ 
winn“  aus  einer  Gegenüberstellung  der  beiden  letzten  Frie¬ 
densgeschäftsjahre  und  dem  maßgebenden  Kriegsgeschäfts¬ 
jahre,  d.  h.  das  Mehreinkommen  dieses  letzteren  gegenüber 
dem  ersteren  ist  grundsätzlich  der  Kriegsgewinn. 

*)  Es  ist  jedoch  darauf  hinzuweisen,  daß  diese  Abwälzung  einer 
Steuer  durch  gesetzliche  Beschränkungen  nicht  verhindert  werden 
kann,  und  die  Bezüger  von  Tantiemen,  Gewinnanteilen  werden  zwei¬ 
fellos  in  vielen  Fällen  zur  Partizipierung  am  Steuerbetrag  heran¬ 
gezogen  worden  sein. 

2)  Blumenstein,  in  der  cit.  Vierteljahresschrift  pag.  114. 
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Zwei  Beispiele  mögen  die  rechnerische  Ermittlung  ver¬ 
anschaulichen. 


Reinertrag  1912 

Fr.  40  000 

2.  Fr. 

6  000 

Reinertrag  1913 

„  50  000 

»» 

4  000 

Durchschnitt: 

Fr.  45  000 

Fr. 

5  000 

Reingewinn  1915 

„  100  000 

>> 

75  000 

verbleibt  „Mehr“ 

Fr.  55  000 

Fr. 

70  000 

steuerfrei:  abzügl. 

„  10  000 

»» 

10  000 

steuerbarer  K. 

Fr.  45  000 

Fr. 

60  000 

Im  Beispiel  Nr.  2  haben  wir  einen  Betrieb  uns  vorge- 
stelt,  dessen  Reinerträge  vor  dem  Kriege  nur  geringe  waren. 
Auch  der  Kriegsgeschäftsgewinn,  75  000  Fr.,  ist  nicht  beson¬ 
ders  hoch,  und  trotzdem  verbleibt  eine  steuerbare  Quote  von 
60  000  Fr.  Aus  diesem  schematischen  Zahlenbeispiel  sollte 
so  recht  deutlich  der  große  Nachteil  hervorgehen,  den  die 
Steuer  gerade  den  früher  notleidenden  Betrieben,  die  Kon¬ 
junkturgewinne  gemacht  haben,  gebracht  hat. 

Schon  in  den  Anfängen  der  gesetzlichen  Beratungen  der 
Kriegsgewinnsteuer,  zur  Zeit  also,  wo  noch  über  die  grund¬ 
sätzliche  Frage  gestritten  wurde,  ob  eine  Kriegsgewinnsteuer 
bei  uns  überhaupt  eingeführt  werden  könne,  hat  man  auch  be¬ 
reits  die  Frage  des  steuerfreien  Minimums  angeschnitten. 

Dabei  ist  man  in  den  beratenden  Kommissionen  von  der 
Erwägung  ausgegangen,  daß  im  Falle  der  Einführung  dieser 
Steuer  nur  jene  Einkommen  erfaßt  werden  sollten,  die  ein  be¬ 
trächtliches  Maß  über  den  durchschnittlichen  Ertrag  hinaus¬ 
gehen  würden.  Das  hatte  zur  Folge,  daß  die  Grenze,  bis  zu 
welcher  die  Mehreinkommen  steuerfrei  zu  lassen  waren,  abso¬ 
lut  wenigstens  hoch  angesetzt  werden  mußte.  Da  aber  die 
Steuer  nur  die  Leistungsfähigen  treffen  sollte,  so  rechtfertigte 
es  sich  durch  gar  nichts,  das  steuerfreie  Existenzminimum  im 
Verhältnis  des  Einkommens  zu  fixieren,  relativ,  und  beispiels¬ 
weise  gemessen  an  unsern  kantonalen  Einkommenssteuern, 
ist  daher  der  steuerfreie  Betrag  von  10 — 15  000  Fr.  gering. 
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Durch  die  Ansetzung  der  steuerfreien  Untergrenze  auf 
10  000  Franken,  die  später  noch  in  der  Weise  erweitert  wor¬ 
den  ist,  daß  10  Prozent  des  Friedensdurchschnittsertrages 
steuerfrei  bleiben  sollten,  hat  man  aber  gleichwohl  den  Kreis 
der  Steuerpflichtigen  merklich  eingeengt.1)  Es  bedeutet  das 
eine  starke  Schonung  jener  Steuerpflichtigen,  die  sich  mit 
mäßigen  Kriegsgewinnen  zufrieden  gaben,  für  sie  bedeutet  die 
abzugsberechtigte  Quote  von  10  Prozent  einen  relativ  großem 
Teil  des  erzielten  Kriegsgewinnes  als  für  jene,  die  großer 
Mehrgewinne  sich  erfreuten.  Wenn  beispielsweise  zwei 
Steuerpflichtige  je  einen  Friedensdurchschnittsertrag  von 
100  000  Fr.  nachweisen,  A.  aber  im  Kriege  ein  Einkommen 
von  300  000  Fr.  bezieht,  also  200  000  Fr.  Kriegsgewinn  macht, 
B.  dagegen  sein  Einkommen  auf  200  000  Fr.  erhöht,  d.  h. 
100  000  Fr.  Kriegsgewinn  erzielt,  so  dürfen  beide  je  10  Proz. 
von  100  000  Fr.  =  10  000  Fr.  am  Kriegsgewinn  in  Abrechnung 
bringen.  Für  A.  bedeutet  das  5  Prozent,  für  B.  dagegen  10 
Prozent  des  Kriegsgewinnes. 

Dieses  steuerfreie  Minimum  erhöht  sich  für  Kollektiv- 
und  Kommanditgesellschaften  auf  15  000  Fr.  und  sofern  sie 
aus  drei  oder  mehr  Mitgliedern  bestehen,  auf  20  000  Fr.  Für 
die  Kriegsgewinne  der  Jahre  1919  und  1920  ist  die  Steuer  zu 
entrichten  von  dem  Gewinn,  der  10  Proz.  des  Durchschnitts¬ 
ertrages  oder  15  000  Fr.  übersteigt,  und  die  steuerfreie  Grenze 
erhöht  sich  für  Einzelgesellschaften  auf  20  000  Fr.  und  sofern 
sie  zwei  oder  mehr  Mitglieder  umfassen  auf  25  000  Fr.2) 

0  Ein  Unternehmen,  das  in  den  maßgebenden  Jahren  1912 — 13 
einen  durchschnittlichen  Reinertrag  von  500  000  Franken  erzielte,  braucht 
somit,  weil  10  Prozent  steuerfreier  Kriegsgewinn  sind,  die  Steuer  erst 
zu  entrichten,  wenn  der  Reinertrag  eines  Kriegsgeschäftsjahres  500  000 
+  50  000  =  550  000  Franken  übersteigt.  Ein  Geschäft,  das  früher 
70  000  Franken  im  Durchschnitt  verdiente,  im  Kriege  dagegen  80  000, 
hat,  weil  10  Prozent  nur  7000  Franken  ausmachen,  gleichwohl  10  000  Fr. 
steuerfrei,  und  somit  keine  Steuer  zu  bezahlen. 

2)  Vergl.  Ageänderte  Fassung  gemäss  B.R.B.  vom  22.  April  1919  und 
21.  Juni  1920.  Gesetzessammlung  Bd.  XXXV  pag.  255  und  XXXVI  pag.  324. 

Für  gelegentlich  abgeschlossene  Handelsgeschäfte  beträgt  die  ab- 
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Vorgängig  der  Erörterung,  welche  Gründe  bei  der  Fixie¬ 
rung  des  steuerfreien  Minimums  bei  uns  wegleitend  gewesen 
sein  dürften,  wollen  wir  analogiehalber  noch  einen  kurzen 
Blick  tun  auf  das  Vorgehen  des  Auslandes. 

Es  ist  ja  den  Kriegsgewinnsteuergesetzen  aller  Staaten 
als  typisch  zu  eigen,  daß  sie  eine  Vielgestaltigkeit  von  neuen 
steuerlichen  Maßnahmen  aufweisen.  So  ist  es  auch  nicht 
verwunderlich,  daß  selbst  die  Ansetzung  der  steuerfreien  Un¬ 
tergrenze  durchaus  verschieden  gelöst  worden  ist.  Das  ist 
aber  um  so  erstaunlicher,  weil  ja  doch  vor  Ausbruch  des  Krie¬ 
ges  die  Frage  des  steuerfreien  Minimums,  bei  der  allgemeinen 
Vermögens-  und  Einkommensteuer  wenigstens,  annähernd 
dieselbe  Lösung  gefunden  hatte.1)  Davon  läßt  sich  nun  aber 
bei  der  in  Behandlung  stehenden  Kriegsgewinnsteuer  nur 
noch  sehr  wenig  feststellen.  Selbst  wirtschaftlich  und  terri¬ 
torial  gleichartige  Staaten,  wie  z.  B.  die  skandinavischen, 
weichen  in  diesem  Punkte  stark  voneinander  ab.  So  setzen 
das  steuerfreie  Minimum  an: 


Dänemark 

auf 

7000  Kronen 

Norwegen 

,2000  Kronen 

Schweden 

>> 

1000  Kronen 

Holland 

» 

2000  Gulden 

Deutschland 

99 

5000  Mark 

Österreich 

99 

3000  Kronen 

Frankreich 

99 

5000  Franken 

England 

99 

200  Pfund 

Italien 

99 

2500  Lire 

Rußland 

99 

3000  Rubel 

Belgien 

99 

20000  Franken 

Überraschend  hoch  erscheint  uns  vor  allem  die  steuer¬ 
freie  Untergrenze  bei  Belgien.  Diese  Ausnahmestellung  ist 

zugsberechtigte  Quote  5000  Franken.  Diese  Abzüge  sind  entsprechend 
der  einjährigen  Veranlagung  nur  für  das  betr.  Jahr  einmal  gestattet. 

*)  Eine  Ausnahme  machte  hierin  England  mit  dem  großen  Exi¬ 
stenzminimum  von  160 £. 
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wohl  darauf  zurückzuführen,  daß  dieses  Land  infolge  der 
deutschen  Okkupation  erst  sehr  spät,  (loi  du  3  mars  19191) 
dazugekommen  ist,  an  die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne 
zu  denken.  Diesem  Gesetze  liegt  offenbar  der  große  Ge¬ 
danke  zu  Grunde,  die  durch  den  Weltkrieg  materiell  am  tief¬ 
sten  getroffenen  Produktionsz\  eige  sich  so  rasch  als  möglich 
wieder  selbst  aufrichten  zu  lat  en,  und  die  Steuerpolitik  des 
Landes  hat  dabei  nicht  unwesentlich  mitgeholfen.2)  Dazu 
tritt  übrigens  ein  stark  progressiver  Steuersatz,  der  bis  auf 
80  Prozent  bei  Mehreinkommen  von  über  600  000  Franken 
steigt,  der  also  eine  verhältnismäßig  hoch  angesetzte  steuer¬ 
freie  Untergrenze  durchaus  gerechtfertigt  hat. 

Es  muß,  und  das  gilt  bei  einer  kritischen  Würdigung  der 
vorstehenden  steuerfreien  Minima  ganz  allgemein,  auch  der 
Jeweilige  Steuertarif  mitberücksichtigt  werden,  geschieht  dies 
nicht,  so  läuft  man  Gefahr,  durch  das  bloße  Nebeneinander- 
reihen  der  Beträge  ein  falsches  Bild  zu  erhalten. 

Die  Schweiz  mit  ihrem  steuerfreien  Betrage  von  10  000 
Franken  steht  gegenüber  Belgien  wohl  weit  zurück,  mar¬ 
schiert  aber  im  Vergleiche  zu  allen  andern  Staaten  an  erster 
Stelle.3)  Welche  steuerpolitischen  Überlegungen  haben  nun 
dazu  geführt,  in  der  Regelung  dieser  Frage  weit  über  das  hin- 
äuszugehen,  was  von  den  andern  Staaten  eingehalten  wurde? 
Neben  dem  bereits  angeführten  allgemeinen  Grunde,  nur  die 
ein  durchschnittliches  Maß  stark  übersteigendenMehrgewinne 
zu  besteuern,  dürften  es  vorwiegend  etwa  die  folgenden  Tat- 

1)  Bulletin  de  statistique  et  de  legislation  compare,  1919,  II,  pag. 
289  ff. 

2)  Die  Forderung  der  dringend  notwendigen  Neubildung  von  Ka¬ 
pital  bezw.  die  richtige  Verwendung  desselben  durch  Steuermaß' 
nahmen,  hat  auch  bei  uns  durch  die  Anregung,  den  Zustrom  von 
Kapital  für  Wohnungsbau  durch  gänzliche  Befreiung  der  hierzu  ge¬ 
machten  Aufwendungen  von  der  Kriegsgewinnsteuer  deutlichen  Aus¬ 
druck  gefunden. 

3)  Bei  diesen  internationalen  Vergleichen  muß  selbstverständlich 
auch  der  jeweilige  Geldwert  der  Vergleichsstaaten  in  Berücksichtigung 
gezogen  werden. 
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Sachen  gewesen  sein:  a)  Durch  die  erste  eidg.  Kriegssteuer, 
(das  trifft  auch  für  die  zweite  Steuer  gleichen  Namens  vom 
Jahre  1921  wiederum  zu)  waren  die  mittleren  und  kleinen 
Einkommen  bereits  mehr  als  genügend  belastet,  b)  Auch  die 
kantonalen  Einkommens-  und  Vermögenssteuern  haben  wäh¬ 
rend  des  Krieges  in  vermehrtem  Maße  auf  diesen  Schultern 
gelastet,  c)  Nach  den  Erfahrungen  aller  Steuerbehörden, 
war  gerade  die  Veranlagung  der  kleinen  und  kleinsten  Ein¬ 
kommen  unwirtschaftlich,  der  Ertrag  also  in  keinem  vernünf¬ 
tigen  Verhältnis  zum  Aufwande. 


6.  Beginn  und  Dauer  der  Steuerpflicht. 

Da  der  Zweck  der  Kriegsgewinnsteuer  nach  der  von  uns 
vertretenen  Ansicht  der  ist,  das  seit  Kriegsausbruch  entstan¬ 
dene  „Mehr“  an  Einkommen  zu  erfassen,  so  war  damit  auch 
ohne  weiteres  der  Zeitpunkt  gegeben,  von  dem  aus  die  Ver¬ 
anlagung  stattzufinden  hatte.1)  Daran  haben  sich  aber  nur 
wenige  Staaten  gehalten,  (Frankreich  hat  z.  B.  für  die  erste 
Steuerperiode  einen  Zeitraum  von  17  Monaten  wählen  müs¬ 
sen)  und  auch  die  Schweiz  hat  die  Steuer  erstmals  für  das 
Jahr  1915  veranlagt.  Man  hat  aus  diesem  Grunde  dem 
schweizerischen  Gesetze  den  Vorwurf  gemacht,  daß  es  in 
einer  durch  nichts  bedingten  Toleranz  gegenüber  den  Kriegs¬ 
gewinnern,  die  Gewinne  des  Jahres  1914  gänzlich  steuerfrei 
gelassen  habe. 

Das  trifft  nun  aber  keineswegs  zu.  Es  ist  uns  allen  doch 
wohl  noch  in  zu  guter  Erinnerung,  daß  die  letzten  fünf  Mo¬ 
nate  des  Jahres  1914  der  schweizerischen  Volkswirtschaft  im 
Ganzen,  und  Industrie  und  Handel  im  besondern  keine  über¬ 
aus  günstige  Lage  gebracht  haben.  Man  denke  an  die  sofort 
eingetretenen  Verkehrseinschränkungen  im  Bahn-,  Tele- 

*)  Grabowsky  und  V.  Mayr  vertreten  in  der  Zeitschrift  „Das 
neue  Deutschland“,  pag.  327  resp.  332,  14.  Heft,  Berlin  1915,  die  An¬ 
sicht,  daß  der  Lauf  der  K.St.  wegen  der  zahlreichen  Kriegsbestel¬ 
lungen,  schon  vor  dem  1.  August  1914  beginnen  sollte. 
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gramm-  und  Fostverkehr,  die  Mobilisation  der  gesamten  Ar¬ 
mee,  und  die  damit  verbundene  Arbeitsstockung,  die  Sistie¬ 
rung  von  ausländischen  Bestellungen  u.  a.  m.  Von  einer 
„Kriegskonjunktur“  jener  Zeit  kann  wohl  gesprochen  werden, 
jedoch  in  einem  ganz  negativen  Sinne.  Wir  haben  nicht,  wie 
das  in  den  kriegführenden  Staaten  seit  Kriegsausbruch  der 
Fall  war,  unsern  ganzen  Produktionsapparat  auf  den  Kriegs¬ 
bedarf  eingestellt,  und  wir  hätten  das  wahrscheinlich  auch 
später  nicht  getan,  wenn  nicht  Arbeitslosigkeit  im  Innern 
und  wirtschaftliche  Zwangsmaßnahmen  des  Auslandes  uns 
dazu  gezwungen  hätten. 

Wo  bei  uns  in  den  letzten  Monaten  des  Jahres  1914  den¬ 
noch  Mehreinkommen  erzielt  worden  sind,  da  hätten  diese 
wohl  kaum  dazu  ausgereicht,  um  die  durch  den  Kriegsaus¬ 
bruch  entstandenen  Verluste  und  die  dem  Kriegsausbruch 
unmittelbar  vorausgegangene  wirtschaftliche  Depression  zu 
kompensieren.  Als  weiteres  Moment  kommt  hinzu,  daß  dort, 
wo  über  die  Rückstellungen  hinaus  Überschüsse  gemacht 
werden  konnten,  diese  längst  unter  die  verschiedenen  Anteil¬ 
haber  verteilt  worden  sind,  und  nun  nachträglich  (nach  zwei 
vollen  Jahren)  nicht  noch  einer  Besteuerung  unterworfen 
werden  konnten. 

Alle  diese  Erwägungen  haben  denn  auch  den  schweize¬ 
rischen  Gesetzgeber  veranlaßt,  von  einer  rückwirkenden,  auf 
den  1.  August  1914  datierten  Veranlagungsperiode  abzusehen 
und  nur  jene  Kriegsgewinne  durch  die  Steuer  zu  erfassen 
„die  seit  dem  1.  Januar  1915“1)  erzielt  worden  sind. 

Das  war  nun  schon  etwas  ganz  anderes  mit  den  Kriegs¬ 
gewinnen  des  Jahres  1915.  Sie  fielen  in  eine  Zeit,  wo  die 
Frage  der  steuerpflichtigen  Sondergewinne  kein  Neuland 
mehr  war,  und  die  Wahrscheinlichkeit,  daß  früher  oder  spä¬ 
ter  ein  Steuerfeldzug  gegen  diese  Gewinne  eingeleitet  werde, 
sehr  nahe  lag.  Die  von  einer  Reihe  von  Unternehmern  im 
Hinblick  darauf  gemachten  freiwilligen  Rückstellungen  sind 


A)  Vergl.  B.R.B.  vom  18.  Sept.  1916,  Art.  5. 
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denn  auch  kurz  nachher,  durch  das  Sicherungsgesetz  vom 
Juni  1916,  zwangsläufig  verlangt  worden. 

Was  den  Endtermin  der  Steuerveranlagung  anbetrifft,  so 
ist  eine  zeitliche  Begrenzung  in  unserem  B.  R.  B,  nicht  vorge¬ 
sehen.  Die  Steuer  wird  so  lange  erhoben,  „bis  sie  durch  einen 
neuen  Beschluß  des  Bundesrates  aufgehoben  wird.“1 ) 

Dieser  Lösung  ist  u.  E.  gegenüber  dem  Vorgehen  einiger 
ausländischer  Staaten  der  Vorzug  zu  geben.  Vor  allem  ver¬ 
dient  sie  nicht  den  Vorwurf,  daß  man  dabei  auf  ein  Charak¬ 
teristikum,  nämlich  der  zeitlichen  Beschränkung,  nicht  Rück¬ 
sicht  genommen  habe.  Gerade  durch  diese  Bestimmung  ist 
auf  die  einfachste  Weise  die  Möglichkeit  gegeben,  die  Steuer, 
wenn  die  Voraussetzungen  dazu  nicht  mehr  vorhanden  sind 
(durch  unerwarteten  Friedensschluß),  sofort  aufzuheben. 
Schon  bald  nach  dem  Waffenstillstand  sind  in  der  Presse  und 
im  Parlament  Stimmen  laut  geworden,  die  auf  die  Notwendig¬ 
keit  der  Aufhebung  des  B.  R.  B.  vom  18.  September  1916  hin¬ 
gewiesen  haben. 

Vor  allem  trat  die  westschweizerische  Opposition  unter 
der  Führung  der  Genfer  Handelskammer  und  des  Freiburger 
Handels-  und  Industrievereins  immer  stärker  hervor  und  hat 
ihren  konkreten  Ausdruck  gefunden  in  der  Motion  Steinmetz 
in  der  Märzsession  1919,  die  vom  Bundesrate  die  Aufhebung 
der  Kriegsgewinnsteuer  verlangte. 

Diesem  Begehren  wurde  aber  erst  geraume  Zeit  später 
Folge  gegeben;  denn  erst  durch  den  B.  R.  B.  vom  15.  Juni 
1920  ist  die  Kriegsgewinnsteuer  auf  Ende  des  Jahres  1920  auf¬ 
gehoben  worden. 

Da  nun  aber  allem  Anscheine  nach  die  wirtschaftliche 
Hochkonjunktur  auch  über  den  Friedensschluß  hinaus  fort- 
dauern  werde,  hat  man  die  Aufhebung  der  Steuer  auch  nicht 
mit  dem  Abschluß  des  Krieges  zusammenfallen  lassen.  In 
irgend  einer  gesetzlichen  Umschreibung  haben  die  meisten 
Staaten  sich  das  Recht  gewahrt,  die  Steuer  au  fure  et  ä  me- 

0  id. 
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sure  abzubauen,  und  das  hat  gerade  in  der  Schweiz  recht 
lange  auf  sich  warten  lassen.  In  einzelnen  Staaten  ist  man 
sogar  so  weit  gegangen,  für  den  Fall,  daß  die  wirtschaftliche 
Lage  es  rechtfertige,  die  Kriegsgewinnsteuern  zu  prolongie¬ 
ren.  Daß  man  jedoch  bei  diesen  Erwägungen  sowohl  von  der 
Dauer  des  Krieges  als  auch  von  der  darauf  folgenden  Über¬ 
gangszeit  ein  gründlich  falsches  Bild  sich  gemacht  hatte,  da¬ 
rüber  dürften  heute  die  meisten  jener  Leute  im  Klaren  sein. 


§  7.  Der  Steuersatz  und  der  Einfluß  auf  die  reelle 
Steuerleistung* 

„Der  Grundsatz  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs¬ 
fähigkeit  bezeichnet  zunächst  nur  die  allgemeine  Richtung, 
gibt  noch  keinen  genauen  Maßstab  für  die  Verteilung  der 
Steuerlast,  denn  sogleich  wird  sich  die  Frage  erheben,  wie 
die  Verhäitnismäßigkeit  der  Steuer  gegenüber  der  Leistungs¬ 
fähigkeit  gefunden,  wie  eine  objektive  Gleichheit  des  Opfers 
hergestellt  werden  könne.  Die  Leistungsfähigkeit  muß  selbst 
an  einem  objektiven  Maßstabe  gemessen  werden.  Dieser  kann 
nur,  allgemein  gesprochen  und  Ausnahmen  und  Ergänzungen 
Vorbehalten,  in  der  Größe  und  Art  des  Einkommens  oder  des 
Vermögens  oder  in  beiden  zusammen  gefunden  werden.  .  .  . 
Es  ist  nun  ohne  weiteres  klar,  daß  mit  der  Größe  des  Einkom¬ 
mens  oder  Vermögens  auch  die  Steuer  zuzunehmen  habe, 
aber  bestritten,  in  welchem  Verhältnis  sich  die  Steuer  bewe¬ 
gen,  ob  sie  proportional  oder  progressiv  sein  solle.“1) 

Man  sollte  nun  glauben,  daß  bei  einer  Steuer  wie  die 
Kriegsgewinnsteuer  es  ist,  wo  eigentlich  die  besondere  Lei¬ 
stungsfähigkeit  der  Steuersubjekte  zur  Steuer  geführt  hat,  die 
Streitfrage  des  Proportional-  oder  Progressionssatzes  leicht 
zu  entscheiden  gewesen  wäre.  Quod  non!  aber  sagt  der  Ge¬ 
setzgeber,  denn  tatsächlich  finden  wir  auch  hier  eine  so  bunte 
Musterkarte  von  Auffassungen,  daß  ohne  stark  zu  übertrei- 


*)  So  Eheberg  in  Finanzwissenschaft,  5.  Auflage  1920,  pag.  193. 
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ben,  alle  Schattierungen  vom  reinen  Proportionaltarif  bis  zu 
den  verwickeltsten  Formen  des  Stufentarifes  und  der  Durch¬ 
staffelung  zu  finden  sind.  Selbst  ein  mehr  oder  weniger  rei¬ 
ner  Einheitssatz  fehlt  nicht,  und  in  der  deutlichsten  Form  ha¬ 
ben  dazu  England,  Holland,  Frankreich  (bis  1917)  und  auch 
die  Schweiz  sich  bekannt. 

Der  Steuersatz  beträgt  nach  Art.  12  des  B.  R.  B.  vom 
18.  September  1916  für  die  Kriegsgewinne  der  Jahre  1915  und 
1916  25  Proz.  des  nach  Art.  10  des  gleichen  Gesetzes  steuer¬ 
baren  Kriegsgewinnes.1) 

Dieser  Normalsatz  gilt  also  für  alle  Steuerpflichtigen 
gleichmäßig,  er  findet  Anwendung  sowohl  auf  Einzelpersonen 
wie  auf  Gesellschaften.  Die  Schweiz  hat  durch  diesen  Satz 
zweifellos  die  einfachste  Form  der  Tarifbildung  im  Auge  ge¬ 
habt,  tatsächlich  aber  haben  eine  Reihe  von  Zusätzen,  Erleich¬ 
terungen  durch  Abzüge,  eine  indirekte,  mehr  oder  weniger 
deutliche  Progression  geschaffen. 

Die  Kommissionsberatungen  über  die  Höhe  des  zu  wäh¬ 
lenden  Steuersatzes  haben  erst  nach  langer  Arbeit,  auf  dem 
Wege  des  Kompromisses  zu  diesem  Einheitssätze  geführt.  Es 
hat  in  diesen  Kommissionen  nicht  an  Stimmen  gefehlt,  die 
höher,  teilweise  erheblich  höher  gehen  wollten,2)  während 
andere  sich  mit  niederen  Sätzen  begnügen  wollten.3) 

Bei  Anwendung  auch  der  allerhöchsten  Sätze  sind  jedoch 
diese  Befürworter  stets  auf  dem  Standpunkt  verharrt,  daß 
es  sich  bei  dieser  Steuer  um  eine  Strafsteuer  handeln  müsse, 
der  am  wirksamsten  damit  Ausdruck  zu  geben  sei,  daß  man 
von  Anfang  an  eine  möglichst  konfiskatorische  Erfassung 
der  Kriegsgewinne  schreite.  Die  andere,  weniger  extreme 
Gruppe,  der  neben  einem  maßvollen  Fiscalismus  auch  der 

*)  Bundesratsbeschluß  betr.  die  Eidg.  Kriegsgewinnsteuer  vom 
18.  Sept.  1916.  Gesetzessammlung  N.  F.  Bd.  XXXII,  pag.  351  ff. 

2)  Die  sozialdemokratische  Presse  trat  für  die  völlige  Konfis¬ 
kation  ein. 

3)  Die  direkt  beteiligten  Kreise  der  Industrie  und  des  Handels 
traten  für  sehr  mäßige  Besteuerung  ein. 
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Wille  zum  sozialen  Ausgleich  im  Auge  lag,  hat,  wir  stellen 
das  mit  Befriedigung  fest,  in  diesem  Streite  gesiegt. 

Der  Steuersatz  von  25  %  des  schweizerischen  Kriegs¬ 
gewinnsteuergesetzes  stellt  ziemlich  genau  einen  Mittelwert 
dar,  aus  den  Steuersätzen  des  Auslandes,  er  liegt  zwischen 
zwei  Gruppen  von  hohem  und  tiefem  Sätzen.  Es  besteuern 
die  Kriegsgewinne: 


a)  Dänemark  mit 

b)  Schweden  mit 

c)  Norwegen  mit 

d)  Niederlande  mit 

e)  Spanien  mit 

f)  Italien  mit 

g)  Frankreich  mit 

h)  England  mit 

i)  Rußland  mit 

k)  Deutschland  bis 


8 — 20  % 
12—25  % 
5—20  % 
10—30  % 
25—40  % 
10—60  %*) 
50—80  %* 2) 
50—80  % 
30—80  %3) 
100% 


Es  sind  also,  um  die  Trennung  nach  2  Gruppen  vorzu¬ 
nehmen,  einerseits  die  neutralen  Staaten,  die  sich  durch  eine 
mäßige  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  auszeichnen,  und 
sodann  die  kriegführenden  Staaten,  deren  riesiger  Geld¬ 
bedarf  während  der  Kriegszeit  verlangte,  jede  Einnahme¬ 
quelle  bis  zur  äußersten  Ergiebigkeit  auszunutzen. 

Die  Tatsache  nun,  daß  man  für  Einzelpersonen  und  Ge¬ 
sellschaften  einen  für  alle  gleich  hohen  Steuersatz  gewählt 
hat,  d.  h.  daß  direkt  kein  Unterschied  gemacht  wird  in  der 
Besteuerung  eines  Mehrgewinnes  von  1  000  000  Fr.  und  einem 
solchen  von  nur  50  000  Fr.,  macht  vorerst  den  Eindruck 

r)  Die  Konfiskation  der  Kriegsgewinne  in  Italien  bildete  bekannt¬ 
lich  ein  Hauptpunkt  des  Finanzprogrammes  des  Ministeriums  Giolitti. 

2)  Im  Juni  1919  wurde  vom  Finanzminister  Klotz  ein  Zusatz  von 
15  %  auf  die  bestehenden  Sätze  beantragt,  der  Antrag  jedoch  von 
beiden  Kammern  abgelehnt. 

3l)  Nach  einer  Pressemeldung  sollen  unter  der  Herrschaft  der 
Soviets  sämtliche  Kriegsgewinne  vom  Staate  konfisziert  worden  sein. 
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starker  Ungleichheit  und  Härte.  Das  ist  aber  nur  bedingt 
richtig.  Durch  die  oben  erwähnte  Abzugsberechtigung  von 
10%,  im  Minimum  10  000  Franken  vom  steuerbaren  Rein¬ 
gewinn,  ist  der  volle  Satz  von  25  %  praktisch  überhaupt 
niemals  voll  zu  entrichten,  er  nimmt  ab  mit  der  Annäherung 
des  steuerbaren  Betrages  an  das  steuerfreie  Minimum,  und 
erreicht  erst  bei  einem  Mehrgewinn  von  10  000  000  Franken 
den  annähernd  vollen  Satz  von  25  %,  nämlich  24,97  %.  Somit 
entsteht  eine  eigentliche  Degression,  die  wie  folgt  zum  Aus¬ 
drucke  gelangt:1) 


Für  einen  K.G.,  der  im 
Maximum  10%  des  Durch- 
schnitts-Eink.  ausmacht 

Für  einen  K.G.  von 
100000  Fr. 

Die  Steuer 
macht  also  in 
%  des  ganzen 
K.G.  aus 

Fr. 

wenn  dieser 
K.G. 

ausmacht 

%  des  D.E. 

eine  Steuer 

von 

Fr. 

in  absoluter 
Höhe 

Fr. 

eine  Steuer 

von 

Fr. 

10  000 

0 

10 

0 

0 

12  000 

500 

12 

4167 

4,2 

15  000 

1250 

15 

8  333 

8,3 

20  000 

2  500 

20 

12  500 

12,5 

25  000 

3  750 

25 

15  000 

15,0 

30  000 

5  000 

30 

11667 

16,6 

35  000 

7  250 

35 

17  857 

17,9 

40  000 

7  500 

40 

18  760 

18,75 

45  000 

8  750 

45 

19  444 

19,4 

50000 

10  000 

50 

20000 

20,0 

60  000 

12  500 

60 

20  833 

20,8 

70  000 

15  000 

70 

21  429 

21,4 

80  000 

17  500 

80 

21  875 

21,9 

90000 

20  000 

90 

22  222 

22,2 

100  000 

22  500 

100 

22  500 

22,5 

500  000 

122  500 

500 

24  500 

24,5 

1000  000 

247  500 

1000 

24  750 

24,75 

10  000  000 

2  497  500 

10  000 

24  975 

24,97 

9  Abgedruckt  im  Vortrage  von  Dir.  Blau  über  die  Kriegsgewinn¬ 
steuer.  Bern  1917.  Pag.  25. 
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Der  schweizerische  Tarif  nimmt  also  in  weitgehendem 
Maße  Rücksicht  auf  das  Verhältnis  von  Friedensgewinn  und 
Kriegsgewinn.  Der  Abzug  ist  nicht  gleich  hoch  für  einen 
Kriegsgewinn,  der  das  zehnfache  des  Friedensgewinnes  aus¬ 
macht,  oder  nur  das  Doppelte  beträgt.  Diesen  Unterschied 
kennt  zum  Beispiel  das  englische  Gesetz  nicht. 

Von  einem  reinen  Einheitssatz  im  engeren  Sinne  kann 
demnach  auch  beim  schweizerischen  Gesetze  nicht  mehr  ge¬ 
sprochen  werden,  sondern  es  wird  auf  indirektem  Wege  eine 
mehr  oder  weniger  deutliche  Progression  geschaffen.  Diese 
tritt  begreiflicherweise  dann  am  stärksten  in  Erscheinung, 
wenn  das  steuerfreie  Minimum  klein  gewählt  wird,  in  diesem 
Falle  wird  schon  bei  relativ  geringen  Mehrgewinnen  der  volle 
Satz  erreicht,  eine  fühlbare  Entlastung  der  untern  und  mitt- 
lern  Kriegsgewinner  ist  nicht  mehr  möglich. 

Je  höher  nun  aber  der  abzugsberechtigte  Betrag  ange¬ 
setzt  wird,  eine  um  so  weitere  Spannung  erreicht  die  Pro¬ 
gression.  Die  Zahl  der  durch  den  steuerfreien  Abzug  be¬ 
günstigten  Personen  nimmt  absolut  erheblich  zu,  und  rela¬ 
tiv  hat  der  auf  den  hohen  Einkommensstufen  stehende  immer 
noch,  wenn  auch  nur  unbedeutend  den  Vorteil  eines  ermä¬ 
ßigten  Steuersatzes.  Graphisch  ausgedrückt  muß  also  die 
Progressionskurve,  bei  kleinem  steuerfreiem  Betrage,  im  An¬ 
fang  stark  ansteigen,  und  zwar  bis  gegen  den  höchsten  Satz, 
und  darauf  in  horizontalem  Verlaufe  alle  übrigen  Steuer¬ 
pflichtigen  gleichmäßig  stark  treffen.  Bei  hohem  steuerfreiem 
Betrage  steigt  die  Kurve  anhaltend,  jedoch  langsam,  sie  trifft 
den  weitaus  größten  Teil  aller  Steuerpflichtigen  progressiv, 
weil  erst  bei  sehr  hohem  Mehrgewinn  der  Maximalsatz  er¬ 
reicht  werden  kann.  Wir  wollen  das  an  Hand  zweier  schema¬ 
tischer  Beispiele  etwas  verdeutlichen.  Dabei  könnte  der 
steuerfreie  Betrag  von  Fr.  2000.—  etwa  dem  Vorgehen 
Schwedens,  derjenige  von  20  000  Fr.  demjenigen  von  Belgien 
entsprechen. 

Ermäßigung  des  Steuersatzes  bei  einem  steuerfreien 
Betrage  von: 
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Fr.  2000.— 

Fr.  20  000.— 

Mehreinkommen 

2100  Fr.  Ermäßigung 

1—1,05 

von  25% 

=  0,95 

» 

2500 

99  99 

1—1,25 

99 

99 

=  5% 

99 

3000 

99  99 

1—1,5 

99 

99 

—  873 

99 

4000 

99  99 

1—2 

99 

99 

=  1272 

99 

6000 

99  99 

1—3 

99 

99 

=  1673 

99 

8000 

99  99 

1—4 

99 

99 

=  1874 

99 

10000 

99  99 

1—5 

99 

99 

=  20 

99 

12000 

99  99 

1—6 

99 

99 

=  207 « 

99 

20000 

99  99 

1—10 

99 

99 

=  2272 

99 

40000 

99  99 

1—20 

99 

99 

=  2374 

Nehmen  wir  nun  an  Stelle  des  steuerfreien  Betrages  von 
Fr.  2000. —  einen  solchen  von  Fr.  20  000. — ,  d.  i.  das  zehn¬ 
fache,  so  erhöhen  sich  auch  die  durch  den  Steuerabzug  noch 
merklich  begünstigten  Mehreinkommen  um  denselben  Betrag. 
Es  wird  somit  der  Satz  von  20  %  erst  bei  einem  Einkommen 
von  100  000  Fr.  erreicht,  und  erst  400  000  Fr.  Mehreinkommen 
entrichten  den  Satz  von  233/4  %. 

Wie  ist  nun  die  Schweiz  zu  diesem  einheitlichen  Steuer¬ 
sätze  von  25  %  gekommen? 

Ursprünglich  war  nämlich  beabsichtigt,  den  schweizerischen 
Steuertarif  in  die  Form  eines  durchgebildeten  offenen  Pro¬ 
gressionssatzes  zu  kleiden.1)  Erst  im  Verlaufe  der  spätem 
Beratungen  in  den  Expertenkommissionen  ist  man  zum  Ein¬ 
heitssätze  von  25  %  gelangt.  Wegleitend  war  dabei  der  Ge¬ 
danke,  daß  es  sich  bei  diesen  Kriegsgewinnen  größtenteils 
um  unerwartete  Mehreinkommen  handle,  die  den  Steuerpflich¬ 
tigen  oft  ohne  wesentliche  persönliche  Arbeitsleistung,  gewis¬ 
sermaßen  über  Nacht  zugefallen  seien,  und  die  deswegen  auch 
alle  gleich,  unter  dem  einzigen  Gesichtspunkte  außerordent¬ 
licher  Leistungsfähigkeit  beurteilt  werden  müßten.  Ein  Un¬ 
terschied  in  der  Besteuerung  der  wirtschaftlich  Schwachen 
und  Starken  sei  in  diesem  besondern  Falle  nicht  am  Platze. 
Ferner  wurde  geltend  gemacht,  daß  bei  einem  Einheitssätze 

0  Vergl.  A  Schweizer,  Die  Kriegsgewinnsteuer  im  europ.  Aus¬ 
land  und  in  der  Schweiz.  Zeitschrift  für  Volkswirtschaft  und  Sozial¬ 
politik,  pag.  363,  25.  Jahrg.  1919. 
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von  25  %  der  Ertrag  der  Steuer  ein  bedeutend  größerer  sein 
werde,  als  bei  einem  progressiven  Satze  mit  dem  Maximal¬ 
satze  von  25  %,  und  endlich  könne  auf  diese  Weise  mit  dem¬ 
selben  Satze  sowohl  Einzelpersonen  und  Gesellschaften 
schneller  und  leichter  veranlagt  werden.  Zudem  waren  die 
durch  eine  progressive  Klassensteuer  stets  auftretenden  Un¬ 
gerechtigkeiten  beim  Übergang  von  einer  Steuerklasse  in  die 
andere  vermieden.1) 

Über  die  Zweckmäßigkeit  dieses  Vorgehens,  insbeson¬ 
dere  auch  über  die  Frage  des  fiscalischen  Erfolges  und  die 
individuelle  Belastung  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  ließe 
sich  gewiß  Manches  sagen.  Der  ausschlaggebende  Grund  die¬ 
ser  unterschiedlichen  Behandlung  in  den  einzelnen  Staaten 
liegt  aber  darin,  daß  es  sich  bei  diesen  Kriegsgewinnsteuern 
um  etwas  durchaus  Neues  gehandelt  hat,  wo  sozusagen 
in  keinem  Punkte  auf  frühere  Erfahrungen  oder  Analogien 
abgestellt  werden  konnte.  Die  hypothetischen  Erörterungen 
über  Höhe  und  Umfang  der  in  verschiedenen  Staaten  er¬ 
zielten  Kriegsgewinne,  sind  in  allen  Teilen  so  stark  von¬ 
einander  abgewichen,  daß  an  eine  gleichmäßige  Regelung  der 
Steuersätze  nicht  zu  denken  war,  obwohl  zwar  damit  in  wirk¬ 
samster  Weise  die  Kapitalflucht  ins  Ausland  hätte  unterdrückt 
werden  können.  Die  Voraussetzungen  aber,  unter  denen  in 
den  kriegführenden  und  neutralen  Ländern  Kriegsgewinne 
erzielt  werden  konnten,  waren  durchaus  verschieden.  Mit 
gutem  Rechte  haben  die  letzteren  denn  auch  nicht  einfach  die 
konfiskatorischen  Steuersätze  ihrer  Nachbarn  übernommen, 
sondern  sind  selbst  weit  hinter  diesen  zurückgeblieben. 

Es  ist  etwas  wesentlich  anderes,  die  Kriegsgewinne  im 
und  am  Staate  selbst  zu  machen  —  wobei  manchmal  von 
einer  eigentlichen  Auspowerung  der  Staaten  durch  die 
Klasse  der  Kriegsgewinner  gesprochen  werden  konnte  — 
oder  von  neutraler  Warte  aus  dem  Lande  Arbeit  und  hohe 

*)  Dieser  Übelstand  ließe  sich  zwar  durch  eine  verfeinerte  Art 
der  Progression,  das  Durchstaffelungs-  oder  Anstoßverfahren  leicht  be¬ 
heben. 
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Verdienstmöglichkeit  zu  verschaffen.  Aus  den  Kriegsgewin¬ 
nen  der  schweizerischen  Produktionszweige  ist  für  den  Staat 
nur  großer  Nutzen  erwachsen,  die  Nachteile  dagegen  hatte 
der  Unternehmer  allein  zu  tragen. 

Die  überaus  lange  Dauer  des  Krieges,  mit  den  vermehr¬ 
ten  Ansprüchen  aller  Verwaltungen  an  die  Finanzkraft  des 
Bundes,  drängte  nach  neuen  Finanzquellen,  oder  ergiebiger 
Ausgestaltung  bereits  bestehender.  Es  mußte  ein  Ausgleich 
gesucht  werden  für  den  stets  größer  werdenden  Ausfall  der 
Bundeseinnahmen  (Zölle)  und  dazu  zeigten  sich  neue  drin¬ 
gende  Aufgaben  des  Bundes.  Die  bundesstaatliche  Finanz¬ 
politik  ist  durch  die  „alles  übertönende  Parole“1)  nach  ver¬ 
mehrten  Einnahmen,  in  den  Zug  jenes  ausgesprochenen  Fis¬ 
calismus  geraten,  den  wir  mit  wenig  Ausnahmen  bei  allen 
Staaten  während  des  Krieges  beobachten  konnten. 

Unter  diesem  Gesichtswinkel  müssen  denn  auch  unsere 
künftigen  Finanzprogramme  beurteilt  werden,  denen  deswe¬ 
gen  nicht  selten  die  großen  Richtlinien  fehlen,  die  sich  aber 
umso  fester  an  die  Vielheit  der  ins  Auge  gefaßten  Maßnahmen 
klammern. 

Daß  es  unter  solchen  Umständen  mit  dem  mäßigen  Satze 
von  25  %  nicht  zu  lange  dauern  konnte,  war  man  sich  in  wei¬ 
ten  Kreisen  von  Industrie  und  Handel  schon  sehr  bald  klar, 
denn  trat  einmal  die  große  Ergiebigkeit  der  Steuer  zahlen¬ 
mäßig  in  Erscheinung,  so  war  mit  einer  verschärften  und 
langdauernden  Erhebung  zu  rechnen. 

Die  erste  Erhöhung  des  Satzes  ist  steuerpolitisch  recht 
klug  mit  dem  Gedanken  vereinigt  worden,  einen  „Fonds  für 
Arbeitslosenfürsorge“  zu  äufnen.  Das  geschah  denn  auch 
durch  einen  Bundesratsbeschluß  vom  24.  März  1917.1)  Aus 

*)  Vergl.  Weltkrieg  und  Steuergesetzgebung,  von  Prof.  Dr.  E. 
Großmann  in  „Vierteljahrsschrift  für  Schweizerisches  Abgaberecht“, 
pag.  231,  Bern  1920. 

2)  Dieser  Beschluß  ist  durch  Zusatz  vom  20.  8.  1920  auch  auf 
die  Jahre  1917,  1918,  1919  ausgedehnt  worden.  Gesetzessammlung, 
Bd.  XXXIII,  pag.  457,  und  Bd.  XXXVI,  pag.  533. 
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diesem  Fonds  für  A.F.  gewährt  der  Bund  während  der  Dauer 
des  Krieges  und  der  durch  den  Krieg  verursachten  außer¬ 
ordentlichen  wirtschaftlichen  Verhältnisse  Beiträge  an  die 
Leistungen,  die  von  den  Kantonen,  Gemeinden  oder  gemein¬ 
nützigen  Unternehmungen  gemacht  werden,  um  die  Folgen 
einer  unverschuldeten  Arbeitslosigkeit  zu  mildern.  Aus  die¬ 
sem  Fonds  können  auch  Beiträge  für  die  Linderung  des  Not¬ 
standes  geleistet  werden,  auch  wenn  ein  solcher  nicht  auf 
Arbeitslosigkeit  zurückzuführen  ist. 

Art.  1  des  B.R.B.  vom  24.  März  1917  bestimmt,  daß  ein 
Zuschlag  zur  Kriegsgewinnsteuer  erhoben  werde,  der  ein 
Fünftel  des  Betrages  ausmache,  den  die  Steuerpflichtigen 
gemäß  B.R.B.  vom  18.  Sept.  1916  zu  bezahlen  haben.  Mit  an¬ 
dern  Worten:  Der  Steuersatz  war  dadurch  von  25  %  auf 
30  %  erhöht,  allerdings  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbehalte, 
daß  diese  Quote  einem  besondern  Zwecke  dienlich  gemacht 
werden  solle.  Diesem  Zuschläge  von  5  %  sind  außerdem  noch 
3  Millionen  Franken  aus  dem  Ertrage  der  Steuer  von  1915  zu¬ 
gewiesen  worden. 

Diese  erstmalige  Erhöhung  des  Steuersatzes  hat  unsere 
Handels-  und  Industrieunternehmungen  in  einer  Zeit  günstiger 
Konjunktur  getroffen,  und  so  ist  ein  nennenswerter  Wider¬ 
stand  gegen  diese  erste  Umdrehung  der  Steuerschraube  u.  W. 
von  keiner  Seite  der  Produktion  geleistet  worden. 

Aus  verschiedenen  Kreisen  erging  jedoch  bald  darauf  der 
Ruf  nach  weiterer  Erhöhung  der  Steuersätze.  So  stellte  der 
geschäftsleitende  Ausschuß  der  freisinnig-demokratischen 
Partei  in  einer  Eingabe  an  den  Bundesrat  unter  16.  Mai  19171) 
den  Antrag,  den  Steuersatz  auf  50  %  zu  erhöhen.  Als  dann 
im  Herbst  1917  in  einem  Teil  der  Presse2)  und  durch  die  Ver¬ 
handlungen  der  Bundesversammlung3)  bekannt  wurde,  daß 

1)  Vergleiche  hierzu  den  Jahresbericht  der  Zürcher  Handelskam¬ 
mer  für  das  Jahr  1917.  Zürich  1918,  pag.  39  ff. 

2)  Siehe  N.  N.  Z.  Nr.  1289  vom  8.  September  1917. 

3)  Vergl.  Amtl.  stenogr.  Bulletin  des  National-Rates  aus  der  Herbst¬ 
sitzung  1917.  3.  Oktober  1917. 


96 


tatsächlich  für  die  Kriegsgewinnsteuer  von  1917  eine  noch¬ 
malige,  viel  weitgehendere  Steigerung  des  Steuersatzes  auf 
40  bis  50  %  oder  noch  mehr  in  Aussicht  genommen  wurde, 
griffen  berechtigte,  ernste  Bedenken  besonders  bei  der  In¬ 
dustrie  Platz.  Die  Wirtschaftslage  jener  Zeit  war  für  einen 
Teil  der  Industrie  eine  wesentlich  andere  geworden,  da  in¬ 
folge  des  Fehlens  genügender  Rohmaterialien  zahlreiche 
Betriebe  der  Seidenindustrie  gezwungen  waren,  die  Arbeits¬ 
zeit  zu  kürzen.  Ebenso  groß  waren  die  Befürchtungen  der 
Baumwollindustrie,  vor  allem  für  die  Weberei  und  Spinnerei.1) 

Die  Zürcher  Handelskammer  hat  dieser  Angelegenheit, 
in  deren  Folge  ja  Arbeitslosigkeit  und  große  geschäftliche 
Risiken  lagen,  ihre  volle  Aufmerksamkeit  geschenkt.  Han¬ 
delte  es  sich  doch  nicht  allein  um  die  Frage  der  Rentabilität 
und  der  innern  Festigung  dieser  Betriebe  zu  Gunsten  ihrer 
Eigentümer,  sondern  mit  den  Erfolgen  und  der  Widerstands¬ 
kraft  hängt  auch  die  Wohlfahrt  weiter  Bevölkerungskreise 
aufs  engste  zusammen.  Neben  den  kantonalen  und  Gemeinde¬ 
steuern  —  im  Kanton  Zürich  20 — 30  %  —  durften  darum  die 
Steuersätze  der  Kriegsgewinnsteuer  nicht  maß-  und  planlos 
gesteigert  werden.  In  dem  vorerwähnten  Gesuche  bezeichnete 
die  Zürcher  Flandelskammer  eine  Erhöhung  der  Sätze  auf 
40  %  —  inbegriffen  den  Zuschlag  für  die  Arbeitslosenfürsorge 
—  als  das  Äußerste,  was  bei  Würdigung  der  derzeitigen 
Wirtschaftslage  Handel  und  Industrie  zugemutet  werden 
konnte.  Dieses  Vorgehen  der  Zürcher  Handelskammer  war 
nicht  etwa  vereinzelt,  als  „aus  dem  Zentrum  des  Schieber¬ 
handels  kommend“2)  aufzufassen,  es  wurde  unterstützt  durch 
eine  Reihe  anderer  Eingaben,  vornehmlich  von  Handels¬ 
kammern  anderer  Kantone  und  sonstigen  Interessentenver¬ 
bänden. 

*)  Vergl.  Rückschau  über  Handel  und  Industrie  der  Schweiz  1914 
bis  1918,  herausgegeben  vom  Schweizerischen  Bankverein.  Basel  1919, 
pag.  100  ff. 

2)  Vergl.  Bericht  des  schweizerischen  Finanz-  und  Zolldeparte¬ 
ments  über  seine  Geschäftsführung  im  Jahre  1918,  pag.  19. 
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Das  Finanzdepartement  hat  denn  auch  diese  Frage  nicht 
von  sich  aus  entschieden,  sondern  einer  kleinen  Experten¬ 
kommission  vorgelegt,  die  einstimmig  für  eine  Erhöhung  der 
Sätze  eintrat,  wobei  40  %  als  Minimum  und  50  %  als  Maxi¬ 
mum  der  für  einmal  zu  beschließenden  Erhöhung  bezeichnet 
wurden.  Den  Darlegungen  all  der  genannten  Verbände  war 
damit  in  einer  mäßigen  Form  Rechnung  getragen. 

Durch  einen  Ergänzungsbeschluß  vom  9.  Novbr.  19171) 
sind  die  Artikel  5,  12  und  39  einer  Revision  unterzogen  wor¬ 
den.  Die  wichtigste  Abänderung  betrifft  die  abermalige  Er¬ 
höhung  des  Steuersatzes  für  die  Kriegsgewinne  der  Jahre 
1917 — 1920  auf  35  %  des  steuerbaren  Kriegsgewinnes,  wozu 
dann  noch  der  Zuschlag  von  1/5  für  den  Fonds  für  A.F.  zu 
rechnen  ist.  Der  Satz  für  dieses  und  die  folgenden  Jahre  be¬ 
trug  somit  42  %.2) 

Diese  zweite  Erhöhung  tritt  nun  aber  nicht  generell  für 
alle  der  Steuerpflicht  unterworfenen  Subjekte  ein.  Das  Merk¬ 
würdige  an  diesem  Satze  besteht  darin,  daß  dabei  in  gewis¬ 
sem  Sinne  auf  die  Rentabilität  der  einzelnen  Unternehmun¬ 
gen  abgestellt  wird.  Der  Satz  von  35  resp.  42  Prozent  findet 
bei  Geschäftsbetrieben  nur  dann  Anwendung,  wenn  die  vom 
Steuerpflichtigen  in  den  verschiedenen  Steuerjahren  seit 
1.  Januar  1915  erzielten  Kriegsgewinne  zusammen  50  Proz. 
des  Durchschnittsertrages  übersteigen,  andernfalls  findet 
der  Steuersatz  von  25  Prozent  Anwendung.“3) 

Unser  Kriegsgewinnsteuerbeschluß  operiert  also  für  das 
Jahr  1917  und  die  folgenden  Jahre  mit  zwei  ganz  verschieden 
hohen  Steuersätzen.  Das  hat  nun  zur  Folge,  daß  zu  der  be- 

1)  Siehe  Gesetzessammlung  Bd.  XXXIII,  S.  935. 

2)  Der  bis  Ende  1920  in  den  Steuerrechnungen  enthaltene  Betrag 
als  „Fonds  für  Arbeitslosenfürsorge“  beläuft  sich  auf:  Fr.  107  403  479.85. 
Welche  Summe  endgültig  diesem  Fonds  zugewiesen  werden  kann,  hängt 
vom  Eingang  der  ausstehenden  Steuerforderungen  ab.  Überwiesen 
waren  bis  Ende  1920  Fr.  95  163  000.—. 

a)  Abgeänderte  Fassung  gemäß  B.R.B.  vom  9.  November  1917. 
Gesetzessammlung  Bd.  XXXIII.  S.  935. 
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reits  angedeuteten  Progression  —  infolge  des  ziemlich  hohen 
abzugsberechtigten  Betrages  —  noch  ein  weiteres  Progres¬ 
sionsmoment  in  den  Steuertarif  hineingetragen  worden  ist. 
Die  relative  Höhe  des  seit  1915  erzielten  Kriegsgewinnes 
zum  Friedensdurchschnittsertrage  ist  maßgebend  für  die  An¬ 
wendung  des  höheren  oder  tiefem  Satzes,  und  darin  ist  frag¬ 
los  eine  weitere  versteckte  Progression  zu  suchen.  Praktisch 
hat  nun  aber  u.  E.  diese  Begünstigung  den  untern  Kriegsge¬ 
winnern  gegenüber  —  für  die  sie  ja  in  erster  Linie  geschaffen 
war,  keine  große  Bedeutung  —  gar  nicht  zu  reden  von  dem 
andern  Teile,  der  davon  überhaupt  keine  Erleichterung  ver¬ 
spürte.  Angenommen,  ein  Unternehmer  habe  einen  Friedens¬ 
durchschnittsertrag  von  50  000  Fr.  bei  einem  Gesamtkapital 
von  900  000  Fr.  erzielt.  Das  entspricht  einer  Rendite  von 
5 — 6  Prozent.  Um  nun  den  Vorteil  des  niedern  Satzes  von 
25  bezw.  30  Prozent  zu  genießen,  darf  der  steuerbare  Kriegs¬ 
gewinn  dieses  Unternehmers  in  den  Jahren  1915  und  1916 
zusammen  nicht  mehr  als  50  Prozent,  d.  h.  nicht  mehr  als 
25  000  Franken,  oder  auf  die  beiden  Jahre  verteilt,  nicht  über 
12  500  Fr.  pro  Steuer jahr  betragen. 

Solche  Mehreinkommen  sind  nun  aber  an  und  für  sich 
nicht  hoch,1)  ihre  effektive  Höhe  scheint  aber  besonders  dann 
gering,  wenn  wir  sie  unter  der  verschlechterten  Wirtschafts¬ 
lage  der  Kriegszeit  würdigen.  Diese  gegenüber  dem  Frie¬ 
denseinkommen  aufgeblähten  Kriegseinkommen  müssen  zu 
einem  großen  Teile  —  wirtschaftlich  angesehen  —  als  rech¬ 
nerische  Größen  angesprochen  werden.  Das  Geld  ist  stark 
entwertet,  die  Rohstoffe  sind  gewaltig  verteuert,  die  Arbeits¬ 
löhne  um  das  Mehrfache  gestiegen,  und  die  Gefahren  für  den 
Unternehmer  außerordentlich  groß. 

Alle  diese  Momente  müßten  daher,  wenn  eine  Feststel¬ 
lung  der  effektiven  Mehreinkommen  erreicht  werden  soll, 
ebenfalls  mitberücksichtigt  werden.  Wir  sind  nämlich  der 
Ansicht,  daß  eine  so  harte  Steuer,  wie  die  Kriegsgewinnsteuer 

9  Die  Ansetzung  des  steuerfreien  Minimums  auf  10  000  Franken 
weist  ebenfalls  auf  diese  Ansicht  hin. 
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es  ist,  nur  vom  effektiven  Mehreinkommen  getragen  werden 
sollte,  denn  eine  bloße  Belastung  des  Nominaleinkommens 
führt  auch  da,  wo  es  sich  um  größere  Einkommen  handelt, 
immer  noch  zu  ungerechtfertigten  Härten. 

Bei  der  gegenwärtigen  Finanzlage  des  Bundes  würde 
man  jedoch  zu  weit  gehen,  wenn  man  verlangen  wollte,  daß 
diese  Faktoren  voll  in  die  Berechnung  eingestellt  würden, 
aber  ganz  ohne  Einfluß  hätten  sie  bei  der  Feststellung  des 
Kriegsgewinnes  doch  nicht  bleiben  sollen. 

Daß  aber  durch  die  Beibehaltung  des  ursprünglichen 
Steuersatzes  von  25  Prozent  dieser  Forderung  Rechnung 
getragen  worden  ist,  wagen  wir  zu  bezweifeln.  Mit  Aus¬ 
nahme  der  erst  nach  der  zweiten  Erhöhung  des  Steuersatzes 
neu  gegründeten  Unternehmen  haben  davon  nur  ganz  wenige 
Steuerpflichtige  ihren  Vorteil  gezogen,  schon  eher  trifft  jene 
Behauptung  zu,  daß  tatsächlich  der  Satz  von  42  Proz.  vom 
Jahre  1917  an  bis  Ende  1920  für  den  weitaus  größten  Teil 
der  Kriegsgewinne  Anwendung  gefunden  hat.  Für  die 
Kriegsgewinne  des  Jahres  1920  wurde  der  Steuersatz  bei 
Geschäftsbetrieben  (Art.  60  d.  B.R.B.  vom  18.  Sept.  1916) 
auf  20  Proz.  des  steuerbaren  Kriegsgewinnes  ermäßigt.  Wenn 
auch  diese  Herabsetzung  zweifellos  einer  fühlbaren  Erleichte¬ 
rung  für  viele  Steuerpflichtige  gleichgekommen  ist,  so  traf 
sie  nichts  destoweniger  eine  Reihe  von  Unternehmungen,  die 
durch  die  hereingebrochene  Krisis  Mühe  hatten,  nur  ihre 
Betriebe  über  Wasser  zu  halten. 

Der  Satz  von  42  Proz._  darf  nun  aber  füglich  als  ein  hoher 
bezeichnet  werden,  und  dementsprechend  war  auch  sein 
Einfluß  wirtschaftlich  und  steuerpolitisch  nicht  unbedeutend. 

Daß  derartige  Sätze  fast  als  Ansporn  zur  Steuerhinter¬ 
ziehung  reizen  müssen,  ist  aus  der  Geschichte  des  Steuer¬ 
wesens  zur  Genüge  bekannt.  Der  bis  in  die  Gegenwart  fort¬ 
bestehende  Widerstreit  zwischen  den  staatlichen  Steuer¬ 
kräften  und  der  Staatsgewalt  selbst,  kommt  in  einer  Besteue¬ 
rung,  die  nur  ganz  wenige  trifft  —  in  einigen  Kantonen  waren 
es  nach  den  Angaben  der  Steuerverwaltung  wohl  kaum  ein 
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Dutzend  —  um  so  deutlicher  zum  Ausdruck.  Die  Tatsache, 
daß  es  unter  der  Gesamtheit  aller  Steuerpflichtigen  nur  ganz 
wenig  Auserlesene  waren,  die  zur  Besteuerung  herhalten  muß¬ 
ten,  ließen  diese  auf  Mittel  und  Wege  sinnen,  die  sie,  wenn 
es  sich  nur  darum  handeln  würde,  dem  Fiscus  einige  Tau¬ 
send  Franken  zu  hinterziehen,  wohl  niemals  angewendet  ha¬ 
ben  würden.  Was  Schäffle1)  zu  diesem  Widerstreite  sagt, 
trifft  durchaus  zu:  „Es  ist  ein  Befreiungs-  und  Freihaltungs¬ 
kampf  auf  Seiten  der  Steuerträger  dem  Staate  gegenüber, 
Abwälzungs-  und  Rückwälzungskampf  zwischen  den  Steuer¬ 
pflichtigen  selbst.“ 

Ein  Befreiungs-  und  Freihaltungskampf  dem  Staate 
gegenüber,  der  um  so  schärfer  geführt  wird,  je  größer  die 
Ansprüche  des  Staates  an  die  seiner  Steuerhoheit  unterwor¬ 
fenen  Personen  sind,  im  weitesten  Sinne  also,  in  welchen 
Grenzen  die  Steuersätze  für  alle  zu  veranlagenden  Steuern 
sich  halten.  Niedere  Steuersätze  sind  im  Allgemeinen  eher 
eine  Garantie  für  richtige  Angabe  der  steuerbaren  Einkom¬ 
mens-  und  Vermögensquoten,  während  hohe  Steuersätze, 
die  eben  vom  persönlichen  wirtschaftlichen  Erfolge  einen 
nicht  geringen  Teil  absorbieren,  mit  Recht  auf  Widerstand 
stoßen.  Das  Axiom  der  Besteuerung  nach  der  Leistungs¬ 
fähigkeit  auf  jene  Höhe  getrieben,  wo  nur  noch  der  skrupe- 
lose  nackte  Fiscalismus  zum  Vorscheine  kommt,  hat,  so  sehr 
wir  dieses  Vorgehen  verurteilen,  doch  eine  steuertechnische 
Frage  aufgeworfen,  die  schon  gegenwärtig  von  sehr  großer 
Bedeutung  ist,  es  aber  in  der  Zukunft  noch  in  erhöhtem  Maße 
sein  wird. 

Aus  dieser  Einsicht  heraus  ergibt  sich  für  den  Staat  die 
Forderung  nach  einer  Reform  des  Einschätzungsverfahrens. 
Je  höher  die  Steuersätze  bei  einer  Steuer  geschraubt  werden, 
desto  besser  muß  dafür  gesorgt  werden,  eine  möglichst  voll¬ 
ständige  Aufdeckung  und  Erfassung  aller  steuerbaren  Quel¬ 
len  der  Einkommens-  und  Vermögensbildung  zu  erlangen. 


1)  Grundsätze  der  Steuerpolitik,  pag.  164. 
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Die  Entscheidung  in  dem  zwischen  Staat  und  Steuerkräf¬ 
ten  geführten  Kampfe  beruht  nun  nicht  selten  auf  subjektiven 
Momenten.  List  und  Überredung,  politischer  und  parlamen¬ 
tarischer  Einflluß  bringen  je  nach  ihrem  Übergewicht  die 
Lösung  zu  Gunsten  des  Staates  oder  aber  des  Steuerpflich¬ 
tigen.  Dazu  kommen,  und  das  gilt  für  die  Kriegsgewinn¬ 
steuer  in  ganz  hervorragendem  Maße,  eine  Reihe  unberechen¬ 
barer  Momente,  wie  Glück  und  Zufälle,  Neid  und  Denunzia¬ 
tion,  Faktoren,  die  bei  der  Ermittlung  der  steuerbaren  Kriegs¬ 
gewinne  dem  Fiscus  wertvolle  Dienste  geleistet  haben.  Es 
kommt  also  darauf  an,  daß  der  Staat  von  seiner  Steuergewalt 
einen  psychologisch  feinen  Gebrauch  zu  machen  weiß,  die 
Widerstände,  die  ihm  von  starken  Privatinteressen  bereitet 
werden,  zu  umgehen  weiß,  kurz,  eine  Steuerpolitik  soll  so 
sein,  daß  das  Steuerverfahren  ebenso  geschickt  ist  als  das 
Ergebnis  erfolgreich.  Das  bedingt  nun  freilich  heute  ein 
gut  erzogenes  Steuergewissen  auf  Seite  der  Steuerträger, 
und  auf  Seiten  des  Staates  die  große  Einsicht  von  der  drin¬ 
genden  Notwendigkeit  neuer  vermehrter  Kapitalbildung  in 
der  stark  geschwächten  Volkswirtschaft,  der  unter  keinen 
Umständen  diese  Möglichkeit  durch  planlosen  Steuerdruck 
genommen  werden  darf. 

Da,  wo  nun  aber  dem  Steuerpflichtigen  die  Mittel  und 
Wege  gesperrt  sind,  dies  zu  tun  —  infolge  allzugroßer  Steuer¬ 
last  —  versucht  er  in  anderer  Weise  es  zu  erreichen.  Der 
Kampf  gegen  den  Fiscus  wird  zu  einem  Kampf  gegen  die  übri¬ 
gen  Steuerträger,  indem  er  die  Steuer  entweder  einzuholen  be¬ 
strebt  ist,  oder  sie  auf  die  Schultern  der  Allgemeinheit  ab-  und 
überwälzt.  So  haben  die  hohen  Steuersätze  der  Kriegsge¬ 
winnsteuer  und  dazu  ihre  mehrmalige  Erhöhung  den  vorsich¬ 
tig  rechnenden  Kaufmann  und  Industriellen  gezwungen,  die 
Steuer  in  der  Kalkulation  der  Warenpreise  und  Produkte  mit¬ 
zuberücksichtigen.  Das  geschah  in  einer  Periode,  wo  die  Le¬ 
benshaltung  ohnehin  stark  gestiegen  war,  und  so  hat  die 
Kriegsgewinnsteuer  einen  nicht  unerheblichen  Anteil  an  der 
Preissteigerung  gehabt.  Auf  dieses  Moment  hat  die  Aargau- 
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ische  Handelskammer  in  einer  Eingabe  an  den  Bundesrat  vom 
12.  April  1919  mehrfach  hingewiesen,  und  daraus  die  Konse¬ 
quenz  gezogen,  daß  mit  Rücksicht  auf  die  schwierigen,  un¬ 
sicheren  Verhältnisse  der  Übergangszeit,  der  Bundesratsbe¬ 
schluß  vom  18.  September  1916  gänzlich  aufzuheben  sei.1) 

Die  Aufhebung  der  Kriegsgewinnsteuer  für  das  Jahr 
1919  erschien  aber  nach  Ansicht  des  Bundesrates  noch  nicht 
angängig.  Da  die  günstige  Konjunktur  voraussichtlich  auch 
1919  die  Erzielung  a.  o.  Geschäftsgewinne  erwarten  ließ,  und 
im  Hinblick  darauf,  daß  für  den  Fall  der  Aufhebung  von  mehr 
als  einer  Seite  die  Initiative  für  eine  neue  Konjunktursteuer 
in  Aussicht  gestellt  wurde,  hat  der  Bundesrat  am  14.  Januar 
1919  folgenden  Beschluß  gefaßt: 

1.  Den  Eingaben  dahingehend,  es  sei  der  Steuersatz  der 
Kriegsgewinnsteuer  für  die  gewerbsmäßigen  Betriebe  neuer¬ 
dings  zu  erhöhen,  wird  keine  Folge  gegeben.  Der  Satz  von 
35  Prozent  plus  1/5  für  den  Fonds  für  Arbeitslosenfürsorge, 
zusammen  42  Prozent,  wird  vielmehr  beibehalten. 

2.  Für  die  Kriegsgewinne  des  Jahres  1919  aus  gelegent¬ 
lichen  Handelsgeschäften  wird  der  Steuersatz  auf  45  Proz. 
erhöht,  wozu  ein  Fünftel  für  Arbeitslosenfürsorge  kommt, 
so  daß  der  Steuersatz  54  Proz.  beträgt. 

Diese  letztmalige  Erhöhung  des  Steuersatzes  hat  für  uns 
insofern  eine  gewisse  Bedeutung,  als  sie  deutlich  zeigt,  daß 
selbst  im  Parlamente  Stimmen  dafür  vorhanden  waren,  all¬ 
mählich  die  Steuersätze  des  Auslandes  auch  für  unsere  Ver¬ 
hältnisse  zu  rezipieren.  Wir  deuten  deswegen  diese  partielle 
Steigerung  des  Steuersatzes  so,  als  ob  sie  einen  versteckten 
Ausweg  dargestellt  hätte,  diesem  Drucke  etwas  nachzugeben, 
und  zu  diesem  Zwecke  hat  man  sich  an  die  „Gelegentlichen“ 
gehalten,  die  ja  zum  größten  Teile  Ausländer  waren  und  schon 
deshalb  eine  stärkere  Belastung  sich  gefallen  lassen  mußten! 

*)  Vergl.  hierzu  auch  die  Motion  Steinmetz  (Genf),  die  in  der  März¬ 
session  1919  die  Aufhebung  der  Kriegsgewinnsteuer  verlangte.  Die 
westschweizerische  Opposition  war  im  Allgemeinen  eine  sehr  große, 
und  war  geführt  von  den  Westschweizerischen  Handelskammern. 
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Denn,  hatte  man  sich  nach  reiflicher  Prüfung  der  damaligen 
Wirtschaftslage  entschlossen,  den  Steuersatz  abermals  zu 
erhöhen,  so  durften  doch  nicht  einzelne  Zweige  davon  aus¬ 
genommen  werden.  (Die  Unterscheidung  fand  eben  nicht 
nach  den  verschiedenen  Industrie-  und  Handelszweigen  statt.) 
Profitierten  die  einen  immer  noch  von  der  günstigen  Kon¬ 
junktur,  so  taten  es  sicherlich  auch  die  andern. 

Aus  dem  Gesagten  erhellt  nun,  daß  die  Höhe  des  Steuer¬ 
satzes  bei  der  Beurteilung  dieser  Steuer  vor  allem  hinsicht¬ 
lich  ihrer  privatwirtschaftlichen  und  volkswirtschaftlichen 
Tragweite  mit  ein  erstes  Moment  ist,  das  zu  berücksichtigen 
ist.  Damit  hängt  für  den  Staat  nicht  allein  der  finanzielle 
Ertrag  aufs  engste  zusammen,  sondern  es  besteht  die  Gefahr, 
daß  eine  Besteuerung,  die  nicht  mehr  allein  den  Vermögens¬ 
ertrag,  sondern  auch  den  Vermögensstamm  zu  treffen  ver¬ 
mag,  zu  einer  Verdrängung,  Auswanderung  vieler  Steuer¬ 
pflichtigen  führen  kann. 


§  8.  Die  Steuereinschätzung  und  die  dabei 
tätigen  Faktoren. 

Bevor  wir  uns  mit  den  Grundsätzen  der  Steuereinschät¬ 
zung  und  der  dabei  mitwirkenden  Faktoren  auseinandersetzen, 
ist  es  nötig,  sich  ein  Bild  zu  machen  von  denjenigen  Tat¬ 
sachen  wirtschaftlicher,  rechtlicher  und  moralischer  Natur, 
die  zu  einer  Änderung  der  Auffassung  gegenüber  der  Steuer¬ 
veranlagung  bei  der  ersten  eidgenössischen  Kriegssteuer  ge¬ 
führt  haben. 

Bei  der  ausgesprochenen  Färbung  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer,  mit  ihren  über  alle  Begriffe  einer  normalen  Steuer 
hinausgehenden  Steuersätzen,  konnte  die  Zahl  der  Steuer¬ 
pflichtigen  nur  eine  ganz  beschränkte  sein.  Einzelne  Kan¬ 
tone,  wie  Appenzell  i.  Rh.,  Obwalden  und  Nidwalden  hatten 
deren  gewiß  kaum  ein  Dutzend  aufzuweisen.  Umgekehrt 
handelte  es  sich  aber  meistenteils  um  die  Erfassung  von  gro- 
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ßen  Einkommen,  die  Veranlagung  war  dementsprechend  leich¬ 
ter,  und  die  Verwaltungsausgaben  relativ  gering.  Der  Um¬ 
stand,  daß  eine  zentrale  Stelle  das  zur  Ermittlung  und  Ein¬ 
schätzung  der  Steuerpflichtigen  unbedingt  erforderliche  Ma¬ 
terial  sich  leichter  und  schneller  beschaffen  konnte  als  eine 
Reihe  dezentralisierter  Verwaltungsorgane,  rechtfertigte 
ebenfalls  die  Veranlagung  von  einem  Punkte  aus.  Es  bedurfte 
einer  starken  Staatsgewalt,  die  mit  allen  gesetzlichen  Hand¬ 
haben  ausgerüstet  war,  um  die  Steueransprüche  gegen  die 
ihrer  Hoheit  unterstellten  Personen  und  Gesellschaften  durch¬ 
zusetzen. 

Es  ergibt  sich  somit,  daß  es  zur  Hauptsache  folgende 
Faktoren  gewesen  sind,  die  eine  stark  zentralisierte  Veran¬ 
lagung  in  der  Hand  des  Bundes  bezw.  seiner  Steuerorgane 
bewirkt  haben : 

a)  Der  bereits  im  vorangegangenen  Kapitel  erwähnte  hohe 
Steuersatz. 

b)  Teils  als  Folge,  teils  als  Ursache  davon,  die  Gefahr  der 
großen  Steuerhinterziehung,  wo  es  dem  Steuerpflichti¬ 
gen  darauf  ankam,  seine  Steuerschuldigkeit  davon  ab¬ 
hängig  zu  machen,  inwieweit  es  ihm  gelang,  sich  einer 
Veranlagung  zu  entziehen. 

c)  die  Unvollständigkeit  der  materiellen  kantonalen 
Steuerrechte  und  Unvollkommenheit  des  Veranlagungs¬ 
verfahrens,  zusammengenommen  also  eine  mangelnde 
Steuertechnik. 

Selbst  die  Zentralisation  des  ganzen  Steuerverfahrens 
in  der  Hand  der  Bundesorgane  hat  noch  Lücken  gezeitigt, 
vor  allem  dort,  wo  es  sich  darum  gehandelt  hat,  die  Schieber¬ 
gewinne  steuerlich  zu  erfassen. 

1.  Die  Mitwirkung  des  Steuersubjektes. 

Das  Gesamtmehreinkommen  eines  Steuerpflichtigen  re¬ 
sultiert  nicht  bloß  aus  einer  Einkommensquelle.  Es  setzt  sich 
zusammen  aus  einer  Fülle  von  Einkommenspartialen,  die  alle 
zusammen  genommen  erst  das  gesamte  steuerliche  Betreff- 
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nis  ausmachen.  Wollte  man  also  die  Steuer  auf  einer,  mög¬ 
lichst  der  Wirklichkeit  entsprechenden  Basis  der  erzielten 
Kriegsgewinne,  zur  Veranlagung  bringen,  so  mußte  man  sich 
zum  Vorneherein  klar  werden,  daß  das  mit  nicht  geringen 
Schwierigkeiten  verbunden  war.  Vor  allem  schien  es  ausge¬ 
schlossen,  daß  dies  unter  Beibehaltung  der  im  kantonalen 
Einschätzungsverfahren  wegleitenden  Prinzipien  für  diesen 
speziellen  Fall  möglich  sein  werde.  Dagegen  sprachen  die 
bereits  wiederholt  angeführten  drückenden  Momente  der 
Steuer.  Selbst  wenn  einmal  mit  relativer  Sicherheit  der 
Hauptteil  aller  Steuerpflichtigen  veranlagt  war,  so  war  damit 
nur  eine  momentane  Erfassung,  gewissermaßen  ein  Moment¬ 
bild  des  Einkommensstandes  gewonnen,  was  aber  kurze  Zeit 
nachher  sein  werde,  darüber  herrschte  absolute  Ungewißheit 
bei  der  Steuerbehörde. 

Viel  leichter,  bei  einigermaßen  erzogenem  Steuergewis¬ 
sen,  ist  das  Steuersubjekt  selbst  in  der  Lage,  über  den  jewei¬ 
ligen  Stand  seines  Einkommens,  über  unerwartete  Zu-  oder 
Abgänge  der  Steuerbehörde  Aufschluß  zu  geben.  Es  ist  also 
eine  Frage  der  Zweckmäßigkeit,  daß  der  Steuerträger  bei 
der  Einschätzung  mitherangezogen  wird,  und  zwar  in  einem 
ausgedehnten  Maße.  In  fast  allen  Kriegsgewinnsteuergesetzen 
ist  denn  auch  diese  Forderung  zum  Grundsätze  erhoben  wor¬ 
den,  denn  sie  bürgt  für  die  zuverlässigste  Steuerveranlagung. 
Freilich,  diesem  System  noch  vorzuziehen  wäre  die  Un¬ 
schädlichmachung  aller  die  Einschätzung  erschwerenden  Fak¬ 
toren  von  Gesetzes  wegen  (Aufhebung  des  Bankgeheimnis¬ 
ses,1)  Brechung  der  Schweigepflicht  über  die  Gehaltsbezüge 
der  Direktoren  und  Verwaltungsräte  in  den  privaten  Unter¬ 
nehmungen  und  A.-G.)  —  „Postulate,  auf  deren  Erfüllung  man 
wohl  noch  etwas  warten  wird  müssen.“2) 

*)  Vergl.  E.  Großmann,  Weltkrieg  und  Steuergesetzgebung,  pag. 
228,  Vierteljahrsschrift  für  schweizerisches  Abgaberecht.  Bern  1920. 

2)  id.  a.  a.  O.  mit  Bezug  auf  die  Erbschaftssteuer,  eine  Forderung, 
die  in  einzelnen  Staaten  teilweise  oder  ganz  verwirklicht  ist  (Deutsch¬ 
land,  Italien,  England,  Frankreich,  Belgien). 
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Leider  nimmt  nun  aber  die  Steuermoral  nicht  mit  der 
Größe  des  Einkommens  zu,  im  Gegenteil,  da  es  sich  bei  die¬ 
sen  Kriegsgewinnern  zum  Teil  um  eine  Klasse  von  Leuten 
handelt,  der  alles  mehr  am  Herzen  liegt  als  eine  ehrliche 
Steuerleistung,  so  muß  die  Steuerbehörde  diesen  Selbstdekla¬ 
rationen  notgedrungen  mit  einer  gewissen  Skepsis  entgegen¬ 
treten.  Steuertechnisch  hat  sich  bei  der  Veranlagung  der 
Kriegsgewinnsteuer  der  große  Mangel  gezeigt,  daß  infolge 
Fehlens  einer  allgemeinen  Bundeseinkommens-  und  Ver¬ 
mögenssteuer  Rückschlüsse  auf  frühere  Veranlagungsperio¬ 
den  nicht  gemacht  werden  konnten.  Es  fehlte  an  allen  An¬ 
haltspunkten  für  eine  rechnerische  Grundlage,  und  selbst  bei 
Zuhilfenahme  der  kantonalen  Steuererfahrungen,  mußte  mit 
einer  ganz  unterschiedlichen  Steuereinschätzung  bei  den 
einzelnen  Kantonen  gerechnet  werden. 

Diese  Schwierigkeiten  erforderten  also  eine  weitgehende 
Ausgestaltung  der  meist  nur  in  den  Anfängen  bestehenden 
Methoden  der  kantonalen  Steuereinschätzungen. 

Der  erste  Schritt  zur  Erlangung  zahlenmäßiger  Unter¬ 
lagen,  die  für  die  spätere  Veranlagung  von  Wert  sein  konn¬ 
ten,  bestand  in  einer  ausgedehnten  Informationsbasis.  Das 
wurde  teils  auf  mittelbarem  Wege,  teils  unmittelbar  erreicht. 
Die  kantonalen  Steuerverwaltungen  wurden  ersucht,  der  eidg. 
Kriegssteuerverwaltung  Verzeichnisse  derjenigen  Personen 
und  Erwerbsgesellschaften  zu  übermitteln,  die  für  die  K.St. 
in  Frage  kommen  konnten.  Auf  Grund  dieser  Angaben  und 
des  von  der  Kriegssteuerverwaltung  weiter  zugezogenen  Ver¬ 
gleichsmateriales  wurden  die  Formulare  zu  den  Steuererklä¬ 
rungen  für  das  Jahr  1915,  als  der  ersten  Steuerperiode,  ver¬ 
sandt.  Trotzdem  allgemeiner  Deklarationszwang  bestand, 
hat  die  E.K.V.1)  durch  öffentliche  Bekanntmachungen  (amt¬ 
liche  Organe  und  Tagespresse)  alle  Einzelpersonen  und  Er¬ 
werbsgesellschaften  die  im  Jahre  1915  oder  1915/16  (bei  Fir- 


x)  Eidgenössische  Kriegssteuerverwaltung.  In  der  Folge  so  ab¬ 
gekürzt. 
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men,  die  ihre  Rechnungen  nicht  mit  dem  Kalenderjahr  ab¬ 
schlossen)  Kriegsgewinne  erzielt  haben,  aufgefordert,  diesen 
bei  der  genannten  Behörde  in  Bern  anzumelden.  Dieser 
Steueraufruf  mußte  mehrmals  erlassen  werden,  da  eine  große 
Zahl  der  „Gelegentlichen“  aus  ihrer  Steuerapathie  einfach 
nicht  herauszubringen  waren.  Diese  passive  Resistenz  ging 
mitunter  so  weit,  daß,  um  zu  einer  Steuererklärung  überhaupt 
zu  gelangen,  deren  Bankguthaben,  Warenlager  usw.  mit  Ar¬ 
rest  belegt  werden  mußten.  Diese  neue  soziale  Schicht  der 
„nouveaux  riches“  hat  eine  ganz  minderwertige  Kriegsge¬ 
winnsteuermoral  geschaffen,  zum  nicht  geringen  Nachteile 
aller  übrigen  Kriegsgewinner,  die  dann,  oft  nur  der  einfachem 
Veranlagung  zu  liebe,  mit  demselben  Mißtrauen  von  Seite  der 
Steuerbehörden  betrachtet  worden  sind. 

Die  formelle  Anordnung  der  schriftlich  aufgestellten 
Steuererklärung  hatte  getrennt  nach  den  einzelnen  Ein¬ 
kommensquellen  zu  geschehen.  Dabei  war  die  Trennung  nicht 
nur  nach  fundiertem  und  nicht  fundiertem  Einkommen  vor¬ 
zunehmen,  sondern  der  Deklarationszwang  erstreckte  sich 
auf  eine  genaue  Differenzierung  von  Arbeits-,  Kapital-  und 
Renteneinkommen.  Die  sog.  summarische  oder  Pauschaler¬ 
klärung,  eine  steuertechnische  Neuschöpfung  der  1.  Kriegs¬ 
steuer,  hatte  für  die  Kriegsgewinnsteuer  keine  Geltung  mehr. 
Es  unterliegt  aber  keinem  Zweifel,  daß  die  Zulässigkeit  die¬ 
ser  besondern  Art  der  Selbstdeklaration  bei  der  Mehrzahl 
der  Steuerpflichtigen  großen  Anklang  gefunden  hätte,  da  da¬ 
mit  neben  einer  erklärlichen  Unterdeklaration  des  Einkom¬ 
mens  auch  jene  oft  verwegenen  Steuerschnüffeleien  in  die 
Privatsphären  der  Steuerzahler  erschwert  worden  wären. 

Es  darf  gesagt  werden,  daß  die  Wahl  der  Pauschalerklä¬ 
rung  für  die  erste  Kriegssteuer  (21.  Dezember  1915),  wo  der 
Bund  in  höchster  Finanznot  an  das  vaterländische  Gefühl 
seiner  Steuerzahler  appelliert  hat,  und  überdies  jeder  Anhalts¬ 
punkt  für  eine  Veranlagung  fehlte,  steuerpolitisch  wahrschein¬ 
lich  klüger  war,  als  auf  differenzierte  Selbsttaxationen  sich 
zu  verlassen.  Das  Bedürfnis  nach  raschen,  großen  Einnahmen 
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hat  jede  weitere  Rücksichtnahme  in  den  Schatten  gestellt, 
das  scheinbar  günstige  Angebot  von  Seite  der  Steuerträger 
hat  den  Bund  bedingungslos  zugreifen  lassen. 

Für  die  Kriegsgewinnsteuer  darf  nun  aber  nicht  auf  die¬ 
ses  Prinzip  abgestellt  werden.  Bei  so  hohen  Steuersätzen 
wäre  es  einer  Gutheißung  krassester  Steuerflucht  gleichge¬ 
kommen,  wenn  man  es  in  das  freie  Ermessen  eines  jeden 
Steuerpflichtigen  gestellt  hätte,  aus  dem  Gesamtbeträge  sei¬ 
ner  Mehreinnahmen  jenen  Teil  an  den  Fiscus  abzuliefern,  der 
ihm  zur  Entlastung  seines  Steuergewissens  unbedingt  erfor¬ 
derlich  erschien.  Erfahrungsgemäß  (dagegen  war  von  der 
Steuerbehörde  in  den  ersten  Steuer jahren  beständig  anzu¬ 
kämpfen)  hätte  dabei  die  Großzahl  aller  Steuerpflichtigen  nur 
jene  Gewinne  als  steuerpflichtig  angesehen  und  deklariert, 
die  ihnen  infolge  des  Krieges  unter  irgend  einer  Form  zuge¬ 
flossen  waren.  Das  hätte  jedoch  der  Absicht  des  Gesetzgebers 
widersprochen.  Der  Charakter  einer  Ertragssteuer  wäre  da¬ 
mit  verloren  gegangen,  es  hätte  sich  um  eine  bloße  Beitrags¬ 
leistung  an  den  Bundesfiscus  gehandelt,  die  in  ihrem  finan¬ 
ziellen  Erfolge  weit  hinter  dem  tatsächlich  erzielten  Ertrag 
zurückgeblieben  wäre. 

Wo  nun  im  normalen  Einschätzungsverfahren  die  Selbst¬ 
deklaration  als  erstes  und  hauptsächlichstes  Taxationsmoment 
verwertet  wird,  die  entweder  in  der  vom  Steuersubjekt  ein¬ 
gereichten  Fassung  gutgeheißen  wird,  oder  eine  angemessene 
Erhöhung  durch  die  Steuerbehörde  erfährt,  ist  der  Umweg, 
um  zu  einer  definitiven  Einschätzung  bei  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  zu  gelangen,  ein  weiterer.  Dafür  bietet  das  Gesetz 
aber  auch  die  erforderlichen  Unterlagen.  So  ist  beispiels¬ 
weise,  was  bei  der  gewöhnlichen  Veranlagung  oft  erst  im 
Rekursverfahren  zulässig  ist,  die  Einsichtnahme  in  die  Ge¬ 
schäfts-  und  Wirtschaftsbücher  des  Steuerpflichtigen  hier 
nicht  nur  ein  gutes  Hilfsmittel  für  die  Steuerorgane,  sondern 
man  hat  davon  in  so  weitgehendem  Maße  Gebrauch  gemacht, 
daß  es  zum  unerläßlichen  Faktor  bei  der  Steuereinschätzung 
geworden  ist.  Sicherlich  wäre  eine  Einschätzung  ohne  diese 
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Zuhilfenahme  kaum  denkbar  gewesen,  denn  die  Aufteilung 
der  durch  die  Bilanzen  ausgewiesenen  Gewinne,  Rückstel¬ 
lungen  und  Amortisationen  ist  so  in  das  Ermessen  jeder  Ge¬ 
schäftsleitung  gestellt,  daß  dadurch  eben  nicht  der  tatsäch¬ 
lich  erzielte  Reingewinn  ausgewiesen  wird,  sondern  zur  Er¬ 
mittlung  aller  Eingänge  müssen  sämtliche  Bücher  gewissen¬ 
haft  untersucht  werden.  Wie  wenig  ernst  man  aber  diese 
Einschätzung  mitunter  genommen  hat,  mag  nachstehendes 
Beispiel  bezeugen.  Die  Genfer  Handelskammer  schreibt,  daß 
eine  Firma  am  30.  Mai  1918,  vormittags  11  Uhr  einen  einge¬ 
schriebenen  Brief  der  E.K.V.  erhalten  habe,  der  folgenden 
gedruckten  Text  enthielt: 

„Comme  la  taxation  de  votre  maison  ma  pas  encore 
pu  etre  effectuee,  nous  vous  faison  parvenir  ci-inclus  un 
bordereau  d’impöt  provisoire.  Ce  montant  doit  etre  paye 
au  moyen  du  bulletin  de  versement  ci-inclus  jusqu’au 
31  mai  1918  au  plus  tard .  II  sera  procede  ä  la  pour¬ 

suite  en  vertu  de  l’article  36  de  l’arrete  du  Conseil  Fede¬ 
ral  concernant  le  benefices  de  guerre  pour  les  montants 
qui  ne  seront  pas  payes  jusqu’ä  cette  date . “ 

Es  ist  somit  dieser  Firma  für  die  Entrichtung  eines  Steuerbe¬ 
trages  von  Fr.  9  735. —  eine  Frist  von  rund  24  Stunden  ein¬ 
geräumt  worden. 

Da  wo  die  Buchführungspflicht  (mit  Ausnahme  der  Gele¬ 
gentlichen)  eine  allgemeine  ist,  kann  gegen  die  Offenhaltung 
der  Bücher  nicht  der  geringste  Einwand  erhoben  werden. 
Jener  Grund,  der  gegen  eine  Büchervorlage  angeführt  wer¬ 
den  kann,  daß  durch  Indiskretion  der  Steuerbeamten  wich¬ 
tige  Geschäftsgeheimnisse  oder  die  finanziellen  Verhältnisse 
der  Konkurrenz  mitgeteilt  werden  könnten,  wird  durch  die 
gesetzliche  Schweigepflicht  der  Steuerorgane  (Art.  14  des 
B.R.B.  vom  18.  Sept.  1916)  größtenteils  hinfällig.1)  Zudem 

0  Immerhin  sind  aus  verschiedenen  Kantonen  lebhaft  Klagen  da¬ 
rüber  laut  geworden,  daß  die  eidgenössischen  Steuerbehörden  den 
kantonalen  Organen  von  ihren  Kenntnissen  Mitteilungen  gemacht,  oder 
ihnen  gar  Einsicht  in  die  Geschäftsbücher  der  Steuerpflichtigen  ge¬ 
währt  hätten.  So  ist  z.  B.  dem  Schweizerischen  Spinner-,  Zwirner- 
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steht  ja  der  Steuerbehörde  das  Recht  zu,  die  Büchereinsicht 
durch  eigens  geschultes  Personal,  unparteiische  Dritte,  be¬ 
sorgen  zu  lassen.  Das  bietet  einerseits  Gewähr  gegen  die  un¬ 
ten  gehegten  Bedenken,  andererseits  aber  für  eine  lücken¬ 
lose  Aufdeckung  aller  Kriegsgewinne.  So  hat  sich  also  der 
Staat,  insbesondere  der  Fiscus,  die  ursprünglich  den  Gläubi¬ 
gern  dienende  Publizität  der  Bilanzen  und  Buchführung  selbst 
zu  Nutzen  gezogen,  er  erscheint  hier  als  gleichberechtigter  An- 
spruchhaber  gegen  die  Privatwirtschaften. 

2.  Die  Mitwirkung  von  Drittpersonen. 

Es  besteht  wohl  bei  der  gekennzeichneten  Schwierigkeit 
einer  lückenlosen  Erfassung  aller  Kriegsgewinne  kein  Zwei¬ 
fel  mehr  darüber,  daß  die  veranlagungstechnischen  Hilfsmit¬ 
tel,  wie  Selbsttaxation  und  Büchervorlage,  noch  nicht  genügen. 
Die  Gesetzgebung  hat  dem  Fiscus  weitere  Möglichkeiten,  sich 
Auskunft  über  die  Steuerpflichtigen  zu  verschaffen,  bieten 
müssen.  So  ist  vor  allem  eine  groß  angelegte  Organisation 
der  Auskunftspflicht  aller  Kantons-1)  und  Gemeindebehörden 
vorgesehen,  und  wir  geben  zu,  daß  dieses  Hand-  in  Hand¬ 
gehen  aller  öffentlich-rechtlichen  Organe  mit  ein  Grund  ge¬ 
wesen  ist,  die  Ergiebigkeit  der  Steuer  auf  die  bekannte  Höhe 
zu  steigern.  Woher  hätte  eine  Steuerbehörde,  und  dazu  noch 
eine  eidgenössische,  wissen  können,  daß  Steuerpflichtige,  deren 

und  Weber-Verein  mehrfach  mitgeteilt  worden,  daß  die  Steuerverhält¬ 
nisse  einzelner  Firmen  an  die  Öffentlichkeit  gelangt  seien,  und  zwar 
offenbar  durch  Aktenherausgabe  an  die  kantonalen  Finanzorgane.  Recht¬ 
lich  und  volkswirtschaftlich  wäre  es  dringend  geboten,  daß  diese  Jagd 
kantonaler  Steuerbehörden  nach  industriellen  Steuergewinnen  unter¬ 
bliebe,  denn  sonst  würden  jene  Rücksichten,  die  einsichtige  eidgenös¬ 
sische  Behörden  aus  wirtschaftspolitischen  Gründen  noch  zu  tragen 
bereit  wären,  durch  die  kantonale  Rücksichtslosigkeit  bald  mehr  als 
ausgeglichen.  Die  kantonale  Steuerreform  soll  den  Kantonen  über¬ 
lassen  bleiben,  der  Bund  soll  ihnen  dabei  in  keiner  Weise  Schergen¬ 
dienste  leisten. 

*)  Vergl.  Art.  15  und  Art.  22  des  Bundes-Rats-Beschlusses  vom 
18.  September  1916,  pag.  9  und  11. 
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Einkommen  früher  3 — 4000  Franken  kaum  überstiegen  hat, 
durch  lukrative  Geschäfte  im  Kriege  das  10-  und  20fache  ver¬ 
dienten,  daß  Rechtsanwälte  und  Käsehändler  als  erfolgreiche 
Munitionsbesteller  aufgetreten  sind?  Buck1)  sagt  treffend, 
„daß  eine  Steuerbehörde  solche  Dinge  nicht  weiß,  nicht  wis¬ 
sen  kann  und  auch  nicht  zu  wissen  braucht.“  Es  fehlt  ihr 
nichts  als  das  Allwissen  fügt  Meisel2)  bei. 

Auch  wenn  dieses  Netz  gegenseitiger  Auskunftsvermitt¬ 
lung  noch  lange  kein  so  feines  Gewebe  besaß,  wie  beispiels¬ 
weise  dasjenige  der  ausländischen  Gesandtschaften  und  Kon¬ 
sulate  während  des  Krieges  in  der  Schweiz,  so  sind  doch  da¬ 
durch  viele  heimliche  Kriegsgewinner  ans  Tageslicht  geför¬ 
dert  worden,  die  in  irgend  einer  dunklen  Gasse  einem  noch 
dunkleren  Gewerbe  oblagen. 

Man  hat  freilich  oft  eingewendet,  daß  derartige  Eingriffe 
in  die  Privatsphäre  des  einzelnen  zu  weit  gegangen  seien, 
und  eine  starke  Hemmung  der  individuellen  Tätigkeit  bedeu¬ 
ten  würden,  aber  die  Zugriffe,  die  sich  der  einzelne  während 
der  Kriegszeit  von  Seiten  des  Staates  hat  gefallen  müssen 
(Brotkarte,  Beschlagnahme  aller  möglichen  Rohmaterialien 
usw.),  waren  weit  empfindlicher.  Diese  Maßnahmen  haben 
unter  dem  Drucke  der  Zeitereignisse  gebilligt  werden  müssen, 
was  die  Steuerbehörde  durch  ihre  Hilfsorgane  bezweckt,  ist 
letzten  Endes  nichts  anderes,  als  eine  Fortsetzung  dieser 
nämlichen  Politik. 

Es  ist  nun  zum  Vorneherein  klar,  daß  die  Banken  im 
weitesten  Sinne  bei  der  Veranlagung  eine  große  Rolle  spielen 
könnten.3)  Aus  dieser  Erkenntnis  heraus  wird  denn  auch 


*)  Finanzarchiv,  Jahrg.  33,  pag.  78,  Die  Besteuerung  der  Kriegs¬ 
gewinne. 

2)  Moral  und  Technik  bei  der  Veranlagung  der  preußischen  Ein¬ 
kommenssteuer,  pag.  15,  Leipzig  1911. 

*)  Gegen  die  Auskunftspflicht  der  Banken,  wegen  der  Gefahr  der 
Kapitalauswanderung,  vergl.  Zeitschrift  f.  d.  Z.  Vertretung  von  Handel 
und  Gewerbe  gesetzlich  berufenen  Körperschaften,  herausgegeben  von 
Soetbear,  Hamburg  1916,  pag.  191. 
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die  Auskunftspflicht  der  Banken  und  Sparkassen  in  der  Lite¬ 
ratur  ziemlich  allgemein  befürwortet,  man  ist  sich  dabei  nur 
noch  nicht  klar  über  die  Form,  in  der  die  Durchführung  prak¬ 
tisch  erfolgen  soll.  (Vergl.  hierzu  Bamberger,  (Finanzpläne, 
Berlin  1915,  pag.  15),  Meisel  (Moral  und  Technik  in  der  Ver¬ 
anlagung  der  direkten  Steuern,  1911  pag.  97),  Meister,  Bank¬ 
archiv  1911,  pag.  240.)  Es  ist  demnach  begreiflich,  daß  man 
an  der  Entscheidung  dieser  Frage  bei  der  Kriegsgewinnsteuer 
nicht  herum  kommen  konnte. 

Eine  ausdrückliche  Regelung  darüber  kennt  zwar  unser 
Gesetz  nicht.  Es  spricht  in  Art.  23  Abs.  2  davon,  daß  die 
Zeugnispflicht  sich  erstrecke  „auf  solche  Tatsachen  und  Vor¬ 
gänge,  welche  für  die  Feststellung  der  Steuerpflicht  und  ihres 
Umfanges  in  Frage  kommen.“  Wir  halten  aber  dafür,  daß 
mit  diesem  unbestimmten  Wortlaute  die  Kompetenzübertra¬ 
gung  an  die  Steuerbehörde  eine  zu  weitgehende  war.  Auf 
diese  Weise  wäre  es  denkbar,  daß  der  Leiter  eines  Bank¬ 
institutes  vor  den  kantonalen  Richter  geladen  würde,  um  dort 
Auskunft  zu  geben  darüber,  ob  und  in  welcher  Höhe  ein 
Steuerpflichtiger  Bankguthaben  besitze,  oder  ein  Lagerhaus¬ 
besitzer  über  die  bei  ihm  eingelagerten  Waren,  deren  Wert 
und  Quantum  Aufschluß  zu  geben  hat.  Von  einer  eigentlichen 
Lüftung  des  Bankgeheimnisses  wären  wir  somit  nicht  mehr 
weit  entfernt  gewesen,  und  es  hätten  sich  im  Anschluß  daran 
jene  Folgen  gezeitigt,  auf  die  in  der  Öffentlichkeit  schon  wie¬ 
derholt  hingewiesen  wurde.  Wir  sind  der  Meinung,  daß  der 
Staat  zweckmäßigere  und  einfachere  Mittel  besitzt,  seine 
Bürger  zur  Steuerehrlichkeit  heranzuziehen,  als  die  weit¬ 
gehendste  Auskunftspflicht  der  Banken  in  Anspruch  zu  neh¬ 
men.  Er  sorge  dafür,  daß  der  Steuerdruck  erträglich  werde. 
Er  lasse  im  Einschätzungsverfahren  die  zahlreichen  Hilfs¬ 
mittel  zur  Anwendung  gelangen,  die  ihm  das  Gesetz  an  die 
Hand  gibt.  Er  führe  die  amtliche  Inventarisation  im  Todes¬ 
fälle  ein  (wo  dies  noch  nicht  geschehen  ist),  aber  die  Banken 
lasse  er  dabei  aus  dem  Spiel.  Ihre  Aufgabe  und  Stellung  in 
der  Volkswirtschaft  ist  es  sicherlich  nicht,  Agenten  der 
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Steuerinquisition  zu  sein.  Diese  Erwägungen  haben  denn 
auch  die  eidgenössische  Steuerverwaltung  zur  Hauptsache 
bewogen,  von  dem  ihr  zustehenden  Rechte  nur  einen  ganz 
beschränkten  Gebrauch  zu  machen. 

Daß  bei  der  Einführung  der  K.  St.  die  Notwendigkeit 
einer  verschärften  Steuertechnik  erkannt  und  zur  Durch¬ 
führung  gelangt  ist,  hat  nicht  allein  auf  den  Ertrag  der  Steuer 
einen  hervorragenden  Einfluß  ausgeübt,  sie  stellt  auch  einen 
großen  Fortschritt  insofern  dar,  als  dieses  Vorgehen  bei  der 
Veranlagung  der  ordentlichen  und  regulären  Steuern  der 
öffentlichen  Gemeinwesen  nicht  ohne  Einfluß  bleiben  wird.1) 

Die  Kriegsgewinnsteuer  hat  steuertechnisch  eine  längst 
erwünschte  Verschärfung  gebracht,  und  vielmehr  materiell 
auf  das  Einkommen  aller  Steuerpflichtigen  äbgestellt,  als  von 


*)  Das  Einschätzungsverfahren  in  den  einzelnen  Gemeinwesen  der 
Schweiz  ist  ein  durchaus  verschiedenes.  Die  Stadt  Zürich  hat  bekann¬ 
termaßen  ein  genaues  und  strenges  Einschätzungsverfahren,  und  Steuer¬ 
hinterziehungen  sind  hier  jedenfalls  schwieriger,  als  in  Städten  mit 
weniger  moderner  Steuergesetzgebung.  Solange  die  einheitliche  Steuer¬ 
veranlagung  fehlt,  fehlt  auch  die  notwendige  Grundlage  für  einen  ein¬ 
wandfreien  interlokalen  Vergleich.  Wie  wichtig  das  Einschätzungs¬ 
verfahren  ist,  dafür  liefert  der  Übergang  vom  alten  zum  neuen  Steuer¬ 
system  in  Zürich  einen  überaus  sprechenden  Beweis.  Dieser  Übergang 
erfolgte  von  1918  auf  1919.  Das  steuerpflichtige  Vermögen  war  1920 
genau  doppelt  so  groß  wie  1918.  1918:  1320224000  Fr.  1920:  2668540000 
Fr.  Das  Einkommen  stieg  von  197  650  000  Fr.  auf  462  862  000  Fr.  In 
dieser  Summe  ist  indessen  der  Vermögensertrag,  der  1918  noch  nicht 
einkommenssteuerpflichtig  war,  inbegriffen.  Schätzt  man  diesen  Ertrag 
im  Jahre  1918  auf  5  %  des  steuerpflichtigen  Vermögens  von  1  320  224  000 
Fr.  d.  h.  auf  66  011  000  Fr.  so  gelangt  man  für  das  Jahr  1918  zu  einem 
Gesamteinkommen  von  263  661  000  Fr.  und  somit  zu  einer  Zunahme  des 
Gesamteinkommens  von  1918 — 1920  von  199  201  000  Fr.  =  73  %  des 
Einkommens  von  1918.  Gewiß  ist  diese  Entwicklung  nicht  ausnahmslos 
auf  eine  strengere  Einschätzung  zurückzuführen,  sondern  sie  ist  gleich¬ 
zeitig  bedingt  durch  die  seit  der  letzten  Taxation  eingetretenen  Ver¬ 
schiebungen  in  den  Einkommens-  und  Vermögensverhältnissen  über¬ 
haupt.  Der  große  Einfluß  einer  verschärften  Steuereinschätzung  bleibt 
aber  bestehen.  Vergl.  Monatsbulletin  in  der  A.-G.  Leu  &  Co.  vom 
September  1921. 
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dem  abgedroschenen  Schlagworte  des  „esprit  d’entreprise“ 
sich  blenden  lassen.1) 


3.  Die  Periodizität  in  der  Veranlagung. 

Die  Vorgänge,  die  die  Einkünfte  aus  Besitz  und  Arbeit 
gewährleisten,  sind  fortgesetzten  Veränderungen  ausgesetzt. 
Sie  sind  bedingt  durch  das  wechselnde  Auftreten  dieser  oder 
jener  wirtschaftlichen  Erscheinungsformen,  sie  hängen  mit 
der  sog.  Konjunktur  des  betr.  Zeitabschnittes  eng  zusammen. 
Das  zyklische  Auftreten  einer  günstigen  Konjunktur,  ebenso 
wie  die  Krisen,  sind  für  alle  Zweige  des  Erwerbslebens  ge¬ 
nerelle  Erscheinungen.  Hausse  und  Baisse  im  Wirtschafts¬ 
leben  können,  —  und  tun  es  in  Wirklichkeit  in  den  meisten 
Fällen  —  nebeneinander  bestehen,  ja  sie  ermöglichen  in  ihrem 
zeitlichen  und  örtlichen  Auftreten  nicht  selten  eine  günstige 
Nivellierung  der  Arbeitsmöglichkeiten  vieler  Berufe. 

Daß  eine  gerechte  Steuerveranlagung  diesen  Dingen 
Rechnung  tragen  muß,  ist  ohne  weiteres  begreiflich.  Eine 
langwährende,  gute  Konjunktur  wird  erfahrungsgemäß  eine 
Mehrung  des  Steuerkapitales  zur  Folge  haben,  ein  Jahr  hin¬ 
durch  anhaltender  Tiefstand  im  Wirtschaftsleben  drückt  er¬ 
heblich  auf  Besitz  und  Einkommen,  das  Steuerkapital  nimmt 
beträchtlich  ab.  Selbst  bei  einer  so  außerordentlich  günsti¬ 
gen  Wirtschaftslage,  wie  die  Kriegszeit  es  für  sämtliche  Pro¬ 
duktionszweige  auf  lange  Zeit  hinaus  war,  muß  mit  einem 
raschen  Umschwung  gerechnet  werden.  Darauf  hin  hat  be- 


*)  In  Nr.  366  der  „Basler  Nachrichten“  1917  polemisiert  ein  In¬ 
dustrieller  gegen  die  Erhebung  der  Kriegsgewinnsteuer,  indem  er 
schreibt:  In  den  Kreisen  der  Gewerbetreibenden,  der  Industriellen  und 
Kaufmannschaft  befremdet  es,  wie  schroff  und  rücksichtslos  bei  der 
Erhebung  der  E.K.ST.  vorgegangen  wird,  und  dieses  Befremden  ist 
um  so  größer,  als  wir  Schweizer  sonst  mit  Stolz  und  Freude  auf  die 
Haltung  und  den  Schutz  blicken  dürfen,  den  unsere  Behörden  tatkräf¬ 
tig  den  Interessen  aller  Stände  und  Erwerbsgruppen  angedeihen  lassen. 
Bei  der  Kriegsgewinnsteuer  scheinen  jedoch  die  Organe  der  Bundes¬ 
behörden  einer  eigentlichen  Gewinnmanie  verfallen  zu  sein. 
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reits  der  B.R.B.  vom  18.  September  1916  durch  die  Bestim¬ 
mung  hingewiesen,  daß  der  Beschluß  durch  bundesrätliche 
Verfügung  von  heute  auf  morgen  wieder  aufgehoben  werden 
kann.  Innerhalb  dieser  zeitlich  zwar  nicht  festliegenden 
Grenzen  mußte  sich  somit  auch  die  Veranlagung  halten,  d.  h. 
es  mußte  als  Veranlagungsperiode  eine  Zeitspanne  gewählt 
werden,  innerhalb  welcher  große  Einkommensverschiebungen 
leicht  übersehen  werden  konnten,  es  durfte  nur  die  einjährige 
Veranlagungsbasis,  die  alljährlich  wieder  neu  zu  bestimmen 
war,  genommen  werden. 

Eine  langfristige  Veranlagungsperiode  hat  zur  Folge,  daß 
die  Steuerpflichtigen  sich  an  die  bereits  geleisteten  Steuer¬ 
beträge  gewöhnen,  sie  empfinden  es  daher  um  so  drückender, 
wenn  sie  bei  der  darauffolgenden  Veranlagung  einer  stärkeren 
Belastung  sich  fügen  müssen,  als  wenn  eine  gleichmäßigere, 
durch  alljährlich  wiederkehrende  Einschätzung,  Höherbe¬ 
lastung  ihres  Einkommens  statt  hat.  Es  ist  eine  Steuerregel, 
auf  die  schon  Ad.  Smith  hingewiesen  hat,  die  Steuer  in  der 
das  Steuersubjekt  am  wenigsten  drückenden  Form  zu  er¬ 
heben.  In  einer  Zeit,  in  der  die  wirtschaftliche  Entwicklung 
sich  überstürzt,  ist  es  von  Vorteil,  wenn  die  wirtschaftliche 
Gesetzgebung  nicht  starren  Formen  entspringt,  sondern  rascli 
den  jeweiligen  Verhältnissen  angepaßt  werden  kann. 

Unseres  Wissens  haben  denn  auch  von  sämtlichen 
Staaten,  die  eine  Kriegsgewinnsteuer  eingeführt  haben,  nur 
Deutschland  durch  seine  Vermögenszuwachssteuer  und  Bel¬ 
gien  durch  sein  Gesetz  vom  3.  März  191 91)  auf  eine  dreijäh¬ 
rige  resp.  vierjährige  Veranlagungsperiode  gegriffen.  Die 
Nachteile  bei  der  deutschen  Gesetzgebung  sind  aber  so  un¬ 
verkennbare  gewesen,  daß  schon  bei  den  darauffolgenden 
Gesetzen  dieser  Weg  nicht  mehr  begangen  wurde.  Alle  uns 

*)  Die  Veranlagungsperiode  für  die  belgische  Kriegsgewinnsteuer 
umfaßt  den  Zeitraum  vom  1.  Juli  1914  bis  31.  Dezember  1918.  Vergl. 
K.  Bräuer:  Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  in  den  europäischen 
Staaten.  77.  Heft  der  Finanz-  und  Volkswirtschaftlichen  Zeitfragen, 
pag.  53.  Stuttgart  1921. 
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bekannten  Kriegsgewinnsteuergesetze  haben  als  Basis  die  ein¬ 
jährige  Veranlagungsperiode  gewählt. 

Dadurch  ist  nun  freilich  der  Steuerbehörde  eine  ganz  be¬ 
trächtliche  Mehrarbeit  erwachsen,  was  zur  Folge  hatte,  daß 
der  Personalbestand  Jahr  für  Jahr  erhöht  werden  mußte.  Er 
betrug  Ende  1920  ca.  140  Beamte,  und  die  Zahl  der  Dossiers 
war  auf  nahezu  50  000  gestiegen.  Eine  weitere  Folge  dieser 
Arbeitsüberlastung  war,  daß  die  Erledigung  einer  ganzen 
Anzahl  Steuerfälle  sich  sehr  verzögert  hat,  und  es  sind  uns 
Fälle  bekannt,  die  heute  noch  anhängig  sind  und  die  Steuer 
des  ersten  Jahres  der  Erhebung  betreffen.  Derartige  Verzöge¬ 
rungen  sind  nun  aber  bei  einer  so  scharf  belastenden  Steuer 
für  den  Unternehmer,  namentlich  in  einer  Zeit  sehr  unsichern 
Geschäftsganges,  wo  er  mit  den  verfügbaren  Mitteln  sehr 
genau  haushalten  muß,  außerordentlich  drückend.  Leicht 
wäre  man  geneigt,  in  diesen  Übelständen  die  Folge  einer  den 
Verhältnissen  nicht  genügend  gewachsenen  Organisation  der 
Kriegssteuer  Verwaltung  zu  erblicken.  Diese  Tatsache  wie¬ 
derum  schließt  aber  eine  gleichmäßige  Erhebung  der  Steuer 
aus. 

Die  Vermehrung  des  Personales  war  namentlich  nötig 
für  den  Einschätzungsdienst  und  für  die  Vornahme  von  Ex¬ 
pertisen.  Daß  die  hierfür  gemachten  großen  Aufwendungen 
an  Zeit  und  Arbeit  gerechtfertigt  waren,  hat  der  große  finan¬ 
zielle  Erfolg  der  Steuer  deutlich  bewiesen.  Abgesehen  vom 
fiscalischen  Moment,  hat  die  sorgfältig  durchgebildete  Form 
der  gegenseitigen  Auskunftserteilung,  wenn  auch  scheinbar 
eine  Verlangsamung  in  der  Geschäftsabwicklung,  doch  eine 
bessere  Gewähr  für  eine  gleichmäßigere  Erfassung  der 
Kriegsgewinne  gebracht.  Das  bedeutet  eine  Genugtuung  für 
den  ehrlichen  Steuerzahler.  Zweifelhafte  Steuerfälle  mußten 
unter  allen  Umständen  einer  eingehenden  Prüfung  unterzogen 


*)  Eine  Ausnahme  machte  auch,  wie  auf  pag.  113  bereits  ange¬ 
deutet,  Frankreich,  wo  für  die  erstmalige  Veranlagung  ein  Zeitraum 
von  17  Monaten  gewählt  wurde. 
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werden,  aus  scheinbar  geringen  Anhaltspunkten,  die  der 
Steuerbehörde  von  dritter  Seite  zugegangen  sind,  sind  oft 
'große  Steuererträge  herausgewachsen. 

Die  Revision  der  Listen  der  Steuerpflichtigen  hat  selbst 
.in  den  Jahren  1919  und  1920  fortgesetzt  werden  müssen,  und 
vergleichshalber  lassen  wir  nachstehend  eine  Aufstellung  fol¬ 
gen,  die  ein  Bild  geben  soll  von  der  gewaltigen  Verwaltungs¬ 
arbeit,  die  'die  Sektion  Kriegsgewinnsteuer  der  eidgenössi¬ 
schen  Kriegssteuer  Verwaltung  zwei  Jahre  nach  Beendigung 
des  Krieges  noch  zu  leisten  hatte. 


1919  1920 

27  300  35  200 

26  000  31  400 

35  500  44  1001) 

16  500  12  900 


Formularbriefe 

Steuererklärungen 

Briefe 

Steuerentscheide 


Total:  105  300  123  600 


Da  die  Stadt  Zürich  im  Verlaufe  des  Krieges  immer  mehr  * 
das  Zentrum  des  sog.  Schieberhandels  geworden  war,  —  die 
Steuerbehörde  schätzt  die  Zahl  auf  ca.  1000  —  so  erschien  es 
vorteilhaft,  neben  der  Veranlagung  von  Bern  aus,  auch  in 
den  großem  Städten  durch  direkte  Befragung  an  die  Kriegs¬ 
gewinner  heranzukommen.  So  gründete  die  Kriegssteuerver¬ 
waltung  im  Jahre  1918  je  eine  „Filiale“  in  Zürich  und  Genf. 
Diese  dezentralisierten  Stellen  dienten  vor  allem  der  Zentral- 


i)  Der  Rückgang  der  Steuerentscheide  ist  eine  Folge  der  Bestim¬ 
mungen  für  die  Einschätzungen  des  Jahres  1919,  die  im  2.  Semester 
1920  stattfanden.  Für  das  Jahr  1919  war  der  minimale  Durchschnitts¬ 
ertrag  von  Fr.  5000. —  auf  Fr.  15  000. —  und  ebenso  die  steuerfreien 
Abzüge  um  je  Fr.  5000. —  erhöht  worden.  Infolgedessen  reduzierte 
sich  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen,  da  Einzelpersonen  deren  Reinertrag 
den  Betrag  von  Fr.  30  000. —  nicht  überschritt,  aus  der  Steuerpflicht 
fielen.  Eine  große  Entlastung  brachte  dies  aber  für  die  Einschätzung 
nicht,  da  nur  in  wenigen  Fällen  auf  eine  Überprüfung  der  Steuererklä¬ 
rungen  verzichtet  werden  konnte,  bei  der  großen  Mehrzahl  konnte  die 
Steuerpflicht  nicht  zum  Voraus  verneint  werden. 
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leitung  als  Informationsstellen,  sie  nahmen  aber  auch  die 
Einschätzung  der  sog.  „flottanten  Kriegsgewinner“  vor,  und 
erledigten  die  ihr  von  der  Zentralstelle  überwiesenen  Auf¬ 
träge.  Den  vorwiegend  finanzpolitischen  Erwägungen,  die 
einen  Bruch  mit  der  anfangs  strikte  durchgeführten  zentrali¬ 
sierten  Veranlagung  bedeuten,  steht  ein  mehr  steuerrecht¬ 
liches  Argument  zur  Seite.  Die  kantonale  zürcherische  Steuer¬ 
behörde  hat,  infolge  der  bevorstehenden  Durchführung  des 
neuen  Steuergesetzes  auf  die  Dauer  die  tatkräftige  Unter¬ 
stützung  bei  der  Veranlagung  zur  eidg.  Kriegsgewinnsteuer 
nicht  zusichern  können,  und  es  erscheint  uns  dieser  Grund, 
nachdem  wir  von  dem  Fortschreiten  der  Einschätzungen  die¬ 
ser  kantonalen  Behörde  Belege  erhalten  haben,  durchaus  am 
Platze  gewesen  zu  sein. 

An  dieser  Stelle  sei  eine  Frage  eingeschoben,  die  sich 
mit  der  besondern  Veranlagung  derjenigen  ausländischen 
Firmen  zu  beschäftigen  hat,  die,  ohne  in  der  Schweiz  eigent¬ 
liche  Niederlassungen  zu  gründen,  durch  die  Tätigkeit  von 
Vertretern  und  Agenten  aber  gleichwohl  sehr  gewinnbrin¬ 
gende  Geschäfte  abgeschlossen  haben.  Die  Tätigkeit  dieser 
Leute  bestand  zur  Hauptsache  im  Ein-  und  Verkauf  von 
Waren  oder  deren  Vermittlung.  Da  auf  diese  Weise  dem 
schweizerischen  Handel  eine  schwere  Konkurrenz  erwachsen 
ist,  die  ihm  große  Gewinnmöglichkeiten  genommen  hat,  um 
ferner  die  fiscalische  Einbuße,  die  der  Staat  dadurch  erlitt, 
etwas  auszugleichen,  schien  es  ein  Gebot  der  Billigkeit,  auch 
diese  Firmen  unserer  Kriegsgewinnsteuer  zu  unterwerfen. 
Bei  der  praktischen  Veranlagung  zeigten  sich  aber  große 
Schwierigkeiten,  da  es  in  vielen  Fällen  der  Steuerbehörde 
gar  nicht  möglich  war,  festzustellen,  welche  Gewinnquoten 
den  in  der  Schweiz  getätigten  Geschäften  beizumessen  waren. 
Das  Fehlen  ziffernmäßiger  Unterlagen  für  die  Veranlagung 
dieser  Sorte  Kriegsgewinner  hat  die  Steuerbehörde  deshalb 
auf  einen  Ausweg  geführt.  Sie  hat  den  oftmals  in  die  Millio¬ 
nen  gehenden  Warenaufkäufen,  d.  h.  dem  Umsätze  eine 
Steuer  zu  Grunde  gelegt,  die  meist  1  Prozent  ad  valorem  be- 
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trug.  Das  Finanzdepartement  gibt  nun  aber  in  seinem  Be¬ 
richte  über  die  Geschäftsführung  im  Jahre  1917  selbst  zu,  daß 
die  Steuer  zwar  dadurch  den  Charakter  der  eigentlichen 
Kriegsgewinnsteuer  „etwas“1)  verloren  habe,  und  mehr  dem¬ 
jenigen  einer  Umsatzsteuer  gleichgekommen  sei. 

Eine  praktische  Ausführung  des  B.R.B.  vom  9.  Novem¬ 
ber  1917  „unter  Vermeidung  von  Willkür  und  Ungleichheit  in 
der  Behandlung  der  Steuerpflichtigen“2)  sei  jedoch  nur  auf 
diesem  Wege  möglich  gewesen.  Ausdrücklich  erklärt  schließ¬ 
lich  der  Bericht,  daß  es  niemals  in  der  Absicht  des  Bundes¬ 
rates  und  der  ausführenden  Organe  gelegen  habe,  das  regu¬ 
läre  Geschäft  ausländischer  Firmen  mit  der  Schweiz  einer 
Steuer  zu  unterwerfen.  Das  Kriterium  für  die  Besteuerung 
im  Sinne  des  Ergänzungsbeschlusses  vom  9.  Nov.  1917  sei 
vielmehr  von  Anfang  an  „die  längere,  und  einen  außerordent¬ 
lichen  Charakter  tragende  Anwesenheit  in  der  Schweiz  eines 
Vertreters  oder  Angestellten  einer  ausländischen  Firma  ge¬ 
wesen.“3) 

Da  darf  nun  freilich  die  Frage  erhoben  werden,  ob  die 
Erhebung  einer  prozentualen  Einkaufs-  oder  Umsatzsteuer 
wirklich  die  von  Willkür  freie  gleiche  Behandlung  der  Steuer¬ 
pflichtigen  garantiere,  wie  das  der  Bericht  rühmend  hervor¬ 
hebt.  Wir  wollen  versuchen  an  Hand  eines  Zahlenbeispieles 
das  Gegenteil  zu  beweisen. 

Angenommen,  der  Umsatz  eines  solchen  Vertreters  für 
das  Jahr  1917  mache  1  Million  Franken  aus.  Dies  ergibt  un¬ 
ter  Zugrundelegung  von  1  Prozent  Umsatzsteuer  einen  ab¬ 
gabepflichtigen  Teil  von  10  000  Fr.  Nehmen  wir  nun  als  Ge¬ 
winn  auf  diesem  Umsätze  nur  6 — 8  Prozent  an,  so  ergibt  sich 
daraus4)  ein  Nettogewinn  von: 


*)  Vergl.  den  zitierten  Bericht  pag.  12. 

2)  id. 

*)  id.  pag.  12. 

4)  Die  Aufwendungen  für  Löhne  und  Material  machen  hier  einen 
verschwindend  kleinen  Anteil  aus. 


120 


Fr.  60  000  —  Fr.  80  000 

abzüglich  „  5  000  „  5  000 

Kriegsgewinn  Fr.  55  000  Fr.  75  000,  davon  42  Proz. 

Steuer  =  23  100  resp.  31  500  Fr.  gegenüber  einer  effektiven 
Leistung  von  10  000  Fr.  Man  wende  uns  nun  nicht  ein,  daß 
die  Wahl  dieses  Beispieles  der  Wirklichkeit  nicht  entspreche, 
daß  insbesondere  der  Ansatz  von  6 — 8  Proz.  zu  hoch  gegrif¬ 
fen  sei.  Die  zahlreichen,  bei  den  kantonalen  Gerichten  aus¬ 
getragenen  Kriegswucherfälle  haben  mit  aller  Deutlichkeit 
gezeigt,  daß  solche  Gewinnsätze  gar  nicht  aus  der  Luft  ge¬ 
griffen  sind,  daß  vielmehr  durch  Einlagerung  der  Waren  Ge¬ 
winne  gemacht  worden  sind,  die  um  ein  Beträchtliches  höher 
waren. 

Es  liegt  also  demnach  eine  ungleiche  Behandlung  der 
schweizerischen  und  ausländischen  Kriegsgewinner  vor. 
Zwar  nicht  in  der  von  der  Zürcher  Handelskammer1)  vertre¬ 
tenen  Ansicht  einer  Schlechterstellung  dieser  ausländischen 
Agenten  und  Vertreter,  wohl  aber  einer  ungünstigem  Behand¬ 
lung  der  zur  Buchführung  gezwungenen  schweizerischen 
Steuerpflichtigen. 


4.  Die  indirekten  Einflüsse  auf  das  Ergebnis  der  Steuer¬ 
einschätzung. 

Wir  wollen  an  dieser  Stelle  nur  zwei  Faktoren  etwas  be¬ 
leuchten,  die  hinsichtlich  der  Veranlagung  auf  die  Kriegsge¬ 
winnsteuer  von  Bedeutung  sein  dürften.  Eine  eingehendere 
Darstellung  dieser  Steuer,  in  Zusammenhang  mit  einer  kan¬ 
tonalen  Vermögens-  und  Einkommenssteuer,  könnte  neben 
den  zu  erörternden  noch  weitere  Punkte  finden,  die  eine  Wür¬ 
digung  verlangen. 

Erstens  hat  die  Außerordentlichkeit  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  ihre  ausgesprochenen  Anhänger  auf  allerlei  Einfälle 


*)  Vergl.  Jahresbericht  der  Zürcher  Handelskammer  pro  1917, 
pag.  41,  Zürich  1918. 
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gebracht.  So  fordern  sie  beispielsweise  die  Publizität  der 
Steuerregister.  Wir  könnten  uns,  unter  Beiseitelassung  jeg¬ 
licher  steuerpolitischer  Überlegung,  noch  mit  diesem  Gedan¬ 
ken  vertragen,  wenn  die  Promotoren  desselben  der  großen 
Öffentlichkeit  damit  ein  Sensationellen  bereiten  wollten.  Daß 
bei  der  Propagierung  dieser  Forderung  von  einem  steuerpoli¬ 
tischen  Weitblick  gesprochen  werden  kann,  daran  wagt  wohl 
heute  niemand  mehr  ernstlich  zu  glauben.  Diese  Forderung 
ist  denn  auch  eine  rein  parteipolitische  Kampfwaffe  gewesen, 
die  nichts  anderes  hätte  erreichen  sollen,  als  die  „schamlos 
hohen  Gewinne“  vieler  Unternehmer  der  weiten  Öffentlichkeit 
von  Amtes  wegen  kenntlich  zu  machen.  Oder  glaubten  viel¬ 
leicht  diese  Leute  damit  für  einen  nächsten  Krieg  steuerliche 
Unterlagen  zu  schaffen?  Oder  soll  die  Veröffentlichung  der 
Namen  dieser  —  es  handelt  sich  im  Maximum  um  13 — 14  000 
Steuerpflichtige  —  Steuerzahler  etwa  ein  Fingerzeig  für  die 
Veranlagung  bei  kommenden  Staats-  und  Gemeindesteuern 
sein?  Da  braucht  nur  an  die  Erfahrungen  angeknüpft  zu  wer¬ 
den,  die  von  jenen  Gemeinden  gemacht  worden  sind,  die  aus 
der  Publizität  ihrer  Steuerregister  eine  wesentliche  Besserung 
der  Steuermoral  ihrer  Steuerpflichtigen  erhofft  haben,  der 
Ertrag  war  „null  und  nichtig“.1)  Wenn  also  schon  im  Zeit¬ 
punkt  ruhender  Besitzverhältnisse,  der  Steuerverwaltung  da¬ 
mit  nichts  als  leere  Mehrarbeit  erwächst,  vielleicht  einigen 
Steuertheoretikern  eher  Anlaß  zu  Untersuchungen  über  Ver¬ 
teilung  der  Steuerlasten  und  Steuerkraft  in  den  betr.  Ge¬ 
meinwesen  bieten  kann,  so  muß  ein  solcher  Versuch  für  die 
Kriegsgewinnsteuer  gänzlich  fehlschlagen.  Die  große  Zahl 
der  Rekurse,  und  die  täglich  sich  mehrenden  Gesuche  um 
teilweise  oder  gänzliche  Erlassung  der  Steuer,  die  bei  der 

0  In  der  Schweiz  haben  einzelne  Städte  wie  Zürich,  Bern,  Aarau, 
Biel,  Versuche  mit  einer  umfassenden  Veröffentlichung  ihrer  Steuer¬ 
register  durch  Drucklegung  unternommen.  Über  die  Wirkung  dieser 
Maßnahme  hat  die  Zentralstelle  des  schweizerischen  Städteverbandes 
Erkundigungen  eingezogen.  Diese  zeitigten  das  Ergebnis,  daß  eine  fühl¬ 
bare  Verbesserung  der  Steuermoral  nicht  erreicht  worden  war. 
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eidg.  Kriegssteuerverwaltung  und  beim  Finanzdepartement 
seit  drei  Jahren  eingehen,  zeigen  mit  fast  erschreckender 
Deutlichkeit,  welch  gewaltigen  Rückschlag  die  Steuerkraft 
bei  den  ehemaligen  Kriegsgewinnern  erfahren  hat,  ganz  ab¬ 
gesehen  von  der  Zahl  jener,  die  heute  wirtschaftlich  schlech¬ 
ter  dastehen  als  zu  Beginn  des  Krieges.  Es  liegt  in  diesem 
geradezu  überstürzten  Umschwung  von  steuerlicher  Über¬ 
kraft  zu  wirtschaftlicher  Erschlaffung  ein  kurzes  Stück  Wirt¬ 
schaftsgeschichte,  das  besser  als  irgend  eine  Statistik  den 
Wechsel  zwischen  Hoch-  und  Tiefstand  der  verschiedenen 
Wirtschaftsperioden  widergibt. 

Das  zweite  Moment,  das  hier  eine  summarische  Berück¬ 
sichtigung  finden  muß,  ist  das  Strafsteuer-  und  Bußenwesen. 
Es  erhellt  ohne  weiteres,  daß  mit  der  Ermittlung  der  Steuer¬ 
erträgnisse  die  steuertechnischen  Arbeiten  der  Steuerbehörde 
sich  nicht  erschöpfen.  Es  muß  neben  die  Ermittlung  auch 
das  Strafrecht  treten. 

Man  sollte  nun  meinen,  daß  entsprechend  der  großem 
Schwere  der  Delikte  bei  der  Kriegsgewinnsteuer  (es  handelt 
sich  ja  in  der  Regel  um  viel  größere  Steuer  Verheimlichungen 
als  bei  irgend  einer  andern  Steuer),  die  Steuerbehörden  mit 
verschärften  Mitteln  aufrücken  würden.  Allein  es  fällt  auf, 
daß  die  Milde,  mit  der  auch  hier  vorgegangen  wird,  ungefähr 
dieselbe  ist,  die  gegen  derartige  Delikte  stets  in  Anwendung 
gebracht  worden  ist.  Das  mag  einen  Grund  darin  haben, 
daß  insbesondere  die  alte  Auffassung,  wie  sie  etwa  Liszt  und 
Meisel  vertreten,  in  einem  Steuervergehen  ein  besonderes  De¬ 
likt  erkennen,  das  in  keiner  seiner  Erscheinungsformen  nach 
den  Prinzipien  des  allgemeinen  Strafrechts  zu  beurteilen  ist. 
Immerhin  muß  dem  gegenüber  gesagt  werden,  daß  die  fort¬ 
gesetzten  Klagen  über  die  abnehmende  Steuermoral  doch  et¬ 
was  verstummen  müßten,  wenn  die  Strafdelikte  im  Steuer¬ 
wesen  den  sonstigen  Delikten  etwas  näher  gerückt  würden. 

Ein  Vergleich  der  auswärtigen  Strafbestimmungen  mit 
unsern  geltenden  Vorschriften  zeigt  denn  auch,  daß  von  jenen 
die  große  Nachsicht  gegenüber  diesen  Delikten  meist  fallen 
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gelassen  worden  ist,  und  namentlich  Italien  zeichnet  sich 
durch  besonders  scharfe  Maßnahmen  gegen  alle  Steuerde¬ 
likte  bei  der  Kriegsgewinnsteuer  aus.  Es  wird  da  neben  exhor- 
bitanten  Bußen  und  Straf  steuern  auch  Gefängnis  und  Ver¬ 
öffentlichung  der  Defraudanten  angedroht. 

Demgegenüber  muß  es  fast  noch  etwas  „heimelig“  anmu¬ 
ten,  wenn  man  hört,  daß  bei  Unterlassung  der  Deklarations¬ 
pflicht  oder  bei  Verweigerung  der  geforderten  Ausweise,  der 
Säumige  erstmals  mit  einer  Buße  von  5 — 50  Fr.  bestraft  wird. 
Es  wird  ihm  sodann  eine  weitere  Frist  von  14  Tagen  einge¬ 
räumt,  innerhalb  welcher  das  Versäumte  nachzuholen  ist. 
Wenn  ungeachtet  dieser  Mahnung,  die  Steuererklärung  nicht 
eingereicht  wird,  so  muß  die  Steuerbehörde  die  Einschätzung 
von  sich  aus  vornehmen,  und  der  bei  der  Veranlagung  sich 
ergebende  Betrag  wird  um  50  %  erhöht,  und  der  Steuer¬ 
pflichtige  verliert  das  Rekursrecht.  (Art.  20.)  Es  braucht 
nicht  speziell  darauf  aufmerksam  gemacht  zu  werden,  daß  auf 
diese  Weise  eine  ganze  Anzahl  Steuerpflichtiger  „besser  weg¬ 
gekommen“  ist,  als  dies  auf  dem  Wege  einer  Selbstdeklara¬ 
tion  der  Fall  gewesen  wäre.  Immerhin  konnten  nach  Art.  30 
Absatz  2  des  B.R.B.  vom  18.  September  1916  solche  Steuer¬ 
pflichtige,  bei  denen  nach  der  Einschätzung  größere  Gewinne 
festgestellt  wurden,  auch  nachträglich  der  Steuerhinterzie¬ 
hung  schuldig  erklärt  werden,  und  mit  Bußen  von  Fr.  100 
bis  Fr.  25  000  bestraft  werden. 

Gegen  die  durch  die  eidg.  Kriegssteuerverwaltung  vor¬ 
genommene  Einschätzung  steht  dem  Steuerpflichtigen  das 
Recht  zu,  innerhalb  einer  Frist  von  14  Tagen  nach  Empfang 
der  Deklaration  bei  genannter  Behörde  Einsprache  zu  erhe¬ 
ben.  Wird  er  mit  seinem  Begehren  abgewiesen,  so  hat  er 
sich  innerhalb  weiterer  14  Tage  zu  erklären,  ob  seine  Ein¬ 
sprache  als  Rekurs  an  die  eidgenössische  Rekurskommission3) 


0  Am  30.  August  1916  erließ  der  Bundesrat  ein  Reglement,  für 
die  in  Art.  37  des  Bundesbeschlusses  betr.  die  Kriegssteuer  vorgesehene 
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weiter  geleitet  werden  soll.  Er  kann  auch  innerhalb  der  näm¬ 
lichen  Frist  eine  eigene  Rekursschrift  einreichen. 

Betreffend  der  Steuerhinterziehung  unterscheidet  der 
B.R.B.  vom  18.  IV.  1916  in  Art.  30  zwischen  der  absichtlichen 
Steuerhinterziehung  einerseits,  die  schon  während  des  Ein¬ 
schätzungsverfahrens  aufgedeckt  wird,  und  andererseits  der¬ 
jenigen,  die  erst  später,  nach  vollendeter  Veranlagung,  zu 
Tage  tritt.  Die  Untersuchung  stellt  gewissermaßen  ab  auf 
die  versuchte  und  vollendete  Defraudation,  und  das  Strafmaß 
ist  nach  dieser  Differenzierung  ein  ganz  verschieden  hohes. 
Stellt  sich  die  Steuerhinterziehung  während  der  Veranla¬ 
gung  heraus,  so  wird  die  Steuer  für  denjenigen  Teil  des 
Kriegsgewinnes,  der  vom  Steuerpflichtigen  verheimlicht  wor¬ 
den  ist,  um  50  %  erhöht. 

Ergibt  sich  aber  nach  der  Einschätzung,  daß  das  Steuer¬ 
subjekt  einen  Teil  seines  Kriegsgewinnes  verheimlicht,  ver¬ 
schwiegen,  oder  durch  unwahre  Angaben  eine  Herabsetzung 
der  Einschätzung  bewirkt  hat,  so  ist  von  ihm  oder  seinen 
Erben  das  Doppelte  der  entgangenen  Steuer  nachzuzahlen, 
überdies  kann  eine  Steuerbuße  von  Fr.  100  —  25  000. —  aus¬ 
gesprochen  werden.  Nachsteuern  und  Steuerbußen  werden 
von  der  eidg.  Kriegssteuerverwaltung  verfügt. 

Die  nachstehende  Übersicht  soll  ein  Bild  geben  von  der 
Bedeutung,  die  die  Rekurse  bei  dieser  Steuer  zu  erlangen 
vermochten. 


eidg.  Kriegssteuer-Kekurskommission.  Nach  Art.  2  dieses  Reglements 
besteht  die  Kommission  aus  einem  Präsidenten,  2  VizePr.  und  6  Mit¬ 
gliedern.  Von  der  Wahl  von  6  Ersatzmännern,  die  der  Bundesrat  nach 
dem  Reglement  ernennen  kann,  wurde  für  das  Jahr  1916  noch  Umgang 
genommen.  Für  die  Kriegsgewinnsteuer  amtet  die  gleiche  Kommis¬ 
sion.  Während  sie  aber  bei  der  Kriegssteuer  zur  Hauptsache  nur 
Rechtsfragen  zu  entscheiden  hat,  und  daher  mehr  den  Charakter  einer 
Kassationsbehörde  besitzt,  hat  sie  bei  der  Kriegsgewinnsteuer  über  alle 
Fragen,  somit  also  auch  über  solche,  wo  es  sich  lediglich  um  die  Höhe 
der  Taxation  handelt,  zu  befinden. 
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Durch  Verständigung  der 
Parteien  oder  Rückzug  ge¬ 

1917 

1918 

1919 

1920 

Total 

genstandslos  . 

16 

15 

35 

38 

105 

Durch  Sitzungen  erledigt : 

21 

68 

148 

266 

503 

davon  begründet  .... 

(5) 

(6) 

(18) 

(27) 

(56) 

teilweise  begründet:  .  .  . 
abgewiesen  oder  an  Vor¬ 

(3) 

(4) 

(27) 

(69) 

(93) 

instanz  zurück  . 

(13) 

(58) 

(103) 

(170) 

(344) 

Unerledigt . 

17 

86 

169 

176 

448 

Summe  aller  Rekurse  .  . 

54 

169 

352 

481 

1056 

In  relative  Zahlen  umgesetzt  ergibt  sich  aus  obiger  Ta¬ 
belle  folgendes.  Nehmen  wir  als  Zahl  der  Steuerpflichtigen 
ca.  12  0001)  an,  so  machen  daran  die  eingereichten  Rekurse 
ungefähr  9%  aus,  oder  bringen  wir  den  diese  Rekurse  verkör¬ 
pernden  Betrag  in  Relation  mit  dem  bis  Ende  1920  einbe¬ 
zahlten  Steuerbetreffnis,  so  sind  das  ca.  15  %  des  Gesamt¬ 
steuerertrages.  Unberücksichtigt  sind  dabei  jene  Rekurse,  die 
nach  1920  eingereicht  worden  sind,  und  sich  auf  die  Veranla¬ 
gung  von  1920  beziehen.  Da  der  Zahlungstermin  für  die 
Steuerperiode  1919/20  auf  den  31.  Mai  1921  angesetzt  worden 
ist,  dürften  sich  die  eingereichten  Rekurse  im  Verlaufe  des 
ersten  Semesters  noch  wesentlich  erhöht  haben.  Vergleichen 
wir  nun  diese  Rekursziffern  mit  den  entsprechenden  Zahlen 
der  Kriegssteuer,  —  wo  die  Zahl  der  Steuerpflichtigen  eine 
viel  größere  war2)  —  so  beträgt  die  absolute  Zahl  nur  etwa  300 
Fälle  d.  h.  also  etwa  ein  Drittel  der  Rekursfälle  der  Kriegs¬ 
gewinnsteuer.  Gemessen  an  der  Gesamtzahl  aller  Steuer¬ 
pflichtigen  macht  diese  Quote  einen  verschwindend  kleinen 
Prozentsatz  aus. 

*)  Diese  Angabe  machte  Vizedirektor  Ruof  von  der  eidg.  Kriegs¬ 
steuerverwaltung,  anläßlich  eines  orientierenden  Referates  auf  der 
Kandersteger-Konferenz  1920.  Vergl.  jene  Protokolle. 

2)  Ca.  370  000  natürliche  und  juristische  Personen  =  und  9  % 
der  Gesamtbevölkerung. 
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Auffallend  an  dieser  Tabelle  ist  vor  allem  das  starke  An¬ 
wachsen  der  eingereichten  Rekursfälle  seit  1918.  Es  zeigen 
auch  diese  Zahlen  deutlich  den  Niederschlag  der  zunehmenden 
Wirtschaftskrisis,  und  das  Bild  würde  voraussichtlich  noch 
erheblich  deutlicher,  wenn  wir  auch  die  Ziffern  bis  Mitte  1921 
zur  Verfügung  hätten. 

Dazu  kommt,  daß  es  dem  Steuerpflichtigen  nicht  nur  auf 
dem  Wege  des  Rekursverfahrens  möglich  war,  Steuererlasse 
oder  Erleichterung  zu  erlangen.  Art.  37  des  B.R.B.  vom  18. 
IV.  1916  sieht  Fälle  vor,  wo  der  Steuerpflichtige  unverschul¬ 
det  in  eine  Lage  gekommen  ist,  in  welcher  die  Bezahlung  der 
Steuer  für  ihn  zu  einer  großen  Härte  führen  würde,  und  es 
kann  unter  diesen  Umständen  eine  Herabsetzung  oder  ein 
gänzlicher  Erlaß  der  Steuer  eintreten. 

Bei  der  Schaffung  dieser  Ausnahmebestimmung  hat  man 
sich  aber  jedenfalls  von  der  Tragweite  dieses  Gedankens  nicht 
das  richtige  Bild  gemacht,  vor  allem  hat  man  es  kaum  für 
möglich  gehalten,  daß  schon  zwei  oder  drei  Jahre  nach  In¬ 
kraftsetzung  der  Kriegsgewinnsteuer  gerade  dieser  Artikel 
von  so  vielen  Steuerpflichtigen  als  ultimum  refugium  angeru¬ 
fen  werden  könnte.  Leider  stehen  uns  keine  Daten  zur  Ver¬ 
fügung,  die  über  den  Umfang  dieser  Nachlasse  einen  Über¬ 
blick  zu  bieten  vermögen.  Sie  machen  aber  zweifellos  einen 
großen  Betrag  aus,  und  umfassen  sicherlich  einen  großen 
Prozentsatz  der  auf  Ende  1920  noch  ausstehenden  100  Millio¬ 
nen  Fr.  Steuergelder.  Im  Geschäftsberichte  des  Finanz-  und 
Zolldepartements  pro  1920  wird  zwar  hervorgehoben,  daß 
diesen  Nachlaßgesuchen  „häufig  nicht,  oder  nicht  in  vollem 
Umfange  entsprochen  wurde.“1)  Zur  Begründung  wird  an¬ 
geführt,  daß  es  als  unbillig  empfunden  würde,  wenn  der 
Steuerpflichtige,  der  mit  der  Bezahlung  längst  verfallener 
Steuern  im  Verzug  sich  befinde,  von  dieser  Säumnis  dann  noch 
den  Vorteil  haben  würde,  unter  Berufung  auf  die  durch  die 
Krisis  hervorgebrachte  Änderung  der  Verhältnisse  Steuer- 


0  Vergl.  den  zitierten  Bericht,  pag.  18. 
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nachlass  zu  verlangen.  Das  mag  rechtlich  und  moralisch  ja 
durchaus  zutreffen,  aber  die  Voraussetzung  jeder  Steuerlei¬ 
stung  ist  eben  die  ökonomische  Leistungsfähigkeit  derjenigen, 
die  die  Steuer  zu  tragen  haben,  und  daran  läßt  sich  mit  sol¬ 
chen  Erwägungen  nicht  rütteln.  Die  wirtschaftliche  Krisis 
hat  sich  in  den  letzten  Monaten  derart  zugespitzt,  daß  ihr 
Einfluß  auf  eine  largere  Praxis  in  der  Gewährung  von 
Steuernachlassen  sich  immer  deutlicher  zeigen  wird. 

Erwähnenswert  im  Bezug  auf  das  Steuerverfahren  sind 
endlich  die  Bestimmungen  betr.  die  Sicherstellung  der  Kriegs¬ 
gewinnsteuer.  Ist  ein  Steueranspruch  gefährdet,  oder  hat  der 
Steuerpflichtige  keinen  Wohnsitz  in  der  Schweiz,  so  kann  die 
eidg.  Kriegssteuerverwaltung,  oder  in  ihrem  Namen  eine  kan¬ 
tonale  Steuerbehörde  jederzeit  Sicherstellung  verlangen. 
Diese  Bestimmungen  sind  wichtig  im  Hinblick  auf  die  zahl¬ 
reichen  Personen,  die  seit  Kriegsausbruch  ihr  Arbeitsfeld 
vorübergehend  nach  der  Schweiz  verlegt  haben,  um  aber  bei 
gegebener  Gelegenheit  wieder  zu  verschwinden.  Es  scheint 
nun  aber,  daß  die  Steuerorgane  von  dem  in  Art.  38  und  39 
des  Kriegsgewinnsteuerbeschlusses  vorgesehenen  Rechten 
sehr  weiten  Gebrauch  gemacht  haben.  Es  machte  zeitweilig 
den  Eindruck,  als  ob  die  Steuerbehörden  durch  diese  Maß¬ 
nahmen  nicht  bloß  die  Sicherstellung  dieser  Steueransprüche 
bezweckt  haben,  sondern  darüber  hinaus  einen  wirksamen 
Druck  auf  das  Steuersubjekt  beabsichtigt  hätten. 

Die  Zürcher  Handelskammer  bemerkt  zu  diesem  Vor¬ 
gehen:1)  „Es  werden  Arreste  verfügt  über  Beträge,  die  ein 
Vielfaches  der  noch  zu  zahlenden  Steuern  ausmachen,  und  die 
Betroffenen  in  ihren  geschäftlichen  Dispositionen  vorüber¬ 
gehend  gänzlich  lahmlegen  können.  So  zeigt  sich  denn  auch 
bereits,  daß.  zahlreiche  auswärtige  und  auch  einheimische 
Kaufleute  ihre  Bankkonti  aufheben  und  die  verfügbaren  Mit¬ 
tel  bei  sich  zu  Hause  oder  anderswo  aufbewahren,  da  sie 

*)  Auszug  aus  einem  ungedruckten  Protokoll  an  den  Vorort  des 
Schweiz.  Handels-  und  Industrievereins,  dat.  vom  Juli  1918. 
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nicht  riskieren  wollen,  von  einem  Augenblick  auf  den  andern 
durch  eine  Arrestverfügung  der  Steuerbehörde  in  Verlegen¬ 
heit  versetzt  zu  werden.  Als  Folge  ist  zu  beobachten,  daß 
Zahlungen  für  den  Rückzug  von  Dokumenten  usw.,  die  in  die 
Hunderttausende  gehen,  nicht  mehr  durch  Schecks  oder 
Überweisungen,  sondern  mit  Noten  vorgenommen  werden. 
Diese  Änderung  der  Geldplazierung  und  Zahlungsweise  ver¬ 
hindert  auf  dem  Platze  Zürich  allein  sehr  bedeutende  Be¬ 
träge  Noten  durch  die  Banken  an  die  Nationalbank  zurückzu¬ 
fließen.“ 

Der  Erlaß  der  Ausführungsbestimmungen  hat  vom  Fi¬ 
nanzdepartement,  gestützt  auf  Art.  46  des  B.R.B.,  am  9.  De¬ 
zember  1916  stattgefunden.  Die  Akten  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  dürfen  den  kantonalen  Stempelsteuern  nicht  unter¬ 
worfen  werden.1) 


*)  Diese  Bestimmung  ist  durch  das  eidg.  Stempelsteuergesetz  hin 
fällig  geworden. 


IV.  Die  Wirkungen  der  Steuer. 

§  9.  Finanzieller  Ertrag  und  Verteilung  zwischen 
Bund  und  Kantonen. 

Der  Reinertrag  von  über  700  Millionen  Franken,  den  die 
Kriegsgewinnsteuer  bis  Ende  1920  dem  Staatssäckel  einge- 
bracht  hat,  hat  an  sich  schon  Beweiskraft  genug,  um  von 
der  ganz  außerordentlichen  Hochkonjunktur  der  vergange¬ 
nen  Kriegsperiode  zu  überzeugen. 

Eine  Darstellung  über  Werdegang  und  Wirkungen  dieser 
Steuer  darf  sich  aber  mit  einer  bloßen  Feststellung  des 
finanziellen  Ergebnisses  nicht  zufrieden  geben,  es  gehört 
weiter  dazu  —  wenn  auch  nur  in  einem  sehr  summarischen 
Verfahren  —  eine  Herbeiziehung  der  hauptsächlichsten  Pro¬ 
duktionszweige,  um  zu  zeigen,  wo  und  in  welcher  Höhe  diese 
Kriegsgewinne  erzielt  haben.  Eine  solche  Gliederung  und 
Ausscheidung  der  hauptsächlichsten  Kriegsgewinne  nach  den 
verschiedenen  Zweigen  des  nationalen  Wirtschaftslebens  ist 
auch  deswegen  von  Belang,  weil  nur  dadurch  jener  irrigen 
Auffassung  breiter  Volkskreise  entgegengetreten  werden 
kann,  die  in  den  Kriegsgewinnen  und  ihren  Trägern  noch 
heute  eine  sozial  minderwertige  Klasse  erblicken.  Diese 
Auffassung  ist  zur  Zeit  um  so  bedauerlicher,  als  eine  große 
Anzahl  dieser  „nouveaux  riches“  längst  in  ihre  frühere  Be¬ 
scheidenheit  zurückgedrängt  worden  sind,  es  ist  ihnen  nichts 
geblieben  als  der  anstößige  Geruch  eines  Kriegsgewinners. 

Leider  ist  nun  bis  heute  der  Versuch  nicht  gemacht  wor¬ 
den,  in  die  verschiedenen  Einzelgewinne  eine  systematische 
Ordnung  zu  bringen.  Das  kann  aber  auch  nicht  unsere  Auf- 
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gäbe  sein.  Prof.  Jul.  Wolf1)  hat  eine  Trennung  vorgenom- 
men,  die  aber  in  der  bescheidenen  Zweiteilung  von  Produ¬ 
zenten-  und  Händlergewinnen  ihren  Abschluß  gefunden  hat. 
Dr.  Rudolf  Fuchs2)  gibt  in  seiner  Untersuchung  ein  anschau¬ 
liches  Bild  von  den  Kriegsgewinnen  der  verschiedenen  Wirt¬ 
schaftszweige  in  den  ausländischen  Staaten  auf  Grund  sta¬ 
tistischer  Daten,  eine  analoge  Darstellung  schweizerischer 
Verhältnisse  existiert  bis  heute  noch  nicht. 

Versucht  man  nun,  unter  Hinzurechnung  aller  möglichen 
Einzelfälle,  die  Kriegsgewinne  nach  großen  Gesichtspunkten 
zu  klassieren,  so  ergeben  sich  für  unsere  Verhältnisse  etwa 
folgende  3  Gruppen: 

1.  Die  industriellen  Kriegsgewinne, 

2.  Die  Händlergewinne  i.  w.  S., 

3.  Die  Kriegsgewinne  der  Landwirtschaft. 

Es  ist  ohne  weiteres  klar,  daß  eine  solche  Gruppierung 
den  Anspruch  auf  lückenlose  Erfassung  aller  erzielten  Ge¬ 
winne  nicht  erheben  darf.3)  Immerhin  wird  es  auf  diese 
Weise  möglich  sein,  die  weitaus  größte  Zahl  der  kriegsge¬ 
winnsteuerpflichtigen  Erwerbsunternehmungen  zu  erfassen. 
Dabei  muß  in  Berücksichtigung  gezogen  werden,  daß  eine  ge¬ 
naue  Feststellung,  unter  Einbezug  aller,  auch  des  kleinsten 
Gewinnes,  ein  Ding  der  Unmöglichkeit  ist  und  auch  für  die 
Zukunft  bleiben  wird.  Es  stehen  einem  solchen  Versuche  eine 
Reihe  Hindernisse  entgegen,  so  die  Schwierigkeit  einer  abso¬ 
lut  zuverlässigen  Gewinnermittlung,  die  Weigerung  der  Aus¬ 
hingabe  der  notwendigen  buchhalterischen  Unterlagen,  u.a.m. 

Soweit  die  Kriegsgewinne  der  Landwirtschaft  in  Be- 

1)  Vergl.  „Das  neue  Deutschland“  Heft  14  Kriegsgewinnsteuer, 
pag.  329,  Berlin  195. 

2)  Dr.  Rudolf  Fuchs.  Die  Kriegsgewinne  im  Ausland,  zusammen¬ 
gestellt  auf  Grund  statistischer  Daten.  Diss.  Zürich  1918.  Verlag 
Müller  &  Co. 

3)  Nicht  mitgerechnet  sind  z.  B.  die  Erträgnisse  aus  den  Aktien 
der  ausländischen  Kriegsindustrien,  ferner  die  Bankgewinne  und  Devi¬ 
senspekulationen. 
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tracht  fallen,  stehen  wir  zwar  gegenüber  unserem  B.R.B. 
auf  einem  isolierten  Standpunkte.  Wir  sind  jedoch  immer 
noch  der  Ansicht,  daß  diese  Klasse,  bei  einer  Darstellung 
wenigstens,  mitzuberücksichtigen  ist,  auch  wenn  sie  im  Ver¬ 
gleiche  zu  den  beiden  erst  genannten  Gruppen  eine  durchaus 
untergeordnete  Rolle  spielt.  In  der  Zeitschrift  für  Schwei¬ 
zerische  Statistik  und  Volkswirtschaft1)  gibt  Prof.  Laur  eine 
Darstellung  über  den  Einfluß  des  Weltkrieges  auf  die  Lage 
der  schweizerischen  Landwirtschaft.  Wir  zitieren  wörtlich: 
„Nach  der  Ersparnis  je  ha  schätzen  wir  die  Gesamterspar¬ 
nis  der  schweizerischen  Landwirtschaft  während  des  Krieges 
(1914 — 1918),  inbegriffen  die  Ersparnis  aus  Nebenverdienst, 
auf  470  Millionen  Franken  je  Jahr,  oder  2350  Millionen  Fr. 
in  den  fünf  Kriegsjahren. . .  .  Auf  ein  mitarbeitendes  Familien¬ 
mitglied  entfällt  darnach  eine  Ersparnis  während  der  ganzen 
Kriegszeit  von  etwa  3200  Fr.“ 

Rechnen  wir  nun,  daß  durchschnittlich  pro  landwirt¬ 
schaftliche  Familie  etwa  vier  mitarbeitende  Familienmitglie¬ 
der 'tätig  waren,  so  ergibt  sich  daraus  ein  Jahresdurchschnitts- 
gewinn  von  ca.  12  000  Fr.  Angenommen,  diese  Zählen  ent¬ 
sprechen  ungefähr  der  Wirklichkeit,  —  so  ungefähr,  wie  wir 
das  von  den  Lohnausweisen  unserer  Industrie  gewohnt  sind 
anzunehmen  —  so  läßt  sich  immerhin  gegenüber  dem  Vor¬ 
kriegseinkommen  ein  Plus  errechnen,  das  nicht  weit  davon 
entfernt  ist  als  Kriegsgewinn  zu  gelten.2)  Wir  geben  ohne 
weiteres  zu,  daß  von  Wuchergewinnen  in  der  Landwirtschaft 
keine  Rede  sein  kann,  und  anerkennen  durchaus,  daß  „in  die¬ 
sen  Ergebnissen  nur  ein  wohlverdientes  Entgelt  für  harte  und 
vermehrte  Arbeit  und  sparsamere  Lebensweise.“3)  zu  suchen 
ist.  Daß  man  aber  einen  ganzen  Erwerbszweig,  dessen  Ge- 

x)  Vergl.  zit.  Zeitschrift,  57.  Jahrgang,  Heft  1,  1921,  pag.  8  und 
weiter  die  Ausführungen  des  Bauernsekretariates  an  der  Kandersteger- 
finanzkonferenz,  August— September  1920.  Protokoll  pag.  15  ff. 

2)  Vrgl.  auch  „Landwirtschaft  und  Kriegsgewinne“  Juliheft  1915 
der  Zeitschrift  für  Verwaltung  und  Statistik,  Berlin  1915,  pag.  73  ff. 

id.  a.  a.  O. 
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samtmehreinkommen  während  der  Kriegszeit  fast  2,5*)  Milli¬ 
arden  betragen  hat  —  gegenüber  einem  Kriegsgewinn  von 
Handel  und  Industrie  von  ca.  L51)  Milliarden  in  der  gleichen 
Zeit  —  von  Anfaeg  an  steuerfrei  erklärt  hat,  ist,  wenn  nicht 
eine  ungleiche  Behandlung  vorliegt,  doch  als  eine  außeror¬ 
dentliche  Begünstigung  anzusehen. 

Im  Übrigen  haben  die  Kriegserfahrungen  deutlich  gezeigt, 
daß  eine  starke,  gut  organisierte  und  mit  reichlichen  Mitteln 
versehene  Landwirtschaft  für  ein  Binnenland  wie  die  Schweiz 
unentbehrlich  ist.  Vom  Standpunkt  einer  auf  eigener  Kraft 
beruhenden  Existenzmöglichkeit  des  Landes  begrüßen  wir 
die  von  der  Landwirtschaft  gemachten  Fortschritte  während 
des  Krieges  vollauf,  und  hegen  nur  den  einen  Wunsch,  daß  sie 
auch  für  die  Zukunft  Bestand  haben  möchten. 

Schon  erheblich  günstiger  als  die  Landwirtschaft  steht 
jene  Gruppe  von  Erwerbszweigen  da,  die  in  engstem  Zu¬ 
sammenhänge  mit  der  Urproduktion  steht.  Es  fallen  in  diese 
Kategorie  vor  allem  die  Landesproduktenhändler,  die  Kolo¬ 
nialwarengeschäfte  und  vor  allem  die  Nahrungsmittelindu¬ 
strien.  Die  Lage  der  letzteren  wurde  zwar  stark  beeinflußt 
durch  unsere  Versorgungsschwierigkeiten  und  die  behörd¬ 
lichen  Maßnahmen  der  Höchstpreise,  sie  gehört  aber  trotz¬ 
dem  zu  denjenigen  Industrien,  die  einen  beträchtlichen  Anteil 
am  Erfolge  unserer  Kriegsgewinnsteuer  haben. 

Die  Entwicklung  der  eigenen  und  fremden  Gelder,  der 
Roh-  und  Reingewinne  sowie  der  Durchschnittsdividenden 
ergibt  sich  aus  folgender  Zusammenstellung. 2) 

1)  In  dem  Betrage  von  2,5  Milliarden  Fr.  muß  hinzugerechnet 
werden  der  nicht  feststellbare  Mehrverbrauch  während 
der  entsprechenden  Kriegsjahre.  Andererseits  stellt  der  für  die  Indu¬ 
strie  angegebene  Betrag  von  1,5  Milliarden  Fr.  nur  den  steuerpflichtigen 
Kriegsgewinn  dar.  Es  müssen  bei  einer  Gegenüberstellung  die  ge¬ 
setzlichen  Abzüge  ebenfalls  in  Rechnung  gestellt  werden. 

2)  Zusammengestellt  in  Rückschau  über  Handel  und  Industrie  der 
Schweiz  1914 — 1918.  Herausgegeben  vom  Schweizerischen  Bankverein, 
Basel  1919,  pag.  77. 
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Nahrungs¬ 

mittelindustrie 

Zahl  der 
Gesell¬ 
schaften 

Aktien¬ 

kapital 

Eigene 

Gelder 

Fremde 

Gelder 

Gewinn 

Roh  |  Rein 

Divi¬ 

dende 

Geschäftsjahr 

in  Tausend  Franken 

1917  bezw.  17/18 

19 

134  939 

181 135 

207  864 

132  418 

35  419 

18,36 

1916  ,  16/17 

19 

128  226 

167  833 

159  284 

115  896 

33  346 

15,71 

1915  ,  15/16 

19 

101  939 

133  590 

117  729 

96  585 

26  215 

16,65 

1914  ,  14/15 

19 

101  114 

127  563 

113  450 

74  984 

21  860 

15,14 

1913  ,  13/14 

19 

97  594 

119  246 

103  457 

71  225 

20139 

14,58 

1912  ,  12/14 

17 

91  356 

108  903 

104  869 

62  465 

18  578 

14,20 

1911  .  11/12 

15 

88  330 

102  841 

68  132 

52134 

16  526 

13,08 

Die  Gruppe  der  Nahrungsmittelindustrie  gehörte  schon 
vor  dem  Kriege  zu  den  gut  rentierenden  Produktionszweigen. 
Eine  Verzinsung  des  Aktienkapitales  von  durchschnittlich 
13  Prozent  stellte  gegenüber  dem  Großteil  unserer  Industrien 
eine  Höherrendite  von  etwa  5 — 6  Prozent  dar.  Der  Steige¬ 
rung  des  Reingewinnes  während  der  Kriegszeit  von  16  Mill. 
Franken  auf  nahezu  36  Millionen  Franken  entspricht  nun  aber 
durchaus  nicht  die  Dividendenverteilung  innerhalb  dieses 
Zeitraumes.  Es  muß  aus  dieser  Geschäftspolitik  der  Schluß 
gezogen  werden,  daß  neben  ansehnlichen  Abschreibungen 
auch  beträchtliche  Rückstellungen  für  die  zu  erwartende 
Kriegs-  und  Kriegsgewinnsteuer  gemacht  worden  sind.  Daß 
sozialethische  Momente,  wie  etwa  das  Verdecken  der  Kriegs¬ 
gewinne  gegenüber  der  Öffentlichkeit,  groß  mitgespielt  haben, 
darf  angenommen  werden,  ist  aber  keineswegs  sicher, 
denn  die  großen  Verteilungen  der  erzielten  Reingewinne 
schon  vor  dem  Kriege  hätten,  wenn  die  Verhältnisse  es  er¬ 
laubt  hätten,  ohne  Frage  auch  im  Kriege  weiter  stattgefunden. 
An  dieser  Stelle  müssen  wir  den  engen  Zusammenhang  noch¬ 
mals  hervorheben,  der  besteht  zwischen  Friedensdurch¬ 
schnittsgewinn  und  Kriegsmehreinkommen.  Die  Nahrungs¬ 
mittelindustrie  ist  ein  eigentliches  Schulbeispiel  dafür,  wie 
unter  der  günstigen  Voraussetzung  einer  hohen  Friedensren¬ 
dite  der  steuerbare  Kriegsgewinn  ein  relativ  geringer  war, 
wo  also  im  Kriege  große  Gewinne  erzielt  werden  konnten, 
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ohne  daß  die  Kriegsgewinnsteuer  dabei  als  drückende  Last 
empfunden  wurde. 

1.  Die  Kriegsgewinne  der  Industrie. 

Charakteristisch  für  die  gesamte  schweizerische  Indu¬ 
strie  bei  Kriegsausbruch  war  die  plötzliche  Unterbrechung 
in  den  auswärtigen  Handelsbeziehungen.  Freilich  sind  auch 
die  großen  Industrienationen  in  ihrer  engen  Verknüpfung  mit 
der  Weltwirtschaft  in  ähnlicher  Weise  von  der  Lage  der 
Außenwelt  abhängig,  auch  bei  ihnen  hat  diese  weltwirtschaft¬ 
liche  Verkettung  ihren  Ausdruck  in  Bezug  und  Absatz,  in 
Leistung  und  Gegenleistung  gefunden.  Aber  während  der 
große  Staat  seine  eigenen  Lebensinteressen  zur  Hauptsache 
selbst  wahren  muß,  hat  der  kleine  Staat  sich  der  Macht  eines 
rohstoffliefernden  Großnachbars  gewöhnlich  zu  fügen.  Darin 
besteht  ein  grundlegender  Unterschied  zwischen  den  Lebens¬ 
bedingungen  einer  Großmacht  und  eines  kleinen  Staates,  und 
dieses  Mißverhältnis  wird  dadurch  vergrößert,  daß  es  sich 
bei  uns  um  einen  kleinen  neutralen  Staat  handelt,  dessen  Le¬ 
bensnotwendigkeiten  von  den  Kriegführenden  erst  in  zweiter 
Linie  Berücksichtigung  gefunden  haben. 

Ein  Blick  auf  die  Handelsstatistik  vor  dem  Kriege  genügt, 
um  festzustellen,  daß  die  wirtschaftliche  Abhängigkeit  der 
Schweiz  gegenüber  beiden  kriegführenden  Parteien  eine  sehr 
große  gewesen  ist.  Von  Seite  der  Entente  wurden  der  Schweiz 
die  hauptsächlichsten  Nahrungsmittel,  Rohstoffe  für  die 
Textilindustrie  geliefert.  England  war  ihr  ein  unentbehr¬ 
liches  Absatzgebiet.  Deutschland  war  uns  ein  ebenso  guter 
Kunde  wie  Lieferant.  Von  dort  bezogen  wir  die  Rohstoffe 
für  die  gesamte  Metall-  und  Maschinenindustrie,  Kohle,  Eisen, 
Zink,  Blei,  Apparate,  Deutschland  deckte  unsern  ganzen  Be¬ 
darf  an  Kriegsmaterial,  wir  selbst  exportierten  dorthin  Käse, 
Vieh  und  Fertigfabrikate. 

So  ist  die  Neutralität  der  Schweiz  schon  allein  in  wirt¬ 
schaftlicher  Hinsicht  eine  Notwendigkeit  gewesen,  die  Preis- 
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gäbe  nach  irgend  einer  Seite  hätte  uns  auch  politisch  augen¬ 
blicklich  an  die  andere  Gruppe  angeschlossen,  und  mit  dieser 
hätte  sich  auch  das  weitere  Schicksal  des  Landes  entscheiden 
müssen.  Es  hat  nicht  an  eifrigen  Bestrebungen  beiderseits 
gefehlt,  die  das  Land  zuerst  für  ihre  Ziele  im  Wirtschafts¬ 
kriege  zu  gewinnen  suchten,  man  denke  an  die  wirtschaft¬ 
lichen  Kontrollorgane  einer  S.  S.  S.  oder  S.  T.  S.  u.a.m.,  die 
alle  nur  den  einen  Endzweck  verfolgten,  uns  aus  der  indiffe¬ 
renten  Wirtschaftslage  aufzurütteln,  um  uns  endgültig  dieser 
oder  jener  Partei  anzuschließen.  Alles  Unrecht  und  alle  Ent¬ 
behrungen,  die  bei  der  Ergebnislosigkeit  dieser  Bemühungen 
später  auf  uns  abgewälzt  worden  sind,  und  die  in  krassem 
Widerspruch  zu  den  Errungenschaften  des  Völkerrechtes  ge¬ 
standen  haben,  wurden  ganz  einfach  mit  der  „Kriegsnotwen¬ 
digkeit“  begründet.  Aus  vielen  Äußerungen  ist  hervorgegan¬ 
gen,  mit  welch  großer  Erbitterung  man  im  Auslande  die  Aus¬ 
nahmestellung  der  Neutralen  angesehen  hat,  wie  drückend 
man  es  empfunden  hat,  Konzessionen  im  Wirtschaftskampfe 
der  Neutralen  diesen  gegenüber  zu  machen.  Dazu  trat  die 
Auffassung  von  dem  wachsenden  Wohlstand  der  Neutralen, 
der  „Hyänen  des  Wirtschaftskrieges“.  „Ist  es  gerecht,  daß 
sie  in  Ruhe  reich  werden,  während  man  sich  rings  um  sie 
ruiniert  und  ausrottet?“1)  Besonders  die  Seidenindustriellen 
von  Lyon  und  Crefeld  haben  in  geschicktester  Weise  das  zu¬ 
nehmende  Mißtrauen  das  von  ihren  Wirtschaftspolitikern 
allen  Erzeugnissen  neutraler  Herkunft  entgegengebracht  wor¬ 
den  ist,  ausgenützt,  um  dadurch  die  schweizerische  Industrie 
unter  Staatshilfe  zu  bekämpfen.  So  steht  in  einem  Artikel 
des  Echo  de  Paris  vom  25.  April  1917  folgendes  zu  lesen: 
„Heureux  Bälois!  heureux  rubanniers  de  Crefeld,  Elberfeld 
et  Barmen!  Mais  enfin  quelque  effort  qu‘on  fasse  pour  gar- 
der  son  sang-froild,  on  sent  tout  de  meme  une  question  qui 
vous  monte  ä  la  gonge:  Est-ce  pour  ces  gens  lä  que  nos 
combattants  se  font  tuer?  Oder  die  Äußerung  eines  italieni- 


*)  Depeche  de  Toulouse  vom  17.  Juni  1916, 


136 


sehen  Blattes:  „Der  Krieg  ist  so  erbarmungslos,  daß  er  bei 
allen  Kriegführenden  selbst  die  Vorstellung  von  Neutralität 
ausgelöscht  hat.  Es  erscheint  uns  unmöglich,  daß  jemand 
zugestanden  werden  kann,  wenigstens  nicht  innerlich  an  dem 
Konflikt  teilzunehmen:  zu  unsern  Gunsten  natürlich.  Wer 
nicht  mit  uns  ist,  ist  wider  uns.“1) 

Es  ist  unter  solcher  Stimmungsmacherei,  „wo  man  unter 
Anwendung  von  Gerechtigkeit,  Brüderlichkeit  und  Mensch¬ 
lichkeit  der  Dumme  bleibt“,2)  gut  begreiflich,  daß  es  für  die 
schweizerische  Industrie  und  Handelswelt  nicht  gar  zu  leicht 
sein  werde,  auch  nur  etwas  von  dieser  Kriegskonjunktur  zu 
profitieren. 

So  schnell  wie  diese  Scharfmacher  es  wollten,  ging  frei¬ 
lich  die  Sache  nicht,  aber  die  Versorgung  der  Schweiz  mit 
allen  dringenden  Rohstoffen  und  Lebensmitteln  wurde  immer 
dürftiger.  Zuerst  beschränkte  man  die  Einfuhr,  und  sehr 
bald  waren  die  Kontingente,  vor  allem  der  Rohbaumwolle, 
viel  zu  gering  bemessen.  Die  Zuweisungspolitik  schlug  sehr 
bald  in  eine  Sperrpolitik  um,  die  beide  abwechslungsweise  in 
Anwendung  traten,  ganz  nach  Belieben  der  betr.  Macht. 

Unter  diesem  steten  Drucke  wirtschaftlich  lähmender 
Faktoren  sind  Industrie  und  Hände  lder  Schweiz  an  die  Auf¬ 
gabe  herangetreten,  sowohl  von  der  einen  als  auch  von  der 
andern  Seite  Kriegsaufträge  in  großem  Maße  zu  übernehmen. 
Leider  haben  auch  hier  die  innerpolitischen  Differenzen,  die 
zwischen  West-  und  Ostschweiz  seit  Kriegsausbruch  sich 
noch  verschärft  hatten,  anfänglich  eine  scharfe  Auseinander¬ 
haltung  der  Alimentierung  durch  ausländische  Agenten  mit 
Kriegsmaterialbestellungen  nötig  gemacht.  Wir  sehen,  wie 
die  gesamte  Westschweiz  vorwiegend  für  die  Bedürfnisse  der 
Entente  sich  eingerichtet  hat,  während  die  Ost-  und  Zentral - 
Schweiz  zum  guten  Teile  durch  die  Aufträge  der  Zentral- 

*)  Gazzetta  del  Popolo  vom  7.  November  1916. 

2)  Vergl.  P.  H.  Schmidt,  Der  Wirtschaftskrieg  und  die  Neutralen, 
Zürich  1918,  pag.  46  ff. 
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mächte  beschäftigt  war.  Diese  separatistische  Haltung  so¬ 
wohl  der  Lieferanten  als  auch  der  Besteller  war  aber  auf  die 
Dauer  nicht  durchführbar,  die  Dringlichkeit  des  Bedarfes  hat 
einen  raschen  und  endgültigen  Ausgleich  geschaffen.  So 
finden  wir  sehr  bald  die  Vermittler  aller  kriegführenden  Staa¬ 
ten  im  ganzen  Lande  herum  hausieren  gehen,  und  es  ist  uns 
ein  Fall  bekannt,  wo  die  Kontrollorgane  deutscher  und  fran¬ 
zösischer  Herkunft  nebeneinander  im  gleichen  Betriebe  ge¬ 
arbeitet  haben. 

Mag  man  nun  vom  ethischen  Standpunkte  aus  der  ge¬ 
samten  schweizerischen  Industrie  den  Vorwurf  machen,  daß 
durch  ihre  Anpassung  an  die  Kriegsbedürfnisse  des  Auslandes 
dieser  unselige  Krieg  in  die  Länge  gezogen  worden  sei,  so 
ist  dein  entgegenzuhalten  —  nicht  zu  reden  von  der  großen 
volkswirtschaftlichen  Bedeutung  dieser  Hochkonjunktur  — 
daß  damit  eine  nicht  zu  unterschätzende  Entspannung  der  bis 
aufs  Äusserste  gefährdeten  politischen  Stellung  der  Schweiz 
herbeigeführt  worden  ist. 

Trotz  der  unleugbaren  guten  Geschäftsjahre,  die  ein 
großer  Teil  unserer  Produktionszweige  infolge  des  Krieges 
erlebt  hat,  darf  doch  nicht  von  einem  Auswachsen  der 
schweizerischen  Industrie  zur  eigentlichen  „Kriegsrüstungs¬ 
industrie“  gesprochen  werden.  Was  bei  uns  an  eigentlichem 
Kriegsmaterial  hergestellt  worden  ist,  Munitionsbestandteile, 
Guß-  und  Schmiedestücke,  Automobile  u.a.m.,  hat  sich  auf 
eine  so  große  Zahl  von  Betrieben  im  Lande  verteilt,  daß  da¬ 
neben  die  Produktion  für  den  heimischen  Markt  stets  in  er¬ 
ster  Reihe  gestanden  hat.  Daß  es  so  gewesen  ist,  geht  auch 
deutlich  daraus  hervor,  daß  nicht  die  Metall-  und  Maschinen¬ 
industrie  es  war,  die  aus  dieser  Konjunktur  die  größten  Ge¬ 
winne  gezogen  hat. 

Drei  große  Gruppen  lassen  sich,  unter  Berücksichtigung 
ihres  finanziellen  Ergebnisses  für  die  Kriegsgewinnsteuer 
deutlich  herausschälen: 
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A.  Die  Textilindustrie,  B.  die  Maschinen-  und  Metallin¬ 
dustrie,  C.  die  Chemische  Industrie. 

A.  Die  Textilindustrie. 

Wir  haben  in  der  nachstehenden  Zusammenstellung1) 
eine  kleine  Auswahl  getroffen  von  Vertretern  der  Baumwoll-, 
Seiden-  und  Stickereiindustrie,  die  zeigen  soll,  welch  gewal¬ 
tige  Entwicklung  dieser  Produktionszweig  im  Verlaufe  des 
Krieges  durchgemacht  hat. 


Name  der  Firma 

Aktien¬ 

kapital 

1912/14 

Rein¬ 

gewinn 

1912/14 

14/15  1 

Reingewi 
15/16  1  16/17  1 

n  n 

17/18  | 

18/19 

in  Millionen  Franken 

Florettspinnerei 
Ringwald,  Basel 

3,5 

0,842 

0,011 

0,97 

3,82 

1,28 

0,643 

Industriegesellsch. 
f.Schappe,  Basel 

12,5 

4,395 

-1,935 

2) 

0,242 

2,8 

8,11 

4,35 

4,347 

Gesellschaft  für 
Bandfabrikation 

5,0 

0,439 

0,19 

0,54 

1,26 

0,499 

Stickereiwerke 
A.-G.  Arbon  .  . 

7,5 

-0,365 

-0,306 

0,11 

0,33 

0,65 

0,503 

Die  Abschreibungen  und  Rückstellungen  haben  folgende 
Entwicklung  durchgemacht. 


Kapitaländerung 

Amorti¬ 

sationen 

R  ü  c 

k  s  t ' 

e  1 1  u  i 

igen 

1914- 

-1921 

Total 

13 

14 

15 

16 

17 

18 

19 

20 

von  4  auf  5  Mill. 

1,076 

0,6 

0,8 

0,8 

0,8 

0,8 

2 

2 

2 

.  12,5  . 

18  , 

5,212 

8,2 

6,3 

6,3 

7,5 

10,5 

12 3) 

10,5 

10,9 

.  5  . 

5  . 

1,322 

0,1 

0,1 

0,2 

0,2 

0,35 

0,5 

0,9 

1,0 

•  7,5  „ 

2,3254) . 

1,511 

— 

— 

— 

0,06 

0,27 

0,3 

— 

— 

Anmerkungen  *),  2),  3),  4)  siehe  Seite  139. 
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Besonders  deutlich  läßt  sich  bei  dieser  Industriegruppe 
der  Wendepunkt  von  Friedens-  zur  Kriegskonjunktur  fest¬ 
stellen.  Gegenüber  den  Friedensjahren  1912/14  ist  bei  allen 
vier  untersuchten  Unternehmungen  mit  dem  Ausbruch  des 
Krieges  ein  starker  Rückschlag  in  den  Reinerträgnissen  ein¬ 
getreten.  Den  prägnantesten  Ausdruck  findet  diese  Tatsache 
bei  der  Industriegesellschaft  für  Schappe,  wo  einem  Reinge¬ 
winn  der  Jahre  1912/14  von  ca.  4  Millionen  Franken  ein 
Passivsaldo  von  nahezu  2  Millionen  Franken  im  Jahre  1914/15 
gegenübersteht.  Dieser  Tiefstand  unmittelbar  bei  Ausbruch 
des  Krieges  ist  aber  innerhalb  eines  oder  zwei  Jahren  durch 
eine  so  hemmungslose  günstige  Wirtschaftsperiode  abgelöst 
worden,  daß  nicht  nur  die  Ergebnisse  der  Vorkriegszeit  rasch 
wieder  erreicht  waren,  sondern  darüber  hinaus  Gewinne  er¬ 
zielt  worden  sind,  die  über  alles  Bekannte  weit  hinausgegan¬ 
gen  sind.  Gerade  dieses  sprunghafte  Aufschnellen  läßt  den 
unmittelbaren  Zusammenhang  mit  dem  Kriegsbedarfe  deut¬ 
lich  erkennen,  und  diese  Erscheinung  ist  eine  so  vielseitige 
gewesen,  daß  man  von  einem  Charakteristikum  in  der  ganzen 
Industrie  der  Schweiz  reden  darf.  Der  Hauptgrund  hierfür 
darf  wohl  darin  gesucht  und  auch  gefunden  werden,  daß  es 
sich  doch  bei  einem  Großteil  der  für  die  Kriegsmaterialbe¬ 
stellungen  in  Frage  kommenden  Unternehmungen  um  tiefgrei¬ 
fende  fabrikationstechnische  Umstellungen  gehandelt  hat. 

B.  Die  Maschinen-  und  Metallindustrie. 

Mit  Ausnahme  vielleicht  der  Aluminium-Industrie  Neu¬ 
hausen  A.-G.  hat  die  Metall-  und  Maschinengruppe  von  der 
Kriegskonjunktur  nicht  in  dem  hohen  Maße  profitiert,  wie  das 

*)  Vergl.  die  Bilanzen,  Gewinn-  und  Verlustrechnungen  im  Archiv 
f.  Handel  und  Industrie.  Zürich. 

2)  —  bedeutet  Verlust,  hier  speziell  durch  Spezialreserve  aus  dem 
Warenkonto  gedeckt. 

3)  Davon  1,5  Millionen  Fr.  Stiftung  für  Arbeiterwohnungen. 

4)  Infolge  der  fortwährenden  Verluste  der  Vorkriegszeit  auf  diesen 
Betrag  abgeschrieben. 
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gemeiniglich  angenommen  wird.  Dieser  Gedanke  mag  daher 
gekommen  sein,  daß  es  sich  durchwegs  um  alte  gute  Groß¬ 
unternehmungen  handelt,  denen  man  ohne  weiteres  zutraute, 
daß  sie  bei  diesem  „Goldregen“  nicht  zu  kurz  gekommen 
seien.  Wir  haben  aber  bereits  oben  erwähnt,  daß  in  jenen 
Fällen,  wo  die  wirtschaftlichen  und  technischen  Umstände 
ein  festes  Eingreifen  in  das  Kriegsgetriebe  erlaubt  haben, 
diese  Tätigkeit  doch  meist  nur  in  sekundärer  Bedeutung 
stand,  denn  die  Ansprüche  des  inländischen  Marktes  sind  — 
wenn  auch  in  vermindertem  Grade  —  auch  im  Kriege  da  ge¬ 
wesen.  Es  war  für  Großunternehmungen  ein  äußerst  gewag¬ 
tes  Unterfangen  sich  mit  einem  Schlage  von  der  Friedens¬ 
arbeit  abzukehren,  und  sich  mit  Arbeitern,  Maschinen  über¬ 
haupt  mit  den  gesamten  Produktionsfaktoren  auf  eine  unge¬ 
wisse  Zukunft  einzurichten.  Daran  haben  sich  beispielsweise 
einige  unserer  bekanntesten  Automobilfabriken  nicht  mehr 
gehalten.  Das  Resultat  ist  heute  nur  zu  gut  bekannt:  ein 
jäher  Sturz  mit  den  allerschlimmsten  Folgen  ist  eingetreten. 

Bei  dieser  eher  zurückhaltenden  Stimmung,  die  in  Groß¬ 
industrie  der  Maschinen-  und  Metallgruppe  gegen  eine  allzu¬ 
starke  Verlegung  ihrer  Produktionskraft  nach  der  Seite  des 
Kriegsbedarfes  Platz  gegriffen  hat,  ist  es  somit  auch  nicht 
verwunderlich,  wenn  wir  gerade  hier  die  überaus  drastischen 
Kriegsgewinne  zum  großen  Teile  vermissen.  Wir  geben 
aber  gleichwohl  in  graphischer  Aufstellung  von  der  Entwick¬ 
lung  der  Reinerträge  eine  vergleichende  Darstellung. 

Vergl.  hierzu  die  graphische  Tabelle  Nr.  1. 

C.  Die  Chemische  Industrie. 

Als  typischer  Vertreter  der  Kriegskonjunkturindustrie 
darf  wohl  bei  uns  die  chemische  Industrie  genannt  werden. 
Wir  geben  als  sprechendes  Beispiel  dieser  Gruppe  einen  Aus¬ 
zug  aus  den  Bilanzziffern  der  „Chemischen  Industrie,  A.-G., 
Basel“,  so  wie  sich  diese  aus  den  betr.  Jahresrechnungen  er¬ 
geben,  wieder. 


ß£Z/VG£t///M-/r(/W£/V  *?*-*,*,  von  6  Mr£/?/l/ErtWWte/i/ 

oüer 


Zf/lSC///W£A/  uvd  //£r/U/./WVS77?/£. 


( /ft  too  ooo  fr.) 


Graphische  Tabelle  Nr.  1 
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In  Millionen  Franken 

1914/15 

1915/16 

16/17 

17 

18 

19 

20 

6) 

5) 

Aktienkapital  .... 

10 

10 

10 

12,5 

15 

20 

20 

Obligationenkonto  .  . 

6 

6 

6 

6 

6 

6 

6 

Reservefond  .... 

2,5 

2,5 

2,5 

3,1 

3,7 

5 

5 

Gewinnreserven  .  .  . 

0,7 

0,7 

0,7 

— 

— 

— 

— 

Rückstellungen  .  .  . 

1,0 

1,0 

1,0 

1,0 

1,0 

1,0 

1,0 

Unterstützungsfonds 

0,6 

1,0 

1,5 

2 

3 

3,2 

3,3 

Kreditoren . 

7,5 

10,7 

23,1 

21,7 

32,6 

42,9 

24,5 

Debitoren . 

15,9 

17,2 

28 

26 

29,5 

48,1 

17,2 

Immobilien  u.  Mobilien 

7,0 

5,3 

4,1 

2,4 

2,4 

2,4 

2,2 

Warenkonto  .... 

2,3 

3,2 

5,3 

5,8 

16,6 

15,5 

25,8 

Wertschriften  .... 

1,5 

4,3 

7,9 

8,3 

8,1 

7,8 

4,4 

Beteiligungen  .... 

4,2 

4,3 

4,6 

5,3 

8,4 

6,0 

13,2 

Ertrag  v.  Warenkonto  . 

8 

8,5 

14 

11 

15,4 

12,7 

6,9 

Generalunkosten  .  . 
Ordentl.  u.  außerordent¬ 

1 

1,1 

1,6 

1 

2,2 

2,9 

3,5 

liche  Abschreibungen 

2,7 

2,6 

3 

2,9 

2,6 

0,06 

0,17 

Bruttogewinn  .... 

6,8 

7,6 

12,7 

10,3 

14 

10,5 

4,1 

Reingewinn  .... 

2,4 

3,7 

8,1 

6,1 

9,6 

9,2 

3,1 

Dividende  in  %  .  .  . 

16 

24 

25 

12,5 

27,5 

15 

15 

’) 

2) 

3) 

4) 

Wir  erinnern  uns,  daß  anläßlich  der  jeweiligen  Geschäfts¬ 
abschlüsse  der  Basler  Chemie-Gruppe  Gerüchte  durch  die 
Tages-  und  Fachpresse  gegangen  sind,  die  von  Riesengewin¬ 
nen  dieser  Industrie  gesprochen  haben.  Tatsächlich  steht 
diese  Industrie  den  ausländischen  gleicher  Branche  in  nichts 
hintenan.  Die  genannte  Untersuchung  von  Fuchs  hat  stati- 

*)  +  Bonus  von  250  Fr.  2)  Halbjahresdividende  +  1  Gratisaktie 

auf  4  alte  Aktien.  3 4)  Jahresdividende  +  1  Gratisaktie  auf  5  alte  Aktien. 

4)  +  1  Gratisaktie  auf  3  alte  Aktien.  5)  Davon  15  Millionen  dividenden¬ 

berechtigt  für  1919.  6)  Davon  12,5  Millionen  dividendenberechtigt  für 
1918,  2,5  Millionen  Erhöhung  durch  Einzahlung  neuer  Aktien  aus  dem 

Rechnungsergebnis  von  1918. 
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stisch  nachgewiesen,  daß  beispielsweise  die  Mehrgewinne  der 
in  einem  Konzern  vereinigten  deutschen  Werke  der  chemi¬ 
schen  Industrie  in  den  Jahren  1914 — 1917  zwischen  2  und  23 
Millionen  Franken  gegenüber  dem  Friedensertrage  von  1913 
ausgemacht  haben,  das  sind  55 — 104  Prozent. 

Solche  Ziffern  kommen  uns  aber  bescheiden  vor,  wenn 
wir  uns  die  entsprechenden  Zahlen  der  Basler  Chemischen  In¬ 
dustrie  vor  Augen  halten.  So  hat  diese  Unternehmung  in 
den  Jahren  1914 — 1920  41  Millionen  Franken  mehr  verdient 
als  durchschnittlich  in  den  beiden  Jahren  1912 — 14.  In  Pro¬ 
zenten  ausgedrückt  besagt  das,  daß  bis  Ende  1920,  d.  h.  in 
7  Jahren,  ca.  2280  Prozent  über  den  Durchschnittsgewinn 
hinaus  den  Aktionären  zugefallen  ist.  In  dieser  nämlichen 
Zeitperiode  ist  das  Aktienkapital  der  Gesellschaft  aus  den 
Reingewinnen  von  10  Millionen  auf  20  Millionen  Franken  er¬ 
höht  worden,  und  die  Aktien  wurden  als  Gratisaktien  an  die 
Aktionäre  verteilt.  Diese  haben  somit  eine  Verzinsung  ihrer 
angelegten  Gelder  von  mehr  als  50  Prozent  gehabt. 

Dass  für  die  Friedenszeit  mit  einem  so  glänzenden  Ge¬ 
schäftsgänge  nicht  zu  rechnen  war,  hat  die  chemische  Indu¬ 
strie  schon  im  Jahre  1918  —  zur  Zeit  ihrer  allerhöchsten  Blüte 
—  veranlaßt,  in  einer  Interessengemeinschaft  sich  zu  verbin¬ 
den.  Die  im  Kriege  getätigte  Abschreibungspolitik,  die  leicht 
an  diejenige  der  Reingewinnverteilung  heranreicht,  hat  es 
selbstverständlich  nicht  leicht  gemacht,  den  Schlüssel  zu  fin¬ 
den,  der  die  Kontingentierung  der  Gewinne  künftighin  ge¬ 
recht  zu  lösen  im  Stande  war.  Die  Geschäftsergebnisse  der 
beiden  andern  Unternehmungen,  Chemische  Fabrik  vormals 
Sandoz,  und  I.  R.  Geigy,  waren  leider  nicht  zu  beschaffen.1) 

Immerhin  hat  die  Schweizerische  Treuhandgesellschaft 
in  Basel,  als  unbeteiligte  Dritte,  unter  Berücksichtigung  aller 
„ideellen  und  materiellen  Werte“1)  die  Lösung  so  gefunden, 

*)  Die  Berichte  von  1914  weisen  darauf  hin,  daß  laut  Beschluß 
der  Generalversammlung  die  nachfolgenden  Jahresrechnungen  nicht 
mehr  veröffentlicht  werden.  Die  Gründe  hierfür  sind  leicht  erkenntlich. 

A)  Vergl.  dazu  den  Bericht  der  Schweizerischen  Treuhandgesell- 
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daß  bei  der  Gewinnaufteilung  die  Basler  Chemische  Industrie 
mit  52  Prozent,  die  beiden  übrigen  Werke  zusammen  mit 
48  Prozent  partizipieren.  Diese  Verteilung  läßt,  auch  wenn 
uns  materielle  Unterlagen  sonst  nicht  zur  Verfügung  stehen, 
doch  den  Schluß  zu,  daß  Gewinnquoten,  Amortisationen  und 
alle  sonstigen  in  Frage  kommenden  Momente  ungefähr  die 
gleichen  waren,  und  man  darf  annehmen,  daß  auch  diese  bei¬ 
den  Unternehmen  von  der  Kriegskonjunktur  nicht  weniger 
stark  begünstigt  waren. 

Gegenüber  den  bisher  genannten  Industriezweigen,  der 
Textil-,  Maschinen-  und  Chemischen  Branche,  die  zusammen 
ca.  70  Prozent  des  Gesamtertrages  von  700  Millionen  Fran¬ 
ken  aufgebracht  haben,  tritt  die  Bedeutung  aller  übrigen 
Zweige  stark  zurück.  Große  Gewinne  haben  zwar  im  An¬ 
fänge  die  Papier-  und  Lederindustrie  gemacht,  doch  hat  die 
Festsetzung  von  behördlichen  Höchstpreisen,  sowie  die  starke 
Beschränkung  der  freien  Ein-  und  Ausfuhr  dem  „goldenen 
Zustrome“  sehr  bald  ein  Ende  gemacht.  Wir  treten  deshalb 
auf  die  einzelnen  Gewinne  der  übrigen  Industrien  nicht  weiter 
ein,  sondern  begnügen  uns  mit  den  Angaben,  in  welcher  Höhe 
ihr  Anteil  an  dem  Gesamterträge  der  Kriegsgewinnsteuer  ge¬ 
wesen  ist.  Darüber  gibt  die  nachstehende  Übersicht  der  Eid¬ 
genössischen  Kriegssteuerverwaltung  Aufschluß:1) 


Branche 

in  Millionen 
Franken 

in  %  des 
Gesamtertrags 

Nahrungs-  und  Genußmittelind. 

90,8 

12,9 

Textilindustrie 

252,3 

35,8 

Maschinen-  und  Metallind. 

141,2 

20,3 

Uhren  und  Bijouterien 

20,3 

2,9 

Elektrizitätsind. 

9,4 

1,3 

Uebertrag 

514,0 

73,2 

Schaft  an  die  Basler  chemischen  Industrien  vom  Oktober  1918,  teil¬ 
weise  wiedergegeben  in  den  „Basler  Nachrichten“  vom  22.  Oktober  1918. 

0  Vergl.  Jahresberichte  des  Schweiz.  Finanz-  und  Zolldeparte- 
mentes  der  Jahre  1916/20. 


144 


Branche 

in  Millionen 
Franken 

in  °/o  des 
Gesamtertrags 

Uebertrag 

514,0 

73,2 

Chemische  und  Metallurgie 

93,3 

13,2 

Schuh-,  Leder-  und  Papierind. 

45,8 

6,5 

Mälzereien  und  Brauereien 

0,1 

0,02 

Hotelindustrie  und  Wirtschaftsg. 

0,4 

0,06 

Immobiliengesellsch. 

0,1 

0,02 

Baugewerbe  und  Sägereien 

8,4 

1,2 

Kohlen-,  Holz-  und  Gasind. 

10,0 

1,4 

Verschiedenes 

30,1 

4,4 

Total: 

702,2 

100,0 

Die  Gegenüberstellung  von  „vorgenommenen  Einschätz¬ 
ungen“  und  „eingegangenen  Zahlungen“  bietet  folgendes 
Bild: 


Steuerperiode 

per  31.  Dez.  1920  eingesch. 

eingegangen 

Franken 

Franken 

1915 

25  987  370.  85 

23  969  454.  57 

1915/16 

39  040  153.  05 

36  957  401.  45 

1916 

71  292  242.  27 

63  408  893.  01 

1916/17 

92  119  704.  02 

85  374  435.  07 

1917 

131  229  284.  63 

112  154  241.16 

1917/18 

118  156  684.  52 

101  438  195.  04 

1918 

106  691  438.  43 

92  600  243.  43 

1918/19 

60  025  945.  20 

49  332  585.  42 

1919 

55  678  265. 15 

41  156  180.  33 

1919/20 

1  492  702.  20 

135  355.  20 

1920 

159  991.  55 

81  060. 75 

Total:  701  873  745.  85  2)  606  608  045.  43 


Die  Differenz  zwischen  geleisteten  Zahlungen  und  einge- 


*)  Dieser  Betrag  ist  nach  einer  Mitteilung  der  Eidg.  Kriegssteuer¬ 
verwaltung  per  1.  September  1921  auf  ca.  760  Millionen  Fr.  gestiegen. 
2)  Hat  sich  entsprechend  auf  668  Millionen  Fr.  erhöht. 
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reichten  Steuererklärungen  setzt  sich  aus  folgenden  Posten 
zusammen: 

1.  Noch  nicht  verfallene  Beträge  1  432  514.  60 

2.  Einsprachen  und  Rekurse  30  605  406.50 

3.  Verfallene  Posten  64  944  455. 68 

Zusammen :  96  982  376. 78 

das  ergibt  ein  prozentuales  Verhältnis  zwischen  Einzahlun¬ 
gen  und  Ausständen  von  86,3  :  13,7,  mit  Bezug  auf  die  Aus¬ 
stände: 

a)  noch  nicht  verfallen  0,2  % 

b)  Einsprachen  u.  Rekurse  4,3  % 

c)  verfallen  9,2%  wie  oben:  13,7% 

Der  Gesamtertrag  der  schweizerischen  Kriegsgewinn¬ 
steuer  von  über  700  Millionen  Franken  darf  füglich  als  ein 
sehr  guter  bezeichnet  werden.  Er  übertrifft  absolut  bei  wei¬ 
tem  nicht  nur  die  Beträge  der  neutralen  Staaten,  sondern 
steht  auf  die  Kopfzahl  der  Bevölkerung  berechnet  auch  gegen¬ 
über  allen  kriegführenden  Staaten  an  zweiter  Stelle.  Den 
höchsten  Ertrag  sowohl  absolut  als  relativ  hat  die  englische 
E.  P.  D.  abgeworfen,  nämlich  748  Mill.  Pfund1)  =  18,7  Milli¬ 
arden  Franken  oder  pro  Kopf  der  Bevölkerung  über  400  Fr. 
An  zweiter  Stelle  steht  die  Schweiz,  die  entsprechenden  Zah¬ 
len  sind:  700  Millionen  oder  175  Franken.  Ihr  folgt  Deutsch¬ 
land  mit  einem  Ertrage  von  ca.  10  Milliarden  oder  166  Fr.  pro 
Einwohner.  An  letzter  Stelle  —  und  das  ist  sehr  erstaunlich, 
wenn  man  sich  erinnert,  mit  welcher  Überzeugung  Volk  und 
Parlament  für  diese  Steuer  eingetreten  sind  —  steht  Frank¬ 
reich.2)  Der  absolute  Betrag  macht  die  kleine  Summe  von 
1,7  Milliarden  Fr.  aus,  d.  h.  ca.  50  Fr.  pro  Kopf. 

Das  finanzielle  Ergebnis  unserer  Steuer  erscheint  aber 

0  Vergl.  The  Statesman’s  Year  Book  1919,  London  1920,  pag.  546. 

2)  Vergl.  Annuaire  generale  de  la  France  et  de  l’Etranger  1920/21, 
pag.  342. 
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in  einem  noch  wesentlich  günstigeren  Lichte,  wenn  man  sich 
der  kleinen  Zahl  von  Steuerzahlern  erinnert,  die  diese  gewal¬ 
tige  Summe  aufgebracht  haben.  Nach  den  Schätzungen  der 
Kriegssteuerverwaltung  mögen  es  etwa  12 — 14  0001)  Steuer¬ 
pflichtige  gewesen  sein,  also  eine  unbedeutende  Quote  gegen¬ 
über  den  andern  Staaten,  wo  buchstäblich  jede  Werkstatt  in 
den  Dienst  der  Militärverwaltung  gestellt  war.  Es  ist  dieser 
finanzielle  Erfolg  ein  schlagender  Beweis  sowohl  für  die  Lei¬ 
stungsfähigkeit  der  schweizerischen  Industrie  als  auch  für 
die  Fähigkeit,  sich  schnell  einer  gänzlich  veränderten  Wirt¬ 
schaftslage  anzupassen. 

2.  Die  Händlergewinne. 

Die  besondere  praktische  Bedeutung  der  auf  idem  Waren¬ 
märkte  erzielten  Kriegsgewinne  rechtfertigt  es,  etwas  ein¬ 
gehender  auf  diese  einzutreten.  Darunter  hat  sich  das  Volk, 
vor  allem  zu  Beginn  des  Krieges,  aber  noch  bis  weit  in  die 
Kriegszeit  hinein  —  erst  die  behördlichen  Höchstpreise  ver¬ 
mochten  etwas  Ruhe  in  die  erregten  Gemüter  zu  bringen  — 
den  unverdienten  Vermögenszu  wachs  vorgestellt.  Dieser 
reine  Kriegskonjunkturgewinn  sollte  somit  in  seiner  ganzen 
Größe  durch  Wegbesteuerung  der  Allgemeinheit  zugeführt 
werden.  So  einfach  läßt  sich  aber  dieses  Problem  nicht  lösen. 

Die  verschiedene  Stellung,  die  der  Warenvermittler  auf 
dem  Kriegsmarkte  eingenommen  hat,  ergibt  eine  Trennung  in 

a)  reine  Händlergewinne  einerseits,  und 

b)  Provisionsgewinne  andererseits. 

Namentlich  groß  sind  diese  letzteren  gewesen,  wo  es  sich 
um  die  Vermittlung  von  Kriegsaufträgen  gehandelt  hat,  und 
diese  Schmiergelder  sind  auch  in  dier  Schweiz  in  beträcht¬ 
licher  Höhe  ausgerichtet  worden.  Freilich  muß  man  zugeben, 
daß,  so  wie  die  Dinge  bei  Kriegsausbruch  lagen,  wo  Produ- 

*)  Vergl.  N.  Z.  Z.  vom  22.  November  1921,  wo  über  den  Stand 
der  Zahl  der  Steuerpflichtigen  in  den  verschiedenen  Jahren  weitere 
Angaben  zu  finden  sind. 
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zent  und  Konsument  vielfach  ihren  geschäftlichen  Anschluß 
verloren  hatten,  es  ohne  Dazwischentreten  von  fachkundigen 
und  branchekundigen  Vermittlern  mit  der  prompten  Liefe¬ 
rung  von  Kriegsmaterial  oft  recht  gemütlich  zugegangen 
wäre.  Bei  dem  vielgerühmten  Schneckentempo  der  Zeughäu¬ 
ser,  und  der  oftmals  großen  Schwerfälligkeit  von  kleineren 
Fabrikanten,  hätten  sich  gewiß  Angebot  und  Nachfrage  nicht 
immer  gefunden,  und  mancher  dringende  Bedarf  hätte  nicht 
rechtzeitig  gedeckt  werden  können.  Die  Vermittlung  des 
Handels  hat  also  nicht  nur  die  Interessen  des  Staates  ge¬ 
wahrt,  sondern  auch  zum  Nutzen  der  Produzenten  stattfinden 
müssen.  Die  durch  den  Krieg  in  ihrer  Existenz  vielfach  be¬ 
drohten  Unternehmer  waren  begreiflicherweise  leicht  dafür 
zu  haben,  auch  gegen  Preisgabe  eines  ansehnlichen  Teiles 
ihres  Profits,  wenigstens  Aufträge  zu  erhalten.  Mit  Recht  ist 
daher  die  oft  vertretene  Forderung  der  gänzlichen  Ausschei¬ 
dung  jeder  Vermittlertätigkeit  bei  außerordentlichem  Staats- 
bedarfe,  und  damit  der  Provisionsgewinme,  solange  zurückzu¬ 
weisen,  als  nicht  der  Staat  selbst  eine  so  gute  Fühlungnahme 
mit  seiner  Privatindustrie  herzustellen  vermag,  daß  er  von 
sich  aus  an  die  leistungsfähigsten  Unternehmer  herantreten 
kann. 

Eine  andere  Frage  ist  nun  freilich,  ob  diese  Provisions¬ 
gewinne  nicht  bei  weitem  die  Grundsätze  des  kaufmännischen 
Geschäftsgebahrens  überstiegen  haben?  Wenn  wir  nun  zum 
Schlüsse  kommen,  daß  diese  Vermittlergewinne  durchaus 
nicht  verwerflich,  unter  Umständen  sogar  allein  zum  Ge¬ 
schäfte  geführt  haben,  so  folgt  aber  daraus  noch  lange  nicht, 
daß  sie,  wenn  auf  eine  exorbitante  Höhe  getrieben,  nicht  ein 
großes  volkswirtschaftliches  Übel  darstellen,  ein  Geschwür 
am  wirtschaftlichen  Körper,  das  nach  Kräften  zu  beschneiden 
ist.  In  dieser  Richtung  haben  sich  Theorie  und  Praxis,  d.  h. 
die  Rechtsprechung,  schon  früh  betätigt,  sind  aber  u.  E.  oft  zu 
mangelhaften  Ergebnissen  gelangt.  Die  Forderung  beider, 
daß  als  Grundlage  einer  gerechten  Gewinnerzielung  die  Frie- 
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densusancen  wegleitend  sein  sollten,  scheint  fast  zu  über¬ 
sehen,  daß  Krieg  war.  Damit  ist  aber  gesagt,  daß  alle  jene 
Faktoren,  wie  gesteigerte  Dringlichkeit  des  Bedarfes,  Waren¬ 
knappheit,  Schwierigkeit  der  Güterbeschaffung,  gesunkene 
Kaufkraft  des  Geldes,  und  als  Spiegelbild  davon  die  verteu¬ 
erte  Lebenshaltung,  keine  Berücksichtigung  gefunden  haben. 
Wir  wagen  sogar  die  Behauptung  auszusprechen,  daß  die 
staatlichen  Körperschaften,  und  die  ihnen  oft  zugeteilten  mili¬ 
tärischen  Sachverständigen,  im  Anfänge  des  Krieges  zu  we¬ 
nig  mit  den  Absatz  und  Marktverhältnissen  vertraut  gewesen 
sind,  die  nötige  Sachkenntnis  nicht  besaßen,  und  so  vielfach 
den  Überredungskünsten  gewisser  Vermittler  zum  Opfer  ge¬ 
fallen  sind.  Sie  tragen  mangels  einer  wirksamen  Bekämpf¬ 
ung  dieser  Spekulationsauswüchse  selbst  einen  nicht  geringen 
Anteil  an  den  schrankenlosen  Ansprüchen,  die  von  diesen 
Vermittlern  an  sie  gestellt  worden  sind. 

Soweit  die  Kriegsgewinne  eigentliche  Händlergewinne 
sind,  führen  sie  sich  zur  Hauptsache  auf  Warenknappheit  zu¬ 
rück.  Diese  kann  eine  wirkliche  oder  eine  künstliche  sein, 
im  letzteren  Falle  handelt  es  sich  um  die  bekannten  Kriegs¬ 
wucherfälle,  um  verbrecherisches  Zurückhalten  und  Aufkäu¬ 
fen  meist  notwendiger  Bedarfsgegenstände,  die,  im  entschei¬ 
denden  Momente  zum  Kaufe  angeboten,  meist  riesige  Ge¬ 
winne  abgeworfen  haben.  Eine  neue  Kriegsgeschäftspraxis, 
um  dessen  Gelingen  sich  vor  allem  das  aus  dem  Osten  stam¬ 
mende  jüdische  Element  „verdient“  gemacht  hat. 

Da,  wo  es  sich  dagegen  um  den  legalen  Warenhandel  ge¬ 
handelt  hat,  der  freilich  unter  Ausnützung  der  günstigen 
Kriegskonjunktur  —  wie  das  Landwirtschaft  und  Industrie 
so  weit  als  möglich  auch  getan  haben  —  größere  Gewinne 
abgeworfen  hat,  ist  weiter  nichts  hinzuzufügen. 

Diese  beiden  Arten  von  Handelsgewinnen  sind  trotz  der 
Unterscheidung,  die  wir  vorgenommen  haben,  ihrem  inneren 
Wesen  nach  wenig  voneinander  verschieden.  Sie  unterschei¬ 
den  sich  dagegen  stark  in  der  Wahl  ihrer  Mittel.  Die  erstere 
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Art  stellt  vornehmlich  ab  auf  die  verworrenen  Absatz-Markt- 
und  Preisverhältnisse,  eine  rein  psychologische  Einstellung 
zum  Wirtschaftsprozesse,  die  zweite  dagegen  übernimmt  die 
Warenübertragung  vom  Orte  des  größten  Angebotes  zu  dem¬ 
jenigen  der  größten  Nachfrage,  also  eine  ausgesprochen  ma¬ 
terielle  Arbeit. 

Beiden  gemeinsam  ist  die  Schwierigkeit  des  Nachweises 
ihrer  Tätigkeit,  und  damit  auch  der  steuerlichen  Erfassung 
der  erzielten  Gewinne.  Die  Versuche  einer  auch  nur  annä¬ 
hernden  Ermittlung  der  Geschäftsgewinne  stoßen  bei  diesen 
beiden  Gruppen,  die  dem  wirtschaftlichen  Erfolge  nach 
sicherlich  nicht  zu  den  unbedeutenden  zu  zählen  sind,  auf 
die  allergrößten  Hindernisse.  Handelt  es  sich  bei  der  Ermitt¬ 
lung  der  landwirtschaftlichen  Kriegsgewinne  in  gewissem 
Sinne  um  die  Erfassung  eines  statischen  Vermögensstandes, 
wo  die  Befragung  des  Steuersubjektes  einigermaßen  brauch¬ 
bare  Ergebnisse  liefern  könnte,  so  sind  in  diesem  Falle  so¬ 
wohl  Einkommen,  Vermögen  und  Rechtssubjekte  sehr  mobile 
Größen.  Die  Unübersichtlichkeit  ihres  Geschäftsfeldes,  so¬ 
wie  der  Mangel  einer  gesetzlichen  Buchführungspflicht  machen 
die  Steuer einschätzung  auf  dem  direkten  Wege  fast  unmög¬ 
lich.  Daß  man  es  aber  bei  dieser  Klasse  um  eine  der  lei¬ 
stungsfähigsten  während  der  Kriegszeit  zu  tun  hatte,  bewei¬ 
sen  die  durch  die  Kriegswucherprozesse  ans  Tageslicht  ge¬ 
förderten  Tatsachen. 

Angesichts  dieser  steuertechnischen  Ohnmacht,  diesen 
Gewinnen  wirksam  beizukommen,  scheinen  denn  auch  die 
in  unserem  Gesetze  enthaltenen  Bestimmungen  über  eine  ver¬ 
schärfte  Besteuerung1),  sofern  sie  wirklich  einmal  zu  erfas¬ 
sen  waren,  durchaus  am  Platze  zu  sein. 

Faßt  man  also  das  Ergebnis  über  die  Händlergewinne 
zusammen,  so  muß  festgestellt  werden,  daß  beide  Arten  ihrem 

9  Der  Steuersatz  betrug  nach  der  letzten  Erhöhung  für  gelegent¬ 
liche  Handelsgeschäfte  45  resp.  54  %.  B.R.B.  vom  9.  Nov.  1917,  ab¬ 
geänderte  Fassung. 
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finanziellen  Erfolge  nach  ganz  bedeutende  gewesen  sein  müs¬ 
sen.  Insbesondere  aber,  und  das  ist  der  Kern  der  Sache, 
sind  sie  gegenüber  den  industriellen  und  landwirtschaftlichen 
Kriegsgewinnen  verhältnismäßig  ohne  großen  Aufwand  an 
Arbeit  und  Kosten  ihren  Bezügern  zugefallen,  und  das  hätte 
zur  Folge  haben  sollen,  sie  einer  ganz  besonders  scharfen 
Steuer  zu  unterwerfen.  Diese  Differenzierung  kommt  in  un¬ 
serem  Gesetze  zu  wenig  deutlich  zum  Ausdruck.  (Umsatz¬ 
steuer  von  1  %.)  Dazu  kommt,  daß  die  Gewinne  der  Industrie  zu 
einem  großen  Teile  bei  der  Zurückstellung  von  Kriegs-  zur 
Friedensproduktion  aufgezehrt  worden  sind,  währenddem  die 
Handelsgewinne,  sofern  sie  vom  nichtansäßigen,  mobilen 
Händler  gemacht  worden  sind,  diesem  als  bleibenden  Ver¬ 
mögenszuwachs  angefallen  sind. 

Der  finanzielle  Ausgleich  zwischen  Bund  und 
Kantonen. 

Art.  3  des  B.R.B.  vom  18.  Sept.  1916  bestimmt:  „Jeder 
Kanton  erhält  einen  Zehntel  der  von  den  Steuerpflichtigen 
seines  Kantonsgebietes  eingegangenen  Steuerbeträge,  neun 
Zehntel  des  Ertrages  verbleiben  dem  Bunde.“ 

Es  ist  dieses  Betreffnis  gleich  der  Hälfte  der  bei  der  1. 
eidg.  Kriegssteuer  den  Gliedstaaten  zugefallenen  Quote. 

Da,  wo  im  Auslande  Kriegsgewinnsteuern  zur  Einfüh¬ 
rung  gelangt  sind,  ist  Inhaber  der  Steuerhoheit  durchwegs 
der  Staat  gewesen.  Das  gilt  sowohl  für  Einheitsstaaten  wie 
auch  für  Bundesstaaten,  mit  einer  Ausnahme  für  Deutschland, 
wo  die  freie  Hansestadt  Bremen  wenigstens  eine  Sonderbe¬ 
steuerung  für  ihr  Territorium  vorgesehen  hatte.  Dieser  Ent¬ 
wurf  hat  aber  unseres  Wissens  in  der  Folge  keine  Gesetzes¬ 
kraft  erlangt. 

Ausgegangen  ist  man  bei  der  Beschränkung  der  Steuer¬ 
gewalten  überall  von  dem  Gedanken,  daß  der  Krieg  und  die 
Kriegsrüstungen  in  erster  Linie  Sache  des  gesamten  Staates 
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sei,  und  daß  die  großen  Gewinne  auch  vielfach  an  diesem  er¬ 
zielt  worden  seien.  Die  Beteiligung  der  Gliedstaaten  am 
finanziellen  Ertrage  ist  daher  u.  W.  mit  Ausnahme  der 
Schweiz  von  keinem  andern  Staate  eingeführt  worden. 

In  der  Schweiz  hat  die  Frage  der  Beteiligung  der  Kan¬ 
tone  am  fiskalischen  Ertrage  der  Kriegsgewinnsteuer  selbst¬ 
redend  viel  von  sich  reden  gemacht.  Das  hängt  mit  der 
gewohnheitsrechtlichen  Scheidung  von  direkter  und  indirek¬ 
ter  Besteuerung  in  unserem  Bundesstaate  zusammen,  wobei 
es  lange  Zeit  als  unantastbare  Steuerdomäne  der  Kantone 
gegolten  hat,  die  direkte  Besteuerung  allein  in  Anspruch  zu 
nehmen,  wogegen  die  indirekten  Abgaben  zur  Hauptsache 
dem  Bunde  Vorbehalten  waren. 

Wenn  also  jemals  dem  Bunde  es  einfallen  sollte,  die 
kantonale  Sphäre  in  Steuerfragen  auch  notgedrungen  zu  be¬ 
treten,  so  war  damit  zu  rechnen,  daß  der  Opfermut  der 
Gliedstaaten  kein  so  bedingungsloser  sein  werde,  daß  der 
Bund  ohne  jeden  Entgelt  von  diesem  steuerlichen  Neuland 
Besitz  ergreifen  konnte.  So  hat  die  erste  Kriegssteuer  den 
Kantonen  ein  Fünftel  eingetragen,  und  die  Ausdehnung  des 
Stempelsteuergesetzes  auf  Staatsgebiet,  ist  ebenfalls  nicht 
ohne  finanzielle  Konzessionen  an  die  Gliedstaaten  möglich 
gewesen.  Da  ist  es  auch  nicht  verwunderlich,  daß  diese 
Frage  bei  der  Kriegsgewinnsteuer  wiederum  zur  Diskussion 
gestanden  hat. 

Doch  nicht  allein  aus  dem  einzigen  Grunde,  um  sich  all¬ 
mählich  Eingang  in  die  kantonale  Steuerhoheit  zu  verschaf¬ 
fen,  schien  es  angezeigt,  die  Kantone  am  Ertrage  der  Steuer 
partizipieren  zu  lassen.  Es  bestand  ja  die  Möglichkeit,  daß 
es  einem  Kanton  von  sich  aus  einfallen  konnte,  kraft  der  ihm 
zustehenden  gesetzlichen  Rechte,  selbst  die  Besteuerung  der 
Kriegsgewinne  an  die  Hand  zu  nehmen,  und  das  wollte  man 
auf  diese  Weise  verhindern.  Im  Jahre  1917  hat  Dir.  Blau  in 
dem  oben  zitierten  Vortrage  darüber  folgendes  gesagt: 
„. . .  daß  der  Fall  sehr  wohl  denkbar  ist,  daß  ein  Kanton  für 
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sein  Gebiet  eine  Kriegsgewinnsteuer  hätte  einführen  kön¬ 
nen,  ^welche  Möglichkeit  ihm  nun  durch  die  Einführung  einer 
eidgenöss.  Kriegsgewinnsteuer  genommen  ist.“  . .  Denn, 
daß,  nachdem  der  Bund  diese  Steuer  erhebt,  ein  Kanton  die 
Kriegsgewinne  seinerseits  ebenfalls  noch  durch  eine  Sonder¬ 
steuer  treffen  könnte,  wird  man  als  ausgeschlossen  zu  be¬ 
trachten  haben.“ 

Bekanntlich  haben  die  Verhältnisse  anders  entschieden, 
indem  der  Kanton  Tessin  —  als  einziger  freilich  —  durch 
Gesetz  vom  22.  Januar  1919  eine  eigene  Kriegsgewinnsteuer 
eingeführt  hat.  Darüber  wird  in  einem  besondern  Abschnitte 
noch  zu  reden  sein. 

War  die  Frage  der  Beteiligung  der  Kantone  am  Ertrage 
der  Steuer  grundsätzlich  mit  „Ja“  beantwortet,  so  war  über 
das  Maß  der  Beteiligung  noch  nicht  viel  gesagt.  Ein  Moment 
war  freilich  von  Anfang  an  als  Richtlinie  für  den  Bund  gege¬ 
ben,  daß  nämlich  bei  der  Ungewißheit  des  finanziellen  Ertra¬ 
ges  der  Steuer  nicht  durch  eine  allzuweitgehende  Verschrei¬ 
bung  der  Steuerbeträge  an  die  Kantone  der  Bund  nachträg¬ 
lich  des  ganzen  Erfolges  verlustig  ging.  Dieses  Argument 
scheint  heute,  nachdem  das  Ergebnis  feststeht,  ohne  große 
Bedeutung  gewesen  zu  sein.  Tatsache  ist  aber,  daß -in  sämt¬ 
lichen  Staaten  selbst  die  best  unterrichteten  Kreise  der 
Finanz  und  Industrie  mit  ihren  Schätzungen  hinsichtlich  der 
Erträge  weit  gefehlt  haben.  So  schätzte  z.  B.  Dir.  Blau  den 
Ertrag  unserer  Steuer  für  die  Jahre  1915  und  1916  auf  je  15 
Millionen  Franken,  in  Wirklichkeit  erreichte  er  65  Millionen 
Franken  und  deutsche  Finanzschriftsteller  den  ihrigen  auf 
einige  hundert  Millionen,  gegenüber  einem  tatsächlichen  Er¬ 
trage  von  ca.  10  Milliarden. 

Neben  diesem  Gesichtspunkte  sind  eine  Reihe  anderer 
Momente  zu  nennen,  die  einen  möglichst  großen  Bundes¬ 
anteil  gerechtfertigt  haben.  In  welchem  Umfange  in  der 
Schweiz  Kriegsgewinne  erzielt  werden  konnten,  hing  aufs 
engste  zusammen  mit  der  Einfuhr-  und  Ausfuhrpolitik  des 
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— - -  Abrechnung  mit  den  Kantonen. 


Kantone 

f.  Abrechnung 

per 

31.  Juli  1917 

II.  Abrechnung 

per 

31.  Jan.  1919 

III.  Abrechnung 

per 

31.  Juli  1918 

IV.  Abrechnung 

per 

31.  Jan.  1919 

V.  Abrechnung 

per 

31.  Juli  1919 

VI.  Abrechnung 
per 

31.  Jan.  1920 

VII.  Abrechnung 
per 

31.  Juli  1920 

VIII.  Abrechnung 

per 

31. Jan.  1921 

IX.  Abrechnung 
per 

31.  Juli  1921 

Total 

per 

31.  Juli  1921 

1.  Zürich  .... 

694,769.69 

1,009,571.67 

1,624,010.48 

1,758,887.64 

2,500,079.18 

1,907,643.94 

1,559,419  51 

1,591,167.58 

1,206,303.49 

13,851,85316 

2.  Bern . 

271,156.15 

299,525.44 

619,826.64 

441,752.88 

727,444.94 

1,032,305.46 

493,306.47 

622,936.46 

338,512.99 

4,846,767.43 

3.  Luzern  .... 

24,834.75 

31,922.49 

93,702.92 

109,921.86 

331,709.40 

220,203.31 

92,023.39 

120,510.65 

70,397.40 

1,095,226.17 

4.  Uri . 

6,790.- 

13.50 

5,976.17 

7,682  44 

— 

18,645.83 

4,410.66 

11,858.28 

215.41 

55,592.29 

5.  Schwyz  .  .  . 

4,796.35 

33,554.14 

15,139.65 

73,782.78 

53,550.01 

79,073.18 

74,572.56 

5.731.25 

41,672.03 

381,871.95 

6.  Obwalden  .  . 

550.— 

216.80 

5.- 

452.91 

123.48 

1,819.95 

— 

205.13 

299.66 

3,672.93 

7.  Nidwalden  .  . 

807.50 

3,207.75 

434.94 

658.64 

7,177.59 

12,464.69 

4,100.73 

2,722.76 

4,822.86 

36,397.45 

8.  Glarus  .... 

130,207.60 

98,921.55 

459,121.51 

326,754.13 

288,972.22 

222,662.85 

128,214.63 

247,606.51 

57,490  99 

1,959,951.99 

9-  Zug . 

106,841.30 

71,450.75 

23,497.62 

126,922.80 

98,588.91 

124,411.84 

22,204.70 

18,488.65 

34,225.13 

626,631.70 

10.  Freiburg  .  .  . 

29,000.— 

— 

439.56 

25,561.15 

53,165.31 

16,584.26 

25,821  56 

41,979.28 

35,790.02 

228,341.14 

11.  Solothurn  .  . 

188,079.08 

160,562.36 

340,970.40 

524,040.04 

261,575.19 

468,374.22 

424,671.90 

541,972  19 

294,167  96 

3,204,413.34 

12.  Basel-Stadt  . 

710,930.62 

813,963.20 

1,230,977.69 

1,708,306.70 

524,407.41 

1,773,559.56 

452,231.80 

1,470,192.12 

308,291.23 

8,992,860.33 

13.  Basel-Land.  . 

39,000.— 

32.953.22 

52,165.54 

52,315.07 

19,343.91 

43,765  20 

19565.43 

61,351.41 

9,534.02 

329,993.80 

14.  Schaffhausen 

292,089.29 

130,280.02 

16,581.13 

895,892.72 

129,636.31 

682.273.85 

68,529.54 

180,024.22 

41,182.16 

2,436,489.24 

15.  St.  Gallen  .  . 

192,456.40 

142,446.93 

402,027.96 

344,446.49 

883,437.75 

494,266.65 

420,131.26 

501,248.59 

273,729.92 

3,654,191.95 

16.  Graubünden  . 

8,280.14 

9,112.61 

8,913.65 

22,226.63 

6,317.89 

56,872.56 

9,917.88 

34,930.94 

3,272.37 

159,844.67 

17.  Aargau  .... 

168,043.79 

88,639.55 

349,547.95 

344,462.70 

304.597.59 

499,489.33 

263,208.48 

430,673.98 

211,088.88 

2,659.752.15 

18.  Thurgau  .  .  . 

72,827.35 

- 

62,201.96 

247,948.23 

288,939.52 

164,874.91 

95,846.01 

286,971,71 

91,905  71 

1,311,515.40 

19.  Waadt  .... 

154,210.25 

246,385.76 

85,190.76 

375,260.18 

206,545.63 

928,439.92 

120,370.65 

557,264.50 

214,086.04 

2,887,753.69 

20.  Neuenburg  . 

69,547.15 

100,652.33 

133,794.78 

128,324.64 

235,994.46 

450,006.46 

195,343.82 

356,737.99 

68,842.06 

1,739,243.69 

21.  Genf . 

198,995.45 

165,819.77 

174,695.70 

237,069.02 

394.045.49 

367,325.95 

329,948.50 

327,178.86 

129,844.47 

2,324,923.21 

22.  Tessin  .... 

11,101.65 

24,630.32 

70.922.88 

56,078.54 

22,216.49 

26,422.55 

49,444.18 

114,434.39 

24,034.27 

400,285.27 

23.  Wallis  .... 

1,500.— 

73,043.84 

23,822.48 

7,423.62 

25,573.56 

60,509.01 

24.907.22 

3,98961 

2,330.20 

223,099.54 

24.  Appenzell  1/Rh. 

— 

— 

— 

1,067.12 

88.33 

271.92 

93.15 

234.39 

178.37 

1.933.28 

25.  Appenzell  a/Rh. 

15,126.08 

4,754.80 

8.392.23 

39,821.29 

60,22012 

70,968.46 

44,269.52 

82,720.78 

78,906.68 

405,479.96 

Total  .  .  . 

3,391,940.59 

3,541,628.68 

5,802,359.59 

7,858,060.22 

7,423,750.69 

9,723,235,86 

4,922,553.55 

7,613,132.23 

3,541,124.32 

53,817,785.73 
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Bundes.  Er  ist  es  ferner,  der  die  unmittelbaren  Kosten  der 
Mobilisation,  zu  deren  Abtragung  die  Steuer  ja  herbeigezogen 
werden  sollte,  auf  sich  zu  nehmen  hatte.1)  Schließlich,  ein 
fiskalpolitisch  nicht  unerhebliches  Argument  ist  die  Tatsache, 
daß  der  Ausfall  der  Zölle  —  der  Haupteinnahmequelle  des 
Bundes  —  im  Kriege  ein  so  gewaltiger  war,  daß  das  Budget 
des  Staatshaushaltes  ungleich  schwerer  belastet  war  als 
diejenigen  der  Kantone. 

Die  Steuerabrechnung  mit  den  Kantonen  hat  bis  heute 
neun  mal  stattgefunden  und  hat  folgende  Ergebnisse  geliefert. 

V  e  r  g  1.  Tabelle. 

Der  jedem  Kanton  zufallende  Zehntel  der  eingegangenen 
Steuerbeträge  wurde  diesem  längstens  3  Monate  nach  Ab¬ 
lauf  der  Zahlungsfrist  von  der  eidg.  Kriegssteuerverwaltung, 
unter  Beilage  eines  namentlichen  Verzeichnisses  seiner 
Steuerpflichtigen  und  einem  den  Steuerbetrag  enthaltenden 
Auszug  aus  der  Steuerliste  zugestellt.  Für  Steuerpflichtige, 
deren  Steuerpflicht  mehreren  Kantonen  unterstand,  wurde  der 
volle  Zehntbetrag  dem  einschätzenden  Kantone  Übermacht, 
und  dieser  hatte  sich  mit  den  mitbeteiligten  Kantonen  finan¬ 
ziell  abzufinden,  wobei  die  Grundsätze  der  bundesgericht¬ 
lichen  Praxis  betr.  das  Verbot  der  Doppelbesteuerung  zu  be¬ 
rücksichtigen  waren.  Bei  Streitigkeiten,  die  sich  bei  der  Re- 
partition  ergaben,  entschied  das  Bundesgericht. 

Um  ein  Bild  zu  gewinnen  von  der  großen  finanziellen 
Bedeutung,  die  diese  Kriegsgewinnsteuerquote  für  den  Fi¬ 
nanzhaushalt  der  einzelnen  Kantone  ausgemacht  hat,  lassen 
wir  vergleichsihal'ber  eine  Zusammenstellung  folgen  über  die 

A)  Hierzu  den  Antrag  Rothenberger,  der  später  zu  einer  Volks¬ 
initiative  ausgewachsen  ist . Ziff.  2  _  Von  den  Kriegsgewinn¬ 

steuern  sind  abzurechnen  der  Anteil  der  Kantone,  die  Einlagen  in  den 
Fond  für  Arbeitslosenfürsorge  und  ein  Betrag  von  200  Millionen  Fr.,  die 
in  einen  Fond  für  die  Alters-  und  Invaliditätsversicherung  zu  legen 
sind.  „Vergl.  Amtl.  Stenogr.  Bulletin  des  Nationalrates  vom  28.  Ja¬ 
nuar  1919, 
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Erträgnisse  der  Vermögens-,  Einkommens-  und  ersten  Kriegs¬ 
steuer  in  den  Jahren  1914  resp.  1915. 

Es  betrugen  die  Einnahmen  aus:1) 


Grund  und 
Vermögen 

Einkommen 

Kiiegssteuer 

Kriegs¬ 

gewinnsteuer 

pro 

Kopf 

Zürich 

6  099  071 

7  255  361 

8  721  060 

13  851  853 

27,1 

Bern 

5  609  566 

6  200  493 

11  192  936 

4  846  767 

7,5 

Luzern 

1  025  655 

— 

2  318  030 

1  095  226 

6,5 

Uri 

65  851 

— 

76  475 

55  592 

2,5 

Schwyz 

301  254 

— 

402  945 

381  871 

6,6 

Obwalden 

47  024 

7  500 

89  099 

3  672 

0,2 

Nidwalden 

56  957 

— 

70  863 

36  397 

2,9 

Glarus 

639  496 

— 

345  181 

1959  951* 

59,4 

Zug 

230  076 

72  678 

292  180 

626  631 

22,5 

Freiburg 

1  503  297 

239  335 

1  930  421 

228  341 

1,6 

Solothurn 

901  915 

— 

1  617  147 

3  204  413 

27,6 

Baselstadt 

3  242  248 

5  712  200 

4  243  339 

8  992  860* 

66,1 

Baselland 

654  828 

— 

1  059  702 

329  993 

4,3 

Schaffhausen 

830  153 

— 

637  506 

2  436  489* 

53,0 

Appenzella. Rh.  385  894 

93  773 

802  334 

405  479 

7,1 

Appenzell  i.  Rh.  146  959 

— 

75  668 

1933 

0,07 

St.  Gallen 

2  272  056 

1  302  779 

4  194  731 

3  654  191 

12,0 

Graubünden 

1  248  597 

796  798 

827  997 

159  844 

1,3 

Aargau 

966  321 

— 

3  988  375 

2  659  752 

11,5 

Thurgau 

840  561 

422  038 

1  869  935 

1311515 

9,7 

Tessin 

1  526  000 

— 

1  619  280 

400  285 

2,6 

Waadt 

4  445  397 

— 

5  595  249 

2  887  753 

8,9 

Wallis 

503  325 

372  681 

887  099 

223  099 

1,8 

Neuenburg 

1  322  123 

558  895 

2  308  090 

1  739  243 

13,0 

Genf 

3  746  241 

— 

3  762  729 

2  324  923 

15,0 

38  610  865 

23  034  531 

58  928  371 

53  817  785 

=  Vs 

=  Vio 

des  Gesamtertrages 

Aus  dieser  Tabelle  geht  zunächst  hervor,  daß  der  Er¬ 
trag,  den  die  eidgenössische  Kriegsgewinnsteuer  für  die  Kan¬ 
tone  abgeworfen  hat,  ein  sehr  verschieden  hoher  war.  Er 

*)  Vergleiche  Finanzhaushalt  der  Schweiz  I.  Band,  pag.  110,  Bern 
1916,  und  ferner  die  Vorschriften  über  die  eidg.  Kriegssteuer  von  Pro¬ 
fessor  Dr.  J.  Steiger,  pag.  33,  Zürich  1916. 
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schwankt  zwischen  einer  Summe  von  nicht  ganz  Fr.  2000. — 
bei  Appenzell  i.  Rh.  und  einer  solchen  von  13  Millionen  Fr. 
für  den  Kanton  Zürich.  Oder  nehmen  wir  die  Verhältnis¬ 
zahlen,  so  macht  der  Anteil  pro  Kopf  der  Bevölkerung  in 
Appenzell  i.  Rh.  nur  7  Rappen  aus  gegenüber  Fr.  59,4  in  Glarus 
und  66,1  Fr.  in  Baselstadt.  Das  sind  gewiß  Dinge,  die  auf¬ 
fallen  müssen,  und  hier  um  so  mehr,  als  die  sonst  solche  Un¬ 
tersuchungen  stark  erschwerenden  Momente  der  ungleichen 
kantonalen  Veranlagungssysteme  nicht  in  Betracht  fallen, 
da  es  sich  um  eine  auf  Bundesgebiet  einheitlich  veranlagte 
Ertragssteuer  handelt. 

Wir  hätten  zwar  vorgezogen,  die  kantonalen  Kriegs¬ 
gewinnsteuerquoten  pro  Kopf  der  in  den  Kantonen  ansässi¬ 
gen  kriegsgewinnsteuerpflichtigen  Personen  auszurechnen, 
jedoch  war  die  Kriegssteuer  Verwaltung  infolge  der  ihr  auf¬ 
gelegten  Schweigepflicht  (Art.  14)  nicht  in  der  Lage,  uns 
hierüber  nähere  Angaben  zu  machen. 

Auffallend  an  der  obigen  Zusammenstellung  ist  sodann 
eine  Gruppe  von  Kantonen,  die  sowohl  ihrem  absoluten  als 
auch  relativen  Anteile  nach  hervortreten.  Es  sind  dies  Basel¬ 
stadt,  Glarus,  Schaffhausen,  Solothurn,  Zug  und  Zürich.  Von 
diesen  Kantonen  zeichneten  sich  der  erst-  und  letztgenannte 
schon  vor  dem  Kriege  durch  großes  Erwerbssteuerkapital 
aus,  es  ist  deshalb  auch  nicht  erstaunlich,  daß  sie  als  Zentren 
des  Handels  mit  dieser  hohen  Quote  teilhaben.  Daneben  sind 
beide  Kantone  Industriegebiete  ersten  Ranges,  dort  hat  die 
chemische  Industrie  und  Seidenbandfabrikation,  hier  dagegen 
die  Metall-  und  Seidenindustrie  ihre  Kriegsorgien  gefeiert. 
Aber  auch  die  4  übrigen  Kantone  lassen  sich  unter  einem 
gemeinsamen  Gesichtswinkel  betrachten.  Schaffhausen,  Solo¬ 
thurn  und  Zug  sind  während  des  Krieges  Industrieplätze  für 
ausgesprochenen  Kriegsbedarf  geworden.  (Aluminium  und 
Waffen,  Uhren  und  kondensierte  Milch.)  Endlich  Glarus, 
das  weniger  als  eigentlicher  Produktionsplatz  eine  Bedeutung 
erlangt  hat,  aber  im  Laufe  des  Krieges  der  Sitz  zahlreicher 
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Unternehmungen  geworden  ist,  eine  Folge  seiner  günstigen 
Steuerverhältnisse  für  Gesellschaftsunternehmungen.  Alle 
zusammen  also  in  erster  Linie  begünstigt  durch  die  Kriegs¬ 
konjunktur  ihrer  Industrie,  die  je  länger  je  mehr  die  Haupt¬ 
quelle  geworden  ist,  aus  der  Bund  und  Kantone  ihre  Kriegs¬ 
einkünfte  geschöpft  haben.  So  ist  beispielweise  das  kantonale 
Kriegsgewinnbetreffnis  für  einzelne  Kantone  größer  als  die 
Gesamteinnahmen  aus  der  Vermögens-  und  Einkommensbe¬ 
steuerung  des  Jahres  1914.  (Zug,  Glarus  u.  a.  m.) 

Wenig  begünstigt  waren  die  mehr  landwirtschaftlichen 
Gebiete  wie  Graubünden,  Freiburg  und  Wallis,  und  sozusagen 
nichts  ist  abgefallen  für  die  Urkantone  und  Appenzell  i.  Rh. 

An  dieser  Stelle  wäre  es  geboten,  ein  Wort  zu  sagen  über 
den  Einfluß  der  Kriegsgewinnsteuer  auf  die  kantonale  und 
bundesstaatliche  Steuergesetzgebung.  Wir  behalten  uns  aber 
vor,  dies  im  Kapitel  über  die  Bedeutung  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  im  heutigen  Steuersysteme  ausführlicher  zu  tun. 


§  10.  Die  Erhebung  kantonaler  Kriegsgewinn¬ 
stenern. 

Es  liegt  im  Wesen  der  Sache,  daß  viele,  wenn  auch  nicht 
alle  Kantone  durch  den  Krieg  finanziell  ebenso  aus  ihrem 
finanziellen  Gleichgewicht  herausgeworfen  wurden,  wie  der 
Bund  selbst.  Das  trifft  vor  allem  zu  für  die  Grenzkantone 
Basel  und  Genf,  ferner  für  jene  Gruppe,  die  bereits  zu  Frie¬ 
denszeiten  den  überspannten  Druck  ihrer  Eisenbahnlasten 
schmerzlich  empfanden,  Bern  und  St.  Gallen.  Ganz  besonders 
aber  gehört  zu  diesen  notleidenden  Gliedstaaten  der  Kanton 
Tessin,  dessen  Steuerkraft  unmittelbar  vor  Ausbruch  des 
Krieges  aufs  schwerste  erschüttert  war. 

Neben  diesen  besondern  Verumständungen,  die  nur  ein¬ 
zelnen  Kantonen  zu  eigen  sind,  haben  sich  im  Kriege  Ein¬ 
bußen  und  Opfer  eingestellt,  die  allen  Kantonen  gemeinsam 
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sind.1)  Vor  allem  fällt  schwer  ins  Gewicht  die  durch  den 
Krieg  hervorgerufene  Stockung  von  Handel  und  Gewerbe,  die 
Folgen  sind  stark  gesunkene  Einahmen  bei  allen  Steuern,  so- 
daß,  wenn  man  die  Kantone  nicht  zwingen  wollte,  von  sich 
aus  „Kriegssteuern“  einzuführen,  der  Gedanke  sehr  nahe  lag, 
dies  durch  eine  Partizipierung  an  einzelnen  Bundessteuern 
hinauszuschieben.  Daß  aber  damit  eine  Preisgabe  der  kan¬ 
tonalen  Steuerhoheit  zu  Gunsten  des  Bundes  auch  nur  für 
die  Dauer  des  Krieges  zu  erwarten  war,  schien  sehr  unwahr¬ 
scheinlich  zu  sein.  Die  brennende  Frage,  wie  den  stark  ge¬ 
wachsenen  Ausgaben  steuerlich  beizukommen  war,  ist  auch 
durch  die  Beteiligung  der  Kantone  an  der  Kriegs-  und  Kriegs¬ 
gewinnsteuer  nicht  gelöst  worden,  und  es  ist  begreiflich,  daß 
gerade  jene  Kantone,  deren  Finanzen  am  dringendsten  nach 
einer  Gesundung  riefen,  sich  unentwegt  mit  der  Absicht  nach 
der  Schaffung  von  besondern  Kriegssteuern  getragen  haben. 
Dazu  gehört  in  vorderster  Linie  der  Kanton  Tessin. 

Der  ordentliche  Weg  der  Gesetzgebung,  der  bei  der  Aus¬ 
arbeitung  des  tessinischen  Kriegsteuergesetzes  beschritten 
worden  ist,  ermöglicht  besser,  als  dies  bei  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  der  Fall  war,  dem  Gange  der  parlamentarischen  Ver¬ 
handlungen  zu  folgen.  Der  Werdegang  war  kurz  folgender. 
In  der  Herbstsitzung  1918  des  großen  Rates  ist  eine  regie- 
rungsrätliche  Vorlage  jener  Behörde  eingereicht  worden,  die 
für  eine  Überweisung  des  bereits  im  Entwürfe  der  Regierung 
vorliegenden  Gesetzes  an  eine  besondere  Verwaltungs-  und 
Gesetzgebungskommission  eintrat.  Das  ist  geschehen  mit 
dem  Aufträge,  den  gesetzlichen  Text  zu  überprüfen,  und  dar¬ 
aufhin  dem  Großen  Rate  die  Anträge  „in  materia  sul  progetto 
governativo-commissionale“2)  zu  unterbreiten. 


*)  Vergl.  Art.  24  der  Militärorganisation,  wornach  die  Kantone 
%  der  Notunterstützung  zu  tragen  haben,  diese  haben  durch  die  zu¬ 
nehmende  Demobilisation  ab,  die  Armenlasten  dagegen  zugenommen. 

2)  Vergl.  Processi  Verbali  del  Gran  Consiglio  della  Republica  e 
Cantone  del  Ticino,  pag.  312,  Bellinzona  1919. 
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In  15  Sitzungen  des  Großen  Rates  ist  der  definitive  Ge¬ 
setzestext  zustande  gekommen  und  als  „Legge  sull‘  imposta 
c  antonale  di  guerra  e  s-ui  profitti  di  guerra“1)  am  22.  Januar 
1919  in  Kraft  getreten.  Das  tessinische  Gesetz  stellt  somit 
eine  Kombination  von  Kriegssteuer  und  Kriegsgewinnsteuer 
dar.  Einzelne  Punkte,  die  in  den  parlamentarischen  Bera¬ 
tungen  besonders  lebhaft  diskutiert  worden  sind,  sollen  hier 
etwas  ausführlicher  Erwägung  finden,  und  daran  würde  sich 
eine  kurze  kritische  Erörterung  des  Gesetzes  schließen. 

Von  allem  Anfang  an  begegnen  wir  in  den  Parlaments¬ 
verhandlungen  zwei  grundsätzlich  getrennten  Ansichten  dar¬ 
über,  wie  dem  gänzlich  gestörten  Finanzhaushalte  am  wirk¬ 
samsten  wieder  aufzuhelfen  sei.  Die  eine  geht  davon  aus, 
daß  das  Budget  des  Staatshaushaltes  durch  die  Kriegsaus¬ 
gaben  stark  belastet  worden  sei,  daß  aber  die  ungesunde  Ver¬ 
mögensbilanz  nicht  von  heute  datiere,  sondern  vom  Jahre  1917 
„dacchefu  adottata  la  nuova  legge  tributaria.“2)  Nicht  eine 
Kriegssteuer  dürfe  dem  Volke  auch  von  kantonaler  Seite  zuge¬ 
mutet  werden,  sondern  eine  vollständige  Reform  des  beste¬ 
henden  Steuergesetzes  sei  das  Gebot  der  Stunde.  Es  hat 
dieser  Gruppe  nicht  an  einflußreichen  Stimmen  gefehlt,  ihre 
zahlenmäßige  Minorität  hat  jedoch  einen  merklichen  Einfluß 
auf  den  Gang  der  Verhandlungen  nicht  auszuüben  vermocht. 

Die  andere  Richtung,  deren  Ziel  weniger  die  Wieder¬ 
herstellung  des  finanziellen  Gleichgewichtes,  als  eine  starke 
Heranziehung  der  strafbaren  Konjunkturgewinne  war,  hat 
ungefähr  folgendermaßen  argumentiert:  „La  classe  degli 
industriali  e  commercianti  si  e  arricchita  senza  alcun  merito, 
per  la  forza  delle  cose  un’altra  classe  si  e  invece  impoverita 
senza  colpa  propria.  Questa  e  una  speraquazione  enorme  che 


A)  Vergl.  Gesetzessammlung  des  Kantons  Tessin,  Bd.  45,  pag. 
53  ff.  Bollesino  officiale  della  Leggi  e  degli  esccusivi  del  Cantone  Tecino, 
Vol.  45,  No.  11,  pag.  53  ff.  Bellinzona  14,  marzo  1919. 

2)  Abgeordneter  Borella  in  den  Verhandlungen  über  die  Kriegs¬ 
steuer.  Vergl.  pag.  319. 
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puö  generare  la  rivoluzione.“1)  Aus  diesen  Gründen  muß 
eine  besondere  Steuer  diesen  Wirtschaftsgruppen  auferlegt 
werden. 

Die  erste  Frage,  die  einer  grundsätzlichen  Entscheidung 
bedurfte,  war  natürlich  diejenige  nach  der  Verfassungsmäßig¬ 
keit  dieser  künftigen  Steuer,  mit  andern  Worten,  ob  es  dem 
Kanton  Tessin  erlaubt  sei,  in  ein  Steuergebiet  des  Bundes 
seinerseits  noch  einzudringen.  Staatsrat  und  beratende  Kom¬ 
mission  sind  einstimmig  zum  Schlüsse  gekommen,  „daß  die 
kantonale  Steuerhoheit  auf  diesem  Gebiete  bejaht  und  an¬ 
erkannt  werden  müsse,  von  der  Voraussetzung  ausgehend, 
daß  durch  diese  Maßnahme  des  Gesetzgebers  eine  gewisse 
soziale  Ausgleichung  geschaffen  werde  und  eine  zwingende 
Notwendigkeit  erfüllt  sei.“2)  Diese  Begründung  einer  Kriegs¬ 
gewinnsteuer  ähnelt  stark  derjenigen,  die  der  Vorsteher  des 
Finanzdepartementes  an  der  Kandersteger-Finanzkonferenz 
(1920)  bei  der  Frage  der  dauernden  Übergewinnsteuer3)  her¬ 
angezogen  hat:  Der  Bund  braucht  Geld! 

Immerhin  mußte  man  sich  Rechenschaft  darüber  geben, 
daß  die  für  die  Besteuerung  in  erster  Linie  in  Frage  kommen¬ 
den  Erwerbszweige  schon  durch  die  ansehnliche  bundes¬ 
staatliche  Belastung  von  42  und  mehr  Prozent  in  ihrer  Lei¬ 
stungsfähigkeit  beträchtlich  gehemmt  waren,  und  eine  wei¬ 
tere  Herbeiziehung  nicht  unerhebliche  Nachteile  zeitigen 
konnte.  Auf  diese  Gefahren  haben  auch  mehrere  Redner  hin¬ 
gewiesen,  und  daraus  den  Schluß  gezogen,  daß  die  kantonale 
Steuersouveränität  de  lege  ferenda  keine  absolute  sei.  Sie  sei 
begrenzt  durch  bundesstaatliche  Fesseln  und  dürfe  so  wenig 
als  immer  möglich  durchbrochen  werden.  „Es  sei  keine  kluge 
Finanzpolitik,  wenn  dabei  die  Quellen  des  ökonomischen 

*)  Abgeordneter  Marazzi  in  den  zitierten  Parlamentsverhandlun- 
gen  1918,  pag.  469. 

2)  Sprecher  des  Staatsrates,  pag.  315  der  Verhandl.  a.  0.  Herbst¬ 
sitzung  1918. 

3)  Vergl.  Protokoll  der  Verhandlungen,  pag.  37  ff. 
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Fortschrittes  erschöpft  werden  müssen.“1)  „Essa  ha  in  se  un 
po  di  quel  bolscevismo  finanzario  che  anche  Motta  ha  inaugu- 
rato  a  Berna.“2) 

Das  materielle  Recht  der  tessinischen  Kriegssteuerge¬ 
setze  vom  22. 1. 1919  regelt  in  26  Paragraphen  alle  Fragen, 
die  Steuersubjekt,  Objekt  und  Veranlagung  betreffen;  die 
Ausführungsbestimmungen  wurden  am  1.  April  1919  vom  Re¬ 
gierungsrate  erlassen. 

Art.  1 1  ff.  gelten  für  die  Kriegsgewinnsteuer  im  Beson- 
dern,  und  die  Steuerpflicht  ist  folgendermaßen  umschrieben: 
„Die  Steuerpflichtigen  des  Kantons,  die  der  eidgenössischen 
Kriegsgewinnsteuer  unterstellt  sind,  zahlen  überdies  in  zwei 
Raten  und  den  nachstehenden  Bedingungen  eine  Spezial¬ 
steuer:  Von  der  Gesamtsumme,  der  durch  die  eidg.  Kriegs¬ 
gewinnsteuer  ermittelten  Kriegsgewinne  der  Jahre  1915  bis 
1920,  vermindert  um  den  Betrag,  der  bereits  an  die  eidgenös¬ 
sische  Kriegssteuerverwaltung  als  Steuerbetreffnis  entrichtet 
worden  ist.“ 

Der  Steuersatz  beträgt  für  eine  Summe  von:  Fr.  100000. — 
15  %,  von  100  000 — 500  000  Fr.  20  %,  über  diesen  Betrag 
25  %. 

Für  die  nach  Art.  20,  Abs.  2,  des  B.  R.  B.  vom  18.  Sept. 
1916  einer  amtlichen  Ermittlung  unterstellten  Personen  50  % 
des  Steuersatzes  der  von  Bundeswegen  er¬ 
hobenen  Steuer. 

Das  gesamte  Steuerverfahren  geschieht  im  Übrigen  un¬ 
ter  engster  Anlehnung  an  die  eidgenössische  Kriegsgewinn¬ 
steuer.  An  Stelle  der  kantonalen  Steuerbehörden,  die  bei  der 
Einschätzung  zur  Mithilfe  durch  den  Bund  herangezogen 
wurden,  treten  im  kantonalen  Verfahren  die  einzelnen  Kom¬ 
munen.  Sie  haben  sowohl  für  die  Kriegssteuer  als  auch  für 
die  Kriegsgewinnsteuer  alles  erforderliche  Material,  das  zur 


*)  Abgeordneter  Sommaruga,  pag.  464  der  zit.  Parlamentsver¬ 
handlungen. 

2)  Abgeordneter  Zeli,  pag.  474  der  zit.  Parlamentsverhandlungen. 
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Feststellung  des  genauen  Vermögens  und  Einkommens  er¬ 
forderlich  ist,  der  kantonalen  Steuerbehörde  auszuhändigen. 
Sie  sind  auch  mit  dem  Bezüge  der  beiden  Steuern  beauftragt, 
und  partizipieren  am  Ertrage  mit  einem  Fünftel.  Der  Ertrag 
der  Steuern  wurde  auf  ca.  730  000  Fr.  geschätzt,  wovon  die 
Kriegsgewinnsteuer  115  000  Fr.  abwerfen  sollte. 

Die  Bestimmung  in  Art.  11  des  Gesetzes  vom  22.  Januar 
1919,  wonach  die  Steuer  in  zwei  Raten  erhoben  werden  soll, 
hat  die  Meinung,  daß  die  erste  Veranlagungsperiode  die  Jahre 
1915  und  1916  umfassen  soll,  die  zweite  hingegen  den  dreijäh¬ 
rigen  Zeitabschnitt  (1917 — 1919)  in  sich  schließt.  Damit  hat 
man,  weil  die  Erhebung  der  beiden  Steuerquoten  zeitlich  ziem¬ 
lich  weit  auseinander  gedacht  sind,  dem  Steuerträger  eine 
große  Erleichterung  gewährt,  die  nach  der  Auffassung  von 
Befürwortern  der  Steuer  die  Härten  kaum  spüren  lassen 
werde. 

Eine  Bestimmung,  die  das  eidgenössische  Gesetz  nicht 
kennt,  ist  die  Veröffentlichung  aller  Steuerpflichtigen,  unter 
Angabe  der  steuerbaren  Beträge.  Es  ist  nicht  zu  verkennen, 
daß  damit  eine  weitgehende  Kenntnisgabe  steuerlicher  Ver¬ 
hältnisse  zu  Händen  der  Gemeindesteuerämter  geplant  ist. 

Die  größte  Schwäche  dieser  kantonalen  Steuermaßnahme 
liegt  unzweifelhaft  in  der  Wahl  des  Zeitpunktes  der  Einfüh¬ 
rung.  Die  Gewinne  der  Gesellschaftsunternehmungen  waren 
längst  verteilt,  und  diejenigen  der  Einzelpersonen  hatten 
zum  großen  Teile  Eingang  in  die  Betriebe  gefunden,  oder  sind 
für  Abschreibungen  auf  Lagerbeständen  verwendet  worden. 
Daß,  nachdem  einmal  durch  eine  eidgenössische  Steuer  fast 
die  Hälfte  aller  Kriegsgewinne  ihren  Trägern  entzogen  war, 
noch  mit  einer  Zusatzsteuer  von  Seiten  des  Kantons  zu  rech¬ 
nen  war,  hat  wohl  niemand  sich  träumen  lassen,  und  die  da¬ 
für  notwendigen  Rückstellungen  sind  überall  unterblieben. 
Man  hat  denn  auch,  und  das  geht  aus  den  Verhandlungen  des 
tessinischen  Parlamentes  deutlich  hervor,  das  Hauptgewicht 
nicht  auf  die  Kriegsgewinnsteuer  gelegt,  sondern  auf  die 

ll 
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Kriegssteuer,  die  von  dem  geplanten  Ertrage  rund  75  Prozent 
abwerfen  soll. 

Der  Ertrag  von  4  Millionen  Franken,  bei  einer  Bevölke¬ 
rung  von  rund  150  000  Seelen,  mit  dem  der  Kanton  Tessin  an 
der  eidgenössischen  Kriegsgewinnsteuer  teil  hat,  ist  an  und 
für  sich  nicht  groß.  Das  ist  eine  Folge  der  vorwiegend  land¬ 
wirtschaftlich  orientierten  Tätigkeit,  und  diese  „Nachlese“ 
auf  kantonalem  Boden  hat  sich  u.  E.  gerade  für  einen  solchen 
Kanton  am  allerwenigsten  geeignet.  Die  Quellen  des  Steuer¬ 
objektes  lagen  vorwiegend  bei  Industrie  und  Handel,  und 
diese  Voraussetzung  hat  für  den  Kanton  Tessin  nur  bedingt 
zugetroffen.  Das  wird  der  voraussichtliche  Mißerfolg  dieser 
Steuer  ohne  Zweifel  noch  feststellen  müssen. 

Werfen  wir  zur  Illustration  des  Gesagten  einen  Blick 
auf  die  hauptsächlichsten  Produktionszweige  des  Kantons, 
insbesondere  auf  die  Bedeutung,  die  der  Industrie  dabei  zu¬ 
kommt.  Da  kommen  vor  allem  in  Betracht  die  Werke  in 
Bodio,  auf  die  in  den  parlamentarischen  Auseinandersetzun¬ 
gen  wiederholt  hingewiesen  worden  ist,  und  sodann  einige 
Lebensmittelindustrien  im  südlichen  Teile  des  Kantons.  Die¬ 
sen  hat  aber  die  italienische  Konkurrenz  das  Fortkommen  in 
der  Nachkriegszeit  sehr  schwer  gemacht,  und  Kriegsgewinne 
werden  auch  hier  nur  unbedeutende  herauszuholen  sein.  Zu¬ 
sammengenommen  also  eine  ganz  unbedeutende  Anzahl 
steuerkräftiger  Steuersubjekte,  die  zur  Wiederherstellung  des 
gestörten  Finanzhaushaltes  sicherlich  wenig  beitragen  wer¬ 
den. 

Schließlich  zur  Frage  der  Steuersätze.  Der  ursprünglich 
von  der  Expertenkommission  vorgeschlagene  Satz  war  ein 
Proportionalsatz  von  nur  5  Prozent  für  alle  Kriegsgewinne. 
Erst  im  Verlaufe  der  Beratungen,  wobei  man  sich  stets  wie¬ 
der  an  die  überraschenden  Ergebnisse  der  eidgenössischen 
Steuer  erinnerte,  hat  man  auch  hier  den  Schlag  etwas  weiter 
ausgeholt  und  ist  schließlich  zu  den  nicht  geringen  Sätzen 
von  15 — 25  Prozent  gekommen.  Was  bedeutet  nun  diese 
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Belastung  zusammen  mit  den  Sätzen  der  Bundessteuer  für 
den  steuerpflichtigen  Unternehmer  des  Kantons  Tessin?  An¬ 
genommen,  der  von  der  eidg.  Kriegssteuerverwaltung  ermit¬ 
telte  steuerbare  Kriegsgewinn  für  die  Periode  1915 — 1920  be¬ 
trage  500  000  Franken  und  verteile  sich  wie  folgt  auf  die  bei¬ 
den  Zeitperioden: 

Periode  1915/16  100  000  Fr.,  das  ergibt  für  die 
eidg.  Steuer  ä  25  % 

Periode  1917/20  400  000  Fr.,  das  ergibt  für  die 
eidg.  Steuer  ä  42  % 

Eidg.  Steuer  zusammen: 
abzüglich  diesen  Betrag  von  500  000 

193  000 

ergibt :  307  000 

davon,  weil  in  der  2.  Kategorie  20  %  kanto¬ 
nale  Steuer  Fr.  61  400 

Eidg.  und  kantonale  Steuer  zusammen:  Fr.  254  000 

das  enspricht  einer  Belastung  von  50,87%. 

Nehmen  wir  als  Beispiel  einen  steuerbaren  Kriegsgewinn, 
bei  dem  der  kantonale  Steuersatz  von  25  Prozent  zur  An¬ 
wendung  gelangt,  so  ergibt  sich  eine  Besteuerung  von  ca. 
55  Prozent.  Wenn  nun  auch,  was  aus  den  Schätzungen  über 
den  mutmaßlichen  Ertrag  der  Steuer  hervorgeht,  solche 
Steuerquoten  kaum  in  Frage  kommen  werden,  so  bleibt  doch 
die  Tatsache  festzuhalten,  daß  auch  die  Anwendung  des  ge¬ 
ringsten  Satzes  von  15  Prozent  immer  noch  eine  Belastung 
von  über  50  Prozent  ergibt. 

Der  Satz  von  42  Prozent  der  eidg.  Kriegsgewinnsteuer 
ist  aber  von  den  beratenden  Kommissionen  mehrfach  als 
Maximalsatz  bezeichnet  worden,  über  den  hinauszugehen  mit 
der  Gefahr  einer  Tötung1)  der  Unternehmertätigkeit  zu  reeh- 


Fr.  25  000 

Fr.  168  000 
Fr.  193  000 


0  Es  ist  immerhin  darauf  hinzuweisen,  daß  die  tessinische  Kriegs¬ 
gewinnsteuer  erst  nach  Ablauf  des  Krieges  erhoben  worden  ist,  und 
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nen  sei.1)  Man  darf  nun  freilich  diese  Steuersätze  nicht  allzu 
tragisch  nehmen,  und  wenn  hinsichtlich  der  Besteuerung  der 
Kriegsgewinne  gerade  für  den  Kanton  Tessin  eine  ungleich 
höhere  Belastung  festzustellen  ist,  so  bleibt  angesichts  der 
wiederholt  kritisierten  Mangelhaftigkeit  des  tessinischen  Ver¬ 
anlagungssystems  immer  noch  das  Ventil  der  Steuerflucht 
als  letzter  Ausweg  dem  Steuerpflichtigen  Vorbehalten. 

Es  ist  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Erfahrungen,  die  alle 
Staaten  während  des  Krieges  mit  der  Kriegsgewinnsteuer 
gemacht  haben,  dahin  gehen,  daß  die  Erfassung  der  Kriegs¬ 
gewinne  nur  dann  auf  einen  steuerlichen  Erfolg  rechnen  kann, 
wenn  sie  an  Ort  und  Stelle,  bei  ihrem  Auftreten  von  der 
Steuer  erfaßt  werden,  daß  sie  aber  desto  schwerer  zu  treffen 
sind,  je  weiter  der  Zeitpunkt  ihrer  Entstehung  und  ihrer  Ver¬ 
anlagung  auseinanderliegen.  Es  klingt  daher  fast  eher  wie 
versteckte  Schadenfreude,  wenn  wir  ein  Ratsmitglied  sagen 
hören:  Wir  wollen  nicht  den  Tod  dieser  Sünder,  (gemeint 
sind  die  tessinischen  Kriegsgewinner),  aber  daß  sie  sich  be¬ 
kehren  und  —  zahlen.“2)  Von  einer  steuerpolitisch  reiflich 
überlegten  Maßnahme  kann  da  im  Ernste  nicht  mehr 
gesprochen  werden. 

Die  Wege,  die  zu  einer  Besserung  der  tessinischen  Fi¬ 
nanzen  geführt  hätten,  waren  durchaus  gangbare.  Sie  sind 
auch  mehrfach  gewiesen  worden,  und  gipfeln  in  dem  ein¬ 
fachen  Gebote  nach  einer  dringenden  bessern  Steuergesetz¬ 
gebung.  Daß  aber  dieser  Weg  gegenüber  dem  beschrittenen 
weit  mühseliger  ist,  darüber  besteht  kein  Zweifel.  Daran 

so  auf  den  unmittelbaren  Geschäftsgang  der  Kriegsjahre  keinen  hem¬ 
menden  Einfluß  ausüben  konnte.  Für  die  Steuerjahre  1919  und  die  fol¬ 
genden  kann  jedoch,  wenn  die  flüssigen  Mittel  fehlen,  doch  eine  fühl¬ 
bare  Mehrbelastung  sich  zeigen. 

*)  Vergl.  hierzu  die  Eingabe  der  Handelskammer  Lugano  an  den 
Großen  Rat  vom  7.  Januar  1919,  die  neben  anderem  eine  rasche 
Reform  della  legge  tributaria  verlangt,  abgedruckt  in  „Processi  Verbali 
del  Gran  Consiglio“,  pag.  330  ff. 

2)  Vergl.  Ausführungen  des  Abgeordneten  Gallacchi,  pag.  475. 
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haben  sich  jedoch  finanziell  besser  gestellte  Kantone  als  der 
Kanton  Tessin  es  war,  gehalten,  und  zwar  mit  nicht  geringem 
Erfolge.  Wir  sind  überzeugt,  daß  auch  die  Einführung  der 
kantonalen  Kriegsgewinnsteuer,  dieser  föderalistischen  Groß¬ 
tuerei,  nur  halbe  Arbeit  geleistet  hat,  und  daß  in  kürzester 
Zeit  die  alten  Mängel  der  Geldknappheit  sich  wieder  zeigen 
werden.  Für  jene  Zeit  wird  auch  die  gründliche  Moderni¬ 
sierung  des  bestehenden  Steuergesetzes  und  der  Verwal¬ 
tungsorganisation  in  Aussicht  genommen  werden  müssen. 

§11.  Die  Anwendwug  der  gesetzlichen  Vorschriften 
durch  die  Steuerorgane. 

Es  handelt  sich  hier  prima  facie  um  das  große  Kapitel 
der  Abschreibungen,  das  während  der  ganzen  Wirkungsdauer 
der  Kriegsgewinnsteuer  von  Steuersubjekt  und  Steuerbehörde 
immer  und  immer  wieder  aufgegriffen  wurde,  und  an  dem 
beide  mit  so  großer  Hartnäckigkeit  ihre  großen  Interessen¬ 
gegensätze  geltend  machen  wollten.  Die  Abschreibungen 
sind  es  auch  in  erster  Linie,  die  noch  heute  den  weitaus  größ¬ 
ten  Teil  aller  anhängigen  Rekurse  betreffen. 

Es  scheint  uns  deshalb  am  Platze  zu  sein,  etwas  ein¬ 
gehender  auf  dieses  Kapitel  einzutreten  und  gleichzeitig  auf 
die  Härten  hinzuweisen,  die  von  Seiten  der  Steuerbehörden 
den  Steuerpflichtigen  oftmals  auferlegt  worden  sind.  Die  zahl¬ 
losen  Eingaben,  die  von  den  verschiedensten  Wirtschafts¬ 
gruppen  und  Interessentenverbänden  an  die  Steuerverwal¬ 
tung,  das  Finanzdepartement  und  die  kantonalen  Handelskam¬ 
mern  eingereicht  worden  sind,  geben  ein  deutliches  Bild  von 
der  großen  privatwirtschaftlichen  und  volkswirtschaftlichen 
Tragweite  dieser  Seite  des  Veranlagungsgeschäftes. 

Wir  wollen  versuchen,  in  der  Folge  die  verschiedenen 
Abschreibungen  einzeln  zu  durchgehen,  indessen  einige  Be¬ 
merkungen  allgemeiner  Natur  vorausschicken. 

Charakteristisch  für  die  Kriegsgewinnsteuer  ist  die  ge- 
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genüber  allen  andern  Steuern  hervortretende  Härte.  Die 
kleine  Zahl  der  Steuerpflichtigen,  die  schematische  Ermitt¬ 
lung  des  sog.  Kriegsgewinnes,  die  hohen  Steuersätze  und  das 
weit  verzweigte  Netz  einer  staatlichen  Steuerinquisition,  ge¬ 
ben  dieser  Steuer  das  Gepräge  einer  kriegszeitlichen  Neu- 
und  Notschöpfung. 

Freilich  sind  im  Verlaufe  des  Krieges  nach  dieser  oder 
jener  Richtung  vom  Gesetzgeber  Erleichterungen  zugestan¬ 
den  worden  (Erhöhung  der  Mindestrendite,  Ermäßigung  des 
Steuersatzes  in  der  Nachkriegszeit  u.  a.  m.),  aber  diese 
Steuerprivilegierungen  sind  allgemeiner  Art,  sie  sind  zum 
nicht  geringen  Teile  an  die  veränderte  Wirtschaftslage  des 
Landes  angepaßt,  nehmen  aber  auf  die  ganz  individuellen 
Verhältnisse  der  einzelnen  Steuerpflichtigen  nur  wenig  Rück¬ 
sichten.  Was  im  Gesetze  nicht  ausgesprochen  werden  kann, 
nämlich  eine  vom  Gesetzgeber  gewollte  innere  Festigung  der 
Betriebe  durch  entsprechend  hohe  Abschreibungen,  wäre  nun 
aber  in  der  Kompetenz  der  Steuerbehörden  gelegen.  Wie  ha¬ 
ben  sich  nun  diese  jenen  Forderungen  gegenüber  verhalten? 

Leider  geht  aus  den  Äußerungen  der  Presse  hervor,  daß 
die  Steuerbehörden  es  kaum  als  einen  Teil  ihrer  Pflichten  auf¬ 
gefaßt  haben,  wirtschaftliche  gerechtfertigte  Rücksichten 
walten  zu  lassen,  man  scheint  einzig  an  das  Interesse  des 
Fiscus  gedacht  zu  haben,  nicht  aber  an  dasjenige  jener  Kreise, 
zu  deren  Privilegien  es  ohnehin  gehört,  in  den  verschieden¬ 
sten  Formen  vom  Staat  zu  Mehr-  und  Sonderabgaben  heran¬ 
gezogen  zu  werden. 

So  war  es  ein  äußerst  beliebtes  Mittel  mancher  Ein¬ 
schätzungsorgane,  den  Steuerpflichtigen  nachträglich  Ab¬ 
schreibungen  auf  den  Geschäftsergebnissen  vornehmen  zu 
lassen,  deren  Zweck  es  war,  eine  künstliche  Verringerung  des 
Durchschnittsertrages  herbeizuführen. 

In  einem  Falle,  so  wird  uns  mitgeteilt,  habe  z.  B.  die 
Steuerbehörde  die  Rückdatierung  von  Abschrei¬ 
bungen  auf  die  Vergleichungsjahre  gefordert, 
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obwohl  gegen  die  Richtigkeit  der  Abschlüsse  und  Abschrei¬ 
bungen  der  fraglichen  Jahre  nichts  einzuwenden  war.  Durch 
diese  Rückdatierung  sei  aber  eine  Verminderung  des  bilanz¬ 
mäßigen  Reingewinnes  der  Vergleichsjahre  1912/13  und 
1913/14  um  100  000  Fr.  und  des  Durchschnittsertrages  um 
50  000  Fr.  möglich  geworden,  um  welchen  Betrag  natürlich 
der  nachträglich  zu  versteuernde  Kriegsgewinn  größer  war. 
Durch  solche  Manipulationen,  die,  wie  die  Zürcher  Handels¬ 
kammer  mitteilt,  des  öftern  vorgekommen  seien,  kann  selbst 
die  Bestimmung  der  Art.  6  und  8  (Begriff  des  Kriegsge¬ 
winnes,  Bestimmungen  für  die  Berechnung  des  durchschnitt¬ 
lichen  Reinertrages  der  Vorjahre)  illusorisch  gemacht  wer¬ 
den.  Es  liegt  uns  zu  dieser  Frage  ein  Entscheid  der  eidg. 
Rekurskommission  vor,  der  hinsichtlich  nachträglicher  Ab¬ 
schreibungen  erklärt:  „daß  Abschreibungen,  die  ein  Unter¬ 
nehmer  zur  Zeit  des  Geschäftsabschlusses  nicht  als  notwen¬ 
dig  erachtete,  nicht  nachträglich  zur  Verminderung  des 
steuerbaren  Kriegsgewinnes  vorgenommen  werden  dürfen.“1) 
Wenn  dieser  Grundsatz  aber  für  die  Steuerpflichtigen  Geltung 
hat,  so  ist  er  per  analogiam  auch  dann  anzuwenden,  wenn 
er  gegen  die  Interessen  des  Fiscus  sprechen  muß. 

Es  scheint  uns,  daß  im  Allgemeinen  die  Steuerbehörde 
rein  mechanisch  die  Abschreibungen  aus  der  Kriegszeit  mit 
denjenigen  der  Vorkriegszeit  verglichen  hat.  Diese  Praxis 
übersieht  aber  den  wesentlichen  Umstand,  daß  in  der  Regel, 
die  Abschreibungen  in  einem  gewissen  Verhältnis  zum  Rein¬ 
gewinn  des  betr.  Jahres  stehen. 

Wenn  auch  die  Anpassung  der  Abschreibungen  an  die 
Höhe  des  Reingewinnes,  wie  sie  in  den  Geschäften  üblich  ist, 
dem  Wesen  der  Abschreibungen  nicht  gerecht  wird,  so  sollte 
doch  die  Steuerbehörde  diesem  Gebrauch  ganz  besonders  bei 
solchen  Unternehmungen  Rechnung  tragen,  die  vor  dem 
Kriege  schlecht  gearbeitet  haben.  Eine  richtige  Bewertung 

*)  Vergl.  Rekursentscheid  Nr.  47  b,  abgedruckt  in  Vierteljahrs¬ 
schrift  für  schweizerisches  Abgaberecht,  Heft  3,  Jahrgang  1920,  pag.  151, 
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der  abzuschreibenden  Mobilien  und  Immobilien  hätte  jeden¬ 
falls  nur  unter  weitgehender  Berücksichtigung  der  Geldent¬ 
wertung  stattfinden  dürfen.  Ebenso  hätte  die  absolute  Höhe 
des  Buchwertes  dieser  Aktivposten  berücksichtigt  werden 
müssen,  denn  in  einem  stark  amortisierten  Betriebe  braucht 
man  in  der  Auslegung  des  Begriffes  „übliche“  Abschreibun¬ 
gen  weniger  weit  zu  gehen,  als  in  einem  Unternehmen,  das 
infolge  ungünstiger  Konjunkturumstände  seine  Einrichtun¬ 
gen  nicht  genügend  hat  abschreiben  können.  Des  weitem 
hätte,  wie  das  eine  solide  Amortisationspolitik  auch  in  Frie¬ 
denszeiten  getan  hat,  der  Anschaffungswert,  und  nicht  der 
jeweilige  Buchwert  als  Basis  für  die  Abschreibungen  genom¬ 
men  werden  sollen. 

Hat  ein  Unternehmen  aus  irgend  einem  Grunde  hohe 
Abschreibungen  vorgenommen,  die  steuerpflichtig  erklärt 
worden  sind,  so  war  dieser  Betrieb,  sofern  er  die  Abschrei¬ 
bungen  dennoch  bestehen  ließ,  im  Nachteil  gegenüber  jenen 
Unternehmungen,  die  dem  Drucke  der  Steuerbehörde  nach¬ 
gebend,  die  steuerpflichtigen  Abschreibungen  rückgängig  ge¬ 
macht  haben.  Der  letztere  Betrieb  erhöhte  auf  diese  Weise 
sein  Kapitalkonto,  auf  dem  6  Prozent  Zins  steuerfrei  sind. 
(Art.  7,  Ziff.  1.)  Es  wurde  daher  von  verschiedenen  Seiten 
der  Vorschlag  gemacht,  die  steuerpflichtigen  Abschreibungen 
auf  ein  gesondertes  Konto  zu  übertragen,  auf  dem  ebenfalls 
6  Prozent  steuerfrei  hätten  bleiben  sollen.  Es  hätte  diese 
Forderung  durchaus  der  Billigkeit  entsprochen,  denn  ver¬ 
mehrte  Abschreibungen  sollten  unter  keinen  Umständen 
steuerlich  ungünstiger  behandelt  werden. 

a)  Die  Abschreibungen  auf  Immobilien« 

Diese  haben  neben  der  privatwirtschaftlichen  auch  große 
volkswirtschaftliche  Bedeutung.  Handelt  es  sich  doch  zum 
Teil  um  nichts  geringeres  als  um  die  Erweiterung  und  Mo¬ 
dernisierung  der  Betriebe  (Ersetzung  der  kalorischen  durch 
elektrische  Kraft),  wofür  die  Luzerner  Handelskammer,  weil 
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im  höchsten  Interesse  des  ganzen  Landes  liegend,  völlige 
Steuerfreiheit  forderte. 

Es  bildet  nun  aber  gerade  das  Vorgehen  der  Steuerbe¬ 
hörde  bei  der  Behandlung  der  Immobilien  Anlaß  zu  berech¬ 
tigter  Kritik,  da  in  den  wenigsten  Fällen  Rücksicht  genom¬ 
men  wurde  auf  die  viel  höhern  Erstellungskosten  der  Kriegs¬ 
zeit.  Eine  erhöhte  Abschreibung  auf  Bauten  hätte  sich  ganz 
besonders  da  gerechtfertigt,  wo  die  Anlagen  durch  forcierte 
Betriebe  erheblich  stärker  mitgenommen  worden  sind,  wobei 
erst  noch  die  Qualitätsmängel  zu  berücksichtigen  sind,  die 
nolens  volens  in  Kauf  genommen  werden  müssen.  Ferner  ist 
zu  beachten,  daß  in  vielen  Fällen,  so  z.  B.  in  der  Maschinen¬ 
industrie,  solche  Neuanlagen  nach  dem  Kriege  ganz  oder  teil¬ 
weise  wertlos  sein  können.  Hier  hätten  unter  allen  Umstän¬ 
den  Abschreibungen  bewilligt  werden  sollen,  die  es  ermög¬ 
licht  hätten,  außerordentliche  Aufwendungen 
aus  außerordentlichen  Gewinnen  zu  decken. 
Das  Festhalten  an  bestimmten  Prozentzahlen  hat  hier  eine 
starre  Praxis  geschaffen,  die  den  individuellen  Verhältnissen 
der  Steuerpflichtigen  wenig  Rechnung  trug.  Es  scheint 
überdies,  daß  die  Steuerorgane  in  ihrer  schematischen  Beur¬ 
teilung  nicht  einmal  konsequent  geblieben  sind,  denn  die  Maß¬ 
stäbe,  die  für  die  verschiedenen  Industriezweige  angelegt 
wurden,  waren  durchaus  ungleiche.  Es  liegt  auf  der  Hand, 
daß  dergleichen  Unterschiede  in  der  Behandlung  das  Gefühl 
der  Unbilligkeit  noch  stärken,  und  das  Vertrauen  in  die 
Steuerorgane  noch  mehr  erschüttern  mußten. 

Es  ist  ein  Gebot  von  ausschlaggebender  Bedeutung  für 
die  schweizerische  Industrie,  daß  sie  nicht  mit  außerordent¬ 
lichen  Kosten  für  Bauten  und  Einrichtungen  belastet  in  die 
Friedenszeit  eintreten  sollte,  ein  Gebot,  das  leider  nur  zu 
einem  geringen  Teile  Verwirklichung  gefunden  hat,  nicht  zu¬ 
letzt  infolge  der  wenig  liberalen  Auffassung  der  Steuerbehör¬ 
den  über  das  Kapitel  der  ordentlichen  Abschreibungen.1) 


*)  Vergl.  Hagemann  K.,  Privatrechtliches  zum  Gesetz  über  die 
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Wenn  nämlich  für  Bauten,  die  das  zwei-  bis  dreifache  des 
Normalen  gekostet  haben,  Abschreibungen  von  2 — 3  Proz.* 2) 
bewilligt  wurden,  so  kann  von  einer  steuerpolitischen  Weit¬ 
sichtigkeit  der  Steuerbehörde  für  solche  Dinge  nicht  gespro¬ 
chen  werden. 

b)  Die  Abschreibungen  auf  Mobilien. 

Für  diese  gilt,  wenn  nicht  noch  in  erhöhtem  Maße,  das 
eben  von  den  Immobilien  gesagte.  Auch  hier  ist  zur  Genüge 
bekannt,  daß  die  Steuerorgane  auf  Maschinen,  Waren  u.  a.  m., 
die  zu  Kriegspreisen  gekauft  werden  mußten,  und  die  qualita¬ 
tiv  hinter  den  Friedensprodukten  zurückstanden,  nicht  aus¬ 
reichende  Abschreibungen  gestattet  worden  sind.  Zu  diesen 
Faktoren  tritt  aber  weiter  hinzu,  daß  die  technische  Ab¬ 
nützung  während  des  Krieges  bedeutend  größer  war,  die  fort¬ 
gesetzte  Mobilisation  der  Arbeitskräfte  oft  Änderungen  im 
Betriebe  zur  Folge  hatten,  die  auf  die  Dauer  nicht  ohne  Ein¬ 
fluß  auf  die  Anlagen  geblieben  sind.  Abschreibungen,  die 
von  den  Unternehmern  auf  solchen  Anlagen  gemacht  worden 
sind,  sind  jedoch  von  der  Steuerbehörde  nicht  selten  als  ver¬ 
steckte  Kriegsgewinne  bezeichnet  worden,  und  die  Einschätz¬ 
ung  für  die  nächste  Periode  hat  mit  umso  größerer  Wachsam¬ 
keit  und  Schikane  stattgefunden.  So  wenig  jedoch  die  wäh¬ 
rend  des  Krieges  ausgerichteten  Angestelltengehälter  und 
Teuerungszulagen  als  versteckte  Kriegsgewinne  angesehen 
werden  konnten,  so  wenig  hätte  logischerweise  auch  ein  an¬ 
gemessener  Ausgleich  für  effektive  Vermögensverluste  als 
das  betrachtet  werden  sollen. 

Ganz  besonders  stark  scheint  man  sich  in  dieser  Be¬ 
ziehung  im  Kanton  Schaf fhausen  an  die  gesetzlichen  Vor- 

Besteuerung  der  Kriegsgewinne.  Monatsschrift  für  Handelsrecht  und 
Bankwesen,  25.  Jahrgang,  Heft  6.  Berlin  1916,  Verlag  Heymann. 

2)  Vergl.  Rekursentscheid  Nr.  104 1.  Vierteljahrsschrift  für  schwei¬ 
zerisches  Abgaberecht.  Herausgegeben  von  E.  Blumenstein.  Heft  3, 
pag.  258. 
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Schriften  geklammert  zu  haben,  indem  nämlich  dort  von  den 
Steuerorganen  vielfach  verlangt  worden  ist,  daß  die  Ab¬ 
schreibungen  auf  den  Fabrikanlagen  dieabsoluteHöhe 
derjenigen  von  1912  und  1913  nicht  übersteigen 
dürften.  Diese  Art,  dem  Fiscus  die  Taschen  zu  füllen,  spricht 
allerdings  nicht  dafür,  daß  eine  liberale  Anwendung  der  Be¬ 
stimmungen  über  die  Abschreibungen,  wie  sie  des  öftern  von 
der  eidg.  Steuer  Verwaltung  mündlich  und  in  ihren  Jahres¬ 
berichten  in  Aussicht  gestellt  wunde,  auch  tatsächlich  wahr 
geworden  ist. 

Eine  Ausnahme  möchten  wir  freilich  hervorheben,  wo 
bei  Betrieben,  die  für  den  Bund  arbeiteten  (Militärdeparte¬ 
ment  und  Volkswirtschaftsdepartement),  erhöhte  Abschrei¬ 
bungen  gebilligt  worden  sind.  Der  Verein  schweizerischer 
Maschinenindustrieller  berichtet  darüber,  daß  in  dieser  Be¬ 
ziehung  Vergünstigungen  bis  zu  25  Prozent  vorgekommen 
seien,  indem  den  genannten  Betrieben  30  Prozent  zugestan¬ 
den  wurden,  wo  sonst  5  Prozent  die  Regel  waren.  U.  E.  hat 
jedoch  die  Person  des  Auftraggbers  mit  dem  Grade  der  Ab¬ 
nützung  einer  Maschine  nichts  zu  tun.  Bei  ähnlichen  Be¬ 
trieben  war  die  Abnützung  sicherlich  nicht  geringer,  und 
wenn  die  Steuerbehörde  schon  Anstrengungen  gemacht  hat, 
für  einzelne  auserlesene  Betriebe  gerecht  zu  sein,  so  hätte 
sie  es  auch  wagen  sollen,  aus  Gründen  einer  logischen  und 
billigen  Konsequenz  dies  für  alle  Betriebe  in  gleichem  Maße 
zu  sein. 

c)  Die  Schaffung  von  Rekapitalisationsreserven.1) 

Es  kann  keineswegs  überraschen,  daß  die  Steuerbehörde 
solchen  Reserven  nicht  mit  dem  notwendigen  Weitblicke  ent- 

*)  Eine  eingehende  Untersuchung  bietet  Dr.  E.  Pfau,  Industrie¬ 
politische  Gesichtspunkte  der  Besteuerung.  Stuttgart  1921.  §  14,  Das 
Steuerprivileg  des  Rationalisierungsfond.  Finanzwirtschaftliche  Zeit¬ 
fragen,  Heft  71.  Der  Krieg  hat  die  volkswirtschaftlich  unbedingte  Not¬ 
wendigkeit  der  Bildung  stiller  Reserven  als  Vorsichtsmaßregel  für 
unvorhergesehene  Ereignisse  in  Erscheinung  treten  lassen. 
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gegengetreten  ist,  nach  dem  sie  einfachere  und  dringendere 
Gebote  einer  klugen  Steuerpolitik  nicht  hat  verstehen  wollen. 
Das  ändert  aber  nichts  an  der  Berechtigung  oder  besser  ge¬ 
sagt,  an  der  Notwendigkeit  solcher  Rückstellungen,  und  der 
äußerst  kritische  Verlauf  der  Nachkriegszeit  wäre  mancher¬ 
orts  leichter  ertragen  worden,  wenn  auch  die  Steuerbehörde 
nach  dieser  Seite  nicht  allein  dem  fiscalischen  Bedürfnis  des 
Staates  gedient  hätte. 

Jeder  Betrieb  sollte  heute  unbedingt  im  Besitze  aus¬ 
reichender  eigener  Mittel1)  oder  Kredite  sein,  um  eine  gründ¬ 
liche,  wenn  auch  kostspielige  Umstellung  zur  Friedenspro¬ 
duktion  vornehmen  zu  können.  Leider  ist  das  aber  in  den 
wenigsten  Fällen  so,  und  was  in  irgend  einer  liquiden  Kapital¬ 
form  aus  der  Kriegskonjunktur  mit  in  die  Nachkriegszeit  her¬ 
übergenommen  werden  konnte,  ist  heute  durch  die  ver¬ 
schärfte  Wirtschaftskrisis  zum  großen  Teil  wieder  auf  ge¬ 
zehrt.  (Arbeitslosenunterstützung.) 

An  diesem  privat-  und  volkswirtschaftlich  überaus  bedenk¬ 
lichen  Zustande,  der  jede  Unternehmertätigkeit  außerordent- 

*)  Dazu  gehört  auch  die  Frage  des  Zahlungsmodus.  Die  krieg- 
führenden  Staaten  räumten  den  Steuerzahlern  die  Fakultät  ein,  die  Ge¬ 
winnsteuern  in  Kriegsanleihen  zu  bezahlen,  während  die  Eidgenossen¬ 
schaft  Barzahlung  verlangte.* *)  Dadurch  wurde  die  Industrie  in  den 
schwierigsten  Zeiten  der  dringend  notwendigen  Barmittel  beraubt,  sie 
wurde  unmobilisiert,  und  es  werden  sich  dadurch  nach  dem  Kriege 
besonders  große  Schwierigkeiten  für  die  Industrie  einstellen  wenn  sie 
infolge  der  wachsenden  Konkurrenz  über  beträchtliche  flüssige  Mittel 
verfügen  sollten.  Es  wäre  wünschenswert  gewesen,  wenn  der  Bund 
die  Bezahlung  eines  großen  Teiles  der  Kriegsgewinnsteuer  z.  B.  in  Mo¬ 
bilisationsanleihen  zum  Ausgabekurs  gestatten  würde.  Es  bestand  auch 
die  Gefahr,  daß  bei  der  Nichtbewilligung  dieser  Forderung  die  Industrie 
bei  der  Neuemission  von  Bundesanleihen  sich  nicht  mehr  in  dem  großen 
Umfange  werde  beteiligen  können. 

*)  Eine  gewisse  Erleichterung  ist  für  die  Steuerpflichtigen  da¬ 
durch  erreicht  worden,  als  die  Stücke  des  7.  Eidg.  Mobilisations- 
anleihens  zu  Pari  in  Zahlung  genommen  wurden.  Nach  den  Mittei¬ 
lungen  eines  Bankfachmannes  sollen  demzufolge  diese  Papiere  im 
Kurse  wirklich  gestiegen  sein. 
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lieh  erschwert,  ist  nicht  allein  die  heutige  wirtschaftliche 
Lage  schuld.  Die  gegenwärtige  Krisis,  in  erster  Linie  her¬ 
vorgerufen  durch  eine  Ausschließung  der  schweizerischen 
Konkurrenz  infolge  der  hohen  Valuta,  hätte  wesentlich  ge¬ 
mildert  werden  können,  wenn  von  der  Steuerbehörde  zur 
richtigen  Zeit  beträchtliche  Rückstellungen1)  nicht  nur  gebil¬ 
ligt,  sondern  gefordert  worden  wären,  selbstverständlich  un¬ 
ter  der  Voraussetzung  möglichster  Steuerbefreiung  solcher 
Rekapitalisierungsreserven.  Heute  ist  es  zu  spät,  wenn  von 
allen  Seiten,  und  nicht  zuletzt  vom  Staate  selbst,  auf  die  Un¬ 
ternehmer  eingeredet  wird,  durch  weitgehendste  Typisierung 
und  Automatisierung  die  Produktionskosten  zu  drücken.  Zu 
einem  solchen  Versuchsfelde  eignet  sich  die  schweizerische 
Industrie  unter  den  heutigen  Verhältnissen  am  allerwenigsten. 
Die  gegenwärtige  und  kommende  Steuerbelastung  des  Kapi¬ 
tals  und  die  hierfür  notwendige  Bereithaltung  der  flüssigen 
Mittel  ist  so  groß  geworden,  daß  für  die  technische  Vervoll¬ 
kommnung  der  Betriebe  so  gut  wie  nichts  mehr  übrig  bleibt. 

Man  vergleiche  zu  dieser  Feststellung  einmal  die  Bilanz, 
sowie  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  auf  S.  174.  Es  han¬ 
delt  sich  um  eine  der  bedeutendsten  ältesten  chemischen  In¬ 
dustrien  der  Ostschweiz.2) 

Auffallend  an  dieser  Bilanz  ist  der  überaus  hohe  Betrag 
von  ca.  440  000  Fr.  für  Abgaben  und  Kriegsgewinnsteuer.  Da 
die  Steuer  bis  Ende  1920  erhoben  worden  ist,  die  Gesellschaft 
aber  schon  im  vergangenen  Geschäftsjahre  nicht  mehr  kriegs¬ 
gewinnsteuerpflichtig  war,  so  muß  es  sich  hier  um  einen  Be¬ 
trag  handeln,  der  aus  frühem  Steuerperioden  als  Quote  der 
Geschäftsunkosten  auf  das  Geschäftsjahr  1921  verbucht  wor¬ 
den  ist,  oder  aber,  und  das  ist  wahrscheinlicher,  um  einen 


1)  Dazu  Leonhardt:  Die  stillen  Reserven  und  die  Kriegsgewinn¬ 
steuer,  „Die  Bank“,  1.  Heft  1916,  pag.  5  ff.  Ferner:  Haußmann:  Bank- 
Archiv,  Band  15,  pag.  193  ff. 

2)  Abgedruckt  in  Schweizerisches  Handelsamtsblatt  Nr.  232  vom 
20.  Sept.  1921. 
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Bilanz  per  30.  Juni  1921. 


Aktiven : 

Passiven: 

Immobilien  u  Mobilien 

323.000.- 

Aktienkapital  .  .  . 

3  000  000  — 

Kassa  und  Wechsel  . 

24  239.35 

Anleihen . 

1  100  000.— 

Kautionen ,  Beteilig- 

Kreditoren  .... 

717  810.30 

ungen,  Effekten  .  . 

2114  650.— 

Reserven . 

600  000.— 

Debitoren . 

1  529  392.77 

Dispositionskonto  .  . 

180  000.— 

Waren . 

1  660  386.- 

Baureserve  für  Arbeiter¬ 

wohnungen  .  .  . 

45  300.45 

Gewinn-  und  Verlust¬ 

konto  . 

8  557.37 

5  651  668.12 

5  651  668.12 

Gewinn-  und  Verlustrechnung  per  30.  Juni  1921. 

Unkosten . 

217  986.75 

Vortrag  aus  alter  Rech¬ 

Verlust  auf  Landwirtschaft 

6  802.75 

nung  . 

22  697.84 

Abgaben  incl.  Kriegs¬ 

Bruttoertrag . 

612  906.97 

gewinnsteuer  .  . 

440  881.20 

Ertrag  der  Kautionen  und 

Reingewinn . 

8  557.37 

Effektenkonti  .  .  . 

38  623.26 

674  228.07 

674  228.07 

von  der  Kriegssteuerverwaltung  gestundeten  Steueranspruch. 
Es  ist  wahrlich  ein  interessantes,  aber  in  unsern  Tagen  sicher 
nicht  seltenes  Vorkommnis,  daß  bei  einem  Bruttoertrag  der 
Fabrikation  von  rund  600  000  Fr.  ein  Reingewinn  von  sage 
und  schreibe  8500  Fr.  sich  ergibt,  nur  deswegen,  weil  die  Be¬ 
träge  für  Steuern  davon  2/3  oder  nahezu  70  %  verschlingen. 
Da  kann  man  sich  mit  gutem  Rechte  die  Frage  vorlegen,  ob 
es,  nicht  zu  sprechen  vom  volkswirtschaftlichen  Standpunkte, 
selbst  fiskalisch  als  notwendig  angesehen  werden  kann,  eine 
derartig  kategorische  Einforderung  der  Steuerschulden  heute 
noch  fortzusetzen2),  oder  ob  es  der  Endzweck  aller  steuer- 

2)  Wir  anerkennen  vollauf,  daß  durch  die  Gewährung  von  Stun¬ 
dungen  dem  Steuerpflichtigen  während  den  einzelnen  Kriegsjahren  große 
Erleichterungen  zugestanden  worden  sind;  jedoch  hat  dadurch  ein 
Anwachsen  der  Steuerforderungen  stattgefunden,  die  nur  bei  ihrer  defi¬ 
nitiven  Verfallzeit,  in  ihrer  Höhe  den  Steuerpflichtigen  doppelt  schwer 
treffen  müssen. 
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liehen  Maßnahmen  sein  soll,  auf  diese  Weise  eine  Sozialisie¬ 
rung  der  Privatindustrie  durchzuführen?  Daß  von  Abschrei¬ 
bungen  in  dieser  Bilanz  überhaupt  nichts  zu  sehen  ist,  rührt 
davon  her,  weil  diese  Unternehmung  durch  gute  Geschäfts¬ 
jahre  der  Vorkriegszeit-  innerlich  sehr  erstarkt  ist,  und  die 
Aufwendungen  von  der  Kriegs-  zur  Friedensproduktion  ver¬ 
schwindend  klein  gewesen  sind.  Zahlreiche  Fälle  sind  uns 
aber  bekannt,  wo  diese  Voraussetzungen  fehlten,  und  wo  die 
Kriegssteuerverwaltung  um  ihre  Steueransprüche  gleichwohl 
durchzusetzen,  Arrestverfügungen  auf  Rohmaterialien  und 
Maschinen  verfügt  hat. 

Angesichts  dieser  trostlosen  Lage,  in  der  viele  unserer 
Industrien  sich  befinden,  ist  es  erstaunlich,  daß  selbst  für  das 
Jahr  1920  noch  ein  Steuerbetrag  von  rund  155  Millionen 
Franken1)  dem  Fiscus  zugeflossen  ist.  Es  beweist  dies  zur 
Evidenz  und  wird  auch  von  der  eidg.  Kriegssteuerverwal¬ 
tung  rühmlich  hervorgehoben,  daß  von  Seiten  der  Steuer¬ 
pflichtigen  ein  erhebliches  Maß  von  gutem  Willen  an  den  Tag 
gelegt  wurde,  ihren  Steuerpflichten  nachzukommen. 

Daß  aber  eine  Rekapitalisation  in  der  schweizerischen 
Industrie  mit  ein  erstes  Erfordernis  sein  wird,  um  die  frü¬ 
here  Bedeutung  auf  dem  Weltmärkte  wieder  zu  erlangen,  dar¬ 
über  ist  sich  heute  auch  die  eidgenössische  Steuerverwaltung 
im  Klaren,  wie  das  aber  zu  machen  ist,  das  bleibt  die  drin¬ 
gendste  und  schwierigste  Aufgabe  jedes  Unternehmers  in  der 
nächsten  Zukunft.  Sicher  ist,  daß  nur  eine  ganz  allmähliche 
Aüfnung  solcher  Fonds,  zu  deren  Speisung  vielleicht  jahre¬ 
lange  Zuwendungen  aus  den  jeweiligen  Reingewinnen  ge¬ 
macht  werden  müssen,  die  Unternehmer  in  den  Stand  setzen 
kann,  ihre  Betriebe  zu  modernisieren.  Das  immer  unter  der 
Voraussetzung,  daß  auch  die  Wirtschaftslage  in  der  nächsten 

*)  Auf  die  einzelnen  Steuerperioden  verteilt  sich  der  Betrag  wie 
folgt:  1915:  750  356,  1915/16:  763  596,  1916:  2  383  545,  16/17:  2  859  940, 
17:  9  332  443,  17/18:  20  933  855,  18:  29  054  432,  18/19:  48  424  276,  19: 
41  084  453,  19/20:  135  355,  20:  81  060. 


176 


Zeit  sich  zu  bessern  beginnt.  Zu  dieser  Modernisierung  ge¬ 
hören  aber  eine  Reihe  Anschaffungen,  die  in  normalen  Zeiten 
über  die  Gewinn-  und  Verlustrechnung  direkt  abgebucht 
worden  sind,  und  auf  diese  Weise  den  Betrieb  stets  auf  dem 
erforderlichen  Grade  von  Leistungsfähigkeit  zu  halten  ver¬ 
mochten.  Das  hat  im  Kriege  durch  das  Dazwischentreten  der 
Steuerbehörde  nicht  mehr  geschehen  können,  und  dieser  Auf¬ 
schub  wird  in  der  Geschäftspolitik  der  kommenden  Jahre  als 
schwere,  drückende  Last  sich  geltend  machen. 

Wir  verhehlen  uns  durchaus  nicht,  daß  durch  eine  unvor¬ 
sichtige  Steuerprivilegierung  von  Seiten  der  Steuerorgane 
die  Gefahr  bestanden  hätte,  daß  solche  Rückstellungen  nach 
Aufhebung  der  Kriegsgewinnsteuer  wieder  der  laufenden 
Rechnung  einverleibt  worden  wären.  Allein  einem  solchen 
Mißbrauche  von  Anfang  an  den  Riegel  zu  stoßen,  wäre  nicht 
überaus  schwer  gewesen.  Die  für  Rekapitalisierungszwecke 
vorgesehenen  Summen  hätten  ganz  einfach  als  solche  dekla¬ 
riert  werden  müssen,1)  unter  der  Verpflichtung,  genaue  Rech¬ 
nung  über  die  Verwendung  und  Verwaltung  dieser  Gelder  zu 
führen.  Zudem  hätte  den  Steuerexperten  Einsicht  in  die  vor¬ 
genommenen  Betriebserweiterungen  oder  Erneuerungen  ge¬ 
währt  werden  müssen. 

Damit  wäre  aber  einem  Postulate  von  großer  volkswirt¬ 
schaftlicher  Tragweite  Rechnung  getragen  worden,  damit 
wäre  freilich  auch  der  Ertrag  von  700  Millionen  Franken  um 
vielleicht  V3  gekürzt  worden,  eine  Summe,  die  durch  die  zu¬ 
nehmende  Arbeitslosenunterstützung  die  von  Bund  und  Pri¬ 
vaten  zu  entrichten  ist,  in  der  denkbar  unproduktivsten  Weise 
nun  doch  verausgabt  wird. 

*)  Wie  das  bei  den  Zuwendungen  für  Wohlfahrtszwecke  auch  der 
Fall  war. 


V.  Die  Stellung  der  Kriegsgewinnsteuer 
im  Steuersystem  und  Umwandlung  in  eine 
dauernde  Uebergewinnsteuer. 

§  12.  Die  Kriegsgewinnsteuer  eine  partielle 
Einkommenssteuer« 

Es  fällt  nicht  leicht,  der  Kriegsgewinnsteuer  ihre  Stel¬ 
lung  im  Steuersysteme  anzuweisen.  Wir  haben  im  Verlaufe 
der  Untersuchung  gesehen,  daß  sie  keineswegs  aus  einer 
.Steuerform  herausgebildet  ist,  sondern  in  ihrer  Vielgestaltig¬ 
keit  die  Elemente  verschiedener  Steuerformen  an  sich  trägt. 
Immerhin  treten  uns  vor  allem  zwei  Formen  entgegen,  einmal 
diejenige  der  Vermögenszuwachsbesteuerung  —  wie  sie 
Deutschland  teilweise  gewählt  hat  —  und  sodann  die  Form 
der  Einkommensverbesserungssteuer  —  wie  sie  von  allen  an¬ 
dern  Staaten  ausgebildet  worden  ist.  Wenn  auch  diese  Ge¬ 
genüberstellung  von  Friedens-  und  Kriegseinkommen  etwas 
durchaus  Neues  war,  so  liegt  doch  die  Frage  sehr  nahe,  die 
Kriegsgewinnsteuer  als  Abart  der  Einkommenssteuer  anzuse¬ 
hen.  Diese  Auffassung  vertritt  auch  Lotz1)  in  seiner  „Finanz¬ 
wissenschaft“,  indem  er  die  Kriegsgewinnsteuer  als  partielle 
Einkommenssteuer  bezeichnet. 

Bräuer2)  bezeichnet  jedoch  diese  Auffassung  als  steuer¬ 
theoretisch  unhaltbar,  indem  hier  Gegenstand  der  Besteuerung 
weder  das  Einkommen  noch  das  Vermögen,  sondern  ledig¬ 
lich  der  Zuwachs  an  solchem  sei.  „Die  Kriegsgewinnsteuer 

*)  Finanzwissenschaft  1917,  pag.  441  und  476,  ferner  G.  Strutz, 
Kriegsgewinnsteuer,  Deutsche  Juristenzeitung,  20.  Jahrg.,  pag.  649  ff. 

2)  Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  in  den  europäischen  Staa¬ 
ten,  Finanz-  und  Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  Heft  77,  pag.  80. 
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ist  also  eine  Form  der  Zuwachssteuer,  die  neben  den  Ein¬ 
kommen-  und  Vermögenssteuern  durchaus  selbständige  Be¬ 
deutung  hat  und  von  diesen  scharf  abgegrenzt  werden  muß.“ 

Wir  teilen  jedoch  in  dieser  Streitfrage  die  Ansicht  von 
Lotz,  und  führen  zur  Begründung  folgende  Argumente  an. 
Daß  man  die  Steuer  allgemein  auf  das  Zuwachseinkommen 
veranlagt,  ist  lediglich  eine  Folge  der  steuerrechtlichen 
Schwierigkeit,  die  sich  aus  einer  befriedigenden  Umschrei¬ 
bung  des  Begriffes  Kriegsgewinn  ergeben  hat.  Hätte  man  in 
klarer  Weise  feststellen  können,  was  darunter  für  den 
Steuerfiscus  zu  verstehen  sei,  so  wäre  auch  diese  Hilfskon¬ 
struktion  einer  Gegenüberstellung  von  Friedensgewinn  und 
Kriegseinkommen  hinfällig  geworden.  Es  hätte  bei  der  Ver¬ 
anlagung  ganz  einfach  geheißen:  Der  und  der  Kriegsgewinn 
unterliegt  dieser  oder  jener  Steuer,  und  das  wäre  nichts  ande¬ 
res  gewesen  als  die  Veranlagung  auf  einem  besonders  hohen 
Einkommensteile,  also  eine  partielle  Einkommens- 
Steuer.  Es  ließe  sich  theoretisch  der  Fall  denken,  daß  ein 
Steuersubjekt  ein  Kriegseinkommen  bezogen  hat  ohne  vor¬ 
her  ein  Friedenseinkommen  bezogen  zu  haben,  auf  dieses 
Kriegseinkommen  veranlagt  ist  die  Steuer  doch  gewiß  eine 
Einkommenssteuerart,  aber  keine  Besteuerung  des  Zu¬ 
wachses. 

Die  Kriegsgewinnsteuer  nimmt  unter  den  heute  beste¬ 
henden  Formen  insofern  eine  grundverschiedene  Stellung  ein, 
als  sie  nur  als  vorübergehende  Kriegsmaßnahme  anzusehen 
ist.  Die  Kriegsfinanzpolitik  früherer  Perioden  läßt  zwar  er¬ 
kennen,  daß  neben  den  ordinären  Steuerformen  in  Zeiten 
allerhöchster  Geldnot  auch  besondere  Steuerformen  immer 
wieder  gesucht  und  auch  gefunden  wurden.  So  ist  beispiels¬ 
weise  die  heutige  Forderung  nach  einer  einmaligen  Vermö¬ 
gensabgabe,  als  das  große  Mittel  zur  Abtragung  der  Kriegs¬ 
schulden,  durchaus  nicht  neu,  und  andere  Steuern,  direkte 
oder  indirekte,  als  Tilgungssteuern  für  überausgroße  Staats¬ 
lasten  waren  ebenfalls  schon  früher  bekannt.  Allen  diesen 
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früheren  Formen  ist  jedoch  zu  eigen,  daß  sie,  nachdem  ihr 
Zweck  ganz  oder  auch  nur  teilweise  erfüllt  war,  nicht  aus  den 
Steuersystemen  wieder  verschwunden  sind,  sondern  daß  sie 
meist  weit  über  ihren  Bedürfnisgrad  hinaus  Wirksamkeit 
behielten. 

Die  Kriegsgewinnsteuer  aber  war  in  ihrer  ganzen  Aus¬ 
gestaltung  sowohl  in  der  Umschreibung  von  Steuersubjekt, 
Steuerobjekt,  in  den  enormen  Steuersätzen  so  sehr  auf  die 
außerordentlichen  Verhältnisse  der  Kriegszeit  zugeschnit¬ 
ten,  daß  ihre  Erhebung  mit  dem  Aufhören  der  Feindselig¬ 
keiten  und  der  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Hochkon¬ 
junktur  ebenfalls  ein  Ende  nehmen  mußten.  Die  Vorausset¬ 
zungen  für  die  Fortsetzung  dieser  Steuer  fehlten  gewisser¬ 
maßen  mit  dem  Abschluß  des  Waffenstillstandes.  Daß  die 
Erhebung  in  den  meisten  Staaten  über  diesen  Zeitabschnitt  fort¬ 
gesetzt  wurde,  hängt  mit  der  gänzlichen  Ausplünderung  aller 
Staaten  durch  die  Militärlasten  zusammen,  die  einem  großen 
Teile  der  Industrie  auch  über  den  Kriegsabschluß  hinaus 
lohnende  Beschäftigung  geboten  haben. 

Das  Bild,  das  uns  die  vorliegende  Untersuchung  über  die 
Besteuerung  der  Kriegsgewinne  bieten  soll,  ist  kein  einheit¬ 
liches.  Das  kommt  daher,  daß  die  Vorbedingungen  für  die 
Einführung  der  Steuer  in  den  einzelnen  Staaten  durchaus  ver¬ 
schiedene  waren.  So  knüpfte  England  seiner  traditionellen 
Überlieferung  gemäß  an  das  Quelleneinkommen  an  und  hat 
damit  den  größten  Erfolg  zu  verzeichnen  gehabt,  Frankreich, 
wo  für  die  erste  Erhebungsperiode  die  Grundlage  einer  Ein¬ 
kommenssteuer  fehlte,  brachte  die  Kriegsgewinnsteuer  in  en¬ 
gen  Zusammenhang  mit  seiner  Patentsteuer,  Deutschland  hat 
sowohl  an  die  Einkommenssteuer  als  an  die  bestehende  Ver¬ 
mögenssteuer  angeknüpft,  kurz  eine  Vielgestaltigkeit,  die  be¬ 
reits  erkennen  lassen  muß,  wie  schwer  es  gehalten  hat,  ein 
scheinbar  so  handgreifliches  Steuerobjekt  wie  den  Kriegsge¬ 
winn  zu  erfassen. 

Selbst  unter  der  gewagten  Voraussetzung,  daß  es  gelun- 
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gen  wäre,  einer  exakten  Ermittlung  des  Kriegsgewinnes  bei¬ 
zukommen,  so  wäre  eine  ziffernmäßige  Gegenüberstellung 
der  Kriegsgewinne  der  verschiedenen  Staaten,  etwa  wie  die 
Untersuchung  von  Fuchs  es  getan  hat,  noch  weit  davon  ent¬ 
fernt,  uns  ein  Bild  zu  geben  von  der  steuerlichen  Beitrags¬ 
leistung  der  einzelnen  Wirtschaftszweige  an  den  Staat.  Del 
Grad  der  Geldentwertung  in  den  verschiedenen  Staaten  war 
ein  grundverschiedener,  und  demgemäß  sind  auch  die  Steuer¬ 
pflichtigen  in  den  betreffenden  Staaten  in  ganz  unterschied¬ 
licher  Weise  von  dieser  Steuer  getroffen  worden.  In  den 
Ländern  mit  hochwertigem  Gelde:  England,  Amerika  und 
den  meisten  neutralen  Staaten  kommt  der  auf  schematische 
Weise  ermittelte  Kriegsgewinn  noch  am  reinsten  zum  Aus¬ 
drucke.  In  stark  vergrößerter  Form  treten  aber  die  Kriegs¬ 
gewinne  in  jenen  Ländern  in  Erscheinung,  wo  ein  Teil  der 
Kriegseinkommen  lediglich  als  Parallelerscheinung  der  Geld¬ 
inflation  zu  besehen  ist,  wo  aber  in  Wirklichkeit  dem  realen 
Sachwert  des  Geldes  nach  nicht  nur  eine  starke  Beschnei¬ 
dung  der  absolut  erzielten  Gewinne  stattgefunden  hat,  son¬ 
dern  darüber  hinaus  auch  der  Grundstock  der  Vermögen  von 
der  Steuer  angegriffen  worden  ist.  Das  trifft  in  erhöhtem 
Maße  für  jene  Mehreinkommen  der  Kriegszeit  zu,  die  nach¬ 
gewiesenermaßen  auch  im  Frieden  hätten  erzielt  werden  kön¬ 
nen,  mit  dem  Kriege  direkt  also  in  keinem  kausalen  Zusam¬ 
menhänge  stehen. 

Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  bietet  also  eine 
Reihe  schwerer  Ungerechtigkeit,  eine  Tatsache  die  darin  ihren 
Ausdruck  findet,  daß  der  Ertrag  bei  weitem  nicht  den  geheg¬ 
ten  Erwartungen  vieler  Staaten  nahegekommen  ist. 

Die  Frage,  ob  die  Kriegsgewinnsteuer  in  den  einzelnen 
Ländern  einen  sichtbaren  Einfluß  auf  die  Gestaltung  der 
Steuersysteme  auszuüben  vermag,  darf  wohl  verneint  wer¬ 
den.  Gewiß  mag  diese  neue  Steuerform  im  einen  oder  andern 
Lande  dazu  dienen,  die  Ausgestaltung  der  allgemeinen  Ein¬ 
kommenssteuer  zu  beschleunigen,  vielleicht  auch  die  Besteu- 
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erung  der  gesellschaftlichen  Unternehmungen  weiter  auszu¬ 
bilden,  daß  aber  diese  Steuerform  „tiefe  Spuren“1)  hinsicht¬ 
lich  der  kommenden  Steuersysteme  hinterlassen  habe,  wagen 
wir  ernsthaft  zu  bezweifeln. 

Speziell  für  unser  Land  kommt  der  Kriegsgewinnsteuer 
die  Bedeutung  zu,  daß  sie  einen  neuen  erfolgreichen  Vorstoß 
des  Bundes  in  die  traditionelle  Steuerdomäne  der  Kantone 
bedeutet.  Mit  der  zweiten  Kriegssteuer  zusammen  hat  sie  den 
Beweis  erbracht,  daß  bei  einer  Ausdehnung  der  Steuerkom¬ 
petenz  auf  das  Gebiet  der  Vermögens-  und  Einkommenssteu¬ 
ern  damit  die  Steuerreserven  der  Kantone  keineswegs  auf¬ 
gezehrt  werden,  sondern  daß  sehr  wohl  bundesstaatliche  und 
kantonale  Steuergewalt  auf  diesem  Gebiete  nebeneinander  be¬ 
stehen  können.  Die  Ausdehnung  der  zweiten  Kriegssteuer2) 
auf  12  oder  noch  mehr  Jahre  wird  diese  Steuer  voraussichtlich 
zu  einer  dauernden  direkten  Bundessteuer  werden  lassen, 
denn  es  wird  niemandem  einfallen  zu  glauben,  daß  die  so  ge¬ 
wonnene  Steuerdomäne  nach  Ablauf  dieser  Frist  wieder 
allein  den  Kantonen  überlassen  wird.  Auf  diese  Weise  wäre 
auch  der  Forderung  der  sozialdemokratischen  Partei  auf 
Einführung  einer  besondern  direkten  Bundessteuer  bereits 
Geltung  verschafft,  und  als  zweite,  ebenso  wichtige  Folge¬ 
rung  wird  auch  die  Bundeserbschaftssteuer  kaum  allzu  lange 
auf  sich  warten  lassen. 

§13.  Das  Projekt  der  dauernden  Uebergewinnsteuer« 

An  der  Kandersteger  Finanzkonferenz,  die  vom  30. 
August  bis  3.  September  1920  tagte,  hat  der  Vorsitzende,  Bun¬ 
desrat  Musy,  das  Projekt  einer  Übergewinnsteuer  mit  dem 

0  Dr.  K.  Brauer:  Die  Besteuerung  der  Kriegsgewinne  in  den 
europ.  Staaten.  Finanz-  und  Volkswirtschaftliche  Zeitfragen,  77.  Heft, 
pag.  85. 

2)  Vergl.  Les  finances  publiques  de  la  Suisse  de  1914  ä  1920,  Prof. 
E.  Großmann,  Paris  1921.  Verlag  Marcel  Glaser  &.  Cie.  Pag.  14,  „les 
pronostics  vont  de  8  ä  20  ans,“ 
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einfachen  Hinweis  darauf  begründet:  Der  Bund  brauche  Geld. 
Er  hat  ferner  idarauf  hingewiesen,  daß  die  Großzahl  der 
Konferenzteilnehmer  mit  diesem  Steuerprojekt  einverstanden 
sei,  und  es  schien  nahe  daran  zu  sein,  daß  diese  Übergewinn¬ 
steuer  —  die  Unhandlichkeit  liegt  schon  im  Worte  —  unserem 
Steuersystem  als  dauernde  neue  Bundessteuei"  einverleibt 
werden  sollte. 

Die  Verhältnisse,  die  inzwischen  für  die  gesamte  Volks¬ 
wirtschaft  im  allgemeinen,  für  Handel,  Industrie  und  Ge¬ 
werbe  im  besonderen  sich  eingestellt  haben,  sind  aber  stärker 
gewesen  als  die  Argumente  dieser  kompetenten  Konferenz¬ 
teilnehmer.  Die  Bedeutung,  die  man  der  Übergewinnsteuer 
als  Fiscalinstrument  aller  ersten  Ranges  noch  vor  Jahresfrist 
beigemessen  hat,  ist  heute  ins  pure  Gegenteil  umgeschlagen. 

Betrachten  wir  die  Übergewinnsteuer  in  ihrem  geschicht¬ 
lichen  Werdegang  etwas  eingehender. 

Im  Frühjahr  1920  hat  eine  Expertenkommission  darüber 
beraten,  ob  die  eidgenössische  Kriegsgewinnsteuer  auch  für 
das  Jahr  1920  noch  zu  erheben  sei.  Sie  stimmte  dem  Vor¬ 
schläge  des  Finanzdepartements  auf  nochmalige  Erhebung 
der  Steuer  zu,  mit  dem  ausdrücklichen  Vorbehalte,  daß  sie 
nicht  gleichzeitig  mit  der  zweiten  Kriegssteuer  erhoben  wer¬ 
den  dürfe. 

Der  Steuersatz  wurde  darauf  auf  20  Prozent  herabge¬ 
setzt,  sie  wird  pro  1921  erhoben,  fällt  also  bereits  mit  dem 
ersten  Steuerjahr  der  zweiten  Kriegssteuer  zusammen.  Nicht 
genug  daran,  ist  auf  der  Kandersteger-Konferenz  der  Ver¬ 
such  unternommen  worden,  diese  Kriegsgewinnsteuer  unter 
etwas  abgeändertem  Namen  neben  der  zweiten  Kriegssteuer 
einzuführen.  Wir  fragen  uns  nun,  entspricht  es  wirklich 
einer  gesunden  vorsichtigen  Steuerpolitik,  gleichsam  als  Be¬ 
lohnung  für  die  während  des  Krieges  gemachten  Anstren¬ 
gungen,  eine  kleine  Minderheit  mit  einer  neuen  Friedensge¬ 
winnsteuer  zu  belasten,  nur  weil  sie  das  mehr  als  zweifelhafte 
Glück  haben,  heute  Unternehmer  oder  Kaufleute  zu  sein?  Es 
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kommt  uns  diese  Politik  ungefähr  so  vor,  wie  es  einst  im  rei¬ 
chen  Spanien  geschah,  das  im  Besitze  der  meisten  Gold-  und 
Silberminen  war  und  daraus  so  lange  wie  aus  einem  unver- 
sieglichen  Quell  geschöpft  hat,  bis  es  daran  verarmte.  Na¬ 
tionalrat  A.  Frey  hat  auf  der  genannten  Finanzkonferenz  den 
Mut  gehabt,  den  Ausspruch  zu  tun,  „daß  es  besser  wäre,  den 
Kriegsgewinnern  für  ihre  Leistungen  an  die  Öffentlichkeit 
dankbar  zu  sein,  anstatt  sie  als  Leute  zweiter  Kategorie  zu 
stigmatisieren.“1) 

Wir  brauchen  übrigens,  um  uns  von  den  Wirkungen  einer 
Übergewinnsteuer  ein  Bild  zu  machen,  die  Einführung  dieser 
Steuer  gar  nicht  erst  abzuwarten.  Die  bereits  bestehende 
Kriegsgewinnsteuer,  wie  sie  seit  1919  erhoben  wird,  ist  im 
Grunde  genommen  gar  nichts  anderes,  als  was  für  die  Zu¬ 
kunft  geschaffen  werden  soll.  Sie  trifft  Industrielle  und 
Kaufleute  mit  einem  Satze  von  20  Prozent  zu  einer  Zeit,  wo 
diese  kaum  im  Stande  sind,  eine  Verzinsung  der  investierten 
Kapitalien  herauszuwirtschaften,2)  die  der  Rendite  der  aller¬ 
meisten  Staatspapiere  entsprechen  würde.  Daß  diese  Steuer 
als  vorübergehende  Kriegsmaßnahme  so  rasch  als  möglich 
aus  der  Welt  geschafft  werden  muß,  darüber  sind  sich  heute 
sowohl  die  Steuerpflichtigen  wie  der  Fiscus  im  Klaren.  Tut 
man  das  aber  nicht  auf  eine  radikale  Weise,  sodaß  auch  die 
letzten  Spuren  davon  gänzlich  verschwinden,  so  muß  man 
leider  sagen,  daß  der  Staat  noch  nicht  genügend  erkannt  hat, 
wie  sehr  die  Sicherheit  und  das  Gedeihen  aller  Unternehmen 
in  seinem  höchst  eigenen  Interesse  liegt. 

Heute  ist  bereits  von  der  Gefahr  der  Auswanderung  un¬ 
serer  Industrie  nach  den  valutaschwachen  Ländern  die  Rede. 
Der  hohe  Stand  des  Schweizerfrankens,  der  gewisse  Leute 

A)  Vergl.  Protokoll  der  Sitzung,  pag.  43. 

2)  Im  Jahre  1921  war  es  bereits  vielen  Unternehmern  nicht  mehr 
möglich,  ihr  Steuerbetreffnis  für  das  Jahr  1920  aus  dem  Ertrage  des 
Geschäftsjahres  von  1921  zu  begleichen.  Es  mußte  vielerorts  bereits 
der  Vermögensstamm  angegriffen  werden. 
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immer  noch  über  die  prekäre  Lage  des  Landes  hinwegzu¬ 
täuschen  vermag,  die  bezahlten  hohen  Löhne,  die  scharfe  Be¬ 
lastung  durch  Zölle  und  die  Frachtspesen  erschweren  die  Kon¬ 
kurrenzfähigkeit  der  schweizerischen  Industrien  fast  zur  Un¬ 
möglichkeit,  und  just  in  diesem  Augenblicke  volkswirtschaft¬ 
lich  höchster  Gefahr  denkt  man  daran,  diese  äußersten 
Schutzes  bedürftigen  Produktionszweige  durch  eine  Überge¬ 
winnsteuer  noch  mehr  zu  belasten.  Klingt  es  nicht  fast  wie 
die  Fabel  vom  halbtoten  Hund,  dem  der  Esel  noch  den  letzten 
Fußtritt  versetzt? 

Eine  dauernde  Übergewinnsteuer  hätte  aber  nicht  bloß 
vom  privatwirtschaftlichen  Standpunkte  aus  betrachtet  ihre 
unheilvollen  Wirkungen.  Durch  eine  solche  Steuer  würden 
auch  die  Kantone  und  Gemeinden  in  ihren  steuerlichen  In¬ 
teressen  stark  gefährdet.  Die  Steuer  würde  gerade  jene 
Steuerobjekte  für  sich  in  Anspruch  nehmen,  wo  die  Wirkung 
der  progressiven  Sätze  für  Staats-  und  Gemeindesteuern  den 
höchsten  Grad  erreicht  hatte.  Selbst  eine  Beteiligung  dieser 
Kreise  am  finanziellen  Ertrag  der  Steuer  würde  durch  den 
Verlust,  den  sie  dadurch  erleiden  würden,  kaum  auszuglei¬ 
chen  sein. 

Was  das  jährliche  Ergebnis  dieser  Steuer  betrifft,  das  auf 
ca.  20  Millionen  Franken  budgetiert  wurde,  ist  zu  bemerken, 
daß  solche  Weissagungen  oft  der  Wirklichkeit  nur  sehr  nahe 
kommen.  Es  verhält  sich  damit  ungefähr  so,  wie  wenn  die 
Voranschläge,  um  anstandslos  im  Parlamente  zu  passieren, 
möglichst  niedrig  gehalten  werden,  im  guten  Glauben  natür¬ 
lich,  daß  die  fehlenden  Gelder  durch  Nachtragskredite  nolens 
volens  auch  noch  zugestanden  werden  müssen.  So  hat  Herr 
Bundesrat  Motta  den  Ertrag  der  Kriegsgewinnsteuer  auf  jähr¬ 
lich  6 — 15  Millionen  Franken  bei  einem  maximalen  Steuer¬ 
sätze  von  25  Prozent  geschätzt.  Dieser  vorgesehene  Höchst¬ 
satz  ist  dann  in  der  Folge  als  unterste  Grenze  genommen  wor¬ 
den  und  der  Ertrag  ist  auf  jährlich  etwa  120  Millionen  ge¬ 
stiegen. 
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ln  einer  solchen  Politik  liegt  aber  eine  nicht  geringe  Un¬ 
stetigkeit  und  Selbsttäuschung,  und  man  darf  es  den  interes¬ 
sierten  Kreisen  nicht  übel  nehmen,  wenn  neue  Steuerprojekte 
nicht  mehr  so  leichthin  geschluckt  werden,  wie  das  von  oben 
herab  erwartet  wird.  Der  Steuerträger  hat  immer  noch  ein 
Recht  zu  verlangen,  daß  neue  Steuern  in  ihrer  gesamten  Wir¬ 
kung  so  gut  als  möglich  untersucht  werden,  und  daß  sie  nicht, 
um  in  der  Form  gefälliger,  in  der  Belastung  aber  um  so 
schmerzlicher  zu  sein,  unter  unzutreffenden  Voraussetzungen 
erhoben  werden.  Hs  ist  verständlich,  wenn  Handel  und  In¬ 
dustrie  das  nötige  Vertrauen  auch  in  die  Frage  mangelt,  daß 
ein  angemessener  Gesetzestext  resultieren  würde.  Man  ist 
in  diesen  Kreisen  überzeugt,  daß  ein  unter  der  gegenwärtigen 
krankhaften  Mentalität  neu  zu  schaffendes  Übergewinnsteuer¬ 
gesetz  der  Unternehmungslust,  und  damit  der  ganzen  Volks¬ 
wirtschaft  einen  schweren  Schaden  zufügen  würde.  Will  man 
nicht  fernerhin  die  Stimmen  und  Warnrufe  der  am  nächsten 
Betroffenen  überhören,  sondern  sie  für  irgend  ein  ähnliches 
Steuergesetz  zu  gewinnen  suchen,  so  wäre  sicherlich  vorerst 
der  völlige  Beweis  darüber  zu  erbringen,  daß  es  sich  bei  den 
Grundlagen  einer  ev.  Übergewinnsteuer  um  etwas  ganz  an¬ 
deres  handeln  müsse,  als  bei  der  früheren  Besteuerung  der 
Kriegsgewinne.  So  müßte  beispielsweise  eine  ganze  Reihe 
von  Bestimmungen  und  Eingriffen  öffentlicher  Organe  ver¬ 
schwinden,  jene  vexatorischen  Auswüchse,  die  die  Kriegsge¬ 
winnsteuer  zu  einem  so  verhaßten  Fiscalinstrumente  des  Bun¬ 
des  gemacht  haben. 

Wo  liegt  nun  aber  der  Kern  der  Sache,  der  diesem  neuen 
Steuerprojekte  schon  bei  seinem  Bekanntwerden  so  erbitterte 
Gegner  zugeführt  hat?  Wir  erblicken  diesen  Kern  darin,  daß 
es  sich  nicht,  wie  behauptet  wurde,  um  eine  Besitzsteuer  ge¬ 
handelt  hat,  die  von  der  Mehrzahl  aller  Bürger  zu  tragen  ge¬ 
wesen  wäre,  sondern  im  engsten  Sinne  um  eine  neue  partielle 
Bundeseinkommenssteuer,  die  nur  bestimmten  Berufsklassen 
auferlegt  werden  sollte.  Eine  partielle  Bundeseinkommens- 
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Steuer,  —  nichts  anderes  also,  als  was  wir  während  5  Jahren 
unter  der  Bezeichnung  Kriegsgewinnsteuer  nach  allen  Teilen 
hin  ausgekostet  haben.  Nicht  die  Höhe  des  Einkommens  — 
und  das  gilt  für  beide  Steuern  —  sondern  die  Art  des  Erwer¬ 
bes  soll  die  Steuerpflicht  schaffen.  Damit  würde  man  aber 
gewiß  einen  ganz  neuen  Steuerbegriff  bilden,  der  jedoch  die 
demokratische  Auffassung  von  der  steuerlichen  Rechtsgleich¬ 
heit  aller  Berufs-  und  Erwerbszweige  mit  Füßen  treten  würde. 
Was  Handel  und  Industrie  heute  bedürfen,  ist  Luft  und  Frei¬ 
heit  zu  weiterer  Entwicklung,  nicht  eine  neue  Belastung  des 
Gewinnes  und  staatliche  Bevormundung,  die  jede  Initiative 
zum  Vorneherein  lähmen  muß. 


VI.  Schlußbetrachtungen. 


§  14.  Kriegsgewinnsteuer  und  gegenwärtige 
wirtschaftliche  Lage. 

Der  Optimismus  aller  jener,  die  von  der  Nachkriegszeit 
eine  Wiederbelebung  der  internationalen  Handelsbeziehungen 
erwartet  haben,  und  damit  auch  eine  allmähliche  Erstarkung 
der  nationalen  Erwerbstätigkeit,  ist  gründlich  getäuscht  wor¬ 
den.  Dem  Kriegsende  ist  eine  Weltkrisis  von  unerhörter 
Wucht  und  Ausdehnung  gefolgt,  deren  besonders  scharfe 
Rückwirkungen  heute  die  Schweiz  zu  spüren  bekommt.  Die 
Faktoren,  deren  Zusammenwirken  die  gegenwärtige  Krisis  in 
der  Schweiz  drastischer  und  gefährlicher  gestaltet  haben,  als 
irgendwo,  lassen  sich  etwa  wie  folgt  zusammenfassen:  Es 
sind  neben  der  allgemeinen  Weltkrisis  vor  allem:  1.  die  Teue¬ 
rung  unseres  Landes,  und  sodann  2.  die  ungünstigen  Valuta¬ 
verhältnisse. 

Der  Einfluß,  den  das  isolierte  Vorgehen  eines  Staates  auf 
die  Entwicklung  der  Weltkrisis  auszuüben  im  Stande  ist,  ist 
u.  E.  ein  so  geringer,  daß  er  füglich  unbeachtet  bleiben  darf. 
Von  erheblich  größerer  Tragweite  sind  aber  für  uns  die  unter 
1  und  2  genannten  Faktoren.  Im  Gegensatz  nun  zu  der  weit¬ 
verbreiteten  Ansicht,  daß  in  erster  Linie  die  schlechte  aus¬ 
ländische  Valuta  es  sei,  die  unser  gesamtes  Wirtschaftsleben 
lahmgelegt  habe,  halten  wir  die  heutige  besondere  Teuerung 
des  Landes  als  das  weit  wichtigere  Moment.  Gelingt  die 
Lösung  von  dieser  Seite  her  —  und  sie  muß  sehr  schnell  er¬ 
folgen,  wenn  an  eine  Rettung  der  Volkswirtschaft  noch  ge¬ 
glaubt  werden  muß  —  so  sind  damit  eine  Reihe  Voraussetz¬ 
ungen  gefunden,  die  gleichzeitig  auch  diejenigen  einer  Wie¬ 
deraufnahme  unserer  internationalen  Beziehungen  sind. 


188 


Wir  erinnern  dabei  nur  an  die  Ermöglichung  eines  wirk¬ 
samen  Lohnabbaues,  und  die  damit  verbundene  Anpassung 
unserer  Produktionskosten  an  diejenigen  des  Auslandes.  Um 
diesem  volkswirtschaftlichen  Gebote  Nachachtung  zu  ver¬ 
schaffen,  sind  aber  zwei  Erfordernisse  dringende  Voraus¬ 
setzung.  Einmal  die  endgültige  Verzichtleistung  auf  die  durch 
den  Krieg  notwendig  gewordene  Monopolwirtschaft  des  Bun¬ 
des  und  sodann  die  staatliche  Preisregulierung  des  Zwischen¬ 
handels.  Gänzliche  Liquidierung  aller  Monopolwaren  zu  Welt¬ 
marktpreisen  und  Festsetzung  von  Maximalpreisen  für  alle 
notwendigen  Bedarfsartikel  durch  den  Bund,  genügen  heute 
allein  schon,  um  die  besondere  Härte  unserer  Landeskrise 
etwas  zu  mildern.  Gegen  die  letzte  Forderung,  die  gute  Wir¬ 
kung  der  ersteren  wird  bereits  allgemein  anerkannt,  erhebt 
sich  nun  aber  der  Einwand  der  Untauglichkeit  der  Maßnahme 
aus  der  Zeit  der  versuchsweisen  Anwendung  während  des 
Krieges.  Eine  Limitierung  der  Preissätze  heute  oder  vor  drei 
Jahren  ist  aber  etwas  ganz  anderes.  Damals  hat  dieses  Mit¬ 
tel  fehlgeschlagen,  weil  infolge  der  großen  Warenknappheit, 
und  dem  damit  verbundenen  Auseinanderfallen  von  Angebot 
und  Nachfrage  der  Käufer  selbst  es  war,  dem  die  Befriedi¬ 
gung  seines  Warenhungers  über  die  Schaffung  einer  gesun¬ 
den  Preispolitik  gegangen  ist,  er  allein  hat  die  Schuld  daran, 
daß  dieses  Mittel  so  gründlich  fehlgeschlagen  hat.  Heute  aber 
gebietet  die  ökonomische  Erschöpfung  des  Käufers  diesem 
eine  äußerste  Zurückhaltung  in  seiner  Lebenshaltung,  das 
Warenangebot  ist  annähernd  normal  geworden,  und  eine 
staatliche  Preispolitik  müßte  zweifellos  zum  Ergebnis  füh 
ren.1)  Es  ist  nun  menschlich  durchaus  begreiflich,  daß  Bund 
und  Zwischenhändler  gegen  eine  so  rigorose  Wirtschaftspoli¬ 
tik  sich  so  lange  als  möglich  sträuben  werden,  denn  es  ist 
ebenso  verständlich,  daß  dieser  Eingriff  in  die  privatwirt- 


*)  Ein  noch  wirksameres  Mittel  wäre  freilich  die  Aufhebung  aller 
Einfuhrbeschränkungen  für  Bedarfsartikel,  eine  Forderung,  die  aber  bei 
der  Bauernpartei  auf  sehr  harten  Widerstand  stossen  dürfte. 
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schaftliche  Erwerbstätigkeit  die  finanziell  schwächsten  Ele¬ 
mente  zur  Strecke  bringen  wird.  Frage  bei  diesem  Aderlaß 
bleibt  nur:  Ist  ein  Ende  mit  Schrecken  einem  Schrecken  ohne 
Ende  nicht  doch  vorzuziehen? 

Wirtschaftskrise  und  ausländische  Valuta  sind 
heute  der  Gegenstand  eifrigster  Beratungen  jeder  Erwerbs¬ 
klasse  geworden,  und  die  einseitige  Einstellung  auf  diesen 
Gegenstand  ist  so  weit  fortgeschritten,  daß  die  Lösung  des 
einen  Elementes  ohne  gleichzeitig  Behebung  des  andern  schon 
gar  nicht  mehr  denkbar  erscheint.  Eine  Menge  sinniger  und 
unsinniger  Lösungsversuche  sind  unternommen  worden,  aber 
noch  kein  einziger  hat  bis  heute  auch  nur  annähernd  An¬ 
spruch,  eine  Entspannung  der  Lage  herbeigeführt  zu  haben. 
Künstliche  Entwertung  unseres  Schweizerfrankens,1)  Zoller¬ 
höhungen,  Schutz  gegen  ruinöse  Valutaeinfuhr  durch  ausge¬ 
wählte  Einfuhrverbote,  Notstandsarbeiten  und  Unterstützung 
des  Exportes  durch  geeignete  staatliche  Maßnahmen.  Ver¬ 
hältnismäßig  die  einfachste  Lösung  der  ganzen  Frage  ist 
durch  die  verzweifelte  Forderung  der  schweizerischen  Land¬ 
wirtschaft  vorgeschlagen,  die  frischweg  den  Schluß  gezogen 
hat,  daß  nur  eine  Entnationalisierung  unserer  Industrie  ra¬ 
dikale  Abhilfe  schaffen  könne.  Wir  wollen  auf  dieses  Postu¬ 
lat  nicht  näher  eingehen,  sondern  an  den  Ausspruch  erinnern, 
den  jüngst  ein  schweizerischer  Großindustrieller  darauf  hin 
getan  hat:  „Es  wäre  wahrlich  ein  erhebendes  Bild,  mitanzu- 
sehen,  wie  Herr  Dr.  Laur  an  der  Spitze  seines  Volkes,  wie 
einst  Moses  es  getan,  in  das  fremde  Land,  wo  Milch  und 
Honig  fließe,  abwandern  würde.“2 

Die  ganze  Reihe  der  vorgeschlagenen  Hilfsmittel  krankt 
daran,  daß  ihre  Promotoren  unsere,  seit  langen  Jahren  aner¬ 
kannten  Grundlagen  einer  erfolgreichen  Industrie-  und  Han- 

*)  Man  lasse  den  Schweizerfranken,  der  annähernd  seiner  Parität 
entspricht,  wie  er  ist.  Der  einzige  Wunsch  der  übrig  bleibt,  ist,  daß 
es  der  Nationalbank  gelingen  möge,  ihn  fester  an  den  Dollar  zu  fesseln. 

2)  Dr.  W.  Boveri  in  einem  Vortrage  der  N.H.G.  Gruppe  Baden, 
am  17.  XI.  1921. 
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delspolitik  übersehen.  Sie  deuten  ohne  Ausnahme  auf  eine 
Abkehr  vom  Freihandel,  der  über  kurz  oder  lang  sich  doch 
wieder  durchringen  wird,  weil  nur  er,  gestützt  auf  die  fleißige 
und  tüchtige  Arbeit  unseres  Volkes  unsere  wirtschaftspoli¬ 
tische  Richtlinie  sein  kann.  Schutzzoll-Politik  bedeutet  für 
uns  Abschnürung  vom  Weltmarkt  und  damit  eine  Rückbildung 
der  ganzen  wirtschaftlichen  und  sozialen  Entwicklung  mit 
allen  ihren  Folgen. 

In  der  allgemeinen  Bedrängnis  des  schweizerischen  Ar¬ 
beitsmarktes  durch  den  niederen  Stand  der  fremden  Valuten, 
hat  sich  mit  Recht  die  Meinung  herausgebildet,  daß  die  heutige 
Krisis  des  Landes  in  erster  Linie  eine  Krisis  der  Exportindu¬ 
strie  sei,  noch  mehr,  daß  die  Exportkrisis  des  Landes  die 
schweizerische  Krisis  ausgelöst  habe. 

Es  ergibt  sich  somit  als  neues  Problem,  ob  nicht  vor 
allem  inbezug  auf  die  Exportproduktion  etwas  geschehen 
könnte  und  sollte?  Ausgangspunkt,  Weg  und  Ziel  wären  die¬ 
selben,  wie  gegenüber  der  Arbeitsstockung  in  andern  Be- 
rufsarten.  Es  muß  sich  endlich  die  Ansicht  durchringen,  daß 
die  Unterstützung  der  Arbeitslosen  ein  zweischneidiges 
Schwert  darstellt.  Indem  sie  den  Feiernden  unter  allen  Um¬ 
ständen  über  Wasser  hält,  wird  kaum  vermieden  werden  kön¬ 
nen,  daß  damit  minderwertige  Elemente  an  Trägheit  und 
Müßiggang  mit  seinen  üblen  Folgen  gewöhnt  und  darin  be¬ 
stärkt  werden.  Da  ist  dann  doch  weit  bessere  und  gesündere 
Hilfe  in  der  Schaffung  von  Arbeit,  und  zwar  natürlich  von 
möglichst  produktiver  Arbeit  zu  finden. 

Daß  der  auswärtige  Handel  und  die  Industrie  für  die  na¬ 
tionale  schweizerische  Volkswirtschaft  den  wichtigsten  Fak¬ 
tor  darstellen,  zu  dieser  Überzeugung  haben  sich  heute  be¬ 
reits  alle  sozialen  Klassen  des  Landes  durdhgerungen,  und  es 
muß  speziell  der  sozialdemokratischen  Partei  zu  Gute  gehal¬ 
ten  werden,  daß  sie  nicht  in  hinterster  Linie  gestanden  hat, 
die  Interessen  ihrer  sonst  so  diametral  gegen  über  stehenden 
Industrie  zu  vertreten.  Not  und  Einsicht  waren  eben  auch 
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hier  stärker  als  jede  parteipolitische  Kampfstellung,  und  es 
ist  verständlich,  daß  die  lautesten  Hilferufe  nach  einer  Wie¬ 
derbelebung  der  Exportfähigkeit  aus  den  Kreisen  der  am  tief¬ 
sten  von  der  Krisis  betroffenen  Landesteile  und  Arbeiter  er¬ 
tönt  sind. 

Von  allen  Vorschlägen  indes,  die  darauf  gerichtet  sind, 
die  Konkurrenzfähigkeit  der  schweizerischen  Exportindustrie 
zu  heben,  wollen  wir  nur  den  einen  etwas  auf  seine  Zweck¬ 
mäßigkeit  hin  untersuchen,  der  im  engsten  Zusammenhänge 
mit  der  Kriegsgewinnsteuer  gegenwärtig  genannt  wird.  Das 
ist  die  Frage  der  Gewährung  von  Exportprä¬ 
mien  an  notleidende  Unternehmungen,  die 
vom  Bunde  aus  dem  Ertrage  der  Kriegsgewinnsteuer  ausge¬ 
richtet  werden  sollten.1) 

Der  Gedanke,  aus  dem  beträchtlichen  Ertrage  der  Kriegs¬ 
gewinnsteuer  denjenigen,  die  in  erster  Linie  dazu  beigetragen 
haben,  dem  Bunde  diese  Mittel  in  kurzer  Zeit  zuzuführen,  in 
äußerster  Not  und  Bedrängnis  wieder  etwas  zurückzuerstat¬ 
ten,  liegt  durchaus  nahe.  England  beispielsweise  ist  bereits 
mit  einer  derartigen  Maßnahme  vorausgegangen,  indem  es 
Geschäften,  die  mit  Verlusten  arbeiteten,  diese  aus  dem  Er¬ 
trage  zurückersitattet  haben.  Darum,  so  wird  behauptet,  sei 
England  gegenwärtig  in  der  Lage,  unserer  Industrie  mit  Erfolg 
Konkurrenz  zu  machen. 

Der  Bundesrat  hat  bereits  in  seiner  Botschaft  vom  7.  Ok¬ 
tober  1921  betr.  neue  Maßnahmen  zur  Bekämpfung  der  Ar¬ 
beitslosigkeit  auf  die  außerordentlich  ungünstige  wirtschaft¬ 
liche  Lage  unseres  Landes,  die  zunehmende  Arbeitslosigkeit 

1)  Diese  Forderung  stellt  ein  St.  Galler  Industrieller  im  St.  Galler 
Tagblatt  vom  21.  November  1921,  indem  er  schreibt:  „. ..  Und  nun 
die  bescheidene,  aber  eindringliche  Frage  an  den  Staat:  Wo  bleibt 
jetzt  Deine  Teilhaberschaft?  Ist  es  vermessen  oder  unrecht,  wenn 
nun  die  Forderung  erhoben  wird,  genau  so,  wie  Du  Dich  am  Überertrag 
über  das  Ergebnis  normaler  Zeiten  beteiligt  hast,  so  beteilige  Dich 
jetzt  in  gleichem  Umfang  und  nach  gleichem  Grundsatz  auch  am 
heutigen  Unterertrag?“ 
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und  die  trüben  Aussichten  für  den  kommenden  Winter  hinge¬ 
wiesen.  Unter  diesen  Verhältnissen  leidet  insbesondere  die 
Uhrenindustrie,  und  die  Krisis  hat  für  einzelne  Gebiete, 
welche  hauptsächlich  auf  sie  angewiesen  sind,  katastrophalen 
Charakter  angenommen.1)  Am  19.  Oktober  1921  hat  der 
schweizerische  Nationalrat,  gestützt  auf  die  Botschaft  vom 
10.  Oktober  1921  (Vergl.  unten)  beschlossen,  der  Uhrenindu- 
strie  zur  Erleichterung  der  Wiederaufnahme  ihrer  Produktion 
und  der  Verwertung  ihrer  Erzeugnisse  eine  vorübergehende 
außerordentliche  finanzielle  Hilfe  zu  gewähren,  und  es  wurde 
zu  diesem  Zwecke  dem  Bundesrate  ein  Kredit  von  5  Millionen 
Franken  eröffnet.  Der  Bundesrat  hatte  20  Millionen  bean¬ 
tragt.  Eine  ähnliche  Hilfe  ist  auch  der  Stickereiindustrie  zu¬ 
gesichert.  Was  ist  nun  von  dieser  bundesstaatlichen  Hilfs¬ 
aktion  zu  halten? 

Schon  der  Hinweis  darauf,  daß  Bundesrat  und  Volksver¬ 
tretung  in  dem  Ausmaße  der  Kreditgewährung  so  stark  von¬ 
einander  abgewichen  sind,  zeigt  mit  Deutlichkeit,  wie  wenig 
klar  man  sich  gewesen  ist  über  die  zweckmäßige  Verwendung 
einerseits  und  die  erforderlichen  Ausführungsbestimmungen 
dieses  Fünfmillionen-Kredites  andererseits.  Denn  während 
sich  in  Bern  der  Bundesrat  und  die  andern  ausführenden  Or¬ 
gane  die  Köpfe  zerbrechen  über  die  gerechte  zweckdienliche 
Repartion,  sind  die  wirtschaftlichen  Verhältnisse  schonungs¬ 
los  über  diese  Tatsachen  hinweggeschritten,und  heute  wünscht 
man  sowohl  in  der  Uhren-  als  auch  in  der  Stickereiindustrie 
nichts  sehnlicher,  als  der  Bund  möge  auch  dieses  Scherflein 
zu  Gunsten  der  Exportindustrie  für  sich  behalten. 

Man  sprach  zuerst  von  Beiträgen  zum  Valutaausgleich. 
Inzwischen  sind  aber  die  ausländischen  Valuten  neuerdings 
so  rapid  zurückgegangen,  daß  bereits  wenige  Wochen  nach 
dem  erwähnten  Bundesratsbeschluß  diese  Art  von  Hilfe  ganz 

x)  Vergl.  Botschaft  des  B.R.  an  die  Bundesversammlung  betr. 
eine  a.  o.  Bundeshilfe  für  die  schweizerische  Uhrenindustrie  vom  10. 
Oktober  1921  B.B1.  No.  41,  pag.  494  ff.  und  ferner  No.  40,  S.  413  ff. 
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fallen  gelassen  worden  ist.  Die  Valutadifferenzen  würden 
heute  schon  so  große  Summen  erfordern,  daß  die  beiden 
notleidensten  Zweige  der  Exportindustrie  die  ganze  Bundes¬ 
subvention  für  sich  allein  in  Anspruch  nehmen  müßten,  für 
alle  andern  Zweige  also  nichts  mehr  zu  erwarten  wäre.  So¬ 
lange  also  eine  Stabilisierung  der  havarierten  Valuten  von 
den  betreffenden  Staaten  nicht  zu  erreichen  ist,  erfordert  eine 
Valutaausgleichsprämie1)  derartige  Zuschüsse  aus  der  Bun¬ 
deskasse,  daß  auf  die  Dauer  so  nicht  weiter  gewirtschaftet 
werden  kann,  bei  Gefahr  sowohl  einer  allmählichen  Erschöpf¬ 
ung  aller  verfügbaren  Bundesmittel  und  der  sehr  ungleichen 
Behandlung  der  übrigen  nicht  minder  notleidenden  Erwerbs¬ 
zweige  des  Landes.2) 

Außer  diesen  Valutastürzen  wird  die  Wirkung  einer 
Bundeshilfe  in  bar  aber  durch  den  inländischen  Handelsver¬ 
kehr  selbst  zum  großen  Teile  verunmöglicht,  indem  die  Uhren¬ 
grossisten,  indem  sie  sich  auf  diese  Barzuschüsse  berufen, 
dadurch  den  Fabrikanten  in  den  Stand  versetzt  glauben,  nun 
seine  Verkaufspreise  entsprechend  zu  reduzieren. 

Ähnlich  liegen  die  Dinge  zum  Beispiel  in  der  Baumwoll¬ 
spinnerei,  die  ganz  besonders  unter  der  englischen  Konkur¬ 
renz  zu  leiden  hat,  die  auch  die  billigsten  schweizerischen 
Preise  heute  noch  um  10  Prozent  zu  unterbieten  vermag. 
Auch  hier  scheint  es  uns  mehr  die  Absicht  der  Unternehmer 
zu  sein,  unter  dem  zwar  berechtigten  Vorwände  wirtschaft¬ 
licher  Ohnmacht,  den  Bund  zu  zwingen,  von  den  Ihnen  abge¬ 
nommenen  Kriegsgewinnen  wieder  einen  Teil  zurückzugeben, 
als  der  ernstliche  Glaube,  daß  auch  durch  eine  weitgehende 
Beschneidung  der  eingezogenen  Kriegsgewinne  eine  merk¬ 
bare  Wiederbelebung  unserer  Exporttätigkeit  erreicht  werden 
könnte.  Wir  sind,  trotz  der  Voraussicht  eines  ergebnislosen 

1)  Diese  Form  der  Unterstützung  der  Exportindustrie  verlangt  ein 
Industrieller  im  St.  Galler  Tagblatt  vom  21.  November  1921,  No.  273. 

2)  Mit  dem  gleichen  Rechte  könnte  natürlich  auch  die  Hotel¬ 
industrie  durch  den  Ausfall  des  Fremdenverkehrs  Valutaausgleichs¬ 
prämien  verlangen. 
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Verlaufes  solcher  Anstrengungen,  dennoch  der  Ansicht,  daß 
eine  teilweise  Rückzahlung  der  eingezogenen  Kriegsgewinne 
im  gegenwärtigen  Zeitpunkte  ein  gerechtes  und  billiges  Ge¬ 
bot  wäre.1)  Heute,  wo  die  Forderung  der  Notwendigkeit  von 
Unterstützungen  tagtäglich  an  den  Bund  gestellt  werden  muß, 
darf  auch  dieser  ausserordentliche  Weg  nicht  ohne  ernstliche 
Prüfung  von  der  Hand  gewiesen  werden.  Es  ließe  sich  bei¬ 
spielsweise  denken,  daß  diejenigen  Unternehmungen,  die  in¬ 
folge  allzu  geringer  Barmittel  —  infolge  der  ihnen  abgenom¬ 
menen  hohen  Summen  der  Kriegsgewinne  —  für  ein  oder 
zwei  Jahre  von  den  drückendsten  Steuern  gänzlich  entlastet 
würden,  oder  daß  ihnen  aus  dem  Ertrage  der  Kriegsgewinn¬ 
steuer  einmalige  außerordentliche  Zuwendungen  für  drin¬ 
gende  Abschreibungen,2)  die  während  der  Kriegszeit  zu  einem 
guten  Teile  unterblieben  sind,  gewährt  würden.  Die  großen 
Verluste,  die  einzelne  Unternehmungen  in  der  Nachkriegs¬ 
zeit  ertragen  müssen,  sind  zum  großen  Teile  eine  Folge  un¬ 
gewöhnlich  hoher  Abschreibungen,  als  deren  Ursachen  die 
plötzlichen  Preisstürze  auf  den  meisten  Rohmaterialien  zu 
nennen  sind. 

Es  zeigt  sich  auch  in  diesem  Punkte  unseres  Gesetzes 
eine  große  Schwäche  gegenüber  dem  Vorgehen  des  Auslan¬ 
des.  Da,  wo  das  englische  Gesetz  bereits  im  Gesetzestexte 
Rückzahlungen  von  Kriegsgewinnen  vorsieht,  fehlt  im 
schweizerischen  Kriegsgewinnsteuergesetz  jeder  derartige 
Rückhalt,  die  kriegsgewinnzahlende  Industrie  der  Schweiz 
ist  lediglich  der  Gnade  oder  Ungnade  einer  Verwaltung  aus- 
geliefert,  die  solche  Fragen  mit  Vorliebe  unter  rein  fiscali- 
schen  Gesichtspunkten  zu  beurteilen  pflegt.  „Es  ist  ein  wei¬ 
teres  der  zahlreichen  Beispiele,  wie  sehr  in  den  scheinbar 

A)  Dazu:  Zürcher  Post  vom  24.  November  1921,  No.  276:  „Soll  die 
Kriegsgewinnsteuer  zurückbezahlt  werden?“ 

2)  Wieder  eine  andere  Unternehmung  wird  die  Gelegenheit  be¬ 
nützen,  billige  Rohstoffe  einzukaufen,  und  so  das  Warenlager  im  Durch¬ 
schnittswerte  herabzusetzen,  oder  Kredite  zu  wagen,  die  sie  sonst  wohl 
kaum  eingegangen  wäre. 
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weniger  demokratischen  Ländern  die  Behörden  dennoch  die 
Mittel  und  den  Mut  finden,  vielleicht  auch  unpopuläre  Maß¬ 
nahmen  zum  Schutze  der  Industrie  durchzuführen,  da  wo  sie 
sich  als  notwendig  erweisen.“1) 

Wenn  heute  bei  Industrie  und  Handel  die  Frage  im  Vor¬ 
dergrund  steht,  wie  in  irgend  einer  Form  dem  kriegszeitlichen 
Raubbau  des  Bundes  an  der  Industrie  wirksam  entgegenge¬ 
treten  werden  könnte,  so  ist  damit  die  Frage  der  Kriegsge¬ 
winnsteuer  noch  lange  nicht  in  ein  neues  Stadium  getreten. 
Das  heutige  Stadium  heißt  Liquidation,  und  das  ist  keine 
Kleinigkeit.  Die  Ausstände  sind  groß,  und  es  fehlen  vieler¬ 
orts  die  flüssigen  Mittel.  Was  die  Frage  der  Rückerstattung 
betrifft,  so  ist  bei  den  Industriellen  auch  hier  der  Wunsch  Va¬ 
ter  des  Gedankens  gewesen,  und  die  unzähligen,  bei  der  eid¬ 
genössischen  Kriegssteuerverwaltung  eingereichten  Gesuche 
und  Anfragen  um  Wiedererstattung  beweisen  weiter  nichts, 
als  die  alte  Wahrheit,  daß  der  finanzielle  Erfolg  einer  Steuer 
nicht  auch  gleichzeitig  wirtschaftspolitisch  ein  guter  Schritt 
war,  sondern  daß  auf  die  Dauer  entscheidend  ist  Aufrechter¬ 
haltung  einer  gesunden  Produktionsgrundlage,  aus  der  ja 
letzten  Endes  alles  Steuersoll  fließen  muß. 

Werfen  wir  abschließend  einen  letzten  Blick  auf  die 
Kriegsgewinnsteuer,  so  ist  zu  sagen,  daß  sie  in  allzu  einfacher 
Weise  ein  Mittel  gewesen  ist,  auf  wenige,  scheinbar  sehr 
leistungsfähige  Schultern  eine  Steuerlast  abzuladen,  die  grö¬ 
ßer  war  als  das  Bruttoerträgnis  aller  übrigen  eidgenössischen 
direkten  und  indirekten  Steuern  zusammen.2)  Diese  Einsei- 


*)  N.  Z.  Z.  No.  1676  vom  24.  November  1921. 
2)  Es  haben  dem  Bunde  eingebracht: 


Halber  Militärpflichtersatz  (1915 — 1920) 

28  Millionen  Fr. 

1.  eidg.  Kriegssteuer  (Bruttoertrag) 
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was  ungefähr  dem  Bruttoerträge  der  Kriegsgewinnsteuer  entspricht. 
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tigkeit  der  schweizerischen  Finanzpolitik  wird  noch  ver¬ 
schärft  durch  zwei  weitere  Umstände.  Einmal  ist  der  große 
Teil  der  ersten  Kriegssteuer  ebenfalls  von  der  Industrie  ge¬ 
tragen  worden,  und  sodann  sind  die  erhöhten  Verkehrsge¬ 
bühren  und  Taxen  ebenfalls  auf  sie  entfallen.  Diesen  Lei¬ 
stungen  gegenüber  hat  sich  aber  Industrie  und  Handel  wäh¬ 
rend  des  Krieges  nicht  jenes  großen  Rückhaltes  von  Seiten 
des  Staates  erfreuen  können,  wie  das  im  Auslande  der  Fall 
gewesen  ist.  Was  die  Schweiz  an  wirklichen  Gewinnen  im 
Laufe  des  Krieges  erzielt  hat,  war  das  Ergebnis  ihres  eigenen 
Schaffens,  unter  erhöhten  Anstrengungen,  Anforderungen 
und  Risiken.  Es  ist  daher  in  den  wenigsten  Fällen  jener 
mühelose  und  sicherlich  verwerfliche  Kriegsgewinn  gewesen, 
wie  ihn  die  kriegführenden  Staaten  während  der  ganzen 
Dauer  des  Krieges  gekannt  haben. 
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